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ZWEITE BERATUNG
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ERSTE BERATUNG

Die beantragte Überweisung des Gesetzentwurfs an den Ausschuss
für Landwirtschaft, Forsten, Umwelt und Naturschutz wird abgelehnt.

Der Antrag, die ZWEITE BERATUNG des Gesetzentwurfs in der 47.
Plenarsitzung durchzuführen, wird angenommen.
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Gesetzentwurf der Fraktion DIE
LINKE
- Drucksache 5/2305 -
ERSTE BERATUNG

Die beantragten Überweisungen des Gesetzentwurfs an den Aus-
schuss für Landwirtschaft, Forsten, Umwelt und Naturschutz sowie
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Gesetzentwurf der Fraktion DIE
LINKE
- Drucksache 5/2304 -
ERSTE BERATUNG

Der Gesetzentwurf wird an den Haushalts- und Finanzausschuss -
federführend - sowie an den Ausschuss für Justiz, Bundes- und
Europaangelegenheiten überwiesen.

Die beantragte Überweisung des Gesetzentwurfs an den Innenaus-
schuss wird abgelehnt.

Enders, DIE LINKE 4182,
Lehmann, CDU 4183, 4183,

4183,
Kuschel, DIE LINKE 4183, 4187,

4190, 4190,
Bergner, FDP 4184,
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Gesetzentwurf der Fraktionen
der CDU und der SPD
- Drucksache 5/2302 -
ERSTE BERATUNG

Der Gesetzentwurf wird an den Ausschuss für Wirtschaft, Technolo-
gie und Arbeit - federführend - sowie an den Ausschuss für Justiz,
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Hausold, DIE LINKE 4191,
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Nachwahl und ggf. Ernennung
eines stellvertretenden Mit-
glieds des Thüringer Verfas-
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4203,

Wahlvorschlag der Fraktion der
SPD
- Drucksache 5/2300 -

Als stellvertretendes Mitglied für das Mitglied mit Befähigung zum
Richteramt Herrn Prof. Dr. Manfred Baldus wird Frau Petra Reiser-
Uhlenbruch in geheimer Wahl mit der erforderlichen Mehrheit von
zwei Dritteln der gesetzlichen Mitgliederzahl des Landtags gewählt.

Kowalleck, CDU 4204,
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König, DIE LINKE 4204,

Gemeinsame Bildungsverant-
wortung für gute Schulen und
Hochschulen - Für eine Ab-
schaffung des Kooperations-
verbotes zwischen Bund und
Bundesländern
hier: Nummer II

4204,

Antrag der Fraktion BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN
- Drucksache 5/1544 -
dazu: Beschlussempfehlung des

Ausschusses für Bildung,
Wissenschaft und Kultur
- Drucksache 5/2325 -

dazu: Alternativantrag der Frak-
tionen der CDU und der
SPD
- Drucksache 5/2333 -

Die Nummer II des Antrags wird abgelehnt.

Der Alternativantrag wird angenommen, nachdem der Antragsteller
der Teilung der Frage widersprochen hat.

Metz, SPD 4205, 4209,
Hitzing, FDP 4205,
Dr. Voigt, CDU 4206,
Rothe-Beinlich, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 4207, 4213,
Dr. Kaschuba, DIE LINKE 4210, 4213,
Matschie, Minister für Bildung, Wissenschaft und Kultur 4211, 4213,

4213, 4214,
Dr. Zeh, CDU 4214,

Vorlage eines Subventionsbe-
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4215,

Antrag der Fraktion BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN
- Drucksache 5/1825 -
dazu: Beschlussempfehlung des
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- Drucksache 5/2308 -

Die in der Beschlussempfehlung enthaltene Neufassung des Antrags
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Antrag der Fraktionen der CDU
und der SPD
- Drucksache 5/2180 -
dazu: Unterrichtung durch die

Landesregierung
- Drucksache 5/2194 -

Staatssekretär Staschewski erstattet einen Sofortbericht zu dem An-
trag.

Die Erfüllung des Berichtsersuchens wird festgestellt.

Staschewski, Staatssekretär 4218, 4231,
4231, 4231,

Heym, CDU 4220,
Hausold, DIE LINKE 4223,
Kemmerich, FDP 4225, 4231,
Adams, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 4227,
Lemb, SPD 4229,

Lockerung bzw. Abschaffung
der räumlichen Beschränkung
nach dem Asylverfahrensge-
setz und dem Aufenthaltsge-
setz

4231,

Antrag der Fraktion der FDP
- Drucksache 5/2273 -

Minister Geibert erstattet einen Sofortbericht zu Nummer 2 des An-
trags.

Die Erfüllung des Berichtsersuchens zu Nummer 2 des Antrags wird
festgestellt.

Nummer 1 des Antrags wird abgelehnt.

Bergner, FDP 4231, 4238,
Geibert, Innenminister 4232,
Rothe-Beinlich, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 4232,
Holbe, CDU 4234,
Berninger, DIE LINKE 4234,
Kanis, SPD 4237,

Sicherheit auf Thüringer Bahn-
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4239,

Antrag der Fraktion der FDP
- Drucksache 5/2274 -

Minister Carius erstattet einen Sofortbericht zu Nummer 1 des An-
trags.

Die Erfüllung des Berichtsersuchens zu Nummer 1 des Antrags wird
festgestellt.

Nummer 2 des Antrags wird abgelehnt.

Untermann, FDP 4239, 4244,
4247,
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Carius, Minister für Bau, Landesentwicklung und Verkehr 4239,
Dr. Lukin, DIE LINKE 4241,
Doht, SPD 4242,
Schubert, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 4242,
Tasch, CDU 4243,
Meyer, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 4245, 4246,
Recknagel, FDP 4246,

„Grünes Band“ als „Nationales
Naturmonument“ ausweisen

4247,

Antrag der Fraktion BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN
- Drucksache 5/2279 -

Der Antrag wird an den Ausschuss für Landwirtschaft, Forsten, Um-
welt und Naturschutz überwiesen.

Dr. Augsten, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 4247,

Rechtssicherheit schaffen: Re-
gionale Raumordnungspläne
in Kraft setzen

4247,

Antrag der Fraktion BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN
- Drucksache 5/2280 -

Die Nummern 1 und 2 des Antrags werden in getrennter Abstim-
mung jeweils abgelehnt.

Schubert, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 4247, 4255,
Carius, Minister für Bau, Landesentwicklung und Verkehr 4249,
Enders, DIE LINKE 4251,
Doht, SPD 4252,
Untermann, FDP 4253,
Tasch, CDU 4254,
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Beginn: 9.01 Uhr

Präsidentin Diezel:

Meine sehr geehrten Damen und Herren Abgeord-
neten, ich heiße Sie herzlich willkommen zur heuti-
gen Sitzung des Thüringer Landtags, die ich hiermit
eröffne. Ich begrüße die Gäste auf der Zuschauer-
tribüne und die Vertreterinnen und Vertreter der
Medien.

Als Schriftführer hat neben mir Abgeordneter Reck-
nagel Platz genommen, die Rednerliste führt Frau
Abgeordnete König.

Für die heutige Sitzung haben sich entschuldigt:
Herr Abgeordneter Fiedler, Herr Abgeordneter Hell-
mann, Herr Abgeordneter von der Krone, Frau Ab-
geordnete Siegesmund und Frau Ministerin Wals-
mann.

Folgender Hinweis zur Tagesordnung: Zu TOP 7
wurde ein Alternativantrag der Fraktionen der CDU
und der SPD in der Drucksache 5/2333 verteilt.

Gibt es weitere Anmerkungen zur Tagesordnung?
Ich sehe, das ist nicht der Fall.

Der Tagesordnungspunkt 1 a und b wurde abge-
setzt, so dass wir mit dem Aufruf des Tagesord-
nungspunkts 2 beginnen

Gesetz zur Änderung des Thü-
ringer Besoldungsgesetzes
und des Thüringer Pensions-
fondsgesetzes
Gesetzentwurf der Landesregie-
rung
- Drucksache 5/1733 -
dazu: Beschlussempfehlung des

Haushalts- und Finanzaus-
schusses
- Drucksache 5/2310 -

dazu: Änderungsantrag der Frak-
tion DIE LINKE
- Drucksache 5/2327 -

ZWEITE BERATUNG

Das Wort hat der Abgeordnete Huster aus dem
Haushalts- und Finanzausschuss zur Berichterstat-
tung. Bitte schön, Herr Huster.

Abgeordneter Huster, DIE LINKE:

Frau Präsidentin, guten Morgen werte Kolleginnen
und Kollegen, der Gesetzentwurf zur Änderung des
Thüringer Besoldungsgesetzes und des Thüringer
Pensionsfondsgesetzes in der Drucksache 5/1733
wurde am 11.11. hier im Plenum beraten und an
den Haushalts- und Finanzausschuss überwiesen.
Der Haushalts- und Finanzausschuss beschloss die
Durchführung einer schriftlichen Anhörung am
29.11.2010 mit einer Frist bis zum 14.01.2011. An-

zuhörende waren unter anderem die kommunalen
Spitzenverbände, der DGB, der Thüringer Beam-
tenbund, der Deutsche Hochschulverband und der
Thüringer Richterbund. Der Landkreistag bat um
die Verlängerung der Anhörungsfrist, so dass der
Haushalts- und Finanzausschuss im Ergebnis der
zugegangenen Stellungnahmen und möglicher Än-
derungsanträge am 17.02.2011 abschließend be-
riet. Zu dieser Sitzung lag ein Änderungsantrag der
Fraktion DIE LINKE vor, der die Ablehnung der ge-
planten Aussetzung der Einzahlung in den Pensi-
onsfonds zum Ziel hatte. Dieser Antrag wurde
mehrheitlich im HuFA abgelehnt, so dass Ihnen
heute mit der Beschlussempfehlung des Haushalts-
und Finanzausschusses wiederum mehrheitlich die
Annahme des Gesetzes empfohlen wird, und zwar
mit der Änderung, dass in Artikel 3 Satz 1 das Wort
„am“ durch die Worte „mit Wirkung vom“ ersetzt
wird. Herzlichen Dank.

(Beifall DIE LINKE)

Präsidentin Diezel:

Vielen Dank, Herr Abgeordneter. Ich eröffne die
Aussprache. Als Erster zu Wort gemeldet hat sich
der Abgeordnete Dr. Werner Pidde von der SPD-
Fraktion.

Abgeordneter Dr. Pidde, SPD:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, bei
dem vorliegenden Gesetzentwurf handelt es sich
um ein Artikelgesetz. In Artikel 1 soll das Besol-
dungsgesetz geändert werden und in Artikel 2 das
Pensionsfondsgesetz. Der Artikel 1 besteht aus
zwei Teilen - einmal die Neuregelung der Auslands-
besoldung. Der Grund dafür ist, dass auch der
Bund die Auslandsbesoldung geändert hat im Bun-
desbesoldungsgesetz, und der zweite Teil ist die
Abschaffung der leistungsorientierten Besoldung.
Die Regelung zur leistungsorientierten Vergütung
war im damaligen Tarifvertrag für den öffentlichen
Dienst der Länder enthalten. Mit dem letzten Tarif-
abschluss ist sie wieder abgeschafft worden und in-
sofern ist diese Regelung, die jetzt getroffen wer-
den soll, nur folgerichtig. Deshalb sehe ich den Arti-
kel 1 als weniger problematisch an. Wichtig für uns
ist, dass die Übertragung des Tarifergebnisses
auch auf die Thüringer Beamten Anwendung findet,
wie wir überhaupt als SPD-Fraktion uns dafür ein-
setzen, dass Angestellte und Beamte im Thüringer
Landesdienst gleichbehandelt werden.

Es hat zwar mit dem Gesetz nicht unmittelbar et-
was zu tun, aber ich möchte in diesem Zusammen-
hang noch einmal darauf hinweisen, dass wir mit
der Arbeitszeitverordnung eine Absenkung der Ar-
beitszeit der Beamten von 42 auf 40 Stunden be-
kommen, so wie es auch bei den Angestellten der
Fall ist, und das zum 1. Juli dieses Jahres. Unser
Wunsch war, dass wir das schon zum 1. Januar
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einführen. Der Koalitionspartner hat das allerdings
anders gesehen.

Meine Damen und Herren, beim Artikel 2, bei den
regelmäßigen Zuführungen zum Pensionsfonds, die
jetzt eingestellt werden sollen, muss man noch mal
klipp und klar sagen, das hat nichts zu tun mit den
Zahlungen an Beamte im Ruhestand, weil immer
wieder gesagt wird, die Altersvorsorge der Beamten
kommt jetzt ins Schwimmen. Das Argument ist voll-
kommen falsch. Die Pensionen werden so oder so
gezahlt. Die sind sicher und müssen aus der Lan-
deskasse gezahlt werden, auch das ist sicher. Die
Mittel aus dem Pensionsfonds sind dazu da, um
das Ganze abzufedern. Insofern würde ich mir
einen prall gefüllten Sack wünschen und man hätte
reichlich Geld, um das zu zahlen und brauchte nicht
auf andere Mittel zurückzugreifen. Hinter den Kulis-
sen, sowohl in der SPD-Fraktion als auch zwischen
den beiden Koalitionsfraktionen, haben wir darüber
beraten, ob man nicht doch dem Pensionsfonds
Mittel zuführen kann. Wir haben für 2011 keine red-
liche Möglichkeit gesehen. Das ist einfach der Fakt.

Ich habe auch gesehen, dass der Bund und einige
Bundesländer sinnvolle Regelungen haben, dass
sie für alle neuen Beamten Versorgungsrücklagen
bilden, die versicherungsmathematisch berechnet
sind, um zukünftigen Belastungen vorzubeugen.
Wir müssen schauen, ob wir in Zukunft dem Pensi-
onsfonds Gelder zuführen können, zum Beispiel im
Rahmen der Haushaltsberatung 2012, ob das mög-
lich sein wird. Die Mai-Steuerschätzung wird uns
dann schon eher den Weg weisen, ob das gehen
wird oder man es noch weiter aussetzen muss.

Deshalb sage ich, der Artikel 2 befriedigt wohl die
meisten hier im Rund nicht. Dass DIE LINKE jetzt
aber einen Änderungsantrag vorlegt, den Artikel
einfach zu streichen, das ist wieder einmal typisch.
Es bedeutet 8 Mio. € Mehrausgaben im Haushalt
2011 - 8 Mio. € im laufenden Haushalt. Bei den
Haushaltsberatungen haben Sie, liebe Kollegen,
keinen Änderungsantrag vorgebracht, Sie haben
keine Deckung vorgebracht, wie Sie die 8 Mio. € fi-
nanziell untersetzen wollen. Da war davon noch
überhaupt keine Rede. Da hätten Sie wirklich ein-
mal Farbe bekennen können und wir hätten voll
Stolz auf Ihren Vorschlag geschaut, wie Sie denn
die 8 Mio. € ausgleichen wollen.

(Unruhe DIE LINKE)

(Zwischenruf Abg. Ramelow, DIE LINKE: Die
Regierung muss einzahlen.)

Herr Ramelow, nun regen Sie sich doch mal nicht
auf. Das ist doch einfach nur der Fakt. Sie haben
keinen Änderungsantrag in dieser Hinsicht vorge-
legt.

(Zwischenruf Abg. Ramelow, DIE LINKE:
Das ist doch Unsinn.)

Na freilich. Sie brauchen nie einen finanziellen Vor-
schlag zu untersetzen, wo Sie das Geld herneh-
men. Das können immer andere machen. Meine
Fraktion macht etwas vollkommen falsch, bei jedem
Vorschlag überlegen wir, wie können wir das denn
bezahlen, wo kriegen wir die Gelder her?

(Beifall CDU, SPD)

Wir machen etwas vollkommen falsch. Wir müssten
so handeln wie Sie - immer nur fordern, egal wer
das Ganze bezahlen soll.

(Zwischenruf Abg. Ramelow, DIE LINKE:
Das sind die Staatsbeamten Ihrer Regierung,
ihr seid es doch.)

(Beifall CDU, SPD)

Hier geht es darum, wenn dieser Änderungsantrag
beschlossen werden würde, dann würde das be-
deuten, dass sofort 8 Mio. € im laufenden Haushalt
fehlen. Sofort wäre ein 8-Millionen-Loch da. Das in-
teressiert Sie nicht, das weiß ich.

(Zwischenruf Abg. Ramelow, DIE LINKE:
Dann geben Sie doch das Geld an die Beam-
ten zurück. Das sind Taschenspielertricks,
was Sie da sagen, Herr Pidde.)

Das interessiert Sie doch überhaupt nicht.

(Beifall CDU, SPD)

Präsidentin Diezel:

Ich bitte um etwas Ruhe für den Redner.

Abgeordneter Dr. Pidde, SPD:

Ich verstehe nicht, warum Sie sich so aufregen,
wenn Sie das überhaupt nicht interessiert, wo das
Geld herkommt. Dieser Antrag ist total indiskutabel.
Ich würde mir wünschen, dass alle Fraktionen sich
auch entsprechend Gedanken machen, wie sie die
Vorschläge, die sie machen, auch finanziell unter-
setzen und da erkennt man hier und da das Bemü-
hen.

(Unruhe DIE LINKE)

In meiner eigenen Fraktion wird das jedes Mal fi-
nanziell untersetzt. Bei Ihnen würde ich mir wün-
schen, bekennen Sie doch wenigstens einmal zu
einem Vorschlag Farbe und sagen Sie, wie man es
bezahlen will. Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Zwischenruf Abg. Dr. Lukin, DIE LINKE: Sol-
len wir unsere ganzen Vorschläge jetzt vor-
tragen?)

Präsidentin Diezel:

Vielen Dank, Herr Abgeordneter. Als Nächste
spricht Frau Abgeordnete Birgit Keller von der Frak-
tion DIE LINKE.
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Abgeordnete Keller, DIE LINKE:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Da-
men und Herren, auch in der zweiten Lesung des
Gesetzentwurfs kann ich Ihnen sagen, dass die Än-
derungen im Teil Besoldungsgesetz von meiner
Fraktion mitgetragen werden, aber der Teil Ausset-
zung der Zuführung zum Pensionsfonds nach wie
vor vehement kritisiert wird.

(Beifall DIE LINKE)

Deshalb haben wir Ihnen auch einen Änderungsan-
trag mit dem Ziel vorgelegt, dass das Pensions-
fondsgesetz nicht geändert wird. So weit, so gut,
meine Damen und Herren, eigentlich könnte ich mir
weitere Ausführungen zu diesem Thema jetzt spa-
ren, auch nach der Rede von Herrn Dr. Pidde, zu-
mindest jetzt, weil im Vergleich zum 11.11.2010
sich eigentlich gar nichts geändert hat. Aber genau
das ist unsere Kritik. Dabei ist zum Thema doch
durchaus sehr interessant hier im Parlament auch
viel geredet worden.

Gestatten Sie mir deshalb einen kleinen Rückblick
zum Verlauf. Bei der Einbringung des Gesetzent-
wurfs am 11.11.2010 hat mich insbesondere auch
die Rede des Herrn Dr. Pidde doch sehr begeistert.
Er sagte nämlich - ich darf zitieren: „Artikel 2 des
Gesetzentwurfs hat in der SPD-Fraktion erhebliche
Fragen aufgeworfen. Bis zur Beratung des Haus-
halts- und Finanzausschusses sind noch einige Ta-
ge Zeit und ich bin mir sicher, dass sich die Koaliti-
on auf eine vernünftige Position verständigen wird.
Zur Vorbereitung auf diese Diskussion werde ich
mir schon einmal den Koalitionsvertrag unter das
Kopfkissen legen.“ Nun hatte ich doch einiges er-
wartet. Im Haushalts- und Finanzausschuss am
29.11. wurde eine Anhörung beschlossen. Inhaltlich
passierte erst einmal nichts. Am 26.01. wurde die
Beratung vertagt, also da passierte die Steigerung
von nichts, nämlich gar nichts. Und am 17.02.2011
lag dann unser Änderungsantrag zur Streichung
des Artikels 2 zur Abstimmung im Ausschuss vor.

Was nun geschah, wird wohl niemanden mehr ver-
wundern. Der Änderungsantrag wurde abgelehnt,
wir haben die Berichterstattung hierzu gehört. Herr
Dr. Pidde hat versucht, in einer 180-Grad-Wende
zu erklären, warum man den Artikel 2 so nicht strei-
chen kann. Für meine Fraktion kann ich hier nur
noch einmal sagen: Während der Haushaltsdebatte
haben wir Vorschläge gemacht zur Senkung der
Nettoneuverschuldung. Wir haben über 100 Mio. €
Einsparungen in diesem Haushalt gefunden, haben
Vorschläge gemacht, und ich sage Ihnen, Herr
Dr. Pidde, bei 2,2 Mrd. € Personalkosten werden
doch die 8 Mio. € für den Pensionsfonds drin sein.

(Beifall DIE LINKE)

Für meine Fraktion möchte ich hier noch einmal
Folgendes erklären: Dass wir die Aussetzung der
Einzahlung in den Pensionsfonds ablehnen, weil es

sich um Geld der Beamtinnen und Beamten han-
delt,

(Beifall DIE LINKE)

auf das sie verzichtet haben, und zwar weil sie die-
ses Geld in die Vorsorge fließen lassen wollten.
Und das ist die Kritik, deshalb unser Änderungsan-
trag, für den ich hier noch einmal namens meiner
Fraktion werbe. Noch einmal: Inhalt des Ände-
rungsantrags ist nicht Pensionsfonds ja oder nein,
über den man natürlich so, wie er aufgestellt ist,
dennoch trefflich streiten könnte, sondern DIE LIN-
KE will nicht zusehen, wie das finanzielle Opfer der
Thüringer Beamtinnen und Beamten im allgemei-
nen Haushalt versickert. Vielen Dank.

(Zwischenruf Abg. Ramelow, DIE LINKE: So
ist es.)

(Beifall DIE LINKE)

Präsidentin Diezel:

Vielen Dank, Frau Abgeordnete. Für die CDU-Frak-
tion spricht der Abgeordnete Maik Kowalleck.

Abgeordneter Kowalleck, CDU:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren, bereits in der letzten Plenardebatte zu die-
sem Thema war es eine sehr emotionale Debatte.
Das hat vor allem gezeigt, dass uns das Thema der
zunehmenden Pensionslasten durchaus mit Sorge
erfüllt. Es wurden heute an dieser Stelle auch die
Personalkosten des Landes angesprochen. Ich
möchte hierauf auch noch einmal eingehen, insbe-
sondere im Zusammenhang mit dem Pensions-
fonds, da auch diese Personalkosten, die wir heute
haben, Auswirkungen auf die nächsten Jahrzehnte
haben.

An dieser Stelle möchte ich Ihnen auch den Son-
derbericht des Thüringer Rechnungshofs aus dem
Jahre 2010 empfehlen mit dem Thema „Konsolidie-
rung des Thüringer Landeshaushalts“. Hier wird
darauf verwiesen, dass allgemeine Besoldungs-
und Tariferhöhungen ein weiteres Ausgabenrisiko
künftiger Haushalte sind. Als ein Ansatzpunkt der
Haushaltskonsolidierung und Empfehlung zur
Durchführung des Konsolidierungsprozesses wer-
den unter anderem vorgeschlagen, dass die Perso-
nalausgaben generell durch eine entsprechende
Änderung des Tarifvertrags sowie durch sonstige
Änderungen aller relevanten rechtlichen Rege-
lungen und Vorschriften für die öffentlichen Be-
diensteten im Besoldungs-, Vergütungs- und Ver-
sorgungsbereich gesenkt werden können. Ange-
sichts der aktuellen Debatte zur Tarif- und Besol-
dungsrunde muss man sagen: Wir verstehen
durchaus das Ansinnen der Beschäftigten des öf-
fentlichen Dienstes, sie leisten eine hervorragende
und wichtige Arbeit für unseren Freistaat. Sie kön-
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nen es heute auch im Pressespiegel lesen; es ist
natürlich durchaus schwierig, wenn hier Summen
von 57 Mio. € im Raum stehen, die zusätzlich den
Landeshaushalt belasten sollen.

Herr Dr. Pidde hat bereits in der heutigen Debatte
die Rückkehr zur 40-Stunden-Woche angespro-
chen. Diese ist auf den Weg gebracht und wird uns
ebenfalls - das muss man ehrlich sagen - auch vor
Herausforderungen stellen. Das gehört auch zur
Wahrheit und das muss auch gesagt werden an
dieser Stelle.

Ich möchte noch einmal auf den Sonderbericht des
Landesrechnungshofs eingehen. Hier heißt es wei-
terhin: „Aufgrund des kontinuierlichen Anstiegs der
Ruhestandsfälle werden die Versorgungsausgaben
von rund 1,9 Mio. € im Jahr 1995, rund 58 Mio. € im
Jahr 2009 auf rund 400 Mio. € im Jahr 2020 anstei-
gen. Hierbei ist zu beachten, dass die Mittel aus
dem im Jahr 1990 eingerichteten Pensionsfonds“ -
man beachte - „nur in geringem Maße zur Finanzie-
rung der Versorgungsausgaben beitragen werden.“
Es gibt auch ein weiteres Gutachten, welches ich
an dieser Stelle anführen möchte, mit dem Titel
„Die Pensionslasten der Bundesländer im Vergleich
- Status quo und zukünftige Entwicklung“ aus dem
Jahr 2005 von Besendorfer, Dang und Raffelhü-
schen, in dem sogar von Pensionslasten für Thürin-
gen im Jahr 2020 von 470 Mio. €, im Jahr 2030 von
643 Mio. € ausgegangen wird.

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf, meine sehr
geehrten Damen und Herren, werden die Zuführun-
gen aus dem Landeshaushalt von etwa 8 Mio. €
jährlich an den Pensionsfonds vorübergehend aus-
gesetzt. Die Aussetzung der Zuführung beschränkt
sich auf die Jahre 2011 und 2012. Auch angesichts
der vorangegangenen Debatten und Stellungnah-
men muss nochmals klargestellt werden: Der Pen-
sionsfonds ist kein Kapitalstock, aus dem alle Pen-
sionen bezahlt werden, lediglich die Spitzen sollen
damit in der Zukunft abgefedert werden. Wir haben
ja momentan eine Doppelbelastung des Landes-
haushalts durch die laufenden und die kommenden
Versorgungsaufgaben und der vorliegende Gesetz-
entwurf sieht vor, aufgrund der angespannten
Haushaltslage diese Doppelbelastung vorüberge-
hend auszusetzen. In den Jahren ohne Kreditauf-
nahme - 2007, 2008 und 2009 - wurden dem Pensi-
onsfonds zusätzlich 85 Mio. € zugeführt. Die Mög-
lichkeiten der Zuführung bleiben auch weiterhin er-
halten. Nach Maßgabe des jeweiligen Landeshaus-
haltsplans können besondere Zuführungen dem
Sondervermögen des Landes zugeführt werden. So
besteht immer noch die Möglichkeit, dass bei einer
Entspannung der Haushaltslage eine Vorsorge ge-
troffen werden kann.

Der Finanzminister hat auch den Haushalts- und Fi-
nanzausschuss Anfang des Jahres über eine mögli-
che Kapitaldeckung der Beamtenversorgung infor-

miert. Auch in anderen Ländern gibt es zurzeit kei-
nen Pensionsfonds, der eine vollständige kapitalge-
deckte Beamtenversorgung gewährleisten kann. Ei-
ne Finanzierung ist nur dann sinnvoll, wenn die Er-
träge des Fondskapitals die für die Aufnahme des
Kapitals erforderlichen Zinsen übersteigen. Ich
möchte hier auch noch einmal betonen, für die Ver-
sorgungsansprüche der Beamten ist das Land ver-
antwortlich. Wenn Sie die vorliegenden Stellung-
nahmen durchgelesen haben, sehen Sie auch: Der
DGB hat in seiner Stellungnahme angegeben, dass
den Beamtinnen und Beamten ein Anspruch auf
Versorgung zusteht, unabhängig davon, ob genü-
gend Mittel in einem Pensionsfonds oder einer an-
ders gearteten Versorgungsrücklage vorhanden
sind. Der Pensionsfonds wurde 1999 gebildet, um
zukünftige Belastungen abzumildern. Es kann an
dieser Stelle nicht die Rede davon sein, etwa den
Pensionsfonds aufzulösen - diese Debatte hatten
wir auch schon. Ich verweise hier auch auf die Stel-
lungnahme des Thüringer Rechnungshofs, der
einen solchen Fonds durchaus als sinnvoll ansieht,
da auch im Sinne der Generationengerechtigkeit für
künftige Ausgaben Mittel zurückzulegen sind.

Auf die weiteren Punkte des Gesetzentwurfs wurde
auch schon ausführlich eingegangen. Hier wird z.B.
die Auslandsbesoldung neu geregelt, damit es zu
keiner Absenkung von Bezügen für die im Ausland
beschäftigten Thüringer Beamten kommt, und um
im Vergleich zu den Tarifbeschäftigten höhere Lei-
stungsbestandteile der Besoldung zu vermeiden,
gibt es eine Anpassung. Diese Regelung vermin-
dert Mehrausgaben in Höhe von 12,6 Mio. €. Danke
schön.

(Beifall CDU)

Präsidentin Diezel:

Vielen Dank, Herr Abgeordneter. Das Wort hat der
Abgeordnete Carsten Meyer von der Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Abgeordneter Meyer, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren, ich bin überrascht über die Emotionalität in
dieser Debatte. Das ist meiner Ansicht nach weder
von der Höhe noch dem Thema so richtig ange-
messen. Ich habe das aber auch im letzten Jahr,
als die Saison losging, schon zur Kenntnis genom-
men, die jetzt gerade ihrem Höhepunkt zustrebt. Ich
finde, zu dem Thema können wir als BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN nur den Fehler machen, dass wir
entweder in den Ruf des Plagiats kommen und das
erzählen, was alle anderen schon einmal erzählt
haben, oder nach dem Motto: Es haben alle schon
darüber geredet, nur wir noch nicht. Ich will es des-
halb ein bisschen grundsätzlicher angehen und
nicht zu den einzelnen Artikeln reden.
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Einige meiner Vorrednerinnen und Vorredner ha-
ben versucht, das Bild etwas größer zu malen. Ich
denke, das müssen wir auch tun. Wir reden heute
nicht über die Frage, ob der Artikel 1 oder 2 richtig
ist oder nicht, sondern über das Verhältnis von Be-
soldung, Beschäftigung und Versorgungslasten.
Wir wissen alle in diesem Raum, dass wir eine un-
terschiedlich hohe Zahl von Stellen in diesen Lan-
desbediensteten abbauen werden müssen, ob das
8.000, 9.000, 14.000 Menschen, Stellen oder auch
nur Vollzeitäquivalente sind, wissen wir nicht ge-
nau. Aber was wir auf jeden Fall wissen, ist, dass
das Thema Fürsorge für unsere Mitarbeitenden ein
zentrales Thema ist, aber nicht das Hauptthema.
Das Hauptthema ist zunächst einmal die Leistungs-
erbringung für die Bürgerinnen und Bürger. Das ist
das Entscheidende, was wir dabei berücksichtigen
müssen. Bei der Leistungserbringung für unsere
Bürgerinnen und Bürger ist dann als Zweites zu
überlegen, wie unser wichtiges Kapital, nämlich in
diesem Fall unsere Beschäftigten, vernünftig ver-
sorgt werden. Keine Beamtin, kein Beamter wird
auf seine oder ihre Versorgung verzichten müssen,
dafür ist das Recht da. Was wir heute diskutieren,
ist nichts weiter als die Frage, ob es Sinn macht,
aus Krediten eine Rücklage zu bilden. Das ist sinn-
los. Dem Pensionsfonds zuzuführen, ist erst dann
wieder sinnvoll, wenn wir keine Nettokreditaufnah-
me mehr haben. Da wir die aber in diesem und im
nächsten Jahr haben werden, kann es nicht sinnvoll
sein, für einen x-Prozentsatz Kredite aufzunehmen
und für einen y-Prozentsatz dann leider nur negati-
ves Geld zu erzielen für eine Pensionsfondsrückla-
ge. Ich kann Herrn Finanzminister nur darum bitten,
dafür zu sorgen, dass ab 2013 darauf geachtet
wird, dass beispielsweise etwas wie eine Pensions-
fondsrücklage zusätzlich in unsere Anstrengungen
hineinkommt, die wir sowieso schon haben müssen
von 500 Mio. €, 600 Mio. € oder 700 Mio. € im
nächsten Jahr. Sehr schön diese Absicht, aber wie
wir das dann stemmen wollen mit unseren vollmun-
digen Behauptungen, dass eine Pensionsfonds-
rücklage dafür dient, dass wir die Spitzen abfangen
können, das, meine Damen und Herren, müssen
wir miteinander erst mal diskutieren. Ich glaube
nicht daran, dass wir diese Diskussion heute an
diesem lächerlichen kleinen Beispiel diskutieren
von 8 Mio. €, das ist gar nicht unser Problem. Un-
ser Problem sind 400 Mio. € Pensionsfondslasten
im Jahr 2020 und 400 Mio. €, die wir dauerhaft je-
des Jahr in diesem Haushalt einsparen müssen. In-
sofern, unsere Fraktion stimmt der vorliegenden
Beschlussvorlage der Regierungskoalition zu und
lehnt den Vorschlag der LINKEN ab. Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Diezel:

Vielen Dank, Herr Abgeordneter. Für die FDP
spricht der Abgeordnete Lutz Recknagel.

Abgeordneter Recknagel, FDP:

Frau Präsidentin, sehr verehrte Damen und Herren,
wir müssen uns ein weiteres Mal mit dieser Ausset-
zung der Zuführung zum Pensionsfonds beschäfti-
gen. Ich habe bei der ersten Lesung schon gesagt,
es geht eigentlich nicht um die 8 Mio. €. Das ist ein
sehr geringer Betrag angesichts der sehr viel höher
notwendigen Zuführung zu einem Pensionsfonds,
wenn man denn ausfinanzieren wollte.

Herr Dr. Pidde, Sie haben von der Gleichbehand-
lung von Angestellten und Beamten bei den Erhö-
hungen gesprochen. Sie haben davon gesprochen,
dass Sie es für richtig halten, dass die 40-Stunden-
Woche für die Beamten eingeführt wird, nachdem
bisher 42 Stunden galten. Was Sie verschwiegen
haben, ist die Tatsache, dass Sie damit zusätzlich
erhebliche Lasten dem Land aufbürden. Herr Meyer
hat es ganz richtig gesagt, die Leistungserbringung
für die Bürger steht im Vordergrund. Wenn Sie für
die Leistungserbringung eine bestimmte Anzahl von
Beschäftigten, von Beamten zur Verfügung haben,
dann können Sie ganz logisch weniger Leistungen
erbringen, wenn jeder nur 40 Stunden arbeitet. Die
erheblichen finanziellen Lasten sind nicht nur die
5 Prozent mehr, die das kostet, sondern gerade im
Falle der Beamten sind es zudem auch noch die
Pensionslasten, die heute in unserer Haushalts-
rechnung praktisch nirgendwo auftauchen.

Herr Dr. Pidde, Sie haben gesagt, die Pensionen
seien sicher, sie werden auch in Zukunft gezahlt
werden. Ich hoffe das, aber sicher kann man sich
dessen nicht sein, denn wenn Sie weiter mitregie-
ren, ist dem ungebremsten Schuldenmachen wei-
terhin Tür und Tor geöffnet.

(Beifall FDP)

Irgendwann ist Thüringen mal in der Situation, sich
sehr ernsthaft überlegen zu müssen, ob man die
Pensionen in der Höhe noch zahlen kann. Wenn
nämlich die Verschuldungsgrenze des Grundge-
setzes auch für Thüringen durchschlagend wirksam
wird. Was ist, wenn der Haushalt weiter an die
Schuldengrenze geht? Was ist, wenn, was wir alle
wissen, wovon wir alle gesichert ausgehen können,
die Einnahmen weiter sinken? Die Schere öffnet
sich noch weiter und für die Beamten und für den
Haushalt des Landes insgesamt ist die Klappe ir-
gendwann zu.

Die Fraktion DIE LINKE hat den Vorschlag ge-
macht, den Artikel 2 zu streichen. Genau das würde
ich auch fordern. Ich halte es für falsch, auch wenn
es sich hier nur um einen vergleichsweise geringen
Betrag handelt, auf Rücklagen gänzlich zu verzich-
ten.

(Beifall FDP)

Ich hielte es für richtig, wenn wir sehr viel höhere
Rücklagen aufbauen würden. Sie haben gesagt,
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Herr Dr. Pidde, es gäbe keine Einsparvorschläge
der LINKEN und deshalb sei die Streichung schon
nicht machbar. Es gibt aber durchaus jede Menge
Einsparvorschläge der Liberalen. Die haben Sie
wohlweislich nicht erwähnt und damit wären nicht
nur die 8 Mio. €, um die es hier geht, sondern ein
weitaus größerer Betrag gegenzufinanzieren.

(Beifall FDP)

Frau Keller, Sie haben gesagt, Dr. Pidde hätte nicht
erklärt, warum der Artikel 2 nicht gestrichen wird. Er
hat es nicht nur nicht erklärt, sondern eigentlich hat-
te er gesagt, es ist egal. Es macht ihm nichts aus,
es ist irrelevant und dem muss man sich entgegen-
stellen.

(Zwischenruf Abg. Dr. Pidde, SPD: Das ist
doch vollkommener Quatsch. Man muss
auch ein bisschen bei der Wahrheit bleiben.)

(Beifall FDP)

Herr Kowalleck, Sie betrachten die Personalkosten
des Landes. Wir haben ein erhebliches Ausgabenri-
siko mit jeder Besoldungserhöhung, wie es der
Sonderbericht des Rechnungshofs auch dargestellt
hat. Jede Erhöhung des Tarifvertrags der Tarifbe-
schäftigten führt ja geradezu zwangsläufig dazu,
dass auch die Beamten in irgendeiner Form ange-
passt werden. Ich füge hinzu, auch die Änderung
der Arbeitszeit führt dazu, dass Sie die finanzielle
Situation verschärfen. Sie sprachen von den
400 Mio. € in 2020. Da haben wir doch eine greifba-
re Größenordnung. Andere Zahlen sprechen von
470 Mio. €, das ist noch erschreckender. Jede Fir-
ma - das verlangen wir als Gesetzgeber von jedem
ordentlichen Kaufmann - stellt Mittel zurück, wenn
sie Pensionsverpflichtungen hat. Dazu ist sie ver-
pflichtet im Interesse von Wahrheit und Klarheit -
ein bisschen Nachhilfe vielleicht über Wirtschafts-
recht.

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Das
ist Bilanzrecht.)

Das ist Bilanzrecht. Warum verlangt der Gesetzge-
ber das im Bilanzrecht? Er verlangt es unter ande-
rem deswegen, weil jeder Gläubiger wissen muss,
welche Mittel die Firma zur Rückzahlung der Schul-
den verwenden kann. Jeder Gläubiger muss das
wissen. Sie lassen die Gläubiger des Landes Thü-
ringen und die Bürger über die wirklichen Lasten,
über den Zeitverlauf im Unklaren. Das sollten Sie
nicht tun, weil Sie verstoßen, und das ist dann wie-
der Haushaltsrecht, gegen das Gebot von Wahrheit
und Klarheit. Sie verschleiern die wirkliche Lage,
Sie streuen den Leuten Sand ins Auge, weil Sie so
tun, als seien die Lasten eigentlich ganz gering und
in der Zukunft werden wir schon irgendwie damit
fertig. Das hat eigentlich noch nie gestimmt.

Aber wenn man dafür irgendein Verständnis haben
kann, dann war das in Zeiten des Wachstums, in

denen man vom demographischen Wandel noch
nicht redete. Bei dem Wirtschaftswunder konnte
man sagen, die Staatseinnahmen steigen, Steuer-
einnahmen sprudeln, in Zukunft wird alles besser,
wir verdienen immer mehr Geld und dann wird man
die Beamtenversorgung schon irgendwann schul-
tern können. Die Entwicklung - das zeigen die letz-
ten 60 Jahre in der Bundesrepublik - ist aber eine
ganz andere. Die Entwicklung war die, dass wir
überproportional viel mehr Beschäftigte im öffentli-
chen Dienst hatten. Überproportional viel mehr Be-
amte und Tarifangestellte der Länder. Und dann
geht eine solche Rechnung schon gar nicht mehr
auf. Dem müssen Sie Rechnung tragen.

(Beifall FDP)

Zuletzt wurde argumentiert, man könne eine Zufüh-
rung zu einem ausfinanzierenden Pensionsfonds
nur dann vertreten, wenn die Zinserträge eines sol-
chen Pensionsfonds höher seien als der Zinsauf-
wand, den man für die Finanzierung braucht. Man
muss - da halte ich Ihnen das entgegen - Haushalte
so aufstellen, dass weder für die laufenden Ausga-
ben noch für Rücklagen, die man notwendigerweise
zurückstellen sollte, Schulden überhaupt notwendig
sind, dann führt sich diese Argumentation ad absur-
dum. Ich darf Ihnen sagen, die Argumentation,
Zinserträge müssten höher sein als der Zinsauf-
wand, die bringen Sie nur deswegen, weil Sie nicht
bereit sind, auf Schulden zu verzichten.

(Beifall FDP)

Das ist der Fehler, das ist die Kernbotschaft, die
Sie den Menschen mal klar sagen sollten. Deshalb
bürden Sie den nachfolgenden Generationen diese
Lasten auf. Pfui.

(Zwischenruf Taubert, Ministerin für Soziales,
Familie und Gesundheit: Aber, Herr Reckna-
gel, die FDP macht im Bund doch auch
Schulden.)

(Beifall FDP)

Präsidentin Diezel:

Vielen Dank, Herr Abgeordneter. Gibt es weitere
Wortmeldungen? Ich sehe keine weiteren Wortmel-
dungen. Für die Landesregierung der Finanzminis-
ter Dr. Voß bitte.

Dr. Voß, Finanzminister:

Verehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen
und Herren Abgeordnete, ich möchte noch mal ein
paar Punkte zu diesem Gesetzesvorhaben ausfüh-
ren, um einfach ein schiefes Bild, was vielleicht
auch in der Öffentlichkeit entstehen könnte, doch
ein bisschen zu relativieren.

Der Gesetzentwurf enthält letztlich drei Änderun-
gen, einmal die Aussetzung der leistungsorientier-
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ten Besoldung, die wird gestrichen, dann haben wir
hier eine abgefederte Anpassung unserer Aus-
landsbesoldung aus Fürsorgegründen und eben die
Aussetzung der Zuführungen zum Pensionsfonds.
Lassen Sie mich kurz noch einmal die Streichung
der leistungsorientierten Besoldung erwähnen. Die-
se Regelung ist in das Beamtenbesoldungsgesetz
gekommen, weil ein ähnlicher Passus auch im Ta-
rifvertrag für die Tarifbeschäftigten im öffentlichen
Dienst enthalten war. Die Intention des damaligen
Gesetzgebers war also eine Gleichbehandlung - ich
betone Gleichbehandlung - der Bediensteten zum
einen im Status der Beamten und zum anderen im
Status der Angestellten. Nun ist es allerdings so,
dass dieser Passus im Tarifvertrag weggefallen ist,
und zwar in der Entgeltrunde 2009/2010 ist diese
leistungsorientierte Bezahlung, die man dort mal
vorhatte, zur Gegenfinanzierung eines Sockelbetra-
ges verwendet worden. Sie ist gestrichen worden.
Insofern ist es auch nur folgerichtig und in sich voll-
kommen konsistent, wenn Sie dann diese Leis-
tungsbezahlung, diesen Passus, dann auch für den
Beamtenbereich streichen. Sie erlangen dadurch
etwa 12,6 Mio. € an zusätzlicher Haushaltsentlas-
tung. Ich betone allerdings noch einmal, im Kern
geht es hier um die Gleichbehandlung, um die Kon-
sistenz zwischen den verschiedenen Beschäfti-
gungsgruppen.

Bei der Auslandsbesoldung sollte man sehen, dass
es hier um eine abgefederte Reduzierung von Aus-
landszuschlägen geht. Wir haben uns an das Bun-
desbesoldungsgesetz angelehnt. Der Bund hat ab
1. Juli 2010 seine eigene Auslandsbesoldung redu-
zierend verändert. Insofern haben wir hier reagiert
mit einer Übergangsregelung mit leichten Zuschlä-
gen, dass diese Reduzierung dann in drei Schritten
vollzogen werden kann. Es wird dann unsererseits
noch eine eigene Thüringer Auslandszuschlagsta-
belle geben, um hier für uns eine dauerhafte Rege-
lung einzufügen.

Nun zum umstrittensten Teil dieses Gesetzesvorha-
bens, nämlich der Aussetzung der Zuführung an
den Thüringer Pensionsfonds. Sie ist eben hier von
verschiedenen Rednern sehr tiefsinnig und in brei-
terer Form diskutiert worden. Man sollte allerdings
zwei, drei Dinge doch klar hervorheben. Es ist eine
Versorgungsrücklage damals nach Bundesbestim-
mungen bundeseinheitlich gewesen. Mit der soge-
nannten FöKo I sind die Kompetenzen in die Län-
der gekommen und ergo hat sie auch in unsere Ge-
setzgebung Eingang gefunden. Sinn und Zweck
dieses Sondervermögens war immer, die Länder
anzuhalten, aber auch den Bund anzuhalten, Vor-
sorge haushalterischer Art - ich betone haushalteri-
scher Art - zu führen für Spitzen der Haushaltsbe-
lastung, nämlich dann, wenn aktive Bezüge genau-
so ausgezahlt werden müssen wie die Versor-
gungsbezüge. Es wurde hier mehrmals schon ge-
sagt, ich stimme dem ausdrücklich zu, die Situation

ist in der Bundesrepublik in dem Bereich drama-
tisch. Die westlichen Bundesländer werden eines
Tages eine Art Doppelbudget haben, nämlich sie
werden eines Tages genauso viele Aktivbezüge
auszahlen wie Versorgungsbezüge. So ist das In-
strument auch zu verstehen. Aber man muss auch
sagen, vorgesehen ist, dass die Besoldungsanpas-
sungen nach dem Thüringer Gesetz für die Zeit bis
zum 31. Dezember 2017 vermindert werden für die
Besoldungsempfänger. Der Unterschied zwischen
ungeminderter und geminderter Besoldung sollte
diesem Fonds zugeführt werden. Es war ursprüng-
lich vorgesehen, dass nur zugeführt wird, wenn
auch vermindert wird. Nun ist es allerdings so, dass
in § 64 Abs. 3 des Thüringer Besoldungsgesetzes
als sogenannte Rückausnahme geregelt ist, dass
vom 30. Juni 2008 die folgenden fünf Anpassungen
nicht gemindert werden. Die Besoldungsanpassung
ist auch schon dreimal in nicht geminderter Form
ausgezahlt worden. Es stehen also noch zwei un-
geminderte Anpassungen - das ist Gesetzeslage
nach unserem Thüringer Besoldungsgesetz - aus.
Die Zuführungen aufgrund der Verminderung der
Besoldungsanpassung ist insofern schon lange Ge-
setzeslage hier in Thüringen. Was allerdings neu
geregelt wird, das sind die Zuführungen aufgrund
alter verminderter Anpassungen der Besoldung und
genau diese normalen oder regelmäßigen Zufüh-
rungen sind ausgesetzt worden und das sind die
berühmten 8 Mio. €. Es geht hier also um zwei Jah-
re der Aussetzung dieser Zuführungen. Es muss
aber klar weiterhin betont werden, dass kein
falscher Zungenschlag für die Betroffenen hinein-
kommt. Es geht um die Jahre 2011, 2012. Der
Hauptgrund ist natürlich haushalterischer Art, wie
die verzögerte Besoldungsanpassung auch haus-
halterischer Art ist. So geht es hier letztendlich um
Entlastung des Haushalts, weil momentan diese
Zuführung aus Krediten bedient werden muss und
dieses nicht aufgebracht werden konnte. Es bleibt
allerdings gleichwohl einer Wirtschaftlichkeitsbe-
trachtung vorbehalten, ob es wirklich sinnvoll ist,
Kredite aufzunehmen und hier einen Aufnahme-
zinssatz zu nehmen, während sie für die Gelder,
die sie zurücklegen, nur den Anlagezinssatz - wer
sich ein bisschen auskennt mit diesen Dingen,
weiß, dass hier eine Differenz von mindestens ein-
einhalb Prozent gegeben ist. Das ist nicht sinnvoll.
Insofern ist es schon richtig, ausgeglichene Haus-
halte - und hier möchte ich auch dem einen oder
anderen Vorredner beitreten - sind das Erstrebens-
werte. Hier geht es nicht nur um Steuermehrein-
nahmen, sondern hier geht es vor allen Dingen um
Einsparungen. Die Ursache für diese Aussetzung
ist unser strukturelles Defizit; das sollte man deut-
lich hervorheben. Gleichwohl halte ich diese Aus-
setzung für richtig.

Man sollte diesen Fonds nicht verwechseln mit ei-
ner Pensionskasse herkömmlicher Art. Es ist keine
kapitalgedeckte Ansammlung in einem Fonds, die,
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sage ich einmal, ähnlich wie bei einer Betriebskas-
se eigene Versorgungsansprüche bedient. Das ist
nicht der Fall. Insofern wird den Beamten künftig
durch diese Aussetzung nichts genommen und
auch den künftigen Versorgungsempfängern wird
durch diese Operation, die rein fiskalischer Natur
ist, nichts genommen. Es schließt nicht aus, dass in
Zeiten finanzieller Überschüsse auch wieder zuge-
führt werden kann. Die Gelder, die momentan in
diesem Fonds sind, das sind etwa 160 Mio. €, sind
Ergebnis der Haushaltsüberschüsse der letzten
Jahre. Wir sollten gemeinsam kräftig daran arbei-
ten, dass wir in eine Situation der ausgeglichenen
Haushalte, der Haushaltsüberschüsse kommen.

Es bleibt meinerseits festzustellen: Weder den akti-
ven Besoldungsempfängern noch künftigen Versor-
gungsempfängern wird etwas genommen. Was ge-
mindert wurde, ist eine haushalterische Vorsorge.
Schönen Dank.

(Beifall CDU, SPD)

Präsidentin Diezel:

Vielen Dank, Herr Minister. Zu Wort hat sich für die
Fraktion DIE LINKE der Abgeordnete Bodo Rame-
low gemeldet.

Abgeordneter Ramelow, DIE LINKE:

Werte Kolleginnen und Kollegen, ich danke Herrn
Voß für die sehr sachliche und klare Darstellung.
Auch Herr Kowalleck hat sich bemüht, den Aufriss
noch einmal sehr sachlich hier darzulegen. Aller-
dings sind in den Worten von Herrn Kowalleck ein
paar Dinge deutlich geworden, die er aus seiner
Perspektive klar ausgesprochen hat, die aber das
eigentliche Problem ausmachen. Und, lieber Herr
Voß, Sie sagen, es wird keine Pension gemindert,
weil das Geld nicht eingestellt wird - das stimmt,
das ist einfach zutreffend. Es ist auch richtig, dass
es Unsinn ist, 8 Mio. € einzuzahlen, für die es eine
niedrigere Verzinsung gibt als die Schuldzinsen, die
man bezahlen muss, um es aufzunehmen. Das ist
haushaltsrechtlich alles richtig, was Sie sagen.

In einem Punkt komme ich zu einer anderen Kon-
sequenz: Sie sagen, es wird keine Pension gemin-
dert und den Beamten wird nichts genommen. Das
ist falsch. Den Beamten wurde etwas genommen,
und zwar 1999, als dieses Recht eingeführt wurde
im Bund. Herr Kowalleck, da haben die Anzuhören-
den 1999 im Bund - also nicht wir hier im Land,
sondern im Bund, und Herr Voß hat darauf hinge-
wiesen, wie es dann in das Land gekommen ist - zu
Protokoll gegeben - und das finden Sie in der Bun-
destagsdrucksache ausgefertigt -, dass diese Einfü-
hung des Pensionsfonds niemals nach Kassenlage
in späteren Jahren bedient werden darf. Man darf
also nicht 1999 etwas tun, als großen Schritt feiern,
gegenüber den Beamten und Beamtenvertretern

ankündigen, das hält man jetzt, egal was passiert,
konsequent durch. Damals mahnten schon die Be-
amtenorganisationen: Wie garantiert ihr, dass spä-
ter nicht darüber nach Haushaltslage geredet wird?
Wir reden also über zwei verschiedene Vorgänge.

Wenn Sie als Haushälter hier sprechen, gebe ich
allen recht. Diese Form von Pensionsfonds, wie sie
jetzt aufgelegt ist, ist einfach falsch. Es ist einfach
Quatsch. Es ist auch haushaltsrechtlich Quatsch,
es ist auch finanzrechtlich Quatsch und es ist eben
keine Pensionskasse im Sinne eines Vorsorge-
werks, wie es eine gut funktionierende Firma hätte
oder wie man es branchenübergreifend schaffen
würde. Das ist es alles nicht, es ist eine Missgeburt.
Man hat einen Fonds eingerichtet, in dem man Spit-
zen der Pensionslast in Zukunft abfinanzieren will,
hat aber das zur Begründung genommen, um die
Beamtenbezüge im Jahr 1999 ff. zu kürzen. Inso-
weit ist die Kürzung, lieber Herr Voß, 1999 einge-
treten, und das Geld schulden die Politiker, die das
gemacht haben, den Beamten.

(Beifall DIE LINKE)

Das ist eine moralische Frage und eine verfas-
sungsrechtliche Frage, weil wir gehen hier nicht mit
einem Tarifpartner um, der mit uns einen Tarifver-
trag geschlossen hat, der in freien Tarifverhandlun-
gen möglicherweise auch unter Nutzung von Streik-
recht zustande gekommen ist, sondern wir gehen
im Beamtenrecht mit einer besonderen Verpflich-
tung den Staatsbediensteten gegenüber um, denen
wir eine Zusage gemacht haben - wir nicht. Inso-
weit kann ich ganz emotionslos sagen - das habe
ich Frau Taubert eben zugerufen -, die 8 Mio. €
sind nicht unser Problem. Insoweit ist es einfach al-
bern, Herr Pidde, dass wir einen Deckungsvor-
schlag für die 8 Mio. € machen sollen. Das wissen
Sie auch selber, dass Sie Quatsch geredet haben.
Wir sind nicht die Regierung. Sie sind die Regie-
rung, Sie haben es nur noch nicht verstanden, Sie
hätten jetzt gern wieder Opposition sein wollen

(Unruhe SPD)

und das ist wirklich die Art der Pirouette, die Sie da
drehen, dass Sie mit Ihrer eigenen Verantwortung
nicht umgehen können. Aber Frau Taubert habe ich
zugerufen: Die Konsequenz ist nicht, die 8 Mio. €
nicht reinzulegen. Die Konsequenz wäre, den ge-
samten Pensionsfonds in dieser Art rückabzu-
wickeln, dem Haushalt wieder zuzuführen, aber
dann, lieber Herr Voß, den Beamten das geminder-
te Geld auszuzahlen. Man kann nicht den Beamten
in die Tasche greifen, dauerhaft ihre Beamtenver-
gütungen reduzieren, die sich dann nämlich später
- 10, 15, 20 Jahre später - auf die Pensionsauszah-
lungen doch auswirken, aber nicht über Ihren
Fonds, sondern über die geminderte beamtenrecht-
liche Besoldung, die zu einer Verminderung des
Pensionsanspruchs dann führt, wenn man in Pensi-
on geht. Insoweit haben Sie politisch eingegriffen in
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das Gefüge. Ich sage ganz klar, mir wäre es viel lie-
ber, wir würden diese Form der Missgeburt, der
Fehlkonstruktion gänzlich auflösen und dann tat-
sächlich sämtliche Pensionslasten, die ein Haushalt
hat, in voller Transparenz in den Haushalt hinein-
schreiben. Dann gilt nämlich der Satz, die Pension
muss bezahlt werden. Darauf gibt es einen Rechts-
anspruch. Sie muss dann nur im Haushalt ausge-
wiesen sein. Sie muss als Drohverlust klar erkenn-
bar sein, damit nicht hinterher darüber entschieden
wird: Genug Geld für die Pensionen haben wir jetzt
auch nicht mehr oder genug Geld für die Beamten
haben wir jetzt auch nicht mehr oder wir entschei-
den gerade mal. Die Opposition, lieber Herr Pidde,
hat keinen Sparvorschlag gemacht, wie man even-
tuell Beamte bezahlt, welch ein Quatsch; es geht
darum, ob wir gegenüber den Staatsdienern als
Parlament sorgsam umgehen. Da gilt das Wort,
Herr Voß, das 1999 gegeben wurde und für dieses
Wort haften wir alle, alle, die wir gleich abstimmen.
Ob dieses Wort 1999 eine Lüge war oder ob wir es
heute zur Lüge degradieren. Deswegen, alles, was
Sie ausgeführt haben, kann ich unterschreiben. Die
Konsequenz daraus, den Punkt 2, den halte ich für
ordnungspolitisch einen schweren Fehler, weil wir
damit den Beamten in diesem Land sagen: Das
Wort, das Politik mal gegeben hat, gilt für alle, nur
nicht für unsere Beamten.

(Beifall DIE LINKE)

Präsidentin Diezel:

Der Finanzminister möchte erwidern.

Dr. Voß, Finanzminister:

Herr Ramelow, der Versuch ist ja nicht strafbar. Wir
müssen wirklich zwei Dinge auseinanderhalten hier.
Das eine ist, wann kommen die Beamten in den
Genuss einer Gehaltssteigerung. Wie wir das die-
ses Jahr erleben, geht der Tarifbereich immer tap-
fer vorweg. Es bleibt aber dem Gesetzgeber vorbe-
halten, ob er diesen Tarifabschluss übernimmt oder
nicht, ob er ihn zum gleichen Zeitpunkt übernimmt
oder nicht oder etwas anders tut. Denn das Beam-
tenrecht ist dem Alimentationsprinzip verpflichtet
und hier spielen ganz andere Betrachtungen eine
Rolle als bei den Tarifbeschäftigten. Es gab im Be-
amtenbereich auch Nullrunden, es gab auch schon
doppelte Nullrunden, das habe ich alles selbst er-
fahren, habe ich auch selbst mit ins Werk gesetzt,
eben auch aus haushalterischen und aus anderen
Gesichtspunkten. Wir hätten diese Besoldungsan-
passung durchführen können, wir hätten es aber
auch lassen können, ganz unabhängig davon, ob
es einen Fonds gibt oder nicht. Diese Trennung
müssen wir erst mal ganz klar festhalten. In diesem
Sinne haben alle Beamten ihre Anwartschaften ge-
sammelt, auch unabhängig davon, ob wir in Thürin-
gen jetzt so einen Fonds haben oder nicht. Ich

möchte, dass das ganz klar getrennt wird, und inso-
fern wird im Sinne einer Ansammlung von Anwart-
schaften, die natürlich sich erhöhen, wenn ich auch
Besoldungsanpassungen habe, durch die Reduzie-
rung dieser Fondsdurchführung unseren Beamten
nichts genommen. Es wird auch nichts unseren
künftigen Versorgungsempfängern genommen. Die
haben eine geringere Versorgung nicht wegen des
Fonds ja oder nein, sondern weil Sie entscheiden,
einen bestimmten Tarifvertrag der Beschäftigten zu
übernehmen, zum gleichen Zeitpunkt zu überneh-
men oder vielleicht auch gar nicht zu übernehmen.
Herr Ramelow, tut mir leid, das müssen wir klar
trennen und insofern handelt es sich auch nicht um
einen Wortbruch.

(Zwischenruf Abg. Ramelow, DIE LINKE:
1999 ist um 0,2 gesenkt worden, also das ist
Wortbruch.)

Nein, ich weiß doch, dass Sie dieses gern transpor-
tieren wollen. Ich wende mich aber dagegen. In
dem Sinne handelt es sich auch nicht um einen
Wortbruch, sondern unsere Beamten bekommen
alle die Versorgungsanwartschaften, die Sie auf der
Basis des Gesetzes sammeln, egal ob wir Vorsorge
getroffen haben oder nicht.

Aber jetzt will ich mal etwas Positives sagen zu die-
sem Beitrag. Natürlich wäre es mir lieber, wir wür-
den, Herr Ramelow, diese Ansammlung weiter fort-
führen aus haushalterischen Gründen. Es ist richtig,
dass wir dadurch Zukunftslasten verschieben, die
sozusagen bis dato unbedient bleiben. Das wird si-
cherlich die Aufgabe der Haushaltsberatungen sein,
wird die Aufgabe der künftigen Jahre sein. Da muss
man rangehen und da bin ich sicherlich bei Ihnen.
Ich wollte hier noch mal klarstellen, dass man die
Dinge nicht in dem Sinne verknüpfen soll, als würde
den Beamten jetzt etwas vorenthalten. Das ist nicht
der Fall. Schönen Dank.

(Beifall CDU, SPD)

Präsidentin Diezel:

Vielen Dank. Gibt es weitere Wortmeldungen? Bitte
schön, Herr Ramelow.

Abgeordneter Ramelow, DIE LINKE:

Meine Damen und Herren, Sie werden es ertragen
müssen, dass ich das jetzt noch einmal zu Protokoll
gebe. Deswegen stehe ich hier vorn, damit es jeder
nachlesen kann, weil es möglicherweise auch juri-
stische Auseinandersetzungen darüber geben wird,
wie das jetzt entschieden wird. Lieber Herr Finanz-
minister, 1999 gab es die Minderung um 0,2. Die
Begründung dafür war die dauerhafte Finanzierung
der Einzahlung in den Pensionsfonds. Diese Minde-
rung müssen Sie entweder wieder herausgeben
oder Sie müssen dauerhaft einzahlen. Aber Sie
können nicht ein paar Jahre später sagen, wir wür-
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den gern einzahlen, wenn wir einen ausgegliche-
nen Haushalt haben. Das geht eben nicht. Deswe-
gen habe ich von dieser Minderung geredet. Alles
andere, wie gesagt, ich unterschreibe jeden Satz,
den Sie gesagt haben. Ich käme nur zu einer ande-
ren Konsequenz. Ich würde anders vorgehen. In
der Betrachtung, die Sie vorgetragen haben, sind
wir nicht divergierend. Aber der Punkt der 0,2-Min-
derung 1999 bedeutet, dass diese Minderung, die
1999 nicht gewährt wurde mit der Zusage, über die
Sie, meine Damen und Herren, gleich abstimmen
werden, sich dauerhaft auf ein niedrigeres Anwach-
sen von Pensionsansprüchen der einzelnen Beam-
ten auswirkt. Jeder einzelne Beamte hat höchstper-
sönlich eine Minderung von 0,2 bekommen und da-
rüber, nicht mehr oder nicht weniger stimmen wir
ab. Entweder müssen wir haushaltstechnisch voll-
ziehen, was man 1999 vorgegeben und zugesagt
hat, oder wir vollziehen es nicht. Dann ist meine Bit-
te, zahlen Sie die 0,2 ab 1999 aus und lösen Sie
den Fonds auf. Aber dazwischen zu sagen, wir ha-
ben kein Geld mehr, das geht nicht.

(Beifall DIE LINKE)

Präsidentin Diezel:

Gibt es weitere Wortmeldungen? Ich sehe, das ist
nicht der Fall. Dann stimmen wir als Erstes über
den Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE in
der Drucksache 5/2327 ab, der eine Neufassung
der Beschlussempfehlung beinhaltet. Gibt es Zu-
stimmungen zu diesem Änderungsantrag, dann bit-
te ich jetzt um das Handzeichen. Danke. Zustim-
mung bei der Fraktion DIE LINKE. Gibt es Gegen-
stimmen zu diesem Änderungsantrag? Gegenstim-
men bei den Fraktionen BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, der SPD, der CDU und der FDP. Damit ist
der Änderungsantrag abgelehnt.

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über die Be-
schlussempfehlung des Haushalts- und Finanzaus-
schusses in der Drucksache 5/2310. Wer für diese
Beschlussempfehlung ist, den bitte ich jetzt um das
Handzeichen. Zustimmung bei den Fraktionen
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der SPD, der CDU.
Wer ist gegen diese Beschlussempfehlung? Ge-
genstimmen bei den Fraktionen DIE LINKE und der
FDP. Wer enthält sich? Ich sehe keine Enthaltung.
Damit ist die Beschlussempfehlung angenommen.

Wir kommen nun zu der Abstimmung des Gesetz-
entwurfs der Landesregierung in Drucksa-
che 5/1733 in zweiter Beratung unter Berücksichti-
gung des Ergebnisses der Abstimmung über die
Beschlussempfehlung in der Drucksache 5/2310.
Wer für den Gesetzentwurf ist, den bitte ich jetzt um
das Handzeichen. Das ist die Zustimmung der
Fraktionen der CDU, der SPD und BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN. Wer ist gegen den Gesetzentwurf?
Gegen den Gesetzentwurf haben die Fraktion DIE
LINKE und die FDP-Fraktion gestimmt. Wer enthält

sich? Keine Enthaltung. Damit ist der Gesetzent-
wurf angenommen.

Wir kommen zur Schlussabstimmung: Wer dem
Gesetzentwurf jetzt seine Zustimmung geben will,
den bitte ich, sich vom Platz zu erheben. Das ist
Zustimmung bei den Fraktionen der CDU, der SPD
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Wer ist dagegen?
Das ist Ablehnung bei den Fraktionen DIE LINKE
und der FDP. Wer enthält sich bei der Schlussab-
stimmung? Ich sehe keine Enthaltung. Damit ist
dem Gesetzentwurf in der Schlussabstimmung zu-
gestimmt worden.

Ich schließe die Beratung zu diesem Tagesord-
nungspunkt. Wir kommen jetzt, da der Tagesord-
nungspunkt 3 abgesetzt worden ist, zum Tages-
ordnungspunkt 4

Erstes Gesetz zur Änderung
des Thüringer Gesetzes für Na-
tur und Landschaft
Gesetzentwurf der Landesregie-
rung
- Drucksache 5/2244 -
dazu: Entschließungsantrag der

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN
- Drucksache 5/2334 -

ERSTE BERATUNG

Wünscht die Landesregierung das Wort zur Be-
gründung des Gesetzentwurfs? Nein. Wünscht die
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN das Wort zur
Begründung ihres Entschließungsantrags? Auch
nicht. Dann eröffne ich die Aussprache. Als Erster
hat sich der Abgeordnete Dr. Frank Augsten von
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zu Wort gemeldet.

Abgeordneter Dr. Augsten, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, lassen
Sie mich zunächst eine Vorbemerkung machen,
und zwar bezüglich der Stiftung Naturschutz Thü-
ringen. Als jemand, der viele Jahre als Vertreter
von Umweltverbänden mit dieser Stiftung zusam-
mengearbeitet hat, ist es mir wirklich ein Bedürfnis,
den Kolleginnen und Kollegen herzlich zu danken
für das, was sie dort leisten.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Man hat ja oftmals den Eindruck, als ob diese Stif-
tung nur Flächen verwaltet bzw. Geld zur Verfü-
gung stellt, um Flächen aufkaufen zu können. Aber,
ich glaube, das, was dort wirklich geleistet wird, ist
das, was mit den Umweltverbänden, mit den NGOs
wie man so schön sagt, abläuft, nämlich die vielen
kleinen Anträge, die gestellt werden, die bearbeitet
werden müssen. Da rede ich nicht nur von der An-
tragstellung und von dem komplizierten Prozedere,

Thüringer Landtag - 5. Wahlperiode - 46. Sitzung - 24.02.2011 4165

(Abg. Ramelow)

http://www.parldok.thueringen.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&LP=5&DokNum=2244&DokArt=Drs
http://www.parldok.thueringen.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&LP=5&DokNum=2334&DokArt=Drs


was damit verbunden ist, sondern vor allen Dingen
auch, wenn es um die Abwicklung der Verwen-
dungsnachweise geht. Da konnte ich erleben, dass
die drei Kolleginnen und Kollegen, die da zur Verfü-
gung stehen, eine tolle Arbeit leisten, dass sie dort
auch oftmals geholfen haben. Insofern, Herr Minis-
ter, hoffe ich, Sie nehmen das mit und danken den
Kolleginnen und Kollegen, der Frau Semmerau, der
Frau Schrader, Herrn Dr. Franz. Ich weiß, dass ich
da auch im Namen von vielen Umweltverbänden
spreche, die die Arbeit dieser Kolleginnen und Kol-
legen sehr schätzen.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Das war die Vorbemerkung, meine Damen und
Herren. Der Kollege Weber hat gestern mit seiner
Mündlichen Anfrage in die Tagesordnung sehr gut
eingeführt. Wir haben alle erfahren können, dass es
dort eine wesentliche Erhöhung des Stammkapitals
gibt. Wir haben auch gehört, dass damit eine deutli-
che Erweiterung der Aufgaben verbunden ist, dass
also diese Stiftung mit Dingen betraut wird, mit de-
nen sie bisher nichts zu tun hatte. Insofern ist es,
glaube ich, völlig in Ordnung, dass die Landesre-
gierung sich Gedanken macht, wie man das Ehren-
amt - bisher war es ein ehrenamtliches Handeln
dieser Stiftung - professionalisieren kann ange-
sichts der doch jetzt hohen Beträge, die zur Verfü-
gung stehen. Insoweit ist es, glaube ich, in Ord-
nung, dass die Landesregierung hier diesen Vor-
schlag macht. Nun haben wir als Fraktion immer
darauf gewartet, dass es noch zu einem Antrag ei-
ner zweiten Lesung kommt, das kann ja noch pas-
sieren, weil es auf den ersten Blick rein formalen
Charakter hat, wo wird sich die Geschäftsstelle der
Stiftung ansiedeln.

Bis jetzt gibt es diesen Antrag auf eine zweite Le-
sung noch nicht. Deshalb habe ich die Hoffnung,
dass wir diesen Antrag an die Ausschüsse überwei-
sen oder zumindest an den Umweltausschuss, weil
es doch aus unserer Sicht eine ganze Reihe von
Dingen gibt, die man auch noch diskutieren kann.
Selbst der Vorschlag der Landesregierung, die Ge-
schäftsstelle in Zukunft bei der Thüringer Landes-
anstalt für Umwelt und Geologie anzusiedeln, ist
nicht ganz ohne. Es gibt immer Pro und Kontra bei
jedem Vorschlag, das ist auch jetzt so. Wer die
Thüringer Landesanstalt für Umwelt und Geologie
kennt und weiß, dass da zum Beispiel in diesem
Jahr weniger Geld zur Verfügung steht als im vori-
gen Jahr, dass für die TLUG im Gegensatz zur
Thüringer Landesanstalt für Landwirtschaft, die
mehr Geld zur Verfügung hat, Mittelkürzungen vor-
genommen wurden, da muss man sich dann als
Partei, die dieser Stiftung auch sehr nahe steht,
schon fragen, wie denn die TLUG das finanziell
stemmen wird, dass sie jetzt bei einer geringeren
Finanzausstattung quasi zusätzliche Aufgaben

übernehmen soll. Aber, ich glaube, das wird Herr
Minister dann beantworten.

Ein anderes Problem ist, wie sieht es denn mit Ab-
hängigkeiten aus. Herr Minister, Sie wissen, dass
wir schon sehr kritisch im Auge haben, dass es so
einen Hang zum Zentralisieren gibt in diesem Land.
Ich denke an die Kernnetzeinrichtungen, wo man
die Regionalstellen zugemacht hat und das jetzt in
Arnstadt alles ansiedelt. Das ist für mich eine Form
von Zentralisierung sehr nahe an das Ministerium
heran. Wir haben das Gleiche bei der Leader-Ver-
netzungsstelle. Auch hier ist die Geschäftsstelle in
Gebäuden des Ministeriums untergebracht. Inso-
fern beobachten wir hier einen Trend, der ein
bisschen die Frage stellt, ob denn die Unabhängig-
keit, die oftmals auch von Vorteil sein kann, also ei-
ne räumliche Entfernung vom Auftraggeber, nicht
mehr gewährleistet wird. Insofern sind das Dinge,
ich sage noch einmal, weniger Mittel in der TLUG,
weil mehr Aufgaben, Abhängigkeiten, die wir se-
hen, über die wir gern noch einmal reden wollen.
Wenn in Ihrem Gesetzentwurf steht - ich zitiere:
„Die Geschäftsstelle untersteht der fachlichen Wei-
sungsbefugnis des Vorstands.“, dann ist es eine
Selbstverständlichkeit. Aber Sie können sich das ja
vorstellen, wenn diese Geschäftsstelle in der TLUG
angesiedelt ist und der Präsident jeden Tag vorbei-
geht und der Vorstand der Stiftung sich alle vier
Wochen sehen lässt, dann bringt das, glaube ich,
zwangsläufig mit sich, dass die Nähe und auch die
disziplinarische Nähe, auch die fachrechtliche Nähe
zur Thüringer Landesanstalt für Umwelt und Geolo-
gie doch eine sehr nahe ist. Das ist eine Behörde,
die ihnen direkt unterstellt ist. Insofern stellen wir
das mit der doch sicher auch wichtigen Unabhän-
gigkeit infrage an dieser Stelle.

Aber, meine Damen und Herren, es gibt noch ein
paar andere Punkte, über die wir dann im Aus-
schuss reden würden, und zwar über Transparenz.
Da meine ich ausdrücklich nicht, dass diese Stif-
tung sich nicht bemüht, transparent zu arbeiten, sie
haben eine hervorragende Homepage, man kann
wirklich einsehen, wofür welches Geld ausgegeben
wurde, sondern Transparenz auch und vor allem,
um diese Stiftung zu schützen. Denn Sie wissen ja
wie das ist, man stellt den Antrag, man bekommt
einen ablehnenden Bescheid und schon heißt es,
na ja, da kriegen immer die gleichen Leute das
Geld. Das ist bei dieser Stiftung mit Sicherheit nicht
so, sondern es gibt eine ganze Reihe von Proble-
men auch in den Formalien bei den Anträgen. Inso-
fern - um auch die Stiftung zu schützen - sollte man
sich ein Verfahren ausdenken, um die Transparenz
in dem Bereich zu erhöhen, gerade wo es darum
geht, Anträge zu stellen, Anträge zu bescheiden.
Das meine ich, wenn ich sage, wir sollten an dem
Thema Transparenz arbeiten.

Wir sollten auch darüber sprechen, wie es mit der
weiteren Finanzausstattung aussieht. Sie haben mit
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der Aufstockung des Stiftungskapitals Begehrlich-
keiten geweckt. Wir bekommen jetzt doch sehr vie-
le positive Nachrichten nach dem Motto, das wird ja
dem Ministerium jedes Jahr gelingen, mal 3 Mio. €
lockerzumachen. Ich bremse an dieser Stelle im-
mer ein bisschen, aber Sie können sich vorstellen,
dass mit diesem Schritt große Hoffnungen verbun-
den sind. Natürlich müssen wir darüber reden, ob
denn das Geld, was zur Verfügung steht, mit den
Aufgaben, die Sie von der Stiftung erwarten, zu-
sammenpasst.

Letzter Punkt: Wir haben natürlich auch Kenntnis
davon, wie diese Landesstiftungen in anderen Bun-
desländern funktionieren. Da gibt es durchaus Län-
der, die eine starke Beteiligung des Parlaments vor-
sehen. Es gibt Länder, in denen Fraktionsmitglie-
der, also Mitglieder einzelner Fraktionen, im Stif-
tungsbeirat sind, und insofern steht das durchaus
im Zusammenhang mit dem, was ich vorhin unter
Unabhängigkeit angemahnt habe. Man kann da-
rüber reden, ob das nicht auch ein Schritt ist, um
die parlamentarische Einflussnahme zu beschrän-
ken. Das sind Dinge, über die wir gern noch mit Ih-
nen reden würden. Deshalb beantrage ich die
Überweisung dieses Antrags an den Ausschuss.

Nun komme ich zum Entschließungsantrag der
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der Ihnen
vorhin verteilt wurde. Nun habe ich das Problem,
dass ich eigentlich eher durch den Antrag der LIN-
KEN, zu dem wir später noch kommen, animiert
wurde, diesen Antrag zu stellen. Bis vor wenigen
Stunden bin ich noch davon ausgegangen, dass wir
diesen Tagesordnungspunkt als einen abhandeln
und wir dann über alle drei Anträge gemeinsam
sprechen. Nun passt es natürlich an dieser Stelle
auch. Ich habe mir noch einmal die Kleine Anfrage
von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN aus dem Vorjahr
herausgesucht vom 14.05.2010 und die Antwort
vom 25.06.2010 des Ministeriums. Da wird unter
Punkt 2 gefragt, wie das denn dieses Jahr sein wird
mit diesem Gesetzentwurf, und da steht: Ein Ge-
setzentwurf soll 2011 in das Plenum eingebracht
werden.

Meine Damen und Herren, wenn wir im Februarple-
num einen kleinen Punkt in diesem Gesetzentwurf
diskutieren, dann darf man ja wohl mal die Frage
stellen, ob das jetzt jedes Mal so geht, dass wir bei
jedem Plenum einen Paragraphen aufrufen und
dann hier behandeln, oder ob es nicht endlich an
der Zeit ist, ein Jahr nach der Novellierung des
Bundesnaturschutzgesetzes hier auch einmal einen
Gesetzentwurf vorzulegen.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Insofern haben mich diese beiden Anträge, also vor
allem auch der der LINKEN, zu dem wir nachher
noch kommen, animiert, gemeinsam mit der Frak-
tion einen Antrag einzureichen, der doch zumindest

den Minister dazu animieren sollte, hier einmal zu
sagen, wie sich die Landesregierung das vorstellt
und ob das, was die Landesregierung jetzt vorge-
legt hat, der Auftakt ist zu einer umfänglichen No-
vellierung, auf die natürlich auch ganz viele hier im
Land warten und der - das sieht man an dem An-
trag der LINKEN -, glaube ich, auch sehr notwendig
ist.

Insofern, meine Damen und Herren, haben wir die-
sen Entschließungsantrag heute vorgelegt. Wir wis-
sen, dass das jetzt ein bisschen schwierig ist gera-
de für die großen Fraktionen, das abzustimmen.
Aber es geht lediglich um einen formalen Akt, den,
glaube ich, was auch allen einleuchten müsste, auf
den Weg zu bringen. Sie sehen das an der Begrün-
dung, dass es eine Reihe Gründe gibt, dies zu tun.
Insofern hoffen wir, dass wir Unterstützung bekom-
men, den Gesetzentwurf der Landesregierung und
unseren Entschließungsantrag dazu an den Um-
weltausschuss zu überweisen. Ich hoffe auf Ihre
Unterstützung und bedanke mich für Ihre Aufmerk-
samkeit.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Diezel:

Vielen Dank, Herr Abgeordneter. Als Nächster
spricht für die CDU-Fraktion der Abgeordnete Egon
Primas.

Abgeordneter Primas, CDU:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, das Anliegen des Ge-
setzes, welches wir heute beraten, ist gleicherma-
ßen wichtig wie unkompliziert. Seit 1. Mai 2008
werden die Kosten der Geschäftsstelle aus dem
Einzelplan 09, hier speziell der Landesanstalt für
Umwelt und Geologie, bestritten. Die Anbindung an
die TLUG ermöglicht die Nutzung der personellen
und sachlichen Ressourcen der Anstalt und bietet
fachliche Synergieeffekte. Die soeben gehörten ne-
bulösen Unterstellungen, was die Stiftung anbe-
langt, sind ebenso unfair wie kaum zu ertragen,
Dr. Augsten. Das will ich deutlich sagen.

(Zwischenruf Abg. Wolf, DIE LINKE: Das hat
er doch gar nicht gemacht.)

Was die Stiftung geleistet hat in den letzten Jahren,
ist herausragend.

(Beifall CDU)

Das muss doch nicht immer sein, dass wir all das,
was funktioniert, immer in ein Licht stellen, was Ne-
bel auslöst, und das müssen wir noch mal diskutie-
ren im Ausschuss und das könnte doch sein und
das müsste sein. Ich finde das einfach unmöglich.
Das haben Sie getan, Sie müssen einfach mal zu-
hören.
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(Zwischenruf Abg. Wolf, DIE LINKE: Da ha-
ben Sie eine andere Rede gehört als wir.)

Ich habe schon sehr genau zugehört. Sie müssten
es vielleicht auch einmal tun. Wir werden dem Ge-
setz deshalb zustimmen, wie es hier vorliegt, und
bitten um eine morgige zweite Lesung, um es ver-
abschieden zu können.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, eines will
ich aber in diesem Zusammenhang auf keinen Fall
vergessen, ich möchte dem neu gewählten Vorsit-
zenden des Stiftungsrates, Minister a.D. Dr. Volker
Sklenar, zu seiner neuen Aufgabe herzlich gratulie-
ren.

(Beifall CDU)

Volker Sklenar kann auch finanziell auf eine gute
Basis vertrauen. Bei ihrer Gründung im Jahr 1995
verfügte die Stiftung über ein Kapital von umge-
rechnet 1,25 Mio. €; bis zum Jahre 2000 stockte
der Freistaat den Betrag auf insgesamt 3 Mio. €
auf. Erst kürzlich ist das Stiftungskapital der Stif-
tung Naturschutz Thüringen um weitere 3 Mio. €
aus Landesmitteln aufgestockt worden. Damit ver-
fügt die Stiftung Naturschutz nun über ein Stiftungs-
kapital von ungefähr 6 Mio. €, die für Naturschutz
und Landschaftspflege, Forschung und Weiterbil-
dung eingesetzt werden. Die Stiftung Naturschutz
ist und bleibt eine tragende Säule für den Natur-
und Landschaftsschutz in Thüringen, meine sehr
verehrten Damen und Herren.

Nun zu dem Antrag, der dazugekommen ist - Ent-
schließungsantrag. Herr Augsten, ist es denn wirk-
lich immer nötig, Papier zu verschwenden? Ist es
denn nicht einfach einmal möglich, den Hörer auf-
zunehmen, den Minister anzurufen: Sagen Sie mal,
Sie haben uns in der Kleinen Anfrage geantwortet,
bis Ende 2010 ist das, jetzt haben wir Februar, was
ist denn damit? Da hätte er Ihnen sagen können,
der Referentenentwurf ist fast fertig, das liegt alles
da, das kommt in diesem Jahr noch in das Plenum.
Dann hätten wir uns das sparen können, diesen
Antrag überhaupt zu schreiben. So ist es doch. Ich
sage Ihnen, es ist nicht nötig, das sage ich so deut-
lich, dass wir stets und ständig einen Anschub von
den GRÜNEN brauchen, damit die Landesregie-
rung ihre Arbeit macht.

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: So viel zur Transparenz.)

Das haben Sie nicht nötig. Ich sage Ihnen, wir leh-
nen diesen Entschließungsantrag ab, weil er über-
flüssig ist, weil die Landesregierung längst in der
Erarbeitung ist. Dabei wollen wir es auch belassen.
Sie legt uns das vor. Ich sage Ihnen ganz einfach,
nutzen Sie doch die Chance, den Hörer einmal
hochzunehmen. Es wird doch so oft gemacht,
Mündliche Anfragen en masse zu stellen. Das wäre
einmal eine richtig wichtige Anfrage gewesen.

(Zwischenruf Abg. Wolf, DIE LINKE: Dann
wäre es genauso gewesen.)

Da hätten Sie uns viel Ärger und viele Diskussionen
dazu erspart. Danke schön.

(Beifall CDU, SPD)

Präsidentin Diezel:

Vielen Dank. Als Nächste spricht für die FDP-Frak-
tion Frau Abgeordnete Franka Hitzing.

Abgeordnete Hitzing, FDP:

Sehr verehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Da-
men und Herren, der Gesetzentwurf der Landesre-
gierung sieht vor, die Geschäftsstelle bei der Lan-
desanstalt für Umwelt und Geologie, die ja dort be-
reits eingerichtet ist, gesetzlich zu verankern und
insofern - das ist hier die Begründung - das Rege-
lungsbedürfnis um Grundsätze der Haushaltsklar-
heit und Haushaltswahrheit sicherzustellen, weil
momentan die Geschäftsstelle installiert ist, aber
einfach noch nicht im richtigen Licht ist. So habe ich
diesen Antrag verstanden. Nun haben wir uns na-
türlich auch Gedanken gemacht, wie das eigentlich
mit der Geschäftsstelle ist, wie viele Leute in der
Geschäftsstelle arbeiten. Wenn die Damen und
Herren, die hier für die Stiftung arbeiten, im Grunde
genommen bei der Landesanstalt für Umwelt und
Geologie angestellt sind, muss die Frage erlaubt
sein: Wären sie, wenn sie nicht für die Stiftung ar-
beiten würden, an anderen Stellen für die Landes-
anstalt beschäftigt? Das ist der Punkt. Ich verstehe
auch, dass die Landesregierung sagt, wir müssen
jetzt das Ganze mal auf solide Füße stellen, um
das klarzumachen.

Ein paar Fragen haben sich für uns schon gestellt.
Es ist klar, ein Drittel der Landesfläche in Thüringen
ist Wald, dazu kommen die Grünland- und Ackerflä-
chenstruktur und außerdem die Übertragung der
bundeseigenen Flächen am Grünen Band. Damit
hat die Stiftung einen erheblich vergrößerten Aufga-
benbereich zu bearbeiten und abzusichern. Die Ge-
schäftsstelle, die seit 2008 arbeitet in der Landes-
anstalt, hält Fachpersonal vor, das sind insgesamt
sieben Stellen: höherer Dienst, gehobener Dienst
und mittlerer Dienst. Dieses Fachpersonal, so ist es
auch zu lesen im Antrag und in der Begründung,
wird der Stiftung unentgeltlich durch die Landesan-
stalt zur Verfügung gestellt.

Herr Primas hat es bereits erwähnt, im Einzel-
plan 09 sind die Stellen ausgewiesen, aber sie sind
eben nicht klar ersichtlich, sie sind in dem Gesamt-
plan der Landesanstalt drin, aber es gibt keinen Ti-
tel für die Stiftung. Bevor wir über diese gesetzliche
Verankerung reden und entscheiden, möchte ich
noch zwei, drei Fragen geklärt wissen. Das ist ein-
mal die Frage: Wie hoch sind die Personal- und
Sachkosten für die Geschäftsstelle in Gänze, die
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hier im Haushalt eingestellt sind? Wie wird das zu-
künftig aussehen? Diese Fragen hätte ich gern
noch geklärt und hätte darauf auch gerne eine Ant-
wort.

Herr Primas, Sie haben bereits angekündigt, dass
wir morgen eine zweite Lesung haben. Sollte das
zu klären sein und die Antworten in der zweiten Le-
sung schon gegeben werden können, dann ist es
vielleicht befriedigend. Ansonsten schließe ich mich
dem Vorredner Herrn Dr. Augsten an und würde
das dann gern im Ausschuss noch einmal bespro-
chen wissen. Vielen Dank.

(Beifall FDP)

Präsidentin Diezel:

Vielen Dank, Frau Abgeordnete. Als Nächste
spricht für die Fraktion DIE LINKE Frau Abgeordne-
te Katja Wolf.

Abgeordnete Wolf, DIE LINKE:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren, ich will nicht nach dem Motto verfahren, es
ist schon viel Wichtiges gesagt worden, aber noch
nicht von jedem. Von daher in aller gebührenden
Kürze: Der Gesetzentwurf kommt - wie auch meine
Vorredner schon angedeutet haben - auf den ers-
ten Blick so unkompliziert daher. Aber das ist er für
uns eben nicht. Wir haben gehört, und das möchte
ich nicht in den Einzelheiten wiederholen, dass die
Stiftung Naturschutz schon ein großes Aufgaben-
spektrum hat, viele wichtige Aufgaben wahrnimmt.
Ich möchte kurz noch mal die Situation schildern.
Das Land ist - im Moment auch noch so bestehend
- einziger Geldgeber in dieser Stiftung, einziger Stif-
ter. Das Land überträgt die Aufgaben an die Stif-
tung und übernimmt aber auch die Geschäftsbesor-
gungen über die eigene Landesanstalt. Da stellt
sich mir die Frage, und damit will ich überhaupt
nicht an der Arbeit der Stiftung rütteln: Wozu brau-
che ich dann überhaupt noch die Stiftung? Warum
macht es nicht einfach das Land selber?

(Beifall DIE LINKE)

Warum nicht das Ganze normal innerhalb des
Haushalts? Dann müsste Frau Hitzing nämlich gar
nicht die Nachfragen stellen nach Sachkosten,
nach Personalkosten und all dem, was zur Trans-
parenz dazugehört, denn es wäre in dem Moment
ganz klar in den Haushaltsberatungen und im
Haushalt sichtbar. Wir hätten die Abrechnung der
Istlisten und es wäre hier eine deutliche Klarheit ge-
geben. Die Arbeit könnte ganz genauso und auf
dem gleichen guten Niveau weiterlaufen wie bisher.
Dementsprechend ist für uns klar, es fehlen Fragen
der Transparenz. Uns fehlen aber auch - und das
will ich gerade aus Sicht einer Oppositionspartei sa-
gen - Möglichkeiten der Kontrolle.

(Beifall DIE LINKE)

(Zwischenruf Abg. Primas, CDU: Ein-
flussnahme!)

Natürlich, weil Sie das so süffisant hier einwerfen,
Herr Primas, der Einflussnahme. Natürlich haben
der Gesetzgeber und der Haushaltsgesetzgeber -
das sind wir als Landtag - das Haushaltsrecht und
natürlich geht es da auch um die Einflussnahme.
Natürlich wollen wir auch die Möglichkeit haben,
möglicherweise mehr Geld in die Stiftung zu geben,
möglicherweise mehr Personal einzustellen, all das,
was ein Haushaltsgesetzgeber als Möglichkeiten
hat. Natürlich - und das will ich ehrlich sagen - wol-
len wir uns dieser Möglichkeit nicht beschnitten se-
hen, völlig unumstößlich klar.

(Zwischenruf Abg. Primas, CDU: Na klar,
dann müssen Sie es auch zugeben.)

Ein Punkt, den ich noch ansprechen möchte, ist die
Frage der Geschäftsübertragung an die TLUG. Das
klingt auf den ersten Blick auch ganz logisch. Die
Frage, die sich mir stellt, ist: Ist denn die TLUG bis-
her nicht ordentlich ausgelastet? Genau an der
Stelle will ich widersprechen,. Die TLUG hat ein
ganz breites Aufgabenspektrum, viele, viele wichti-
ge Aufgaben und nach allem, was wir bisher in Ge-
sprächen gehört haben, wissen wir, dass da auch
wirklich Oberkante Unterlippe gearbeitet wird, dass
auch hier die Fragen der Personaleinsparung inso-
weit schon an einem Punkt angekommen sind, wo
wir sagen, es darf nicht weitergehen. Es darf hier
einfach nicht der Eindruck entstehen, als würden
Mitarbeiter herumsitzen und wüssten nicht, was sie
machen, und könnten dementsprechend zusätzli-
che Aufgaben übertragen haben. Dementspre-
chend - ich habe versucht, unsere Bedenken
klarzumachen - beantragen wir hier, dass wir mor-
gen nicht gleich die zweite Lesung durchführen,
sondern die ganze Thematik noch einmal ausführ-
lich im Ausschuss beraten können. Dementspre-
chend beantrage ich selbstverständlich die Über-
weisung an den Ausschuss für Landwirtschaft, For-
sten, Umwelt und Naturschutz.

(Beifall DIE LINKE)

Präsidentin Diezel:

Vielen Dank, Frau Abgeordnete. Für die SPD-Frak-
tion hat das Wort Frau Abgeordnete Eleonore Mühl-
bauer.

Abgeordnete Mühlbauer, SPD:

Verehrte Präsidentin, sehr geehrte Damen und Her-
ren, werte Kollegen von der Fraktion BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN, ich möchte persönlich ein paar
Worte sagen, weil mich doch der Stil der Arbeit et-
was überrascht hat. Es ist bekannt, dass diese No-
vellierung des Gesetzes auf der Tagesordnung
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steht. Es ist nicht unbekannt. Dieses ist uns seit
Wochen bekannt, das Thema ist auch bekannt,
warum wir es novellieren wollen. Sie legen heute
20 Minuten vor Sitzungsbeginn oder mit Sitzungs-
beginn wird im Prinzip ein Entschließungsantrag
verteilt, der sich mit Inhalten beschäftigt, die Sie in
einer Kleinen Anfrage abgefragt haben, die uns be-
kannt sind. Auch bekannt ist, dass das Ministerium
diese Inhalte vorbereitet und uns zeitnah auch vor-
legen wird. Herr Augsten, es hat mich vor allem ei-
nes ein bisschen überrascht, weil in Vorbereitung
des Antrags - und da kommen wir noch beim Ta-
gesordnungspunkt 4 b auf den Änderungsantrag
der LINKEN zu sprechen - Sie genau dieses Bei-
spiel anführen in Ihrer Begründung, warum Ihr Ent-
schließungsantrag so wesentlich und so wichtig ist.
Ich schätze Sie als Fachmann, Herr Augsten, aber
nach Lesen des Antrags der LINKEN - ich gehe da-
von aus, Sie haben ihn gelesen - hätten Sie erken-
nen müssen, dass das ein absolut untaugliches In-
strument in unserem Gesetz ist.

(Zwischenruf Abg. Schubert, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Es geht um das Problem.)

Aber ich denke, darauf kommen wir im TOP 4 b zu
sprechen. Jetzt lassen Sie mich eines zu TOP 4 a
sagen und lassen Sie mich einfach mal Danke sa-
gen. Zu Zeiten schlechter Haushaltsführung haben
wir unsere Zielstellung mit den Kollegen von der
CDU aus dem Koalitionsvertrag umgesetzt.

(Zwischenruf Abg. Wolf, DIE LINKE: Das hat
mit dem Haushalt nichts zu tun.)

Ich darf - Frau Präsidentin, Sie erlauben es - zitie-
ren: „Die Stiftung Naturschutz Thüringen ist ein
wichtiges Instrument zur Umsetzung der Natur-
schutzziele des Landes. Die Koalitionspartner sind
sich in dem Ziel einig, das Kapital der Stiftung Na-
turschutz deutlich aufzustocken.“ Das haben wir
vereinbart. Das haben wir gemacht. So haben wir
gehandelt. Danke diesbezüglich noch mal an das
Ministerium. Es ist nicht einfach zu Zeiten knapper
Kassen 3 Mio. € in eine Stiftung zu stecken.

Frau Wolf, lassen Sie mich eine Bemerkung ma-
chen. Sie haben gesagt, die Stiftung braucht mehr
Geld. Ja, braucht sie. Ich freue mich auf Ihren An-
trag in der Haushaltsdebatte, das Stiftungskapital
weiter zu erhöhen. Sie werden mit mir, dem Kolle-
gen Primas und dem Minister Reinholz hier massi-
ve Partner haben, die mit Ihnen an der Seite kämp-
fen und arbeiten, damit wir dieses Ziel gemeinsam
umsetzen. Ja, und es ist ein richtiges Ziel. Frau
Wolf, zum Thema Stiftung, das ist richtig, da sollten
wir uns mal generell vielleicht beim Kaffee unterhal-
ten, warum Stiftungen besser arbeiten, flexibler
sind als Ministerien.

(Unruhe DIE LINKE)

Diese Stiftung ist sehr wohl ein taugliches Instru-
ment, unsere Naturschutzziele umzusetzen. Sie ha-

ben es richtig erwähnt. Ich denke, ich brauche nicht
sagen, was Sie alle auch gesagt haben, inhaltlich
fachlich ist es richtig.

(Zwischenruf Abg. Wolf, DIE LINKE: Dann
sollten wir alle Ministerien abschaffen.)

Wichtig ist mir hier vor allem, noch einmal ganz klar
zu erwähnen, wir setzen hier Naturschutzziele mit
unserer Stiftung um. Wir haben es geschafft, und
das ist mir auch noch einmal ganz wichtig, ich weiß
nicht, wie Sie nicht in einer Stiftung Bundesflächen
hätten übertragen können. Das Thema „Grünes
Band“ ist auch ein Antrag in diesem Plenum. Wir
haben es geschafft, 3.800 ha Bundesflächen in das
Eigentum dieser Stiftung zu übertragen und haben
damit einen Grundstock gelegt, um dieses Naturdo-
kument hier zu schützen. Ich denke, das ist wichtig
und richtig.

Ich beantrage wie mein Kollege Primas die zweite
Lesung dieses Gesetzes am morgigen Tag, weil es
ist wichtig, diese Anpassungen, die mehrfach er-
wähnt worden sind, im Gesetz zu verankern, damit
die Stiftung rechtlich, sachlich, fachlich, qualifiziert
aufgestellt ist und sofort mit den wichtigen Arbeiten
beginnen kann. Deswegen bitte ich um Zustim-
mung und die zweite Lesung am morgigen Tag.
Noch einmal expliziten Dank an das Ministerium für
die Erhöhung des Stiftungskapitals.

(Beifall CDU, SPD)

Präsidentin Diezel:

Vielen Dank, Frau Abgeordnete. Ich sehe die Wort-
meldung von Herrn Abgeordneten Dr. Augsten. Bit-
te schön.

Abgeordneter Dr. Augsten, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, es
kann ja sein, dass ich undeutlich spreche, aber
man sollte voraussetzen, dass man lesen kann.
Herr Primas, ich weiß nicht, wenn ich mehrmals
mich bedanke bei der Stiftung für die geleistete Ar-
beit, was da unmissverständlich oder nebulös ist.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das war ein Dank, daran gibt es gar nichts zu deu-
ten. Frau Mühlbauer, dass Sie jetzt den Antrag der
LINKEN hernehmen, um Ihr Unverständnis zum
Ausdruck zu bringen, dass wir diesen Entschlie-
ßungsantrag gestellt haben, dann lesen Sie doch
bitte noch einmal den Satz, der unten steht. Da
steht nämlich drin, dass genau diese beiden Anträ-
ge, der Gesetzentwurf der Landesregierung und
der Gesetzentwurf der LINKEN, uns dazu bewegt
haben, diesen Entschließungsantrag zu bringen,
genau diese beiden Anträge. Ich weiß nicht, was
auch an dieser Stelle unmissverständlich ist.
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(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Meine Damen und Herren, zu Herrn Primas noch
einmal. Sie waren ja noch nicht in der Opposition,
das kann ja noch werden.

(Heiterkeit BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Herr Primas, können Sie sich vorstellen, dass,
wenn wir das Ministerium anrufen und fragen, wie
weit seid ihr denn mit dem Gesetzentwurf des Na-
turschutzgesetzes, wir nicht die Auskunft bekom-
men, die Sie vielleicht bekommen? Können Sie sich
vorstellen, dass da die Wege, die Sie zwischen Ih-
rer Fraktion und dem Ministerium haben, viel kürzer
sind als das, was wir versuchen?

(Zwischenruf Abg. Primas, CDU: Ich bin mir
da manchmal nicht so sicher.)

Wenn Sie die Kleine Anfrage vorliegen haben, die
im Übrigen mehr Papier verschwendet hat als der
Entschließungsantrag, dafür haben wir nämlich
zwei Seiten gebraucht,

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

deswegen haben wir den Entschließungsantrag ge-
stellt und keine Kleine Anfrage, damit wir Papier
sparen, wenn Sie dann sehen, dass die Antworten
kürzer sind als die Fragen, die gestellt wurden, da
müssen wir uns über Qualität von Antworten auf
Kleine Anfragen nicht unterhalten.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Insofern ist es doch völlig in Ordnung, wenn der Mi-
nister heute hier Rede und Antwort steht und sagt,
wir sind auf einem guten Weg, dann hat dieser Ent-
schließungsantrag genau den Sinn erfüllt, den wir
damit beabsichtigt haben. Aber die Gefahr, dass er
hier erklärt, warum der Gesetzentwurf gut ist und
dann kein Wort darüber verliert und nicht auf das
vorbereitet ist, was wir im Entschließungsantrag
einfordern, die besteht nun einmal. Das erleben wir
gerade bei den Mündlichen Anfragen. Insofern,
meine Damen und Herren und vor allem Herr Kolle-
ge Primas, lassen wir uns auch nicht die parlamen-
tarische Kompetenz absprechen. Das, was wir hier
erledigen dürfen, das werden wir auch tun. Wir blei-
ben dabei, wir erwarten heute ein Wort vom Minis-
ter, wie es mit dem Stand der Novellierung aus-
sieht. Denn, Frau Mühlbauer, die Novellierung des
Landesnaturschutzgesetzes steht nicht auf der Ta-
gesordnung, sondern ein einziger Paragraph. Wir
wollen wissen, wie sieht es mit der Novellierung
des Gesamtgesetzes aus. Danke schön.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Präsidentin Diezel:

Vielen Dank. Gibt es weitere Wortmeldungen? Ich
sehe das nicht. Das Wort hat Herr Minister Rein-
holz für die Regierung.

Reinholz, Minister für Landwirtschaft, Forsten,
Umwelt und Naturschutz:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, die Stiftung Naturschutz
besteht nun schon seit 1995. Seit ihrer Errichtung
hat sich ihr Tätigkeitsfeld wesentlich erweitert. Die
im Gesetz für Natur und Landschaft als Stiftungs-
zweck festgelegten Aufgaben, wie z. B. die Förde-
rung und Durchführung von Pflege- von Entwick-
lungsmaßnahmen und die Förderung von For-
schungsprojekten und Maßnahmen zur Aufklärung
und Weiterbildung im Bereich des Naturschutzes
bilden nicht mehr allein das Kerngeschäft der Stif-
tung. So kam zum Beispiel im Jahr 2006 durch die
Änderung des Gesetzes für Natur und Landschaft
die Verwendung der Mittel der Ausgleichsabgabe
hinzu, die zur Verbesserung von Natur und Land-
schaft einzusetzen ist. Im Ergebnis der Behörden-
strukturreform wurde unter anderem die natur-
schutzfachliche Betreuung der 1.400 ha landesei-
gener Naturschutzflächen in die Obhut der Stiftung
gegeben. Nicht zuletzt eröffnete sich eine neue,
wichtige und auch arbeitsträchtige Aufgabe mit den
Flächen des Grünen Bandes. Für die 3.900 ha Bun-
desfläche im Grünen Band war von Anfang an die
Stiftung als Eigentümerin vorgesehen. Der Bund
hat mit der Übertragung der Flächen die Pflicht zur
Erhaltung und Weiterentwicklung dieses einzigarti-
gen Naturraums als Bestandteil des nationalen Na-
turerbes und des länderübergreifenden Biotopver-
bundes verknüpft. Diese Pflicht wurde ebenfalls der
Stiftung auferlegt.

Meine Damen und Herren, Sie sehen, dass der
Freistaat den Tätigkeitsbereich der Stiftung erheb-
lich erweitert hat. Die anfallenden Aufgaben wurden
bis zum April 2008 allein vom Stiftungsrat, beste-
hend aus sieben ehrenamtlichen Mitgliedern und ei-
nem Vorstand, der sich aus drei nebenamtlichen
Mitgliedern zusammensetzt, bewältigt. Mit der Auf-
lösung der Staatlichen Umweltämter zum 1. Mai
2008 ergab sich, Frau Wolf, die Möglichkeit, bei der
TLUG eine Geschäftsstelle mit fachlich qualifizier-
tem Personal einzurichten. Neben der Nutzung der
personellen und sachlichen Ressourcen der TLUG
sind dadurch natürlich auch fachliche Synergieef-
fekte zu verzeichnen.

Mit dem vorliegenden Entwurf wird die Geschäfts-
stelle der Stiftung in § 38 des Gesetzes für Natur
und Landschaft verankert. Damit wird diese Kon-
struktion transparent und erfüllt die Grundzüge der
Haushaltsklarheit und der Haushaltswahrheit. Der
Entwurf wurde nach dem Modell der Gutachteraus-
schüsse nach § 199 Baugesetzbuch und der Regio-
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nalen Planungsgemeinschaften nach § 3 Thüringer
Landesplanungsgesetz aufgestellt. Im Beteiligungs-
verfahren der Verbände wurden keinerlei Einwände
gegen den Entwurf vorgebracht.

Ergänzend, meine Damen und Herren, möchte ich
noch die Frage des Abgeordneten Kummer aus der
gestrigen Fragestunde beantworten, in welcher Hö-
he Ausgleichsabgabenzahlungen an die Stiftung
seit 2006 geflossen sind. Nach den mir vorliegen-
den Zahlen sind im Jahr 2006 2.035.080,64 € ge-
flossen, im Jahr 2007 71.279,35 €, im Jahr 2008
95.773,25 € und im Jahr 2009 77.570,50 € ein-
schließlich Zinsen auf die jeweils noch nicht veraus-
gabten und angelegten Ausgleichsabgaben. Für
2010 liegen mir noch keine Zahlen vor. Dies macht
insgesamt rund 2,8 Mio. €, wobei deutlich wird,
dass die Zuflüsse in 2007 und den Folgejahren
deutlich unter dem Höchstwert von 2006 blieben.

Ich bitte deshalb um eine zweite Lesung morgen
und um die Zustimmung zum Gesetzentwurf.

Ich möchte an der Stelle noch ganz kurz auf den
Entschließungsantrag von BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN eingehen. Herr Dr. Augsten, das, was Kollege
Primas gesagt hat, entspricht den Tatsachen. Der
Referentenentwurf ist auf dem Weg zur Hauslei-
tung. Ich habe eben dazu noch einmal telefoniert.
Wir werden es noch in diesem Jahr, also in Kürze,
in das normale Gesetzgebungsverfahren bringen -
Kabinett, Landtag, etc. Ich bin mir ganz sicher, dass
damit letztendlich auch dem Genüge getan wird,
was Sie mit Ihrem Entschließungsantrag erreichen
wollen. Lassen Sie mich an der Stelle noch eines
sagen: Sie können mich jederzeit anrufen,

(Zwischenruf Abg. Dr. Augsten, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Ich komme darauf zurück.)

genauso wie das der Kollege Primas kann und
auch tut. Wir waren gerade erst zusammen auf der
BioFach, da hätte ein Wort genügt und wir hätten
das klären können. Herzlichen Dank.

(Beifall CDU, SPD)

Präsidentin Diezel:

Vielen Dank, Herr Minister. Zu Wort gemeldet hat
sich für die Fraktion DIE LINKE der Abgeordnete
Tilo Kummer.

Abgeordneter Kummer, DIE LINKE:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. Meine Damen und
Herren, ich habe den Eindruck, dass zwei Fraktio-
nen hier im Haus Landtagseinfluss und Land-
tagskontrolle stören. Normalerweise wird eine Stif-
tung nach dem Thüringer Stiftungsgesetz mit einem
eigenen Gesetz gegründet. Das war 1995 noch
nicht so. Die Stiftung Naturschutz ist älter. Es gibt
hier kein Gründungsgesetz, um diese Stiftung ins
Leben zu rufen. Das wurde ein Stück weit geheilt

mit dem Naturschutzgesetz, in dem dann die Stif-
tung im Naturschutzgesetz Eingang gefunden hat
und ihre Aufgaben beschrieben worden sind. Die
Frage der Kontrolle dieser Stiftung ist jedoch bisher
nicht ausreichend geregelt, wie es den Regelungen
des Stiftungsgesetzes entsprechen würde.

Nun hat der Minister dankenswerterweise die Zah-
len vorgetragen, was aus Mitteln der Ausgleichsab-
gabe an die Stiftung geflossen ist - 2,8 Mio. €. Wir
werden in den nächsten Jahren bei klammem Lan-
deshaushalt z.B. bei der Umsetzung der Wasser-
rahmenrichtlinie hier im Haushalt um jeden Euro
streiten. Dass Gelder in der Stiftung für die Umset-
zung der Wasserrahmenrichtlinie verwendet wer-
den, das wissen wir nicht, in welchem Umfang wis-
sen wir nicht, aber es ist ja vielleicht für uns bei den
Haushaltsberatungen auch wichtig. Deshalb wäre
mir, wenn wir denn schon bei diesem Konstrukt ei-
ner Stiftung bleiben, die eine tolle Arbeit macht -
Frau Mühlbauer hat vorhin gesagt, eine Stiftung
macht eine bessere Arbeit als das Land, ist bloß
komisch, dass dann das Land die Arbeit für die Stif-
tung kostenlos macht, das beißt sich irgendwo -,

(Zwischenruf Abg. Blechschmidt, DIE LINKE:
Die ist vom Land gestiftet.)

wenigstens wichtig, wenn wir mindestens einmal
jährlich die Klarheit hätten, wie viele Gelder hat die
Stiftung und setzt sie in welchen Bereichen ein, da-
mit wir es bei der Haushaltsberatung berücksichti-
gen könnten. Ein entsprechender Kontrollmecha-
nismus wäre hier einzuführen, das würde uns allen
guttun. Deshalb lassen Sie uns doch im Ausschuss
bitte noch einmal darüber reden, wie wir eine sol-
che Kontrollmöglichkeit verankern können, wie wir
das Fehlen eines Errichtungsgesetzes für diese
Stiftung noch ein Stück weit heilen können. Das
wäre dienlich, das wäre hilfreich und deshalb meine
Bitte um Überweisung an den Ausschuss für Land-
wirtschaft, Forsten, Umwelt und Naturschutz.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Präsidentin Diezel:

Gibt es weitere Wortmeldungen? Ich sehe keine
weiteren Wortmeldungen, dann schließe ich die
Aussprache.

Wir kommen zur Abstimmung, als Erstes zur Ab-
stimmung über den Gesetzentwurf. Es wurde von
mehreren Fraktionen die Überweisung an den Aus-
schuss für Landwirtschaft, Forsten, Umwelt und Na-
turschutz beantragt. Wer für diese Überweisung
des Gesetzentwurfs ist, den bitte ich jetzt um das
Handzeichen. Ich sehe die Zustimmung bei den
Fraktionen DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der FDP. Wer ist gegen die Überweisung an
den Ausschuss für Landwirtschaft, Forsten, Umwelt
und Naturschutz? Ich sehe Ablehnung bei der SPD-
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und der CDU-Fraktion. Wer enthält sich? Ich sehe
keine Enthaltungen. Damit ist die Überweisung ab-
gelehnt.

Es ist beantragt worden, dass morgen die zweite
Lesung zum Gesetzentwurf stattfinden soll. Wer da-
für ist, den bitte ich jetzt um das Handzeichen. Ich
sehe Zustimmung bei der CDU- und der SPD-Frak-
tion. Wer ist dagegen? Ich sehe Ablehnung bei den
Fraktionen DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und FDP. Damit ist die zweite Beratung für morgen
beschlossen.

Wir kommen nun zur Abstimmung über den Ent-
schließungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN. Hier wurde auch beantragt, Überwei-
sung an den Ausschuss für Landwirtschaft, For-
sten, Umwelt und Naturschutz. Wer dafür ist, den
bitte ich jetzt um das Handzeichen. Zustimmung bei
den Fraktionen DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und FDP. Wer ist gegen die Überwei-
sung an den Ausschuss? Das ist Ablehnung bei der
SPD- und bei der CDU-Fraktion. Damit ist die Aus-
schussüberweisung abgelehnt und wir werden mor-
gen bei der zweiten Beratung über den Entschlie-
ßungsantrag abschließend entscheiden.

Ich schließe den Tagesordnungspunkt 4 und rufe
nun auf den Tagesordnungspunkt 4 a

Erstes Gesetz zur Änderung
des Thüringer Gesetzes für Na-
tur und Landschaft
Gesetzentwurf der Fraktion DIE
LINKE
- Drucksache 5/2305 -
ERSTE BERATUNG

Wünscht die Fraktion DIE LINKE das Wort zur Be-
gründung? Ja, bitte schön. Wer begründet? Frau
Wolf begründet. Bitte schön, Frau Abgeordnete.

Abgeordnete Wolf, DIE LINKE:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, wir le-
ben in einem gefährlichen Zeitalter. „Der Mensch
beherrscht die Natur, bevor er gelernt hat, sich
selbst zu beherrschen.“ Ich beherrsche das richtige
Zitieren, ich nenne Ihnen gern die Quelle, das
stammt nicht von mir, sondern von Albert Schweit-
zer. Aber, ich finde, an dieser Stelle hat er ausge-
sprochen recht und dieses Zitat passt einfach zu
unserem Antrag in hervorragender Art und Weise.

Das möchte ich Ihnen jetzt begründen: Jeden Tag
verbrauchen Menschen in der Bundesrepublik ca.
100 Hektar Fläche, 100 Hektar Fläche, die Tag für
Tag draufgehen für Straßen, Wege, Häuser, neue
Fabrikhallen. Das sind in Thüringen umgerechnet
2,7 Hektar am Tag. Das nennt sich dann die soge-
nannte Siedlungs- und Verkehrsfläche. 2,7 Hektar
gehen jeden Tag verloren nicht nur für Hase und

Wildkatze, sondern auch für Buche, für Getreide,
für Blumenkohl und für Kartoffeln. Das heißt
2,7 Hektar unserer eigenen Lebensgrundlage ge-
hen da Tag für Tag im Prinzip unwiederbringlich
verloren. Es sind nicht selten - und das will ich Ih-
nen aus eigenem Erleben berichten - die besten
Böden. Da braucht sich nur jeder einmal die Versie-
gelung kurz vor Augen zu halten, die gerade relativ
frisch zwischen Erfurt und Stotternheim passiert ist.

Die Bundesregierung hat sich im Jahr 2002 ein ehr-
geiziges Ziel gestellt, sie möchte nämlich diese Ver-
siegelung auf Pi mal Daumen ein Drittel pro Tag re-
duzieren und wir halten dieses Ziel für richtig. In
den meisten Städten und Gemeinden ist es aber
immer noch eher positiv besetzt, wenn es eine
Neuerschließung von Wohngebieten und Gewerbe-
flächen gibt, wenn man sich weiter im Stadtgebiet
ausdehnt. Wir verbrauchen auch in Thüringen, das
habe ich versucht klarzumachen, immer mehr Flä-
chen und das in der Situation, wo wir in der Bevöl-
kerung rapide abnehmen. Das heißt, immer weni-
ger Menschen verbrauchen immer mehr Flächen
und genau hier an dieser Stelle wollen wir Einhalt
gebieten. Wir bauen immer neue Straßen, typi-
sches Beispiel bei mir aus der Region gerade die
geplante Neubaustrecke der B 19, die circa
5 Hektar Wald versiegeln wird, immer neue Gewer-
begebiete obwohl bisherige nicht ausgelastet sind,
immer neue Baugebiete trotz Leerstandes. Wir wol-
len, dass diese Vernichtung von Natur und auch
unserer eigenen Lebensgrundlage in Thüringen ein
Ende hat.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Wir haben dafür auch, das will ich gleich sagen, ei-
ne ausgesprochen gute Grundlage, es gibt nämlich
ein sehr ausführliches Brachflächenkataster, also
ein Kataster, in dem genau aufgeführt ist, auf wel-
cher Fläche, wo, in welcher Gemeinde welche Flä-
che nicht mehr benutzt wird. Wir wollen dement-
sprechend, dass für jeden Quadratmeter neu ver-
brauchter Fläche, 1 Quadratmeter Fläche vom Be-
ton befreit und entsiegelt wird. Wir wissen, das kos-
tet, das ist uns auch klar, aber wir wissen auch -
und das ist unstrittig, davon gehe ich aus -, dass
das im Vergleich zu den Gesamtinvestitionskosten,
die in diesem Bereich anstehen, eher marginal ist.
Es wird also auch in Thüringen weitergebaut wer-
den, da will ich Ihre Angst nehmen und wir werden
uns weiterhin entwickeln können und weiter Sa-
chen, die notwendig sind, bauen können. Aber wir
wollen der Natur mit unserem Antrag helfen und se-
hen hier einfach die Notwendigkeit.

(Beifall DIE LINKE)

Ich hoffe, dass wir bei unserem Gesetz zu einer gu-
ten und umfangreichen Diskussion kommen, dass
Sie nicht gleich mit dem Federstrich alles wegwi-
schen, weil ich einfach davon überzeugt bin, dass
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wir einen neuen Umgang mit Ressourcen brau-
chen, dass wir eben bei abnehmender Bevölkerung
ein bisschen mehr Demut und ein bisschen mehr
Bescheidenheit im Umgang mit unserer Natur auch
brauchen.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Präsidentin Diezel:

Vielen Dank, Frau Abgeordnete. Ich eröffne die
Aussprache und als Erste zu Wort gemeldet hat
sich Frau Franka Hitzing von der FDP-Fraktion.

Abgeordnete Hitzing, FDP:

Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen und Herren,
in dem Gesetzentwurf der Fraktion DIE LINKE gibt
es drei wichtige Punkte, die Sie hier ansprechen.
Das ist einmal der Punkt, dass Sie die Versiegelung
nicht nur auf den Außenbereich begrenzt wissen
wollen, sondern diese Ausgleichsflächen auch für
versiegelte Flächen jetzt im Innenbereich mit be-
trachtet haben wollen, also auch für den Innenbe-
reich soll das Ganze gelten, das ist Punkt 1.
Punkt 2: Es wird nur dann genehmigt etwas zu bau-
en, wenn der Verursacher oder der Flächenversie-
geler eine adäquate Fläche 1 : 1 - Sie sagten es
eben noch mal - zur Entsiegelung anbietet, und drit-
tens soll dazu ein Flächenpool gebildet werden.

Sehr geehrte Frau Wolf, am Anfang als ich das ge-
lesen habe, fand ich, dass das richtig Charme hat,
diesen Flächenpool fand ich gut. Beim zweiten Hin-
sehen musste ich mich ein bisschen korrigieren,
weil ich Probleme in der praktischen Anwendbarkeit
sehe. Lassen Sie uns auf den Punkt 1, den Innen-
bereich, eingehen. Das betrifft - das ist wiederum
kein Geheimnis, dass ich da gern mal vom Dorfle-
ben reden - auch die Dörfer. In den Dörfern ist es
oftmals so, dass tatsächlich schon Grundstücke
nicht mehr ganz so schön sind und bestimmte Din-
ge neu gebaut werden müssen im Innenbereich
des Ortes. Man ist im Grunde genommen - ich will
das mal aus der Sicht des Bürgermeisters sagen -
ein bisschen froh, wenn es jemanden gibt, der im
Innenbereich etwas Neues baut.

(Beifall CDU, FDP)

Das ist im Übrigen in den Städten auch so; ich finde
es unmöglich, dass außen große Blöcke hingesetzt
werden und der Innenbereich ist nicht so ganz nett
und auch nicht mehr schön anzusehen. Das heißt
natürlich aber auch, wenn jemand im Innenbereich
bauen will und soll jetzt eine absolut adäquate Flä-
che dagegensetzen, 1 : 1 in der Fläche, da, glaube
ich, wird das Problem auftauchen, weil manche
dann eventuell auch Flächen kaufen müssen, das
nicht können und sich vielleicht dann von dieser
möglichen Innenbebauung zurückziehen. Da sehe
ich ein Problem.

Es gibt auch jetzt schon die Eingriffsregelungen -
Frau Präsidentin, wenn Sie es gestatten, ich halte
es mal kurz hoch - in Thüringen, die sehr genau sa-
gen, was muss eigentlich getan werden, wenn ich
Flächen neu versiegele, und wie muss ich diese
versiegelten Flächen adäquat anders zur Verfü-
gung stellen, unter anderem möchte ich auch den
Begriff Biotopwertigkeit gern mal in die Diskussion
werfen. Es ist ganz einfach so, eine Hecke oder ei-
ne Heckenbepflanzung, die es auch der Tierwelt
oder Vogelwelt ermöglicht, sich dort anzusiedeln,
dort Nester zu bauen, ist natürlich für die Regene-
rierung der Umwelt, der Natur um den Ort sehr
wertvoll. Deshalb glaube ich, diese Biotopwertigkeit
hat einen sehr hohen Stellenwert und ist nicht au-
ßer Acht zu lassen.

(Beifall FDP)

Ein kleines Beispiel aus der Praxis: In meinem Hei-
matort wird momentan kommunal angebaut an ein
bestehendes Gebäude. Selbstverständlich gibt es
dann die Auflage, die neu versiegelte Fläche ad-
äquat wiederherzustellen oder an einer anderen
Stelle dafür etwas für die Umwelt zu tun. Das ist
ganz genau in den Eingriffsregelungen beschrieben
und bestimmt. Das funktioniert eben auch über das
Anpflanzen neuer Bäume oder das Anpflanzen von
Mischhecken etc. Auf diese Art und Weise, denke
ich, trägt man a) dazu bei, dass im Innenbereich
weiterhin gebaut wird, und b) trägt man dazu bei,
dass natürlich auch durch diese Anpflanzungsmaß-
nahmen beispielsweise das Umfeld der Orte attrak-
tiver gemacht wird und die Natur auch zu ihrem not-
wendigen und begründeten Recht kommt, weiter so
gut aufgestellt zu sein, wie sie es ist. Wir müssen
die Natur schützen, das wissen wir alle. Deshalb,
denke ich, ist gerade diese Biotopwertigkeit ein
wichtiger Punkt.

Zu Ihrem Punkt 2, das war diese adäquate Flä-
chenbereitstellung: Da sehe ich ganz große Proble-
me, weil das möglicherweise Investoren auch ab-
schrecken könnte.

Jetzt kommt der Flächenpool 3. Da haben Sie mir
eigentlich die Worte schon aus dem Mund genom-
men, denn Sie haben das Brachflächenkataster an-
gesprochen. Also das besteht bereits und in diesem
Brachflächenkataster sind auch Flächen zu finden,
wo man auf Landkreisebene z.B. nachsehen kann,
wo gibt es hier eine Fläche, die als Ausgleichsflä-
che geeignet wäre. Bei diesem Pool, den Sie gern
installieren möchten, stellt sich mir die Frage,
macht das nicht eventuell auch wieder eine Mög-
lichkeit auf, mehr Personalkosten zu haben, und wir
müssen noch mal in irgendeiner Form eine Agentur
installieren, wie auch immer. Denn irgendjemand
muss diesen Flächenpool bearbeiten, logischerwei-
se, von allein wird er sich nicht machen. Ich sehe
da also Kosten auf uns zukommen, die meines Er-
achtens nicht notwendig sind, weil wir das Brachflä-
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chenkataster haben und weil wir die Eingriffsrege-
lungen in Thüringen haben.

Wenn ich das Ganze jetzt zusammenfasse, dann
muss ich Ihnen leider sagen, bei dem ersten Char-
me, den der Antrag hat, werden wir diesem Antrag
so leider nicht zustimmen können. Vielen Dank.

(Beifall FDP)

Präsidentin Diezel:

Vielen Dank, Frau Abgeordnete. Für die CDU-Frak-
tion spricht jetzt der Abgeordnete Egon Primas.

Abgeordneter Primas, CDU:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und
Herren, die Zielrichtung ist die Reduzierung des
Flächenverbrauchs, das ist eine gute Sache. Frau
Hitzing hat diesem Antrag jetzt schon sehr viel Po-
sitives abgewinnen können.

An zwei Stellen im Koalitionsvertrag steht dieses
Vorhaben festgeschrieben, Flächenverbrauch als
Kernthema der Nachhaltigkeitspolitik zu sehen. Wir
haben in der letzten Legislaturperiode einen Beirat
gegründet, der das fest zum Thema hatte. Die
Empfehlung hat er im Abschlusssymposium vorge-
stellt. Deshalb wird die Landesregierung mit diesen
Empfehlungen eine Thüringer Nachhaltigkeitsstra-
tegie aufstellen. Deshalb, meine Damen und Her-
ren, haben wir in der letzten Woche im Ausschuss
unter Vorsitz von Herrn Kummer einem Antrag zu-
gestimmt, nach dem die Landesregierung bis Jah-
resende einen Aktionsplan zur Reduzierung der
Flächeninanspruchnahme aufstellen soll. Die CDU-
Fraktion hat diesem Antrag zugestimmt, weil es kei-
ne Zeit zu verlieren gilt. Neben den Empfehlungen
des Nachhaltigkeitsbeirats, die den Kern der Thü-
ringer Nachhaltigkeitsstrategie bilden werden, kön-
nen so ganz konkrete Felder benannt werden, um
die Flächeninanspruchnahme effektiv zu reduzie-
ren.

Bei der wirksamen Reduzierung der Flächeninan-
spruchnahme müssen wir uns beeilen. Wir müssen
klare Ziele definieren, das sehe ich schon so. Nur
abstrakte Forderungen helfen uns da nicht weiter.
Das geht aber nicht, indem ich sage, jetzt mache
ich einfach mal schnell ein Gesetz und dann habe
ich es. So einfach läuft es nicht, meine Damen und
Herren. Da sind viele Sachen dabei, die nicht in un-
serer Kompetenz liegen, die in Bundeskompetenz
liegen, die werden hier berührt. So einfach läuft es
nicht. Ich sage aber nur, für mich ist es völlig unklar
- ich sage das jetzt einmal emotionslos, weil ich
mich nicht schon wieder aufregen will -, wenn wir in
der vergangenen Woche uns im Ausschuss über
die Fraktionsgrenzen hinweg verständigt haben, wir
wollen das genau so machen, ist es dann wirklich
notwendig, so einen Antrag noch einmal einzubrin-
gen und dasselbe noch einmal abzuhandeln und

dann auch wohl wissend, dass hier Bundeskompe-
tenzen angesprochen werden im Gesetz, die wir
nicht regeln können. Ist das wirklich zielführend?
Wäre es nicht zielführender, wenn wir uns schon
verständigen, etwas Gemeinsames zu organisieren
und das dann auch zu machen? Oder ist denn
dann für die Zukunft alles, was wir über die Frak-
tionsgrenzen hinweg vereinbaren können, hinfällig,
darf man das nicht mehr, ist das sinnlos? Warum
machen wir das denn eigentlich?

Für mich, meine Damen und Herren, ist dieser An-
trag, dieses Gesetz reiner Zeitklau für das Parla-
ment, das brauchen wir uns nicht anzutun. Deshalb
lehnen wir ihn ab.

(Beifall CDU, SPD)

Präsidentin Diezel:

Vielen Dank, Herr Abgeordneter Primas. Für die
Fraktion DIE LINKE spricht der Abgeordnete Tilo
Kummer.

Abgeordneter Kummer, DIE LINKE:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, ich
möchte am Anfang auf Egon Primas kurz eingehen.
Ich habe die Abstimmung im Ausschuss anders in
Erinnerung. Es gab nicht ein Votum des gesamten
Ausschusses zu dem FDP-Antrag, der ja dann
mehrheitlich vom Ausschuss beschlossen wurde.
Es gab dort zwei Anträge, der eine von der Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, die sich klar zu einer
Flächenversiegelung null ausgesprochen haben
und der ist vom Tisch gewischt worden, obwohl ich
darum gebeten hatte,

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

dass wir doch bitte bis zur Fertigstellung der Ergeb-
nisse des Nachhaltigkeitssymposiums warten und
dann noch einmal darüber reden und diese Ergeb-
nisse mit einbinden lassen sollten.

Meine Damen und Herren, ich bin seit 1999 Mit-
glied dieses Hauses. Seitdem haben wir hier sehr
oft und von allen Fraktionen einheitlich diskutiert,
dass der zunehmenden Flächenversiegelung im
Freistaat Einhalt geboten werden muss.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Es ist seitdem nichts passiert. Das Ergebnis all die-
ser Diskussionen ist, dass immer weniger Men-
schen in Thüringen immer mehr Flächen versie-
geln. Das geht mit einer gravierenden Geschwin-
digkeit vor sich, dass es einem Angst macht. Von
der Warte her kann ich auch nur unterstützen, was
der Nachhaltigkeitsbeirat bei seinem Ab-
schlussworkshop „Flächenverbrauch“ erklärt hat.
Der dort zuständige Ron Hoffmann sagte: Dabei
gehen wir vom Nachhaltigkeitsziel null Hektar aus,
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langfristig muss sich die Tendenz zum Flächever-
brauch sogar umkehren.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, wir müssen endlich
Schluss machen mit der Eierei, wir müssen endlich
Schluss machen, mit Wattebällchen zu werfen und
zu sagen, davon wird alles besser. Wir brauchen ei-
ne klare rechtsverbindliche Regelung, sonst ist dem
Flächenverbrauch nicht Einhalt zu gebieten und
deshalb unser Gesetzentwurf.

Ich möchte dabei auch noch einmal auf die Frage
eingehen, die Frau Hitzing angesprochen hat, näm-
lich die Frage: Gibt es denn nicht andere Möglich-
keiten, ökologisch einen Ausgleich zu schaffen zu
einer Versiegelung als die zwingende Entsiege-
lung? Ich bin Landwirtschaftssprecher, all diese an-
deren Möglichkeiten kosten der Landwirtschaft Flä-
che. Wenn man sich das ansieht, dann haben wir
alle beschlossen, das ist ja bundesweit Konsens,
dass sich die Waldfläche nicht reduzieren darf. Die
Waldfläche bleibt gleich, in Thüringen wächst sie
sogar leicht. Die versiegelte Fläche nimmt immer zu
und das geht zulasten der landwirtschaftlichen Flä-
che. Wenn man sich die Bevölkerungsentwicklung
in dieser Welt anschaut, muss ich sagen, haben wir
auch da eine Verantwortung. Deshalb ist dieser
Trend zu stoppen. Da gibt es für mich kein Abwei-
chen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Deshalb ist unser klares Ziel, null Hektar Versiege-
lung. Unsere klare Ansage: Dazu brauche ich eine
verpflichtende gesetzliche Regelung, wo es keine
Ausnahmen mehr gibt. Sie hat auch einen klaren
Vorteil. Wenn Sie mal durch das Land fahren, stel-
len Sie fest, wie viele Altbrachen wir in der Gegend
rumstehen haben, alte Ställe, alte Häuser, wo kei-
ner mehr drin wohnt, teilweise im Außenbereich, al-
te Fabrikhallen, die vor sich hin zerfallen. All diese
Flächen, um die sich die Eigentümer nicht mehr
kümmern und wo oft Bürgermeister das Problem
haben, dass sie nichts dagegen machen können,
weil keine Gefahr für die öffentliche Sicherheit und
Ordnung von diesen Immobilien ausgeht. All diese
Flächen wären plötzlich wieder in Wert gesetzt, weil
es nämlich Menschen gebe, die für eine künftige
Versiegelung eine Ausgleichsfläche suchen und
dann ein Interesse daran hätten, diese Flächen zu
entsiegeln und wieder zur Verfügung zu stellen. Wir
bräuchten die Revitalisierungsförderung, die so
massiv nachgefragt wird von Gemeinden, nicht
mehr. Wir könnten diese Fördermittel anders ver-
wenden, wir hätten hier eine Inwertsetzung von
Brachflächen. Das wäre aus unserer Sicht auch ein
großer Erfolg.

Meine Damen und Herren, es stand noch die Fra-
ge: Können wir das so machen? Herr Primas hat es
hier angesprochen, Föderalismusreform, Kompe-

tenz der Länder. Ich gebe zu, ich war bei dieser
Diskussion erschrocken. Unsere Juristen in der
Fraktion haben das geprüft, haben gesagt, wir ha-
ben die Regelungskompetenz. Dann kamen Frak-
tionsmitarbeiter anderer Fraktionen zu uns und ha-
ben gesagt, sie sehen das anders. Wir haben die
Landtagsverwaltung noch mal draufschauen las-
sen. Die sagten, es könnte sein, dass es so geht,
es ist aber unwahrscheinlich, da müsste man noch
mal prüfen. Es könnte Bereiche geben, wo das
nicht so geht. Fakt ist eines: Andere Bundesländer
haben Regelungen in dieser Art nach der Neurege-
lung des Bundesnaturschutzgesetzes getroffen.
Von der Warte her sollten wir uns hier nicht ab-
schrecken lassen.

Ich sage noch eines: Wenn der Bundesgesetzgeber
ein Bundesnaturschutzgesetz erlässt, wo man an-
schließend juristische Gutachten braucht, um die
Länderkompetenz noch festzustellen, dann ist das
auch nicht in Ordnung, denn Gesetze sollen klar
und verständlich sein. Das, was hier passiert ist, ist
ein bürokratischer Wust, der wirklich sehr, sehr
schwierig zu überblicken ist. Von der Warte her
stimme ich auch dem Antrag der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN zu, dass wir die Umsetzung
des Bundesnaturschutzgesetzes im Landesgesetz
brauchen, um hier auch mal klar zu sehen, was
denn die Rechtsauffassung des Ministeriums ist,
was wir noch regeln können hier im Land und was
nicht. Da hätte sich unser Antrag natürlich besser
eingefügt. Aber wir wissen ja, wie lange Umsetzun-
gen durch die Landesregierung in den letzten Jah-
ren immer gebraucht haben. Selbst Fristen, die
zwingend vorgegeben waren, sind dort häufig über-
schritten worden. Von der Warte her wollten wir so
lange nicht warten. Es gibt ein klares Votum des
Abschlussworkshops „Flächenverbrauch“ vom
Nachhaltigkeitsbeirat mit null Hektar. Wir haben
hier unser Angebot vorgelegt und ich hoffe, dass
wir es im Ausschuss beraten können, um vielleicht
das eine oder andere, was an Anregungen gekom-
men ist gerade auch aus der FDP-Fraktion, hier
noch zu berücksichtigen. Ich danke Ihnen.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat
sich der Abgeordnete Dr. Augsten zu Wort gemel-
det.

Abgeordneter Dr. Augsten, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, Frau
Hitzing hat angefangen, den Antrag in drei Teile zu
teilen. Für mich hat dieser Antrag nicht drei Teile,
sondern zwei Aspekte, nämlich den inhaltlichen und
den rechtlichen. Herr Kummer hat ja schon darauf
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hingewiesen, dass es da ein paar Diskussionspro-
bleme gibt.

Meine Damen und Herren, ich bin erst einmal Frau
Wolf außerordentlich dankbar, dass sie hier so
schön eingeleitet hat, auch sehr anschaulich
klargemacht hat, worum es hier inhaltlich geht,
nämlich um Flächenverbrauch. Ich bin auch Herrn
Kummer dankbar, dass er noch einmal die Aus-
schuss-Sitzung reflektiert hat, die nämlich auch in
meiner Wahrnehmung völlig anders abgelaufen ist
als das, was Herr Primas hier dargelegt hat. Es gab
zwei alternierende Anträge, die sich wirklich deut-
lich unterschieden haben. Gerade, Herr Primas,
wenn Sie auf den Nachhaltigkeitsbeirat reflektieren,
da muss ich hier einfach noch einmal das Auditori-
um in Kenntnis setzen, dass sich unser Antrag ge-
nau auf das bezogen hat, was der Nachhaltigkeits-
beirat vorgeschlagen hat, nämlich eine Nulloption
im Jahr 2020. Das ist genau das, was Sie abge-
lehnt haben mit der Zustimmung zum FDP-Antrag.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Insofern gab es da keine einhellige Meinung des
Ausschusses und wir haben uns nicht verabredet,
um die Landesregierung zu beauftragen, einen
Fahrplan vorzulegen, sondern es gab ein deutliches
Zeichen seitens der CDU, der FDP und der SPD,
dass diese Nulloption für sie kein Thema ist. Sie
haben gesagt, Sie werden das noch nachverhan-
deln, Sie werden noch mit dem Nachhaltigkeitsbei-
rat in Verhandlung treten, ob man es dabei belas-
sen darf. Wir sind gespannt, ob der Nachhaltigkeits-
beirat sich dort bewegt. Aber Fakt ist eines, und da
stimmen wir mit dem, was Herr Kummer hier aus-
geführt hat, völlig überein, zu dieser Nulloption
müssen wir kommen. Alles andere ist hier auch ge-
sagt worden.

Meine Damen und Herren, ich möchte das, was
Herr Kummer gesagt hat bezüglich der Bedeutung
von landwirtschaftlicher Fläche, noch einmal deut-
lich unterstreichen. Auch ich bin Landwirt und mir
blutet das Herz, wenn ich durch die Gegend fahre,
vorhin ist schon eine Gegend angesprochen wor-
den, mit 90er Böden und immer wieder drauf ge-
baut wird und gleichzeitig in den Ortschaften die
Häuser zusammenfallen - wie es Herr Kummer
auch beschrieben hat -, große Flächen, wie auch in
meinem Ort, große Industriebereiche einfach dar-
nieder liegen, niemand kümmert sich darum. Ich
glaube, jeder, der diese Nulloption nicht mit verfolgt
und der auch das, was der Nachhaltigkeitsbeirat zu
Recht diskutiert hat, nämlich ein Negativsaldo, dass
man also im Prinzip wieder Fläche gewinnen muss,
der unterschätzt völlig die Bedeutung von landwirt-
schaftlicher Nutzfläche in der Zukunft. Herr Rame-
low hat ja heute so schön hier eingeführt, man kann
auch hier etwas sagen, um es im Protokoll zu ha-
ben.

Meine Damen und Herren, wir werden darüber wie-
der sprechen, es dauert gar nicht mehr so lange,
wo die Lebensmittelpreise hingehen, was es be-
deutet, eine Flächenkonkurrenz zu haben zwischen
Nahrungsmittelproduktion, Futtermittelproduktion -
da wollen Sie auch mehr Tieranlagen in Thüringen
haben, da muss ja Futter produziert werden - und
Sie wollen auch noch Energie produzieren, zu
Recht. Also Sie können sich gar nicht vorstellen,
was für ein Druck auf die Flächenpreise, auf die
Pachtpreise entsteht, wenn wir nicht endlich aufhö-
ren, landwirtschaftliche Nutzfläche zu betonieren.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Das muss doch jedem klar sein.

Meine Damen und Herren, der sparsame Umgang
mit Naturgütern steht in der Thüringer Verfassung.
Ich weiß nicht, was daran misszuinterpretieren ist.
Dazu gehört natürlich landwirtschaftliche Nutzfläche
in aller erster Linie.

Meine Damen und Herren, da werden Sie uns auch
nicht davon wegbekommen, wir werden im Nach-
haltigkeitsbeirat - das ist im Übrigen kein Gremium
der Umweltverbände, sondern ein eingesetztes
Gremium, sehr paritätisch besetzt, und wenn also
Leute, die völlig unverdächtig sind, den Umweltver-
bänden irgendwie zur Seite zu stehen, zu solchen
Ergebnissen kommen, dann sollten auch Sie, Herr
Primas, einmal darüber nachdenken, was die Null-
option bedeutet.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Meine Damen und Herren, zum zweiten Aspekt,
und zwar zu der rechtlichen Bewertung des Antrags
der LINKEN. Ich bin ja Herrn Kummer dankbar,
dass er den Hinweis gegeben hat, dass sich die
Referenten dort ausgetauscht haben. Auch unser
Referent ist im Prinzip zu den LINKEN gegangen
und hat gesagt, wir haben das geprüft, wir kommen
zu der Einschätzung, dass das so nicht geht; inhalt-
lich hervorragend, das Anliegen ist top zu unter-
streichen, aber es geht rechtlich nicht so, wie es
hier formuliert wurde. Wir sind seitdem auch mit
den LINKEN in Kontakt, wir haben auch mit ande-
ren Fraktionen darüber gesprochen - die Referen-
ten arbeiten ja auf dieser Ebene hervorragend zu-
sammen - und kommen weiterhin zu der Einschät-
zung, dass das, was Herr Kummer so angedeutet
hat, aus unserer Sicht problematisch ist. Wir kom-
men zu der Auffassung, dass das so, wie es die
LINKEN vorschlagen, nicht zu regeln ist, weil das
das Bundesnaturschutzgesetz nicht hergibt. Da
kommen wir vielleicht zu unterschiedlichen Bewer-
tungen. Die Tatsache, dass andere Bundesländer
das vielleicht gemacht haben, reicht mir nicht aus,
um die juristische Bewertung vorwegzunehmen,
nämlich - deswegen auch der Antrag, diesen Ge-
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setzentwurf an den Ausschuss zu überweisen - wir
wollen und wir brauchen eine ganz saubere Rege-
lung, die möglicherweise auch schneller geht, als
das, was Herr Minister angekündigt hat, nämlich ei-
ne Novellierung des Thüringer Gesetzes. Es ist
ganz spannend, auch in anderen Bundesländern
nachzuverfolgen, wie unterschiedlich auch das
Bundesgesetz interpretiert wird. Insofern, Herr
Kummer, haben Sie vollkommen recht, da hat der
Bundesgesetzgeber etwas falsch gemacht. Wenn
man mittlerweile so intensiv darüber diskutieren
muss, was mit einer Bundesgesetzgebung gemeint
ist. Die Synopse, die vorliegt in Thüringen, Herr Mi-
nister, das werden Sie sicher auch mitbekommen,
das kann man für eine Zeit mal so machen, um ei-
ne Regelungsklarheit zu haben, wir haben ja auch
kein Loch. Die Leute wissen im Prinzip, was zu tun
ist. Aber solche Anträge, wie die der LINKEN, die
inhaltlich sehr zu begrüßen sind, führen dazu, dass
der Eindruck entsteht, dass es einen Regelungsbe-
darf gibt.

Insofern, meine Damen und Herren, plädieren wir
dafür, diesen Antrag an den Ausschuss zu überwei-
sen, um genauso juristische Fragen auch mal mit
Leuten zu diskutieren, die davon richtig Ahnung ha-
ben, die sich damit auch intensiv beschäftigen kön-
nen. Ansonsten, meine Damen und Herren, muss
ich hier ankündigen, wenn er zur Abstimmung ge-
stellt wird - fachlich richtig, rechtlich aus unserer
Sicht nicht möglich -, werden wir diesen Antrag ab-
lehnen. Aber ich bitte noch einmal darum, ihn an
den Ausschuss zu überweisen, damit wir weiter dis-
kutieren können. Danke schön.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Ich bitte übrigens, zwischen den Fraktionen einmal
zu regeln, was bedeutet, an den Ausschuss zu
überweisen. Rein fachlich würde ich davon ausge-
hen, Landwirtschaft und Umwelt.

(Zwischenruf Abg. Dr. Augsten, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Richtig.)

Des Weiteren müsste ein Antrag, der aus der Mitte
des Hauses kommt, an den Ausschuss für Justiz,
Bundes- und Europaangelegenheiten gestellt wer-
den. Signalisieren Sie mir das dann noch mal.

Für die SPD-Fraktion hat sich Frau Abgeordnete
Mühlbauer zu Wort gemeldet.

Abgeordnete Mühlbauer, SPD:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, werte Damen und
Herren, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, gut
gemeint ist leider oft nicht gut gemacht, Herr Kum-
mer.

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Das
gilt aber auch als eigener Maßstab.)

Es ist heute schon mehrfach erwähnt worden, auch
von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, dass
das eine oder das andere juristisch einen anderen
Blickwinkel eröffnen könnte und auch anders be-
trachtet wird. Ich gebe Ihnen vollkommen recht,
Flächenversiegelung, Frau Wolf, Herr Kummer, ist
ein Thema, dem stellen wir uns, wir hatten es im
Ausschuss. Ja, Herr Augsten, landwirtschaftlich
wertvoller Boden soll, darf und ist nicht unser Ziel,
ihn weiter zu versiegeln. Das ist fachlich, inhaltlich
vollkommen richtig und da haben wir - und ich
schaue auf die Kollegen der CDU, Herr Primas -
keinen Dissens, da haben wir Konsens.

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Also,
Gesetzentwurf unterstützen.)

Aber ich sage Ihnen ganz ehrlich, Herr Kummer, Ihr
Ansatz - ich zitiere Sie nicht ganz wörtlich, ich habe
es nicht mitgeschrieben, ich darf? -, Sie wünschen
sich, dass einfallende Industriegebäude, die en
masse auf den Landschaften stehen, benutzt wer-
den und Ausgleichsmaßnahmen durchgeführt wer-
den. Ein interessanter Ansatz, das wünsche ich mir
auch. Aber wir haben ein Grundgesetz und Eigen-
tum ist Eigentum. Das war mal zu einer anderen
Zeit möglich, dass man so stark enteignen kann; es
ist heute nicht möglich.

(Beifall CDU)

Es ist auch übrigens richtig, dass es nicht möglich
ist, weil, das war ein Wert, da sind wir vor 20 Jah-
ren auf die Straße gegangen und haben dafür ge-
kämpft, dass dieses Eigentum ein ganz wichtiger
Aspekt ist.

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Frau Mühlbauer, gestatten Sie eine Anfrage durch
Herrn Kuschel?

Abgeordnete Mühlbauer, SPD:

Immer gern, aber ich habe noch mehrere ganz
spannende Punkte und ich weiß, dass Herr Kuschel
sicher drauf gespannt ist, meine rechtliche Bewer-
tung von dem einen und dem anderen noch zu hö-
ren und würde mich gern am Abschluss meiner Re-
de ihm stellen.

Ich verstehe Ihren Gesetzentwurf nicht ganz, weil
Ihr Ansatz der Flächenreduzierung und Ihr Gesetz-
entwurf sind für mich zwei Mittel, die sind nicht
ganz tauglich. Aber ich bin da tolerant und unter-
stelle Ihnen nicht, dass Sie vielleicht Altmaterial
hatten, das Sie recyceln wollten.

Lassen Sie mich ein paar Anmerkungen machen.
Ihre geplanten Regelungen in § 6 Abs. 2 Nr. 1 und
11 und § 7 Abs. 2 Thüringer Naturschutzgesetz
sind für mich im Zusammenhang, vor allem in den
gesetzlichen Regelungen des Bundesbaugesetz-
buchs und der Thüringer Bauordnung systemwidrig.
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Das heißt, man sollte dann doch schon sagen, ich
finde ja unseren Ausschuss auch ganz wichtig und
eigentlich ist es fast der wichtigste, aber ein
bisschen sollten wir uns doch an Gesetzgebungen
des Bundes und auch des Freistaats Thüringen hal-
ten und Dinge, die dort übergeordnet geregelt sind,
können wir nicht mit einem anderen Gesetz anders
beurteilen. Der Bau oder die Erweiterung von Stra-
ßen und Gebäuden, und vor allem problematisch ist
für mich der Innenbereich, auf den Sie sich stürzen,
sind für mich problematisch. Aus den Erfahrungen,
die ich auch beruflich gemacht habe, möchte ich
betonen: Der Innenbereich ist der Bereich, den wir
massiv unterstützen müssen in den baulichen Nut-
zungen. Wir dürfen bauliche Nutzungen im Außen-
bereich und in den Agrarflächen, die wertvoll sind,
nicht zulassen. Wir müssen den Innenbereich stabi-
lisieren. Im Innenbereich ist gerade das Bauen von
erhöhten Belastungen gezeichnet, wir haben das in
anderen Ausschüssen auch schon mehrfach disku-
tiert. Dort noch Ausgleichsmaßnahmen zu fordern,
das ist eine zusätzliche Belastung, die ich sehr pro-
blematisch sehe.

Wir greifen in weitere Planungsinstrumente ein, an-
gefangen vom Flächennutzungsplan, von Landes-
entwicklungsplänen, von B-Plänen, die die Kommu-
nen unterlassen. Das ist der Aspekt, auf den ich
hier abziele. Das finde ich vor allem interessant,
weil ich die Fraktion DIE LINKE als eine Partei er-
lebt habe, die eigentlich sehr aktiv Bürger befragen
und mitnehmen möchte und Bürger in Entscheidun-
gen in Gesetzgebungsverfahren einbinden möchte.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Gut
erkannt.)

Ja, Herr Kuschel. Das finde ich auch sehr richtig
und wichtig. Deswegen frage ich mich, Herr Kum-
mer, warum greifen Sie mit Ihrem Gesetzentwurf in
die Planungshoheit und die kommunale Selbstver-
waltung dermaßen massiv ein und nehmen dort
dem Bürger die Rechte weg an einem ganz we-
sentlichen Instrument, nämlich der kommunalen
Selbstverwaltung, der Planungsselbstverwaltung in
diesem Bereich? Das sehe ich äußerst problema-
tisch, so problematisch, dass ich denke, dass die-
ses Gesetz einem Verfassungsgerichtshof nicht
standhalten wird.

Bereits heute müssen Ausgleichsflächen bei größe-
ren Baumaßnahmen angeboten werden. Es muss
für jedes neu versiegelte Grundstück eine Entsiege-
lung an anderer Stelle gefunden werden. Es ist vor
allem wichtig, die Hemmschwellen in der Revitali-
sierung der Innenstädte und der dort vorliegenden
Brachflächen zu unterstützen und nicht Hemmnisse
aufzubauen. Das will ich noch mal ganz deutlich sa-
gen.

Sehr geehrte Damen und Herren, ich habe mich
hier vor allem mit der juristischen Betrachtungswei-
se Ihres Gesetzentwurfs beschäftigt, weil Ihr An-
satz, Flächen zu reduzieren, für mich unstrittig ist.
Das ist ein Ansatz, den müssen wir verfolgen, aber
ich finde Ihr Instrument absolut untauglich. Ja, das
weitere Versiegeln von Flächen ist zu minimieren.
Ich bitte Sie, fraktionsübergreifend mit uns weiterhin
dieses Ziel zu verfolgen. Aber lassen Sie uns bitte
dazu die richtigen Beschlüsse fassen, die richtigen
Instrumente wählen. Dieses Gesetz ist das absolut
falsche Instrument für Ihr Ziel. Ich beantrage die
Ablehnung Ihres Gesetzentwurfs und freue mich,
dieses Ziel weiterverfolgen zu dürfen, auf eine rege
Debatte in den Ausschüssen. Auf Herrn Kuschel
freue ich mich jetzt auch noch. Danke.

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Herr Kuschel, Sie dürfen jetzt Ihre Frage stellen.

Abgeordneter Kuschel, DIE LINKE:

Danke, Frau Präsidentin. Darf ich gleich zwei stel-
len?

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Wenn die Rednerin das gestattet.

Abgeordneter Kuschel, DIE LINKE:

Die stehen in einem kausalen Zusammenhang. Al-
so die erste Frage: Frau Kollegin Mühlbauer, Sie
haben darauf verwiesen, dass das Eigentum ver-
fassungsrechtlich stark geschützt ist und Enteig-
nungen nicht möglich seien. Das wäre ein Instru-
ment aus alten Zeiten, damit stellen Sie auf die von
Ihnen richtig reflektierten Verhältnisse vor 1989 ab.
Aber darf ich Sie daran erinnern, dass das Grund-
gesetz Artikel 14 sowohl in Absatz 1 sozialpflichti-
ges Eigentum und in den Absätzen 2 und 3 die Vor-
aussetzungen für die Enteignung explizit regelt. Da-
rüber hinaus möchte ich Sie fragen, wie Sie dann
Ihre Aussagen bewerten in Kenntnis der Tatsache,
dass auf kommunaler Ebene, zum Beispiel im Rah-
men von kommunalen Umlegungsverfahren,
durchaus auch Enteignungen stattfinden. Im Zu-
sammenhang mit Investitionen in überregionale
Verkehrsprojekte, zum Beispiel A 71 oder die Tras-
se für den ICE fanden überall Grundstücksenteig-
nungen statt. Also wie kommen Sie darauf, aus un-
serem Gesetzentwurf herauszulesen, dass wir dort
etwas Verfassungswidriges fordern?

Abgeordnete Mühlbauer, SPD:

Herr Kuschel, danke für die Nachfrage. Ich bin ein
bisschen traurig, dass Sie mir nicht zugehört ha-
ben. Denn ich habe gesagt, ich habe mich auf die
Rede von Herrn Kummer bezogen, der den Begriff
der Objekte in der Industriebrachfläche gesehen
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hat und sich gewünscht hatte, es gibt ein Instru-
ment. Ich habe diese Äußerung nicht bezüglich Ih-
res Gesetzentwurfs gemacht. Sie wissen genauso
wie ich, wir sitzen ja in Kommunalparlamenten ge-
meinsam zusammen, dass es dieses Instrument
gibt. Dieses ist auch notwendig, weil man sonst
große Infrastrukturprojekte nicht durchführen könn-
te. Es ist ein wichtiges Instrument, aber es ist kaum
durchsetzbar, und ein sehr langwieriges Instrument.
Deswegen ist mir wie Ihnen auch bekannt, dass
wichtige Vorhaben, wie zum Beispiel, wir haben ge-
nügend Industriebrachfläche in Arnstadt, wo wir
auch kommunal an einem Strang ziehen, gewisse
Dinge zu machen. Ich bringe hier Ihren sehr kreati-
ven und sehr guten Ansatz Milchhof ins Gespräch,
aber es ist uns leider nicht gelungen, diese Hürde
an diesem Punkt zu überwinden, um in dem Fall
das Denkmal weiter zu unterstützen und zu fördern.
Ich bedanke mich für Ihre Nachfrage und bitte um
Ablehnung des Antrags.

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Jetzt hat sich für die Landesregierung Minister
Reinholz gemeldet. Aber aus den Reihen der Abge-
ordneten gibt es noch Redemeldungen. Sie wollten
zum Schluss, Herr Minister? Dann bitte Herr Abge-
ordneter Kummer für die Fraktion DIE LINKE.

Abgeordneter Kummer, DIE LINKE:

Frau Mühlbauer, ich wollte auf Sie noch einmal kurz
eingehen: Wenn Sie den Innenbereich nicht regeln
wollen, dann schließen Sie eigentlich nahezu alle
Baumaßnahmen in diesem Land aus. Wer darf
denn im Außenbereich bauen? Wir haben im Au-
ßenbereich nur den Privilegierungstatbestand für
die Landwirtschaft und ansonsten können dort In-
frastrukturmaßahmen durchgeführt werden, aber
gebaut werden darf im Außenbereich sonst nicht.
Nur wer privilegiert ist darf das. Deshalb brauchen
wir gerade die Regelung im Innenbereich, sonst ist
der ganze Gesetzentwurf nichts wert.

Der zweite Punkte zu den Altbrachen im Innenbe-
reich, zu diesen Fabrikhallen, wo ich gesagt habe,
die stürzen bald ein, auch Häuser, die bald einstür-
zen, vielleicht zum Teil schon eingestürzt sind und
wo die Bürgermeister immer wieder erzählen, sie
können nichts dagegen tun. Ich habe nicht davon
gesprochen, dass ich dort jemanden enteignen
möchte, ich habe nur gesagt, unser Gesetzentwurf
setzt diese Gebäude, diese Altbrachen in Wert, weil
es Menschen geben wird, Firmen geben wird, die
Flächen suchen, die sie entsiegeln wollen. Dann
werden sie für die Entsiegelung solcher Immobilien
Geld bezahlen. Das macht diese Immobilien wieder
für ihre Besitzer attraktiv, die sonst keine andere
Vermarktungsmöglichkeit sehen. Wir wären also
ein Problem los, weil einfach plötzlich ein Wert für
diese eingestürzten Immobilien existiert. Das ist der

Ansatz, den wir mit unserem Gesetz verfolgen. Da
geht es nicht um Enteignungen, überhaupt nicht.

(Beifall DIE LINKE)

Ein anderer Punkt ist die Frage, ob das rechtskon-
form ist mit Bundesrecht, was wir hier tun. Der § 18
Bundesnaturschutzgesetz lässt den Ländern die
Möglichkeit, im beplanten und unbeplanten Innen-
bereich Eingriffsregelungen und Ausgleichsmaß-
nahmen entsprechend zu regeln. Diese Möglichkeit
haben die Länder Hamburg, Schleswig-Holstein,
Niedersachsen und Sachsen-Anhalt bisher schon
genutzt nach unserer ersten Recherche. Von der
Warte her sage ich, ich glaube, es geht. Wir halten
es zumindest für wert, dass wir das auch ordentlich
prüfen. Von der Warte her sage ich hier noch ein-
mal klar: Wir bitten auch um die Überweisung die-
ses Gesetzentwurfs an den Justizausschuss neben
dem Ausschuss für Landwirtschaft, Forsten, Unwelt
und Naturschutz. Frau Präsidentin, Sie hatten da
auch um Klarstellung gebeten. Der Justizausschuss
kann sich das auch noch einmal ansehen. Es gibt
Abweichungsregelungen im Bundesnaturschutzge-
setz in den §§ 15, 17, 18 und 16 auch noch. Wir
halten diese Abweichungsregelungen für ausrei-
chend, um hier unsere Landeskompetenz wahrzu-
nehmen. Aber der Justizausschuss kann das gern
noch einmal prüfen, damit das Gesetz nicht an-
fechtbar wird. Dann kämen wir wirklich zu einer Lö-
sung des Problems,

(Beifall DIE LINKE)

was wir offensichtlich nach den Reden bisher alle
gemeinsam lösen wollen. Danke.

(Beifall DIE LINKE)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Und nun für die Landesregierung Minister Reinholz.

Reinholz, Minister für Landwirtschaft, Forsten,
Umwelt und Naturschutz:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, das Anliegen des Gesetz-
entwurfs, die Zunahme der versiegelten Flächen zu
stoppen, ist durchaus zu unterstützen. Im Rahmen
des Abschlusssymposiums des Beirats für nachhal-
tige Entwicklung am 14. Februar in der Thüringer
Staatskanzlei ist deutlich geworden, dass das Ziel
der Verringerung der Flächenneuinanspruchnahme
in der Zivilgesellschaft eine breite Mehrheit findet.
Ich gehe davon aus, dass der Beirat der Landesre-
gierung empfehlen wird, die Flächenneuinan-
spruchnahme bis zum Jahr 2020 auf netto null - wie
man so schön sagt - zu reduzieren. Dabei gehen
Zivilgesellschaft und Beirat davon aus, dass es
auch künftig natürlich noch notwendig sein wird,
Verkehrswege, Wohn- und Gewerbegebiete zu
schaffen. Aber man ist der Auffassung, dass dies
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künftig nicht mehr in dem bisherigen Umfang zulas-
ten von Natur und Landschaft, von Land- und Forst-
wirtschaft gehen darf. Auch national wird der Weg
zur Erreichung des Ziels der Verringerung der Flä-
chenneuinanspruchnahme sehr intensiv diskutiert.
Nationales Orientierungsziel ist eine Verringerung
auf 30 Hektar pro Tag bis zum Jahr 2020. In Thü-
ringen wird vor dem Hintergrund der absehbaren
demographischen Entwicklung netto null diskutiert.
Nach Übergabe der Empfehlungen des Beirats für
nachhaltige Entwicklung wird sich die Landesregie-
rung mit diesen Empfehlungen befassen und natür-
lich entscheiden müssen, welchen Weg wir denn
gehen wollen. Dabei werden wir auch über die uns
zur Verfügung stehenden Instrumente diskutieren.
Sicher ist aber heute schon, meine Damen und
Herren, der in dem Gesetzentwurf vorgesehene
Weg ist aus fachlichen und rechtlichen Gründen
nicht der richtige und daher auch abzulehnen.

Kurz zu den rechtlichen Gründen - dazu haben Herr
Dr. Augsten, auch Frau Mühlbauer und Herr Primas
schon etwas gesagt: Der Gesetzentwurf knüpft an
Regelungen des Thüringer Gesetzes für Natur und
Landschaft an. Diese Anknüpfungspunkte gelten je-
doch seit dem 1. März 2010 aufgrund des Inkraft-
tretens des neuen Bundesnaturschutzgesetzes
nicht mehr. Regelungen zum Ausgleich von Versie-
gelung müssten sich an den bundesgesetzlichen
Vorgaben ausrichten. Hierbei muss berücksichtigt
werden, ob die jeweils betroffenen Bestimmungen
des Bundesnaturschutzgesetzes einer landesrecht-
lichen Abweichungsgesetzgebung zugänglich sind
oder nicht. Das Hauptziel des Entwurfs, die Geltung
der Eingriffsregelung auf die Errichtung von Vorha-
ben im Innenbereich zu erstrecken, kann durch lan-
desgesetzliche Regelungen nicht erreicht werden.
Dazu bedürfte es einer Änderung des Bundesnatur-
schutzgesetzes und des Baugesetzbuches durch
den Bundesgesetzgeber. Diese Regelung unterfällt
nicht der Gesetzgebungskompetenz für Natur-
schutz und Landschaftspflege, sondern derjenigen
für das Bodenrecht. Im Bereich des Bodenrechts
besteht aber für den Landesgesetzgeber nun mal
keine Abweichungsmöglichkeit. Der Gesetzentwurf
sieht vor, dass bei Vorhaben, die mit einer Versie-
gelung verbunden sind, Ausgleichsmaßnahmen
ausschließlich in der Form ergriffen werden dürfen,
dass an anderer Stelle eine Entsiegelung stattfin-
det. Dies stellt eine Abweichung von der Definition
der Ausgleichsmaßnahmen im Bundesnaturschutz-
gesetz dar. Danach sind Ausgleichsmaßnahmen
solche, die die durch das Vorhaben beeinträchtig-
ten Funktionen in gleicher Weise wiederherstellen.
Dies ist nicht eingeschränkt auf den Aspekt Boden,
der durch die Versiegelung betroffen ist. Mit einer
Entsiegelung kann daher nur ein Teil der beein-
trächtigten Funktionen ausgeglichen werden. Da
abweichende Definitionen Rückwirkungen auf die
abweichungsfesten Grundsätze des Bundesnatur-
schutzgesetzes zur Eingriffregelung haben, ist eine

Abweichung auch unter diesem Gesichtspunkt
nach erster Prüfung aus unserer Sicht nicht zuläs-
sig. Im Ergebnis würde mit der Regelung wohl auch
eine Vorrangigkeit der Ausgleichs- und Ersatzmaß-
nahmen für Vorhaben, die zu einer Versiegelung
führen, letztendlich geschaffen werden. Auch dies
entspricht nicht der Gleichrangigkeit beider Kom-
pensationsmaßnahmen, wie sie im abweichungs-
festen allgemeinen Grundsatz des Bundesnatur-
schutzgesetzes vorgesehen ist.

Nun zu den fachlichen Gründen: Voranschicken
möchte ich, dass ich den Teilbereich „Geltung der
Eingriffsregelung im unbeplanten Innenbereich“ hier
ausklammere, da dieser - wie gerade dargestellt -
nicht über das Naturschutzrecht geregelt wird. Für
den Außenbereich, meine Damen und Herren, gilt,
dass nicht erst seit der Gesetzesnovelle 2006 Flä-
chenpoollösungen mit Angeboten an zu entsiegeln-
de Flächen geschaffen wurden. Diese schlagen
sich mittlerweile in unterschiedlichen Planwerken
der Regionalen Planungsgemeinschaften und der
Kommunen nieder und können eine Lenkungswir-
kung natürlich entfalten. So ist, meine Damen und
Herren, sichergestellt, dass den Vorhaben, die mit
Versiegelung verbunden sind, auch Entsiegelungs-
maßnahmen zur Kompensation zugeordnet werden
können. Wichtig ist dabei, dass die Verfügungsbe-
rechtigung über diese Siedlungsbrache sowie die
Altlastenfrage natürlich geklärt sind.

In einem Modellprojekt, gefördert durch mein Haus,
entwickelt der Kyffhäuserkreis einen derartigen
Kompensationsflächenpool. Dabei wird maßgeblich
von der Thüringer Landesentwicklungsgesellschaft
und von der Thüringer Landgesellschaft Unterstüt-
zung gegeben. Im Kyffhäuserkreis gibt es zahlrei-
che Altstandorte, ehemalige landwirtschaftliche
Produktionsanlagen oder eben auch aufgegebene
Gewerbebetriebe, die stören, und mit deren Rück-
bau Natur und Landschaft natürlich aufgewertet
werden können. Zudem gibt es potenzielle Kom-
pensationsflächen und Kompensationsmaßnahmen
im Landschaftsraum, die ohne Konflikte mit Land-
und Forstwirtschaft umgesetzt werden könnten.
Auch wird versucht, gleichzeitig die Umsetzung der
Wasserrahmenrichtlinie zu unterstützen sowie Ent-
wicklungsmaßnahmen in Schutzgebieten nach Na-
turschutzrecht durchzuführen.

Meine Damen und Herren, damit wurden bereits
Möglichkeiten geschaffen, die auch der Regelung
des neuen Bundesnaturschutzgesetzes gerecht
werden. Hiernach ist, insbesondere um den Verlust
landwirtschaftlicher Fläche zu minimieren, vorran-
gig zu prüfen, ob Kompensationsmaßnahmen auch
durch Entsiegelung erbracht werden können. Einer
erneuten Überarbeitung des bestehenden Natur-
schutzrechts bedarf es daher nicht. Es gilt, beste-
hendes Recht einfach konsequent anzuwenden.
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Die sich aus dem vorgelegten Gesetzentwurf erge-
bende Pflicht zur Entsiegelung berücksichtigt den
Verhältnismäßigkeitsgrundsatz, ich denke, nicht
ausreichend. Bei der Zuordnung von Kompensati-
onsmaßnahmen ist zu beachten, dass die Kosten
dieser Maßnahme nicht außer dem Verhältnis zu
den Kosten des Vorhabens selbst stehen dürfen.
Die durchschnittlichen Kosten für naturschutzrecht-
liche Kompensationsmaßnahmen liegen zwischen
3 bis 8 Prozent der Herstellungskosten des Vorha-
bens. Gerade die Beseitigung von Siedlungsbra-
chen kann aber, wie wir alle wissen, sehr kostenin-
tensiv sein.

Neben den naturschutzrechtlichen Aspekten sind
dabei auch die wirtschaftlichen Auswirkungen zu
bedenken, wenn neue Flächen für Gewerbe- und
Industrieansiedlungen nur in dem Umfang in An-
spruch genommen werden dürfen, wie Flächen in
gleicher Größe durch den Investor entsiegelt wer-
den. Investoren könnten adäquate Flächen zur An-
siedlung bzw. Erweiterung bei nicht ausreichend
vorhandenen Flächen zur Entsiegelung nur in be-
schränktem Umfang und zu wesentlich höheren
Kosten dann angeboten werden. Das hätte weitrei-
chende negative Folgen für die wirtschaftliche Ent-
wicklung des Freistaats und würde den wirtschaftli-
chen Aufholprozess, in dem wir uns befinden, deut-
lich beeinflussen.

Man wird daher in der Praxis an einem Mix unter-
schiedlicher Maßnahmen zur Reduzierung der Flä-
cheninanspruchnahme nicht vorbeikommen. Aus
meiner Sicht ist der Gesetzentwurf nicht geeignet,
eine weitere Zunahme der versiegelten Flächen zu
verhindern. Er setzt einfach am falschen Instru-
ment, ja gar am falschen Gesetz an. Herzlichen
Dank.

(Beifall CDU)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Ich sehe jetzt keine weiteren Redeanmeldungen.
Dann schließe ich die Aussprache. Wir kommen zu-
nächst zur Ausschussüberweisung. Es ist bean-
tragt, den Gesetzentwurf an den Ausschuss für
Landwirtschaft, Forsten, Umwelt und Naturschutz
zu überweisen. Wer diesem zustimmt, den bitte ich
jetzt um das Handzeichen. Danke schön. Das sind
die Fraktionen der LINKEN, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und FDP. Ich frage nach den Gegenstim-
men. Das sind die Stimmen aus der SPD- und der
CDU-Fraktion. Ich frage jetzt nach den Stimment-
haltungen. Es gibt keine Stimmenthaltungen. Da
gibt es eine Mehrheit, die diese Überweisung ab-
lehnt.

Es ist weiterhin beantragt worden, den Gesetzent-
wurf an den Ausschuss für Justiz, Bundes- und
Europaangelegenheiten zu überweisen. Wer dem
zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. Das
sind die Stimmen aus den Fraktionen DIE LINKE,

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP. Ich frage
nach den Gegenstimmen. Das sind die Stimmen
aus der SPD- und der CDU-Fraktion. Es ergibt sich
das gleiche Bild wie vorhin, sollte es nicht mehr
Enthaltungsstimmen geben. Diese frage ich jetzt
ab. Gibt es Stimmenthaltungen? Stimmenthaltun-
gen gibt es nicht. Damit hat eine Mehrheit diesen
Antrag auch abgelehnt.

Über den Gesetzentwurf wird nicht abgestimmt,
weil das die erste Lesung ist, die wir jetzt behandelt
haben. Ich schließe den Tagesordnungspunkt 4 a)
und rufe nun auf den Tagesordnungspunkt 5

Drittes Gesetz zur Änderung
des Thüringer Finanzaus-
gleichsgesetzes
Gesetzentwurf der Fraktion DIE
LINKE
- Drucksache 5/2304 -
ERSTE BERATUNG

Die Fraktion DIE LINKE hat signalisiert, dass Frau
Abgeordnete Enders die Einbringung des Gesetz-
entwurfs vornimmt. Bitte, Frau Abgeordnete
Enders.

Abgeordnete Enders, DIE LINKE:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und
Herren, lassen Sie mich kurz unseren Gesetzent-
wurf begründen. Die Kommunen in Thüringen neh-
men zahlreiche Aufgaben des Landes wahr, die ih-
nen per Gesetz übertragen wurden. Für die Wahr-
nehmung dieser Aufgaben erhalten die Kommunen
vom Land im Rahmen des Kommunalen Finanz-
ausgleichs eine sogenannte Auftragskostenpau-
schale. Nach dem Willen der CDU und der SPD
wurde diese Auftragskostenpauschale in diesem
Jahr um rund 10 Prozent auf 181 Mio. € reduziert.
Die Auswirkungen zeigen sich gerade bei den
kreisangehörigen Gemeinden, die eine Kürzung
von 60 Prozent hinnehmen sollen. Diese Kürzung
ist inakzeptabel und wird von der LINKEN nicht mit-
getragen.

(Beifall DIE LINKE)

Die konkrete Berechnung und Auszahlung der Auf-
tragskostenpauschale werden in einer Verordnung
geregelt, die durch den Landtag zu bestätigen ist.
Die entsprechende Verordnung für 2010 wurde
dem Landtag erst im Januar 2011 vorgelegt. Da
war aber das kommunale Haushaltsjahr schon ab-
gelaufen. Die Kommunen hatten also für das
Jahr 2010 hinsichtlich der Auftragskostenpauschale
keinerlei Planungssicherheit. Auch dieser Umstand
ist für uns nicht zu akzeptieren.

(Beifall DIE LINKE)

Andererseits schreiben wir als Land den Kommu-
nen vor, dass diese ihre Haushaltssatzungen und
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Haushaltspläne rechtzeitig vor Beginn des neuen
Haushaltsjahres beschließen. Das erfordert, dass
auch unsererseits frühzeitig Klarheit zur Berech-
nung und Auszahlung der Auftragskostenpauschale
besteht.

(Beifall DIE LINKE)

Wir schlagen deshalb als Fraktion DIE LINKE mit
unserem Gesetzentwurf vor, dass die Landesregie-
rung den Verordnungsentwurf zur Auftragskosten-
pauschale so rechtzeitig dem Landtag zuleitet, dass
das sogenannte Vorjährigkeitsprinzip beim Haus-
haltsbeschluss für die Kommunen noch einzuhalten
ist.

(Beifall DIE LINKE)

Zur Erinnerung: Die Kommunen haben bis 30. No-
vember des Vorjahres ihren Haushalt zu beschlie-
ßen. Für 2011 muss es jedoch eine Übergangsre-
gelung geben, die haben wir ebenfalls in den Ge-
setzentwurf aufgenommen. Danke schön.

(Beifall DIE LINKE)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Ich eröffne die Aussprache und es hat sich zu Wort
gemeldet für die CDU-Fraktion Frau Abgeordnete
Lehmann.

Abgeordnete Lehmann, CDU:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, werte Kolleginnen
und Kollegen, werte Gäste, mit diesem Gesetzent-
wurf möchte die Fraktion DIE LINKE eben per Ge-
setz in Zukunft regeln, dass die Verordnung zur
Auftragskostenpauschale schon bis zum 30. No-
vember des Vorjahres vom Landtag verabschiedet
werden kann.

(Beifall DIE LINKE)

Die Landesregierung - ich stelle nur noch einmal
den Sachverhalt fest, nicht zu früh klopfen - hat ent-
sprechend rechtzeitig, so Ihr Wille, aus der Fraktion
der LINKEN die Verordnung dem Landtag vorzule-
gen. Für 2011 soll das spätestens bis Ende April
dieses Jahres erfolgen. Die Kommunen können un-
abhängig vom Wissen über die Höhe der Auftrags-
kostenpauschale Ihre Haushalte beschließen und
das ist unsere Auffassung dazu. Dies stellte näm-
lich in den vergangenen Jahren auch kein Problem
dar. Man sollte - und insofern gebe ich Ihnen recht,
Frau Kollegin Enders - aber vermeiden, dass, wie
es für 2010 geschehen ist, die Verordnung zur Auf-
tragskostenpauschale erst Anfang 2011 hier vorge-
legt und beschlossen wird. Da gebe ich Ihnen recht,
das haben wir aber auch im Januar im Plenum, als
dieses Thema hier diskutiert wurde, auch aus Sicht
der CDU-Fraktion deutlich gemacht, dass uns das
auch zu spät war, das ist vollkommen richtig. Erin-
nert sei aber auch noch einmal daran, dass es für

das Jahr 2010 im Dezember dann noch eine Zah-
lung an die Kommunen aus der Auftragskostenpau-
schale in Höhe von 45 Mio. € gab; Klagen habe ich
darüber aber letztlich auch keine gehört. Damit wa-
ren am Ende doch alle recht zufrieden, allerdings
vom Zeitpunkt her muss man sagen, dass die Auf-
tragskostenpauschale natürlich eher bekannt sein
sollte. Ob das jetzt so umsetzbar sein wird, wie Sie
das vorschlagen, das bezweifeln wir. Das kann ich
an der Stelle auch schon mal der Beratung im
Haushalts- und Finanzausschuss vorweggenom-
men sagen und deswegen werden wir auch bean-
tragen, diese Drucksache 5/2304 an den Haus-
halts- und Finanzausschuss heute zu überweisen,
um sie dort weiterzuberaten.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die Kom-
munen haben immer auch die Möglichkeit, die Vor-
jahresbeträge bei der Haushaltsaufstellung zu-
nächst erst mal anzunehmen, wenn konkrete Zah-
len noch nicht bekannt sind. Bei möglichen Minder-
einnahmen besteht dann auch die Möglichkeit der
Verabschiedung eines Nachtragshaushalts. Viele
Kommunen müssen das auch aus anderen Grün-
den jährlich machen. In diesem Zusammenhang
möchte ich auch noch mal auf die Kreisebene hin-
weisen. Auch für die Kreistage gilt der § 57 Abs. 2
Thüringer Kommunalordnung, also die Vorgabe bis
zum 30. November des Vorjahres diesen Haus-
haltsentwurf vorzulegen.

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Frau Abgeordnete Lehmann, gestatten Sie eine An-
frage durch den Abgeordneten Kuschel?

Abgeordnete Lehmann, CDU:

Ja.

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Bitte, Herr Kuschel.

Abgeordneter Kuschel, DIE LINKE:

Danke, Frau Präsidentin, danke, Frau Lehmann.
Sie haben darauf verwiesen, die Kommunen kön-
nen die Vorjahreszahlen für die Haushaltsplanung
verwenden. Können Sie mal erklären, wie bei einer
prognostizierten Kürzung um 60 Prozent bei den
kreisangehörigen Gemeinden man dann noch von
einem verantwortungsvollen Haushalt und von
Haushaltsplanung reden kann?

Abgeordnete Lehmann, CDU:

Herr Kollege Kuschel, ich wäre jetzt noch darauf
gekommen, aber ich ziehe diesen Gedankengang
auch gern vor. Sie verweisen hier auf das Schrei-
ben vom Innenministerium vom 28. Dezember
2010. Nach der Thüringer Kommunalordnung soll-
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ten die kommunalen Haushalte zu diesem Zeit-
punkt zumindest vorliegen, vielleicht auch noch
nicht in jedem Fall beschlossen sein. In diesem
Rundschreiben waren die von Ihnen eben genann-
ten Zahlen als mögliche Vorausschau enthalten. Ob
es aber letztendlich auch so wird, das steht mit die-
sem Schreiben noch nicht fest, weil die Verordnung
noch nicht vorliegt. Ich gehe davon aus, dass diese
Zahlen so nicht eintreten werden.

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Na
eben, deswegen wollten wir sie ja haben.)

Gut. Aber wir wollen hier nicht orakeln, ich denke,
wir sprechen darüber noch einmal zu gegebener
Zeit.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich will
aber noch mal auf die Kreisebene zurückkommen,
und zwar insbesondere auf den Punkt der Kreisum-
lage. Die Kommunen, sprich unsere Städte und Ge-
meinden, können theoretisch nach Ihrer Denkweise
ihre Haushalte auch erst aufstellen, wenn sie denn
wüssten, wie hoch zum Beispiel die Kreisumlage
ist. Das ist ein wesentlicher Faktor in den Haushal-
ten unserer Gemeinden und Städte. Auch hier ha-
ben wir das Problem, dass die Landkreise eben
nicht bis zum 30.10. ihre Haushaltsentwürfe vorle-
gen, so dass dann die untere Ebene auch nicht
weiß, wie hoch wird denn die Kreisumlage. Die gu-
ten Kämmerer in Thüringen tragen natürlich dann
die Vorjahreszahl erst einmal ein, um dann zu
schauen nach Kreistagsbeschluss, wie es denn nun
wirklich wird. Wie gesagt, so funktioniert das seit
Jahren. Man kann darüber zufrieden sein oder
nicht, wir wissen alle hier im Hohen Hause, dass
unser Landeshaushalt in der Regel im Dezember
eines Jahres verabschiedet wird. Die Kommunen
haben also nie die absolute Sicherheit über ihre Zu-
weisungen aus dem Landeshaushalt bis zum
30. November des Vorjahres. Würde man Ihren Ge-
setzentwurf, werte Kollegen der LINKEN, konse-
quent zu Ende denken, müsste man den Landesge-
setzgeber ergo verpflichten, den Landeshaushalt
immer auch bis Ende November zu verabschieden.

(Beifall DIE LINKE)

So haben die Kommunen jetzt über mögliche
180 Mio. € Planungssicherheit, aber über den größ-
ten Teil der Zuweisungen, mehr als 2,5 Mrd. €,
nicht nach Ihrer Denkweise. Wie schon bei Ihrem
letzten Dritten Gesetz der LINKEN zum Winter-
dienst, das wir derzeit noch im Haushalts- und Fi-
nanzausschuss beraten, müssen wir auch an die-
ser Stelle wieder sagen, dass wir insgesamt den
Kommunalen Finanzausgleich neu ordnen müssen.
Das haben wir an dieser Stelle auch schon mehr-
fach andiskutiert. Deswegen werden wir hier nicht
einen Einzelpunkt herausnehmen und an einem
Rädchen des großen Uhrwerks Kommunaler Fi-
nanzausgleich drehen. Das werden wir als CDU-
Fraktion so nicht mittragen. Ich beantrage aber die

Überweisung dieses Vorgangs an den Haushalts-
und Finanzausschuss zur Weiterberatung. Ich den-
ke, dann können wir uns noch einmal vertieft über
die Dinge austauschen. Vielen Dank.

(Beifall CDU)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Für die FDP-Fraktion erhält der Abgeordnete
Bergner das Wort.

Abgeordneter Bergner, FDP:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. Meine Damen und
Herren, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, ich
denke, wir sollten uns dabei einig sein, wenn wir
feststellen, dass die Gemeinden und Landkreise
mehr Planungssicherheit und Rechtssicherheit bei
der Aufstellung ihrer Haushaltssatzung brauchen.
Die Begründung des Gesetzentwurfs nennt insofern
das richtige Ziel, eine konkrete Umsetzung erfolgt
durch die Einfügung der zwei Sätze in § 26 jedoch
nach meiner Auffassung nicht. Durch den Gesetz-
entwurf soll nun eine Regelung geschaffen werden,
wonach der Verordnungsentwurf dem Landtag zur
Zustimmung so zeitig vorgelegt werden soll, dass
den Gemeinden die Einhaltung der Grundsätze
nach § 57 Abs. 2 Thüringer Kommunalordnung
möglich ist.

Die Auftragskostenpauschale wird, meine Damen
und Herren, in § 26 Thüringer Finanzausgleichsge-
setz geregelt. Durch die Auftragskostenpauschale
erhalten Landkreise und Gemeinden für Aufgaben
des übertragenen Wirkungskreises eine pauschale
Kostenerstattung vom Land. Die Auftragskosten-
pauschale wird durch Rechtsverordnung so be-
stimmt, dass ein angemessener finanzieller Aus-
gleich im Wege einer Pauschalabgeltung für die bei
der Wahrnehmung der übertragenen Aufgaben und
der Wahrnehmung der Aufgaben der unteren staat-
lichen Verwaltungsbehörde entstehenden unge-
deckten Kosten erfolgen soll. Ich betone „erfolgen
soll“, denn über die Art und Weise sind wir uns
durchaus nicht einig, meine Damen und Herren.

In Artikel 93 Abs. 1 Satz 2 der Thüringer Verfas-
sung ist verankert, dass das Land für Mehrbelas-
tungen der Gemeinden durch die Übertragung von
Aufgaben einen angemessenen finanziellen Aus-
gleich zu schaffen hat. Um Artikel 93 der Thüringer
Verfassung zu genügen, wird neben den Einnah-
men aus § 1 Abs. 2 und 3 des Thüringer Finanz-
ausgleichsgesetzes - Gebühren, Bußgelder, usw. -
eine Auftragskostenpauschale gewährt. Für das
Jahr 2010 wurde die Verordnung dem Landtag für
eine Zustimmung am 26.01.2011 - ich wiederhole -
2011 präsentiert. Das ist, da folge ich der Auffas-
sung, eindeutig zu spät, um für die Gemeinden für
das Haushaltsjahr 2010 Planungssicherheit zu er-
möglichen. Diese Verordnung vom 26.01.2011 tritt
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mit Wirkung vom 1. Januar 2010 in Kraft und mit
Ablauf des 31. Dezember 2010 außer Kraft. Nach
§ 57 Abs. 2 der Thüringer Kommunalordnung soll
die Gemeinde spätestens einen Monat vor Beginn
des Haushaltsjahres die Haushaltssatzung mit
Haushaltsplan und seinen Anlagen der Rechtsauf-
sichtsbehörde vorgelegt haben.

Es ist wie auch in den vergangenen Jahren somit
nicht überraschend, meine Damen und Herren,
dass sich die Landesregierung frühzeitig mit einer
neuen Verordnung beschäftigen sollte. Diese For-
derung unterstützen wir ausdrücklich. Prekärer als
noch in den Jahren zuvor ist aber, dass es für 2011
eine deutliche Veränderung in der Ermittlung der
Auftragskostenpauschale gibt. Erstmalig wird nicht
mehr die von uns auch schon kritisierte Korridorbil-
dung angewandt, sondern es soll die Höhe der Auf-
tragskostenpauschale durch das sogenannte
Benchmarking der drei besten Kommunen erfolgen.
Durch das neue Verfahren ist für die Kommunen
überhaupt nicht vorhersehbar, wie hoch der Aus-
gleich für die Wahrnehmung der übertragenen Auf-
gaben ausfällt, meine Damen und Herren.

Es ist somit zu kritisieren und auch zu hinterfragen,
dass eine Verordnung, von der man weiß, dass sie
für das Jahr 2010 erlassen werden muss, im
Jahr 2011 beraten wird. Die Gemeinden und Land-
kreise mussten somit ein ganzes Jahr mit Pauscha-
len hantieren, von denen sie nicht wussten, wie zu-
verlässig sie sind. Es konnte für die Gemeinden so-
mit keine Rechtssicherheit und somit auch keine
Planungssicherheit entstehen, wie hoch die Auf-
tragskostenpauschale denn nun tatsächlich ausfal-
len wird. Zu mehr Transparenz, und das ist unsere
ganz deutliche Kritik an dieser Stelle, trägt ein sol-
cher Verfahrensablauf mit Sicherheit nicht bei. Pla-
nungssicherheit, meine Damen und Herren, für die
Kommunen sieht anders aus. Also muss man da-
rüber nachdenken, wie in Zukunft damit umgegan-
gen werden kann bzw. muss. Grundsätzlich ist es
richtig, dass das Land ermöglichen sollte, dass die
Kommunen verlässlich ihre Kommunalfinanzen pla-
nen können. Die vorgeschlagene gesetzliche Rege-
lung ist allerdings meines Erachtens nicht zielfüh-
rend, da im Einzelfall nicht abgeschätzt werden
kann, wie lange die jeweilige Gemeinde braucht,
um die Haushaltssatzung zu verabschieden. Zu-
dem bedient man sich im Gesetzentwurf unbe-
stimmter Rechtsbegriffe, die aber wiederum gerade
nicht zu mehr Rechtssicherheit beitragen. Auch ist
für mich offen, welche Rechtsfolgen aus dem Ge-
setzentwurf resultieren sollen, wenn dagegen ver-
stoßen wird. Da es aber sinnvoll ist, meine Damen
und Herren, eine Möglichkeit zu schaffen, die die
Grundlagen legt für mehr Planungssicherheit in den
Gemeinden, denke ich, müssen wir über die mögli-
chen Varianten im Ausschuss diskutieren. Ich be-
antrage deshalb namens der FDP-Fraktion die
Überweisung federführend an den Finanzaus-

schuss und natürlich begleitend an den Innenaus-
schuss, denn der Innenausschuss ist natürlich auch
bei einer Verlagerung der Gewichte, wie wir sie
jetzt erfahren haben, trotzdem noch unmittelbar be-
troffen. Deswegen gehört es auch dort hinein, mei-
ne Damen und Herren. Ich freue mich auf diese
Diskussion, wenn dieses Hohe Haus der Überwei-
sung folgt. Ich danke Ihnen, meine Damen und Her-
ren.

(Beifall FDP)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Für die SPD-Fraktion erhält der Abgeordnete Hey
das Wort.

Abgeordneter Hey, SPD:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren, wir sprechen heute über
den Gesetzentwurf der LINKEN zur Änderung des
Finanzausgleichsgesetzes und diese Bemerkung,
Frau Enders, sei mir vorab gestattet: Ich hätte mich
gefreut, wenn die LINKE diesen Antrag schon im
letzten Plenum eingebracht hätte. Da haben wir
auch schon über mögliche Änderungen des FAG
gesprochen. Man hätte das gleich mit einarbeiten
können.

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Wir
wollten Sie nicht überfordern.)

Sie wollten mich nicht überfordern, gut.

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Der
neue Finanzminister ist noch nicht richtig an-
gekommen!)

Sie hätten auch einen Änderungsantrag machen
können zum bereits vorliegenden Gesetzentwurf.
Aber gut, jetzt haben wir zwei Gesetzentwürfe zum
gleichen Schwerpunkt im parlamentarischen Ge-
schäftsgang, es gibt Schlimmeres.

Zunächst vorangestellt: Wir haben in der letzten Sit-
zung im Landtag - eine meiner Vorrednerinnen,
Frau Lehmann von der CDU, hat es bereits betont -
die Verordnung über die Auftragskostenpauschale
des Finanzausgleichsgesetzes für das Jahr 2010
behandelt. Diese Sitzung war im Januar. Wir alle
wissen, das war schon 2011. Wir haben als SPD-
Fraktion auch schon vor rund vier Wochen ange-
merkt, dass das unbefriedigend war, und die Lan-
desregierung gebeten, künftig die Neuregelung der
Auftragskostenpauschale zeitnah vorzulegen, damit
die Kommunen sich darauf einstellen können.

Jetzt sagen Sie in Ihrem Gesetzentwurf, bis zum
30. April 2011 soll die Verordnung über die Auf-
tragskostenpauschale vorliegen.

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Ja,
als Übergang.)
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Ich beziehe mich jetzt auf den aktuellen Antrag. Ich
glaube, dass Sie auch bereits ahnen, Frau Enders
und Herr Kuschel, dass dieser Termin eigentlich
nicht haltbar ist, denn es liegt ja noch ein Verord-
nungsentwurf vor. Wenn er das dann tut, dann fin-
det zunächst, wie Sie wissen, die Vorabstimmung,
also die erste Kabinettsberatung statt und dann
werden die Anhörungen der kommunalen Spitzen-
verbände erfolgen. Das wird auch drei oder vier
Wochen dauern. Dann kommt die zweite Kabinetts-
beratung und dann ist der Entwurf von dieser Ver-
ordnung zunächst mal reif für die Vorlage hier im
Plenum. Also das ist sehr ambitioniert und Sie ha-
ben ja schon mitbekommen, dass heute bereits etli-
che meiner Vorredner beantragt haben, diesen Ge-
setzentwurf im Ausschuss zu behandeln. Wenn ich
richtig informiert bin, ist am 17. März 2011 diese
Ausschuss-Sitzung. Wenn wir dort dann auch die
kommunalen Spitzenverbände, wie es sich gehört,
und das ist auch legitim, anrufen, dann wird das
auch drei oder vier Wochen dauern. Dann haben
wir im Übrigen gerade Osterferien. Also mit dem
Termin bis 30. April 2011, das ist der zeitliche
Aspekt, da habe ich so meine Zweifel. In Ihrer Be-
gründung - wenn wir einmal diesen zeitlichen
Aspekt ausblenden - haben Sie beim vorliegenden
Gesetzentwurf eine Verrechnung der Pauschalbe-
träge in den Folgejahren angeregt, wenn die zu
niedrig oder zu hoch ausfallen. Dazu muss man
aber sagen, dass man zu einer möglichen Verrech-
nung eigentlich auch eine Rechtsgrundlage haben
muss, also auch eine Verordnung. Wenn Sie ein-
zelne Beträge geändert haben wollen, müssen Sie
ebenso eine Änderungsverordnung dazu haben,
man kann nicht einfach so hin und her verrechnen.
Das ist rechtlich sehr, sehr schwierig.

Ich habe auch noch ein rechtliches Problem, wenn
ich Ihre Marke 30. November nehme, die Sie in die-
sem Gesetzentwurf mit angelegt haben, denn der
Verordnungsentwurf muss ja mit dem eigentlichen
Haushalt gekoppelt sein - das ist auch schon bei ei-
nem meiner Vorredner zum Ausdruck gekommen -,
denn im Haushalt werden die tatsächlich zur Verfü-
gung stehenden Mittel für die Auftragskostenpau-
schale zunächst einmal genau beziffert. Ob wir im-
mer bis zum 30.11. die Haushaltsdebatte hier im
Freistaat Thüringen abgeschlossen haben, wage
ich zu bezweifeln. Es wäre wünschenswert, da ge-
be ich Ihnen recht, aber da sollten wir Pragmatiker
genug sein.

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Das
ist eine gesetzliche Norm.)

Ja, aber es liegt auch in der gesetzlichen Norm,
Herr Kuschel, wenn wir das im Dezember machen,
da verstoßen wir nicht gegen geltendes Recht.

Ich denke, mit diesen näheren Regularien des
rechtlichen und auch des zeitlichen Aspekts sollten
wir heute nicht das Hohe Haus allzu lange beschäf-

tigen. Wir haben einen fabelhaften Ausschuss da-
für, das ist der Haushalts- und Finanzausschuss.
Auch ich beantrage die Überweisung dieses Ge-
setzentwurfs dahin und dort können wir uns dann
darüber unterhalten. Ich danke Ihnen.

(Beifall SPD)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat
sich der Abgeordnete Meyer zu Wort gemeldet.

Abgeordneter Meyer, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Kolleginnen
und Kollegen, ich will gleich mal ansetzen: Es wird
mit der Terminsetzung sicherlich etwas schwierig
werden, deshalb ist es auch richtig, bei unbestimm-
ten Begriffen dafür zu bleiben - der Kollege ist gera-
de draußen von der FDP -, denn ob wir den Haus-
halt immer pünktlich bekommen, ist schon die erste
Frage und die zweite Frage danach, dann noch ei-
ne Verordnung pünktlich zu erlassen, die das Gan-
ze auch noch hinbekommt, werden wir mal abwar-
ten. Ich will gar nicht so lange reden.

Ich denke, das zentrale Thema, darauf ist ja schon
eingegangen worden durch einige Vorrednerinnen
und Vorredner, ist die Höhe der Auftragskostenpau-
schale. Ich habe mal die Vermutung, dass viele un-
serer Gemeinderäte, Kreistage und Stadträte es
nicht ernst genommen haben, was in den Berech-
nungen des Kommunalen Finanzausgleichs für die-
ses Jahr reingeschrieben worden ist, nämlich das
Benchmarking der besten drei Kommunen. Die
Zahlen dafür liegen nicht alle und nicht einmal ganz
aktuell, aber doch im Groben vor. Jeder Gemeinde,
die in bestimmten Auftragskostenbereichen ein Pro-
blem hatte, war eigentlich relativ klar, was wohl
passieren würde. Es spricht nicht unbedingt für das
Vertrauen der Kommunen in das Land oder in den
Landtag, dass das möglicherweise nicht ernst ge-
nommen wurde.

(Beifall DIE LINKE)

Aber in diesem Fall hat die Koalition einmal genau
das getan, was ihr Innenminister wollte, sie hat ge-
nau das kurz vor Weihnachten in den Haushalt ge-
gossen. Spätestens ab dem Moment war eigentlich
jeder Bürgermeister, jeder Landrat gut beraten, ent-
sprechend mal in die Statistiken zu schauen, wie
denn seine Kolleginnen und Kollegen die Auftrags-
erfüllung bislang gemacht haben. Ich finde es im-
mer ein bisschen schön, wenn dann die FDP diese
Konkurrenzaspekte, die da jetzt zum Tragen kom-
men - man könnte fast sogar sagen marktwirt-
schaftlichen Aspekte -, dann wegwischt und sagt,
wir brauchen Planungssicherheit. Das werde ich nie
begreifen, warum Sie sich da nicht absprechen mit
der Fraktion DIE LINKE,
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(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

dass die die Planungssicherheit machen und Sie
die Marktwirtschaft, aber das bekommen wir irgend-
wann noch einmal hin.

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Wir
waren früher Nationale Front.)

Irgendwie, egal - jedenfalls lange Rede, kurzer
Sinn: Die Höhe der Auftragskostenpauschale ist
das zentrale Problem und da wiederhole ich mich
ungern zu allen Themen, die ich heute hier bereden
darf. Die Höhe dieser Auftragskostenpauschale ist
noch lange nicht das, was Ihnen der Finanzminister
demnächst vorlegen wird. Da kommt es gar nicht
darauf an, ob die Gemeinden das am 30. Septem-
ber, am 31.12. oder erst am 28.02. erfahren. Rich-
ten Sie sich bitte darauf ein, es wird weniger und
dann liegen Sie auf der richtigen Seite. Vielen
Dank. Wir werden der Überweisung zustimmen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Für die Fraktion DIE LINKE hat der Abgeordnete
Kuschel das Wort.

Abgeordneter Kuschel, DIE LINKE:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren, zunächst finde ich es skandalös, dass der
Innenminister und sein Staatssekretär dieser De-
batte nicht beiwohnen. Die Landesregierung hat ja,
um einen neuen Finanzminister hier zu etablieren,
die Aufgabenverteilung neu vorgenommen und hat
jetzt den Finanzminister für die Kommunalfinanzen
zuständig gemacht, aber hier geht es um inhaltliche
Fragen, nämlich um den Katalog der übertragenen
Aufgaben, und da will ich noch mal darauf verwei-
sen, das sind Aufgaben, die die Kommunen im Auf-
trag des Landes wahrnehmen und nicht im Rahmen
der kommunalen Selbstverwaltung.

(Beifall DIE LINKE)

Herr Meyer, das ist für den Finanzminister keine
Verhandlungsmasse. Die Alternative - und da ist
das Verfassungsgericht eindeutig geblieben - wäre,
das Land realisiert diese Aufgaben wieder selbst,
entzieht sie den Kommunen. Ob es dann allerdings
bürgernäher ist, besser wird oder preiswerter, kos-
tengünstiger, ist eine andere Frage und muss im
Einzelfall überprüft werden. Ich stimme Ihnen zu,
der Finanzminister wird in erster Linie bei anderen
Elementen des Finanzausgleichs versuchen, Haus-
haltskonsolidierungspotenziale darzustellen. Im Be-
reich der Auftragskostenpauschale wird ihm das re-
lativ schwerfallen. Insofern erwarten wir einfach,
dass der Innenminister sich hier nicht einfach aus-
klinkt aus einer solchen Debatte, sondern er hat
hier die Kommunen zu vertreten. Er ist sozusagen
der Lobbyist der Kommunen in dieser Landesregie-

rung und die Kommunen brauchen Lobbyisten in
dieser Landesregierung, denn so kommunalfeind-
lich, wie Sie gegenwärtig agieren, hat das bisher
noch keine Landesregierung fertiggebracht. Ich
dachte schon immer, die Landesregierung bis 2009
war schon schlimm, aber das toppen Sie noch. Hier
haben wir ein Beispiel dafür. Wer die Kommunen
über ein Jahr völlig im Unklaren lässt, was die Auf-
tragskostenpauschale betrifft, der kann nicht das
Prädikat „kommunalfreundlich“ erlangen. Die erheb-
lichen Veränderungen werden im Jahr 2011 kom-
men, was die Berechnungen betrifft.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Frau Leh-
mann hat darauf verwiesen, die Kommunen könn-
ten ohne Kenntnis der Eckdaten ihren Haushalt be-
schließen. Dann frage ich Sie natürlich, Frau Leh-
mann: Was sind die Haushaltsgrundsätze, die wir
den Kommunen ins Gesetz geschrieben haben -
Wahrheit, Klarheit, Planungssicherheit, das Kas-
senprinzip, also nur das in den Haushalt zu schrei-
ben, wo man auch sicher ist, dass die Einnahmen
und Ausgaben kommen -, dann noch wert?

Meine Damen und Herren, wie wollen wir denn ver-
hindern, dass im Jahr 2011 und in den Folgejahren
Gleiches passiert wie im Jahr 2010, dass nämlich
über das gesamte Haushaltsjahr hinweg eine sol-
che Verordnung nicht da ist? Das können wir nur
verhindern, indem wir als Gesetzgeber der Landes-
regierung, die ja für die Erstellung der Verordnung
zuständig ist, Vorgaben machen, weil die Landesre-
gierung von sich aus offenbar nicht handelt. Das
haben die Ereignisse im Zusammenhang mit dem
Haushaltsjahr 2010 gezeigt. Deshalb unser Antrag.
Er wäre überflüssig, wenn diese Landesregierung
ihre Aufgaben wahrnimmt und die Regierungskoali-
tion ausreichend auf diese Landesregierung Ein-
fluss hätte. Hat sie aber nicht, weil die zwei Fraktio-
nen ja nur mit sich zu tun haben, in jedem Politik-
feld den kleinsten gemeinsamen Nenner zu finden,
der ist ja ganz weit unten.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Frau Leh-
mann hat hier eine Aussage getroffen, die wieder
etwas Optimismus bei den Kommunen erzeugen
wird. Ich erinnere daran, allein in den letzten zwei
Wochen haben die Bürgermeister im Landkreis
Hildburghausen, einer Verwaltungsgemeinschaft in
Schmalkalden, im Landkreis Schmalkalden-Meinin-
gen mit Viernau, im Eichsfeld Resolutionen verab-
schiedet, in denen sie die Landesregierung auffor-
dern, diese 60-prozentigen Kürzungen bei den
kreisangehörigen Gemeinden keinesfalls zu vollzie-
hen. Insofern ist die heutige Aussage von Frau Leh-
mann dieses Licht am Ende des Tunnels, aber es
bleibt abzuwarten, ob diesen Worten Taten folgen
und ob Sie, Frau Lehmann, den Einfluss haben in
Ihrer Koalition und auf die Landesregierung, das
auch durchzusetzen. Unsere Unterstützung haben
Sie. Aber das spricht dafür, diesen Verordnungs-
entwurf weit vorzuziehen. Wenn also die 60-pro-
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zentigen Kürzungen nicht kommen sollen, dann
spricht das eher dafür, den Verordnungsentwurf
rechtzeitig vorzubringen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, was
macht das für einen Sinn, wenn wir in die Thüringer
Kommunalordnung schreiben, dass die Kommunen
bis zum 30.11. des Vorjahres eine Haushaltssat-
zung, einen Haushaltsplan zu verabschieden ha-
ben, wenn sich dann keiner daran hält. Herr Hey,
Sie waren selbst Kämmerer einer bedeutsamen
Residenzstadt, in Gotha,

(Beifall SPD)

ich habe immer auch von unserer Stadtratsfraktion
gehört, dass Sie mit sehr viel Sachverstand diese
Funktion wahrgenommen haben. Das war sicher-
lich auch die Ursache für Ihre Direktwahl hier in den
Thüringer Landtag, und was Sie dann hier machen,
qualifiziert Sie ja dementsprechend auch.

Die Frage ist aber, wenn wir tatsächlich die Rege-
lung in der Thüringer Kommunalordnung einfach
nur als ordnungspolitische Regelung abtun, dann
brauchen wir uns nicht zu wundern, dass zum
Schluss auch an anderer Stelle Bürgermeister,
Stadträte, Gemeinderäte sagen: Was interessieren
mich bestimmte gesetzliche Vorgaben. Das heißt,
wenn wir ein höheres Maß an Rechtsverbindlichkeit
erzeugen wollen, dann müssen wir natürlich entwe-
der dafür Sorge tragen, dass die Kommunen auch
objektiv in der Lage sind, diese Termine einzuhal-
ten, oder wir müssen noch mal nachdenken, ob die-
ser Termin richtig ist. Ich erinnere daran, dass wir
als LINKE-Landtagsfraktion schon des Öfteren ge-
sagt haben, dass wir das Prinzip der Jährlichkeit im
kommunalen Haushaltsrecht für nicht mehr zeitge-
mäß halten

(Beifall DIE LINKE)

und mal darüber nachdenken, ob wir ähnlich wie
bei der Gebührenkalkulation den Kommunen die
Option eröffnen, in einem Zeitraum von bis vier
Jahren zu planen, also von einem Jahr bis vier Jah-
re. Das erhöht das Ermessen und würde natürlich
auch manche Probleme entschärfen. Aber solange
das noch gilt, müssen wir als Gesetzgeber alles da-
für tun, dass die Kommunen das einhalten können.
Ich habe das Beispiel schon mal benannt; es wäre
doch Chaos in diesem Lande, wenn wir in der Stra-
ßenverkehrsordnung zwar regeln, innerhalb ge-
schlossener Ortschaften darf nur mit 50 km/h ge-
fahren werden und wir überprüfen das auch, und
am Ortsausgangsschild steht immer ein freundli-
cher Polizist und sagt: Guten Tag, Sie sind 70 km/h
gefahren. Gute Weiterfahrt! Da wüssten wir doch,
was nach zwei Wochen los ist - Chaos. Deshalb
nehmen wir entweder unsere Normen ernst und
wenn wir selbst feststellen, unsere Norm ist nicht
mehr zeitgemäß, dann liegt es an der Landesregie-

rung, uns als Gesetzgeber einen Vorschlag zu ma-
chen, diese Norm neu zu fassen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, der Hin-
weis von Herrn Bergner, dass unser Gesetzentwurf
unbestimmte Rechtsbegriffe beinhaltet, den neh-
men wir gern auf. Jetzt haben schon mehrere Frak-
tionen Überweisung beantragt, wir halten das übri-
gens für sehr wichtig, neben dem Haushaltsaus-
schuss auch den Innenausschuss zu beteiligen we-
gen der inhaltlichen Fragen.

(Beifall DIE LINKE)

Aber die Anträge sind gestellt, ich wiederhole sie
nur, also an beide Ausschüsse und weil es sich um
den Gesetzentwurf einer Fraktion handelt, auch
noch ergänzend an den Justizausschuss. Das kön-
nen wir dort beraten und die Rechtsfolgen - es wur-
de ja gesagt, welche Rechtsfolgen entstehen denn,
wenn das nicht eingehalten wird -, das ist klar, wir
befinden uns hier in einem Regelbereich ordnungs-
politischer Regelungen. Das ist nicht bewehrt. Ich
hätte nichts dagegen, gegen die Landesregierung
ein Zwangsgeld zu verhängen, wenn sie den Ter-
min nicht einhält. Das müsste man mal verfas-
sungsrechtlich prüfen. Das dürfte die Landesregie-
rung dann aber nicht aus allgemeinen Haushalts-
mitteln bezahlen, sondern aus ihrer Entschädigung.
Ich wäre mir sicher, es würde manches besser
funktionieren. Aber das werden wir noch mal prü-
fen, das ist jetzt nicht Gegenstand. Insofern war der
Hinweis der FDP richtig: Was machen wir denn,
wenn die Landesregierung nicht spurt? Wir können
sie auch entlassen. Ich meine, dafür gibt es noch
andere Gründe. Aber das ist ja insbesondere eine
Aufforderung an die Regierungskoalition.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Herr Hey
hat zu Recht darauf verwiesen, 30.04. ist eine Her-
ausforderung als Termin. Aber wir haben in diesem
Land erlebt, dass innerhalb einer Woche ein Milliar-
denpaket als Schutzschirm für die Banken auf den
Weg gebracht werden konnte unter Beteiligung des
Bundestags und der Länder, des Bundesrats.

(Beifall DIE LINKE)

(Zwischenruf Taubert, Ministerin für Soziales,
Familie und Gesundheit: Aber nicht in unse-
rem Land.)

Hier wollen Sie mir erzählen, diese Landesregie-
rung mit dem Apparat im Hintergrund ist nicht in der
Lage, rechtzeitig bis zum 30.04. im Vorfeld uns
einen Verordnungsentwurf vorzulegen. Also wenn
daran schon diese Landesregierung scheitert, dann
muss man fragen, ob dort die richtigen Personen
handeln oder ob man nicht auch da wie bei den
Terminen über Veränderungen nachdenken müss-
te. Aber auch da ist insbesondere die Koalition ge-
fordert.
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Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich möch-
te abschließend noch mal auf den von der Landes-
regierung beabsichtigten Paradigmenwechsel hin-
weisen und mich damit auseinandersetzen, was die
Berechnung betrifft. Sie wollen also jetzt neu-
deutsch ein Benchmarking vornehmen in einem Be-
reich übertragener Wirkungskreis, ich darf daran er-
innern, in dem das Land nicht nur Rechtsaufsichts-
behörde ist, sondern auch Fachaufsichtsbehörde.
Das heißt, das Land gibt die Standards vor. Die
Kommunen haben kein Ermessen. Der Gemeinde-
rat, der Stadtrat, der Kreistag haben kein Mitbestim-
mungsrecht bei Aufgaben des übertragenen Wir-
kungskreises. Das halten wir auch nicht mehr für
zeitgemäß. Zum Beispiel in Mecklenburg-Vorpom-
mern muss zumindest das Benehmen hergestellt
werden auch im übertragenen Wirkungskreis mit
dem Kreistag, mit dem Stadtrat, Gemeinderat - bei
uns nicht. Wir haben nicht einmal ein Informations-
recht, sondern das macht alles die Verwaltung un-
tereinander. Die Kommunen erfüllen diese Aufgabe
im Auftrag des Landes. Das Land macht ganz ex-
akte Vorgaben. Wie soll da Benchmarking über-
haupt funktionieren? Weil wir davon ausgehen,
durch die Fachaufsicht gibt es doch ausreichend
Steuerungsmöglichkeiten, die Haushaltsgrundsätze
der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit dort durch-
zusetzen.

Ihr Paradigmenwechsel unterstellt ja, dass die
Mehrzahl der Kommunen gegenwärtig in diesem
Bereich uneffektiv arbeitet. Das spricht nicht von
hohem Vertrauen in die kommunale Ebene. Unsere
Erfahrungen sind da anders. Die Fachaufsicht
nimmt schon erheblich Einfluss. Da wir aber in Thü-
ringen eine Gemeindestruktur haben, die sehr diffe-
renziert ist und wo der übertragene Wirkungskreis
sogar bei der Mehrzahl der Gemeinden nicht mehr
von der Gemeinde wahrgenommen wird, sondern
von der Verwaltungsgemeinschaft, da hat die Ge-
meinde überhaupt nichts mehr damit zu tun, son-
dern das macht die Verwaltungsgemeinschaft. Da
ist es doch äußerst kompliziert, dort ein Benchmar-
king überhaupt nur ansatzweise vernünftig durchzu-
führen. Das ist ja das Ergebnis. Sie müssen sich
einmal überlegen, die kreisangehörigen Gemeinden
sollen 60 Prozent weniger bekommen. Im Um-
kehrschluss heißt das ja, sie hätten die letzten Jah-
re 60 Prozent zu viel bekommen für die Wahrneh-
mung dieser Aufgaben. Das kann doch nicht Ihr
Ernst sein. Die Rechtsaufsichtsbehörden als Lan-
desbehörden genehmigen jeden kommunalen
Haushalt oder bewerten ihn im Rahmen der rechts-
aufsichtlichen Würdigung. Was haben die denn
dann gemacht? Was haben sie denn da bewertet?
Denn 60 Prozent ist allerhand, von daher kann et-
was nicht stimmen.

Wir brauchen auch diesen Verordnungsentwurf
rechtzeitig, um ein höheres Maß an Transparenz zu
gewährleisten, denn keiner kann zurzeit nachvoll-

ziehen, wie sich die Auftragskostenpauschale über-
haupt ansatzweise zusammensetzt. Ich sage im-
mer, meine Lieblingsauftragskostenpauschale ist
die für die Beflaggung der Dienstgebäude an staat-
lichen Feiertagen. Da bekommen die Kommunen,
glaube ich, 2 Cent pro Einwohner. Wie die aber er-
mittelt wurden, weiß ich nicht. Da bekommen wir
keine Auskunft, das können wir im Innenausschuss
versuchen, die Vertreter der Landesregierung stel-
len sich entweder unwissend oder sie sind unwis-
send, dass das irgendwelche Beamte hinter dem
Rücken machen oder so.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die Anträ-
ge zur Überweisung sind gestellt, denen schließt
sich unsere Fraktion an. Danke.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Ich habe keine Redeanmeldungen mehr aus den
Fraktionen. Ich nehme an, für die Landesregierung
wird der Finanzminister Dr. Voß sprechen. Bitte
schön.

Dr. Voß, Finanzminister:

Verehrte Frau Präsidentin, meine Damen und Her-
ren Abgeordneten, der Gesetzentwurf des Dritten
Änderungsgesetzes zum Thüringer Finanzaus-
gleichsgesetz soll ein zeitliches Vorziehen aus gu-
ten Gründen der Verordnung der Auftragskosten-
pauschale enthalten, also im Finanzausgleichsge-
setz soll dieses festgeschrieben werden, und zwar
auf den 30. November des jeweiligen vorangegan-
genen Jahres; es soll Klarheit geschaffen werden,
so die Absicht, die sicherlich auch vernünftig ist

(Beifall DIE LINKE)

im Sinne von Planungssicherheit. Sie verweisen al-
lerdings in der Begründung auf das Jahr 2010. Hier
ist es ja so gewesen, dass erst im Januar die Auf-
tragskostenpauschale für 2011 vorgelegt wurde. Zu
Beginn möchte ich feststellen, dass durch die späte
Vorlage den Kommunen finanziell kein Schaden
entstanden ist. Die Dinge wurden vollständig aus-
gereicht. Sie wissen, dass das im Laufe des Jahres
in Form von Abschlagszahlungen erfolgt. Insofern
ist finanziell den Kommunen durch die etwas ver-
spätete Vorlage kein Schaden entstanden.

Aber worin begründet sich das, womit hing dieses
zusammen? Einmal wegen des Abstimmungsbe-
darfs innerhalb der Landesregierung. Da werden
Sie sagen, das ist eure Sache, wie ihr euch da ab-
stimmt. Das ist klar. Aber es hatte auch objektive
Gründe, warum sich dieser Abstimmungsbedarf er-
geben hat. Hier verweise ich auf die Rechtsände-
rung in Bezug auf die Ermittlung der Fallpauschale
für die Wohngeldbearbeitung infolge eines Urteils
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des Bundesarbeitsgerichts vom 23. September
2009 sowie die Neuauflage von Regelungen zur Er-
stattung der nach dem Haushaltsbegleitge-
setz 2008/2009 zusätzlich kommunalisierten Aufga-
ben. Es sind also Änderungen in der Berechnungs-
weise durchzuführen gewesen, die natürlich auch
ein Nachfassen und eine gewisse Kalkulation vor-
aussetzen. Das sind die wesentlichen Gründe und
Sie wissen, dass wir verpflichtet sind durch das
Verfassungsgerichtsurteil, einen vollen Ausgleich
für alle Aufgaben zu geben.

(Beifall DIE LINKE)

Herr Kuschel, insofern müssen natürlich auch alle
Aufgaben erfasst und kalkuliert werden. Auch die
Tarifsteigerungen infolge der Tarifverhandlungen
mussten eingearbeitet werden - wohl gemerkt, die
Tarifverhandlungen des Bundes und der Kommu-
nen mit den Gewerkschaften vom 27. Februar
2010, also auch ein dicker Block, wo im Grunde ge-
nommen die personalrelevanten Anteile bei der
Aufgabenerledigung fortgeschrieben werden muss-
ten. Ich würde das jetzt einfach mal umgedreht sa-
gen: Hier war die Entscheidung zwischen Baum
und Borke wohl zu fällen. Hätten wir keine vernünf-
tige Aktualisierung der Beträge durchgeführt, ich
denke, die Fraktion der LINKEN hätte die Landes-
regierung genau dafür gescholten. So ist nun mal
das Leben, also hat sich die Koalition, die Landes-
regierung für Genauigkeit und Sachgerechtigkeit
entschieden und für eine vernünftige Kalkulation
dieser Beträge. Das ist auch der Grund, in dem Fall
Sorgfalt vor Geschwindigkeit. Ich betone noch ein-
mal, den Kommunen ist kein Schaden dadurch ent-
standen.

Sie sagen: Wenn Sie etwas frühzeitiger die Dinge
machen, dann könnt ihr in den Folgejahren verrech-
nen. Hier hatte mein Vorredner von der SPD schon
darauf hingewiesen, auch für Verrechnungen - das
können wir nicht mal irgendwie so machen - bedarf
es einer Grundlage. Es bedarf einer Änderungsver-
ordnung und auch dieses wird wieder ein Stück Zeit
verbrauchen. Ob dieses Verfahren letztendlich zur
gewollten Planungssicherheit bei den Kommunen
führt, da mache in noch einmal ein Fragezeichen.
Wir sollten uns aber auf die etwas bedeutendere
Frage konzentrieren, nämlich der Abschluss des Fi-
nanzausgleichsgesetzes. Hier sind die Schlüsselzu-
weisungen sicherlich die wichtigere Ausgabenart
des Landes und Einnahmeart der Kommunen. Wir
haben es geschafft und werden uns auch dieses
Jahr Mühe geben, das Kommunale Finanzaus-
gleichsgesetz rechtzeitig in Kraft treten zu lassen,
so dass auch die Planungssicherheit in den we-
sentlichen Blöcken hergestellt werden kann.

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Herr Minister, gestatten Sie eine Anfrage durch den
Abgeordneten Kuschel?

Dr. Voß, Finanzminister:

Machen wir gleich. Ich habe noch zwei Sätze und
dann fragen Sie, Herr Kuschel, wenn Sie einver-
standen sind.

Es wäre ganz falsch, wenn man das Grundanliegen
nicht akzeptiert. Natürlich muss man so schnell
Klarheit schaffen, wie es geht, denn es hängen eine
Fülle, in Thüringen fast 900, Kommunalhaushalte
davon ab. Deswegen werden wir uns Mühe geben,
dass die - das war hier auch schon Gegenstand -
neue Verordnung möglichst zeitnah vorgelegt wer-
den kann. Diese Verordnung wird zwischenzeitlich
in meinem Haus erstellt, ist auf gutem Wege. Auf
der Basis dieses Verordnungsentwurfs erfolgt eine
Auszahlung der ersten Rate pünktlich zum 1. März
dieses Jahres und die Verordnung wird dann zeit-
nah in die Ressortabstimmung gehen, dann in das
Kabinett und dann zur Anhörung an die Spitzenver-
bände. Ich versichere Ihnen, dass wir dort weiter
hohe Aufmerksamkeit darauf verwenden, dass das
zeitnah erfolgt. Wie gesagt, der Verordnungsent-
wurf liegt bei mir auf dem Tisch und das Verfahren
geht seinen Gang. Recht herzlichen Dank.

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Der Abgeordnete Kuschel wollte noch eine Frage
stellen.

Abgeordneter Kuschel, DIE LINKE:

Danke, Frau Präsidentin. Danke, Herr Minister,
auch für schon die zweite freudige Information an
die Kommunen am heutigen Tag neben der von
Frau Lehmann.

Dr. Voß, Finanzminister:

So schnell sind wir nun mal und sehr nah am Puls
der Zeit.

Abgeordneter Kuschel, DIE LINKE:

Meine Frage: Wenn Sie sagen, Sie müssen erst in
den einzelnen übertragenen Aufgabenkomplexen
die Kostenentwicklungen und dergleichen berück-
sichtigen, haben Sie aber dem Haushaltsgesetzge-
ber, also uns als Landtag, vorgeschlagen, die Auf-
tragskostenpauschale von 199 Mio. € auf
181 Mio. € zu reduzieren. Wenn Sie nicht - Sie
nicht, Ihre Vorgängerin, aber Sie sind ja hier Vertre-
ter der Landesregierung - dem Vorwurf ausgesetzt
sein wollen, dass das so ein bisschen nur als Pro-
gnose gilt, gehen wir davon aus, dass hinter dieser
Zahl 181 Mio. € konkrete Zahlen stehen, was die
einzelnen übertragenen Aufgaben betrifft. Wie sind
die 181 Mio. € denn in den Haushaltsentwurf der
Landesregierung hineingekommen?

(Unruhe SPD)
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Dr. Voß, Finanzminister:

Herr Kuschel, das wissen Sie doch viel besser als
ich. Es ist doch Bestandteil des FAG, da steht doch
alles drin. Soviel ich weiß, ist das FAG irgendwann
im September dem Landtag zugeleitet worden. Dort
ist in der Begründung genau der Paradigmenwech-
sel in der Berechnung beschrieben und die
181 Mio. € sind genau das Ergebnis dieser Berech-
nungen. Ist also voll diskutiert worden, ist voll offen-
gelegt worden und auch als solches kein Geheim-
nis, hat also nichts mit der Erfassung jetzt von ir-
gendwelchen Einzeldingen zu tun, sondern genau
mit diesem Benchmark, was Sie doch aber an und
für sich kennen. Das wäre es. Schönen Dank.

(Beifall CDU, SPD)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Ich glaube, ich kann die Aussprache schließen. Es
gibt keine weiteren Redeanmeldungen. Es ist Aus-
schussüberweisung des Gesetzentwurfs beantragt
worden.

Als Erstes stimmen wir ab über die Überweisung
des Gesetzentwurfs an den Haushalts- und Finanz-
ausschuss. Wer dem zustimmt, den bitte ich um
das Handzeichen. Das sind die Stimmen aus allen
Fraktionen. Ich frage nach Gegenstimmen. Gegen-
stimmen gibt es nicht. Stimmenthaltungen? Die gibt
es auch nicht. Die Überweisung ist damit einstim-
mig erfolgt.

Es ist die Überweisung an den Innenausschuss be-
antragt worden. Wer dem zustimmen möchte, den
bitte ich um das Handzeichen. Das sind die Stim-
men aus den Fraktionen DIE LINKE, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und FDP. Ich frage nach den Ge-
genstimmen. Die Gegenstimmen kommen aus den
Fraktionen SPD und CDU. Ich frage nach Stimm-
enthaltungen. Stimmenthaltungen gibt es nicht. Mit
Mehrheit ist diese Überweisung abgelehnt worden.

Nun frage ich noch nach der Überweisung an den
Ausschuss für Justiz, Bundes- und Europaangele-
genheiten, der eigentlich immer so zwingend ist für
Gesetzentwürfe, die aus den Reihen der Fraktionen
kommen. Wer dieser Überweisung zustimmt, den
bitte ich um das Handzeichen. Das sind die Stim-
men aus der Fraktion DIE LINKE, der Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, einige Stimmen aus
der CDU-Fraktion und die FDP-Fraktion. Ich frage
nach den Gegenstimmen. Gegenstimmen gibt es
nicht. Ich frage nach Stimmenthaltungen. Es gibt ei-
nige Stimmenthaltungen. Mit Mehrheit ist diese
Überweisung an den Ausschuss für Justiz, Bundes-
und Europaangelegenheiten vorgenommen wor-
den.

Jetzt frage ich nach der Federführung, die beim
Haushalts- und Finanzausschuss beantragt worden
ist. Wer für die Federführung beim Haushalts- und
Finanzausschuss stimmen möchte, den bitte ich

jetzt um das Handzeichen. Das sind die Stimmen
aus den Fraktionen DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, einige wenige aus der SPD-Fraktion und
aus der FDP-Fraktion. Wer stimmt dagegen? Es
gibt keine Gegenstimmen. Wer enthält sich der
Stimme?

(Heiterkeit DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Da gibt es auch keine. Ich stelle fest: Mit einer
Mehrheit von Jastimmen ist die Federführung beim
Haushalts- und Finanzausschuss festgelegt wor-
den. Offensichtlich haben einige nicht an der Ab-
stimmung teilgenommen.

Ich schließe den Tagesordnungspunkt 5 und rufe
auf den Tagesordnungspunkt 6

Thüringer Gesetz zur Förde-
rung und Stärkung kleiner und
mittlerer Unternehmen und der
Freien Berufe (Thüringer Mit-
telstandsförderungsgesetz)
Gesetzentwurf der Fraktionen
der CDU und der SPD
- Drucksache 5/2302 -
ERSTE BERATUNG

Soweit mir bekannt ist, gibt es nicht den Wunsch
zur Begründung des Gesetzentwurfs. Das bleibt
auch so. Ich eröffne damit die Aussprache und rufe
als Ersten auf für die Fraktion DIE LINKE den Ab-
geordneten Hausold.

Abgeordneter Hausold, DIE LINKE:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und
Herren, wir haben seit geraumer Zeit im Plenum
und im Ausschuss die Beratung zu einem Thüringer
Vergabegesetz und ich will jetzt nicht darauf einge-
hen, dass wir diese Thematik als Fraktion DIE LIN-
KE schon wiederholt in der zurückliegenden Legis-
laturperiode immer wieder im Landtag zur Debatte
gestellt haben und dass wir nun unter großem Zeit-
druck vor der Verabschiedung eines solchen Ge-
setzes im Landtag stehen. Aber erwähnen will ich
das an der Stelle schon, weil das natürlich sehr viel
auch mit der Vorlage zu tun hat, die die Koalitions-
fraktionen heute hier unter dem Stichwort Mittel-
standsförderungsgesetz eingebracht haben. Da will
ich schon auch noch einmal sagen, ja, auch diese
Fragen drängen, ich werde mich zwar im Verlaufe
meiner Ausführungen noch einmal ein Stück mit der
Art von Zeitdruck auseinandersetzen, die jetzt
durch das ganze Verfahren erzeugt wurde, aber
auch hier will ich noch einmal sagen, inhaltlich kön-
nen wir in vielen Punkten diesem Anliegen
beipflichten. Wir haben schon am 28.01.2010 diese
Problematik noch mal in einer Anfrage hier im
Hause entsprechend thematisiert. Wir wissen noch
aus der zurückliegenden Wahlperiode, dass Herr
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Reinholz im April 2009 zeitnah Vorschläge für eine
Novellierung des Gesetzes erarbeiten wollte. Seit-
dem ist auch sehr viel Zeit ins Land gegangen.
Dann haben wir zwischendurch - das hat Herr
Staatssekretär Staschewski seinerzeit hier ausge-
führt - das Vorhaben der Koalitionsfraktionen zum
Vergabegesetz gehabt und dort gab es dann immer
wieder die Aussage, dass Mittelstandsförderung
aber separat betrachtet werden müsse. Wir hatten
dann die Situation, dass ein Mittelstandsförderpro-
gramm für 2010 angekündigt wurde, um zu novel-
lieren. Was ich ganz einfach sagen will, meine Da-
men und Herren, wenn es auch mittlerweile viele in-
haltliche Übereinstimmungen gibt, dieses ganze
Hickhack im Umgang mit Mittelstandsförderung und
Vergabegesetzgebung, was die Koalitionsfraktio-
nen bisher insgesamt hier vorgeführt haben, ist die-
sem Land und der Lösung der Probleme überhaupt
nicht dienlich, meine Damen und Herren. Das ist
auch an der Stelle wieder deutlich, dass wir jetzt ei-
ne Lage haben, wo wir Mittelstandsförderung wie-
der auskoppeln aus dem Vergabegesetz - eine Sa-
che, die wir völlig richtig finden.

Wir haben schon im Vorfeld der Gesetzesberatung
deutlich gemacht, dass wir das für eine Vermi-
schung halten, die äußerst unglücklich ist. Nun ist
man zu der Erkenntnis gekommen, nachdem auch
bei der Anhörung zahlreiche Verbände deutlich ge-
macht haben, unter anderem natürlich auch die
Vertreter der mittelständischen Wirtschaft und der
Kammern, dass wir eine Verquickung zwischen
Vergabegesetz und Mittelstandsförderung eher kri-
tisch betrachten müssen, meine Damen und Her-
ren. Aber das wäre in dieser Folge nicht notwendig
gewesen, das hätten wir alles einfacher bekommen
können.

Ich weiß auch nicht, warum damals die CDU-Frak-
tion - darauf werden wir ja in der Debatte vielleicht
noch ein bisschen eingehen können - so darauf be-
standen hat, die Fragen der Mittelstandsförderung
unbedingt in das Vergabegesetz zu packen, meine
Damen und Herren. Ich will ganz einfach sagen, mir
ist das so aufgefallen und meine Einschätzung war
damals eigentlich schon, dass wir im Fraktionspo-
ker ein Stück weit Gesichtswahrung der CDU-Frak-
tion durchsetzen mussten und dass wir dann die
Sache erst mal reingepackt haben und heute neh-
men wir sie dann letzen Endes wieder raus. Aber
da sage ich Ihnen, das ist nicht verantwortliche Po-
litik, sondern das ist dann parteipolitisches Hick-
hack

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

vor den Interessen des Landes und der Wirtschaft.
Das müssen Sie sich, meine Damen und Herren,
schon an dieser Stelle sagen lassen. Der Frage ei-
ner separaten Regelung und einer eingehenden
Debatte über diese Fragen der Mittelstandsförde-

rung stimmen wir zu, wenngleich wir natürlich sa-
gen, hier müssen auch weitere inhaltliche Punkte
mitdebattiert werden, die sehr wichtig sind. Einige
will ich vor allen Dingen mal unter dem Gesichts-
punkt Kleinstunternehmen nennen, meine Damen
und Herren. Hier geht es uns auch um Fragen, die
Mittelstandsförderung tangieren, aber in wichtigen
Bereichen, z.B. die Novellierung des Krankenversi-
cherungsrechts für Kleinstunternehmer dahin ge-
hend, dass das tatsächliche monatliche Einkom-
men zur Berechnung in Ansatz gebracht wird und
nicht wie bislang ein fiktiver Betrag, meine Damen
und Herren. Gleichzeitig sollte die Bemessungs-
grenze für die Berechnung der Beiträge grundsätz-
lich überarbeitet werden. Ich glaube - auch im Zu-
sammenhang insbesondere für Kleinstunternehmen
-, besonders wichtig ist die Wiedereinführung des
Wahlrechts zur Beitragszahlung zur Arbeitslosen-
versicherung und Festsetzung einer Übergangsfrist
für Unternehmer, also die freiwillige Einzahlung von
Arbeitslosenversicherungsbeiträgen. Das ist eine
Frage, die müssen wir hier mitdebattieren. Eine
Diskussion, die wir in den zurückliegenden Jahren
oft hatten, die Pflichtmitgliedschaft in den Kammern
und Verbänden muss zumindest hinterfragt werden,
um gegebenenfalls wenigstens eine Bindung an die
Betriebsgröße feststellen zu können. Das sind kei-
ne theoretischen Fragen, meine Damen und Her-
ren, sondern das sind insbesondere für Kleinstun-
ternehmen ganz zentrale Fragen der Existenz ihrer
Unternehmen und ihrer Arbeitsplätze.

Wenn ich bei der Frage der Pflichtmitgliedschaft in
Kammern und Verbänden bin, meine Damen und
Herren, dann möchte ich hier unsererseits die Fra-
ge schon mal etwas generalisierender stellen.
Wenn wir die verschiedenen Debatten wie jetzt
auch wieder in den Anhörungen zum Vergabege-
setz hatten, dann, glaube ich, ist es auch an der
Zeit, dass wir im Zusammenhang mit der Tätigkeit
von Mittelstand, von Handwerk, von Kleinstunter-
nehmen in diesem Land überhaupt mal ein Stück
weit unsere Kammerlandschaft hinterfragen und
vielleicht mal eine Debatte in diesem Land führen,
die auch damit zu tun hat, wie wir die Tätigkeit von
Kammern unter dem Gesichtspunkt ihrer Selbstver-
waltung mit mehr Effektivität, mit mehr Transparenz
und mit mehr wirtschaftlicher Zielführung gestalten
können. Auch das gehört zu den Fragen, die wir
wirtschaftspolitisch aufwerfen möchten, meine Da-
men und Herren.

(Beifall DIE LINKE)

Darüber hinaus plädieren wir dafür, dass die im Ge-
setz geforderte Berichtspflicht der Landesregierung
über die Situation und die Lage der mittelständi-
schen Wirtschaft mindestens in zweijährigen statt in
fünfjährigen Abständen erfolgt, meine Damen und
Herren. In einer Zeit, in der gerade auch wirt-
schaftspolitische Prozesse, Prozesse der Entwick-
lung der Förderlandschaft und andere Dinge oft
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sehr schnelllebig sind und sehr durchgreifenden
Veränderungen in kurzen Zeiten unterliegen, kön-
nen wir nicht sagen, wir holen das nur alle fünf Jah-
re auf den Tisch. Da will ich auch ganz deutlich sa-
gen, die Frage, die wir dann heute später noch bei
dem Tagesordnungspunkt Mittelstandsförderbericht
erörtern werden, macht das auch ganz besonders
deutlich, dass es nicht angehen kann, dass wir uns
vor allen Dingen mit veralteten Daten, mit Dingen,
die zum Teil Jahre zurückliegen, was die Bewer-
tung und Analyse zur Mittelstandsförderung betrifft,
hier in diesem Haus befassen können, sondern
dass wir hier auf mehr Aktualität und präzisere Ana-
lyse angewiesen sind, um auch entsprechende
Schlussfolgerungen daraus treffen zu können.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich glau-
be, dass gerade die Frage der aktuellen Anpassung
an konkrete Bedingungen eines unserer zentralen
Anliegen sein muss. Im Rahmen der Anhörung zum
vorliegenden Gesetzentwurf, was die Mittelstands-
förderung betrifft, sehen wir eine ganze Reihe von
weiteren Änderungsanforderungen. Lassen Sie uns
gemeinsam auch vor allen Dingen wiederum mit
den Betroffenen darüber diskutieren, wie wir den
Thüringer Mittelstand sinnvoller fördern können in
der Zukunft. Allerdings, das will ich hier auch sa-
gen, plädieren wir dafür, dass die Anhörung zum
vorliegenden Gesetzentwurf für ein Thüringer Mit-
telstandsförderungsgesetz nicht, wie bisher vorge-
sehen, einfach gemeinsam mit den Beratungen
zum Vergabegesetz und der Anhörung erfolgen
sollte. Da muss ich Ihnen auch ganz deutlich sa-
gen, wir sehen das eher dann vielleicht als ein Pro-
blem, hier noch auf viele zusätzliche Fragen zu sto-
ßen, die eventuell die Frage Vergabegesetz auch
noch mal verzögern könnten. Sie alle wissen, mei-
ne Damen und Herren, dass wir uns eine Verzöge-
rung in diesem Bereich auf gar keinen Fall erlauben
können vor dem Datum 1. Mai und Arbeitnehmer-
freizügigkeit. Wir sind schon am Ende der Fahnen-
stange angekommen. Wie gesagt, mein Ausgangs-
punkt war, dass wir lange Zeit zur Mittelstandsför-
derung und der Novellierung der Gesetzgebung
schon Vorschläge hier unterbreitet haben. Unser
Vorschlag war von Anfang an, die Sache nicht mit
dem Vergabegesetz zu vermischen. Vielleicht, mei-
ne Damen und Herren der Koalitionsfraktionen,
können Sie sich, was die gemeinsame Behandlung
und unseren Vorschlag, das nicht einfach parallel
durchzuführen, betrifft, zunächst viel stärker noch
auf das Vergabegesetz konzentrieren und dem et-
was zeitnäher folgen, als Sie das mit unseren ande-
ren Vorschlägen getan haben, die letzten Endes
Jahre gebraucht haben, bis sie hier im Parlament
vorlagen. Dann hätten wir eine sachdienliche De-
batte. Ich bedanke mich recht herzlich.

(Beifall DIE LINKE)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Für die CDU-Fraktion hat der Abgeordnete Günther
das Wort.

Abgeordneter Günther, CDU:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren, zügiges Beraten von Gesetzen und Anträ-
gen beginnt bei der Einbringung immer mit zügigen
und kurzen Redebeiträgen. Ich will versuchen, dies
hier zu machen. Denn Einbringung heißt ja, das
Gesetz einzubringen und am Ende fachlich im
Fachausschuss zu beraten. Nichtsdestotrotz, Herr
Hausold, einige Ihrer Hinweise werden wir gern auf-
nehmen. Im Fortgang meiner Ausführungen werde
ich versuchen, Ihre Fragen mit zu beantworten, und
das in aller Kürze.

Ziel meiner Fraktion war es bereits seit der letzten
Legislatur, das Gesetz aus dem Jahr 1991 zu no-
vellieren. Herr Hausold hat es gesagt, das ging
sehr zögerlich vonstatten. Auch während der Ver-
handlungen zum Koalitionsvertrag wurde lediglich
die Option einer Gesetzesnovelle festgeschrieben.
Das war so, das hat mir nicht in jedem Punkt gefal-
len. Aber solche Dinge werden eben getragen von
Kompromissen, und zu dem stehe ich auch.

In der Wertung der Anhörung zum Vergabe- und
Mittelstandsfördergesetz - das im Übrigen ein Ge-
setzentwurf der Landesregierung ist, hier reden wir
aber über einen Gesetzentwurf der Fraktionen der
CDU und SPD - haben zahlreiche und teilweise
recht umfangreiche Anregungen stattgefunden, die
wir ernst genommen haben. Somit wurde auch eine
Trennung der Teile Vergabe und Mittelstandsförde-
rung auf den Weg gebracht. Das zu Ihrer Frage,
Herr Hausold. Wenn man mit den Menschen redet
und sich Anzuhörende einlädt und die Mehrheit
sagt, das, was hier aufgeschrieben ist, findet nicht
unsere Zustimmung und ist ordnungspolitisch
falsch, dann nehmen wir das zur Kenntnis. Die Ko-
alitionsfraktionen haben sich zusammengesetzt und
gesagt, wir trennen hier und bringen beide Teile,
die man sehr wohl auch im Zusammenhang sehen
kann, einzeln. Mittelstandsförderung und Vergabe
kann man, wenn man will, auch im Zusammenhang
sehen, aber ordnungspolitisch passt es nicht zu-
sammen, da bin ich bei Ihnen. Wir haben einen Ge-
setzentwurf auf den Weg gebracht. Ich denke, da-
mit ist die Frage beantwortet. Wir haben die Anzu-
hörenden sehr ernst genommen, wie auch im Teil
des Vergaberechts, wo wesentliche Änderungen
gemeinsam auf den Weg gebracht worden sind.
Dazu stehen wir.

Wir haben den Gesetzentwurf mit einem Rumpf aus
den ersten drei Paragraphen erstellt. Ich habe in
der Anhörung explizit nachgefragt, ob es damit Pro-
bleme inhaltlicher Natur gibt. Dies wurde verneint,
die Paragraphen wurden ausdrücklich begrüßt,
aber die Trennung wurde angesprochen. Inhaltlich
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sind alle Anzuhörenden einverstanden gewesen.
Deshalb bilden genau diese Paragraphen den
Rumpf des jetzt vorliegenden Gesetzes. Diese wur-
den wiederum um wichtige aktuelle Herausforde-
rungen ergänzt, wie zum Beispiel den Vorrang pri-
vater Unternehmen bei der Erbringung wirtschaftli-
cher Leistungen, Verbesserung der Ausbildungsrei-
fe und Qualität des Fachkräftepotenzials, Vermitt-
lung eines wirtschaftlichen Verständnisses bereits
in den Schulen und anderes mehr. Betrachtet man
das wiederum mit dem Mittelstandsförderprogramm
des TMWAT, kann man nicht, wie heute in der Zei-
tung zu lesen war, von Mittelstandslyrik sprechen.
Ich denke, das passt dann nicht, wenn man solche
Aussagen macht, es passt vielmehr sehr gut zu-
sammen, denke ich. Die für uns wichtigsten Punkte
sind hier in diesem neuen Gesetz - darauf möchte
ich noch kurz eingehen - die klaren Aussagen zur
Bildung und Nutzung revolvierender Fonds.
Warum? Um auch nach 2013, wenn wir nicht mehr
Ziel-1-Gebiet sind, Förderprogramme aufrechtzuer-
halten und unser Wirtschaftsministerium in die Lage
zu versetzen, auch weiterhin Wirtschaftsförderung
tätigen zu können.

Ich denke, es ist mehr als zeitgemäß, eine solche
Regelung auch im Gesetz festzuschreiben und ein
weiterer Punkt, der uns sehr wichtig war, ein klares
Bekenntnis beider Fraktionen zu den wirtschaftsna-
hen Forschungseinrichtungen. Das lag auch mir
ganz persönlich sehr am Herzen. Es sind, auch
wenn ich mit diesem Bild etwas überziehe, Denk-
stuben oder Wiegen der zukünftigen Leuchttürme
der Thüringer Wirtschaft. Diese perspektivisch zu
unterstützen und in das Gesetz zu schreiben, ist
richtig.

Eine Einwendung noch, Herr Hausold, zur Vorlage
zum Mittelstandsbericht: Wir werden das heute
noch diskutieren, auch darüber haben wir bei der
Erarbeitung des Entwurfs gesprochen und sind bei
dem Passus geblieben, diesen Bericht - es steht
nicht drin nach fünf Jahren, sondern - einmal inner-
halb von fünf Jahren vorzulegen. Wir müssen uns
auch bewusst sein, wenn wir von schlanken Ver-
waltungen reden, dass die Dinge, die wir fordern,
am Ende auch leistbar sein müssen. Wir brauchen
belastbare Zahlen, die müssen erstellt werden. Das
erfolgt nach Nachfrage weitestgehend auch unter
Zuhilfenahme externer Büros und kostet letzten En-
des auch Geld. Ich denke, wenn man einmal in fünf
Jahren, das heißt einmal in einer Legislatur - und
ich gehe mal davon aus, dass wir den jetzigen Be-
richt, den wir bekommen haben, nicht so betrachten
müssen, dass wir erst in der nächsten Legislatur
noch mal einen bekommen, nein, es wird in dieser
Legislatur noch mal einen geben - einen Bericht
vorlegt, das ist auskömmlich, um sich mit dem Mit-
telstandsthema zu beschäftigen. Denn wir machen
es ja nicht nur dann, wenn der Bericht vorliegt, son-
dern genau die Prozesse, die Förderprogramme

unterliegen einer ständigen Evaluation und es ist
ein fließender Prozess. Deswegen sind wir der Mei-
nung gewesen, dass dieser Passus, einmal in fünf
Jahren, ausreicht. Aber, und damit will ich zum En-
de kommen und die Debatte hier nicht in die Länge
ziehen, erste Beratung heißt ja, das Gesetz einbrin-
gen. Über diese Details fachlicher Natur wollen wir
gern im Fachausschuss beraten. Ich denke, die Zeit
ist gut gefasst mit der Zielsetzung, im April zum Ab-
schluss zu kommen. Da können wir alle Punkte be-
sprechen, die noch offen sind.

Ich beantrage für meine Fraktion die Überweisung
des Gesetzentwurfs an den Ausschuss für Wirt-
schaft, Technologie und Arbeit und den Ausschuss
für Justiz, Bundes- und Europaangelegenheiten.
Vielen Dank.

(Beifall CDU)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Für die FDP-Fraktion erhält der Abgeordnete Kem-
merich das Wort.

Abgeordneter Kemmerich, FDP:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, liebe
Gäste auf der Tribüne, „Thüringer Gesetz zur För-
derung und Stärkung kleiner und mittlerer Unter-
nehmen und der Freien Berufe“. Es fehlt dem ge-
trübten Auge, warum es nicht direkt „Thüringer Mit-
telstandsfördergesetz“ heißt, sondern ein so sperri-
ger Name gewählt wird, den keiner versteht. Aber
zum lyrischen Ansatz komme ich noch.

Meine Damen und Herren, es bleibt dabei, aus dem
im Vergabegesetz verquickten Inhalt ist eine Auftei-
lung erfolgt, die wir zum einen für wirklich un-
brauchbar - das wird die Diskussion zum Vergabe-
gesetz dann noch einmal erhellen - und in unseren
Augen für einen unnützen Teil halten, der sich im
Thüringer Mittelstandsfördergesetz wiederfindet.

(Beifall FDP)

Ausdrücklich begrüßen wir die Inhalte, die hier fest-
geschrieben sind. Vieles haben wir mit großem
Wohlwollen gelesen und sagen auch, dem können
wir unumwunden zustimmen. Allein die handfeste
Umsetzung für den Thüringer Mittelstand fehlt hier.
Insofern meine Äußerung in der heutigen Presse zu
der wirklichen Brauchbarkeit und Umsetzbarkeit
dieses Gesetzes. An Gesetze stellen wir einen ho-
hen Anspruch und sagen, ein Gesetz muss inhalt-
lich natürlich zutreffend sein, aber auch den Betrof-
fenen nützen, für die Betroffenen Rechtsfolgen aus-
lösen bzw. Möglichkeiten der Vereinbarkeit und der
Umsetzbarkeit nach sich ziehen. Ausdrücklich noch
einmal werden in unseren Augen aber in diesem
Text die richtigen Schlussfolgerungen aus dem
später noch zu diskutierenden Mittelstandsbericht
gezogen. Kollege Günther, ich denke auch, eine
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ausreichende Zeit innerhalb von fünf Jahren diesen
Bericht zu aktualisieren, das sehen wir auch so.
Dafür haben wir die Fachverbände, haben wir die
Kammern, die auch im permanenten Dialog mit uns
stehen und auch den Entwicklungen, die um uns
herum passieren, Ausdruck geben. Insofern können
wir das berücksichtigen in der täglichen Arbeit von
Politik und auch im Sinne von Bürokratieentlastung
sollte man da nicht unnötige Überfrachtungen vor-
nehmen. Aber dahin zurück, wir sollten statt Worten
Taten folgen lassen. Ich will ein paar Sachen zitie-
ren, die in der Präambel stehen: Kultur der
Selbständigkeit fördern. Das ist sehr, sehr wichtig in
unseren Augen, denn wir brauchen eine Unterneh-
merkultur im Gründungswesen in Thüringen, aber
vor allen Dingen im Wesen, dass wir Nachfolger
brauchen in den Thüringer Unternehmen in den
nächsten Jahren. Die Gründergeneration aus den
90er-Jahren ist an der Schwelle zum Übergang in
die Altersruhezeit. Wir brauchen Nachfolger, die
nicht immer aus den Familien kommen, die nicht
immer aus den Betrieben kommen, die vielleicht
heute durch das Umfeld durch Bürokratielasten,
aber auch durch manche Äußerungen anderer in
Publikationen sich nicht gerade gestärkt fühlen, un-
ternehmerische Verantwortung zu übernehmen.
Hier, denke ich, müssen wir anfassen.

Verbesserung der Eigenkapitalausstattung wird an-
gemahnt. Auch das halten wir für sehr wichtig. Wir
hatten den Antrag unserer Fraktion, Liquiditätshilfen
in gewissen Fällen zu gewähren. Wir haben in den
Haushaltsberatungen leider mitverfolgen müssen,
GuW Plus ist gestrichen worden, bis jetzt ist noch
kein adäquater Ersatz geschaffen worden. Auch
hier ist es sicherlich schwierig für die Thüringer Un-
ternehmen mit den nur 20 Jahren Geschichte, Ei-
genkapitaltatbestände aufzubauen, wie das im übri-
gen Teil der Republik nötig ist.

Vorrang berufliche Aus- und Weiterbildung - auch
das halten wir für sehr, sehr wichtig. Es soll mög-
lichst auf Vollzeitberufsausbildung verzichtet wer-
den. Wir brauchen Berufsbilder, die sich schneller
umsetzen. Wir müssen mehr aus den Verwaltungen
zu den Kammern oder Organisationen gehen und
dort nachfragen, was brauchen wir für Berufsbilder,
die den aktuellen Anforderungen entsprechen. Das
dauert teilweise Jahre, bis dahin gibt es das Berufs-
bild schon gar nicht mehr. Die Unternehmen wissen
dann mehr, was sachdienlich ist. Auch für die Aus-
zubildenden ist es so viel leichter, wirklich den Aus-
bildungsberuf zu wählen, der ihm dann richtig Spaß
macht. Wir haben immer noch eine große Anzahl
von Berufsabbrechern, auch das ist vertane Res-
sourcenbildung.

Zweite Berufsausbildung: Wer gestern dem Abend
des Thüringer Handwerks beiwohnen konnte, der
hat das gehört, es gibt Leute, die sich mit 16 für ih-
re Berufsauswahl falsch entschieden haben. Auch
da müssen wir Möglichkeiten haben, dass sie sich

schnell auf eine zweite Berufsausbildung konzen-
trieren können, und das ist heute mit großen Ent-
behrungen verbunden. Sie bekommen irgendwel-
che Qualifizierungsmaßnahmen von der BA geneh-
migt, aber eine zweite Lehrausbildung bekommen
sie heute nicht in dem Sinne gefördert, dass eine
im Leben stehende Person es wirklich machen
kann. Insofern sind das konkrete Thüringer Tatbe-
stände, lieber Herr Hauboldt, und keine Bundesge-
setzgebung. Es ist nett zu diskutieren, aber wir soll-
ten etwas machen, was wir auch in Thüringen be-
einflussen können. Es ist sicherlich relevant, aber
die Krankenkassenbeiträge sind nicht unsere Zu-
ständigkeiten. Pflichtmitgliedschaften von Kleinst-
betrieben hier anzuprangern zeigt, dass Sie da
auch nicht nachgefragt haben. Die meisten Kleinst-
betriebe sind zwar Pflichtmitglied, aber von der Bei-
tragspflicht entlastet. Ich glaube, das Hauptärgernis
ist eben die Belastung durch Beiträge und nicht Mit-
glied einer Organisation zu sein, die sich sehr um
die Belange von Handwerkern oder von Industrie-
betrieben in Thüringen kümmert.

Ich will auch einige Ausschnitte aus dem Gesetz zi-
tieren - Mittelstandsgerechte Rahmenbedingungen
und wirtschaftsfreundliche Verwaltungsstrukturen:
Dort steht u.a., ich zitiere wörtlich aus dem Gesetz:
„Insbesondere sollen Vorschriften, die investitions-
und beschäftigungshemmende Wirkungen haben
oder einen unverhältnismäßig hohen Aufwand für
die mittelständische Wirtschaft verursachen, abge-
baut oder vermieden werden. Bestehende Vor-
schriften sind regelmäßig auf ihre Notwendigkeit
und auf die Möglichkeit der zeitlichen Befristung zu
prüfen. Soweit möglich, sind Betriebe der Mittel-
ständischen Wirtschaft durch die Einführung von
Kleinbetriebsregelungen von unzumutbaren Belas-
tungen freizustellen.“ Zum Vergabegesetz kommen
wir ja noch einmal. Aber nach den Worten dieses
Paragraphen ist es nicht zu beschließen.

(Beifall FDP)

Deshalb sagen wir, lasst Taten folgen und nicht nur
hehre Worte sprechen.

(Beifall FDP)

Eine zeitliche Befristung erhält dieses Gesetz auch
nicht.

Vorrang privater Leistung: Ich denke, auch das ist
eine breite Diskussion, die auch mit dem Haushalt
im Zusammenhang steht, wie wir in Zukunft staatli-
che Aufgaben sehen oder ob wir nicht privater mit-
telständischer Wirtschaft mehr Betätigungsmöglich-
keiten geben wollen, um sich einzubringen und
auch die öffentlichen Haushalte zu entlasten.

Wirtschaftsnahe Forschung, Kollege Günther hat es
gesagt, auch das ist ein wirklich sehr nennenswer-
ter Tatbestand, der hier festgeschrieben wird, und
auch da hoffen wir, dass die zukünftigen Handlun-
gen der Regierung sich daran messen lassen, dass
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wir wirklich einen starken Bereich aufbauen, der
dem Thüringer Mittelstand tatsächlich helfen wird.

Revolvierende Fonds: Ich denke, das ist die richtige
Konsequenz aus der sich umgestaltenden Förder-
praxis in den nächsten Jahren, wir wissen, was
2013 passiert. Insofern hätten wir schon längst -
aber, ich glaube, die Bewegung geht in die richtige
Richtung - uns bewegen müssen.

Ich komme zu § 12: Ich habe es gesagt, wir brau-
chen noch etwas Konkretes, hier steht es drin: Ver-
schiedenste Organisationen und Kammern, Organi-
sationen der gewerblichen Wirtschaft, Freie Berufe
und des Handwerks sowie Gewerkschaften können
im Vorfeld konsultiert werden. Ich denke, sie sollten
vor allem im Vorfeld bei gesetzgeberischen Initiati-
ven befragt werden. Da können wir uns manche
Anhörung ersparen oder erleichtern, denn die Be-
denken, die dort geäußert werden, die würden uns
auch im Vorfeld der Entstehung eines Gesetzes
vorgehalten werden. Da brauchen wir nicht im
Nachhinein immer aufwendig korrigieren.

Letzter Paragraph, den ich noch zitieren möchte -
Verpflichtung der öffentlichen Hand: Hier steht in
Kürze zusammengefasst drin, dass eben diese In-
stitutionen zu beteiligen sind, dass sich die öffentli-
che Hand nach diesen Maßgaben des Gesetzes zu
verhalten hat. Was mir hier fehlt, ist ein konkreter
Hinweis, was passiert, wenn eine Unterlassung er-
folgt. Kollege Günther hat die Überweisung an die
Ausschüsse beantragt, auf diese Diskussion im
Wirtschaftsausschuss freue ich mich persönlich.
Dieser Ausschussüberweisung stimmen wir zu,
auch der an den Justizausschuss, der ja sein muss.
Insofern denke ich, dass es auf jeden Fall auf ei-
nem guten Weg ist. Ob das bis April passieren
kann, ich denke, auch hier sollten wir noch einmal
mit Verbänden reden, was man machen kann. Ob
sich der ehrgeizige Zeitplan halten lässt, das wer-
den wir sehen. Vielen Dank.

(Beifall FDP)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Für die SPD-Fraktion erhält der Abgeordnete Lemb
das Wort.

Abgeordneter Lemb, SPD:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen
und Kollegen, sehr geehrte Damen und Herren auf
der Zuschauertribüne, zu den einführenden Bemer-
kungen, zu der Kritik des Kollegen Hausold zu der
Entwicklung erster Überlegungen eines Vergabege-
setzes, dann zu einem Vergabe- und Mittelstands-
fördergesetz und nunmehr wieder zu einem Verga-
begesetz und zu einem Mittelstandsfördergesetz
will ich sagen, ich hoffe, das gilt auch für eure Frak-
tion, für andere mag das zumindest gelten, dass

politische Diskussionen und Prozesse hier ab und
zu mal zu Erkenntnisgewinnen führen.

(Heiterkeit DIE LINKE)

Diesen Erkenntnisgewinn würde ich zumindest
auch mal für unseren Koalitionspartner in Anspruch
nehmen.

(Zwischenruf Abg. Korschewsky, DIE LINKE:
Das ist aber sehr schön.)

Das ist in der Tat richtig, dass in der ursprünglichen
Diskussion im Kabinettsdurchlauf zunächst einmal
die Kolleginnen und Kollegen aus der Koalitions-
fraktion der CDU darauf gedrängt haben, den Be-
reich der Mittelstandsförderung in das Vergabege-
setz aufzunehmen. Daraus ist der Gesetzentwurf
der Regierung eines Vergabe- und Mittelstandsför-
dergesetzes entstanden.

(Zwischenruf Abg. Blechschmidt, DIE LINKE:
Das steht wohl im Koalitionsvertrag?)

Wir haben uns jetzt entschieden, diese beiden Be-
reiche zu trennen. Meine Fraktion war schon immer
der Auffassung, dass das der richtige Weg ist. Wir
haben damit jetzt auch die Möglichkeit, sowohl im
Bereich des Vergabegesetzes klare Positionen ge-
setzlich zu regeln, im Bereich der Tariftreue, im Be-
reich der Berücksichtigung ökologischer, sozialer
Kriterien, im Bereich der ILO Kernarbeitsnormen
und im Bereich der beruflichen Erstausbildung und
Maßnahmen zur Förderung der Chancengleichheit
ab einer Betriebsgröße für das letztgenannte von
25 Beschäftigten. Damit haben wir auf der einen
Seite eine klare Botschaft, wenn das im April verab-
schiedet wird, dass wir neue, in Thüringen bisher
nicht dagewesene Regelungen zu Vergaberichtlini-
en haben.

Zum Teil der Mittelstandsförderung: Auch das halte
ich für richtig, dass wir jetzt einen getrennten Ge-
setzentwurf von unseren beiden Fraktionen heute
das erste Mal beraten. Dieser Gesetzentwurf, Kolle-
ge Kemmerich, heißt in der Tat „Thüringer Gesetz
zur Förderung und Stärkung kleiner und mittlerer
Unternehmen und der Freien Berufe“. Er heißt be-
wusst nicht nur „Thüringer Mittelstandsförderge-
setz“, weil wir in den Vorberatungen der Auffassung
waren, dass wir genau z.B. die freien Berufe in die-
ses Gesetz mit einbinden sollten und insofern auch
der Situation der Thüringer Klein- und Kleinstunter-
nehmen und der freien Berufskultur in Thüringen
mit diesem Gesetzentwurf Rechnung tragen.
Worum geht es in diesem Gesetzentwurf? Einige
Dinge sind ja bereits angesprochen worden. Im
Kern geht es natürlich darum, das alte Gesetz aus
dem Jahr 1991 den aktuellen, den notwendigen,
den zukunftsfähigen Rahmenbedingungen anzu-
passen und damit die weitere Entwicklung des Mit-
telstandes in Thüringen, aber auch der freien Beru-
fe in Thüringen den aktuellen Erfordernissen und
den zukünftigen Herausforderungen anzupassen.
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Wir haben sicherlich die Ausgangsbedingung fest-
zustellen, dass wir einen äußerst erfolgreichen Mit-
telstand in den letzten 20 Jahren in Thüringen ha-
ben. Aber dieser Mittelstand, diese Klein- und
Kleinstunternehmen stehen auch künftig vor völlig
neuen Herausforderungen. Es geht um den Struk-
turwandel zur wissensbasierten, aber auch - das
war ja gestern Thema im Rahmen des parlamenta-
rischen Abends mit dem Handwerk zur ressourcen-
schonenden ökonomischen Entwicklung. Es geht
vor allen Dingen um die Stärkung der Innovations-
kraft der kleineren Unternehmen. Es geht vor allem
auch um die Bewältigung des demographischen
Wandels, also Stichwort Fachkräfteentwicklung in
den nächsten fünf bis zehn Jahren, es geht auch
darum, welche politischen Rahmenbedingungen wir
mit dem neuen Mittelstandsfördergesetz im Bereich
der politischen Rahmenbedingungen, der Unterstüt-
zung im Hinblick auf neue Fördergrundsätze ma-
chen können und hierbei auch die Weiterentwick-
lung der Unternehmen entsprechend unterstützen
können.

Es geht in dem Bereich - und das habe ich eben mit
Interesse zur Kenntnis genommen vom Kollegen
Kemmerich - um sehr konkrete Maßnahmen. In den
Eingangsausführungen sind Sie ja darauf einge-
gangen, dass Sie in der Presse von „Mittelstandsly-
rik“ gesprochen haben. In Ihren Ausführungen eben
haben Sie im Zitat der einzelnen Bestimmungen
des Gesetzes selber sehr deutlich gemacht, dass
dieser Entwurf eines Mittelstandsfördergesetzes
einzelne sehr konkrete Punkte beinhaltet, die sich
beispielsweise auf die unternehmensbezogenen
Förderbereiche beziehen. Hier geht es im Wesentli-
chen um die Regelungen im Bereich der Produkt-
und Prozessinnovation. Es geht um die Frage der
Nachfolgesicherung. Auch da sollten Sie vielleicht
noch mal genauer im Gesetz lesen oder im Moment
ein bisschen zuhören. Es geht zum Zweiten um die
Entwicklung der Fachkräfteproblematik - das habe
ich eben schon angesprochen. Es geht in § 8 ins-
besondere auch um die Frage, welche Handlungs-
möglichkeiten haben wir als Thüringer Landesregie-
rung, welche Unterstützungsmöglichkeiten können
wir geben im Bereich der Betriebsübernahmen und
der Sicherung der Unternehmensnachfolgen. Auch
hier wird deutlich geregelt, dass das Land sich zu
der entsprechenden Förderung in dieser notwendi-
gen Nachfolgefrage für die Klein- und Kleinstunter-
nehmen bekennt.

Für ganz wesentlich halte ich den § 9, nämlich die
Kooperation mit Netzwerken und den Ausbau von
Netzwerken zur wirtschaftsnahen Forschung und
Entwicklung. Ich glaube, dass das ein ganz zentra-
ler Punkt ist für die weitere Entwicklung des Thürin-
ger Mittelstands. Auch hier wird in dem Gesetz sehr
konkret deutlich gemacht, dass das Land Thüringen
bereit ist, wirtschaftsnahe Forschungseinrichtungen
zu unterstützen, anwendungsorientierte For-

schungsvorhaben zu unterstützen, also sehr gezielt
einzelne Unternehmen zu fördern, aber eben auch
Forschungsverbünde und wirtschaftsnahe For-
schungseinrichtungen.

(Beifall CDU)

Zu dem Stichwort „Revolvierende Fonds“ ist bereits
etwas gesagt worden, insofern will ich das
durchaus unterstützen, was mein Kollege Gerhard
Günther an der Stelle ausgeführt hat. Uns allen ist,
glaube ich, die Entwicklung ab den Jahren 2013
und 2014 bewusst. Insofern werden wir in vielen
Bereichen umstellen müssen auf revolvierende
Fonds, damit der notwendige Spielraum für die
Landesregierung, für das Wirtschaftsministerium
vorhanden ist.

In Bezug auf § 12 nehme ich die Anregung des Kol-
legen Kemmerich gern mit. Dies sollten wir dann
auch in den Beratungen im Wirtschaftsausschuss
noch einmal aufgreifen, wenn Ihrerseits kritisiert
wird, dass dieser Begriff der Beteiligung - also die
Institutionen, Verbände, Gewerkschaften können
beteiligt werden - zu unbestimmt und zu weich ist
und wir da eine verbindliche Formulierung treffen
sollten. Darüber kann man sicherlich in den weite-
ren Beratungen im Wirtschaftsausschuss auch
noch einmal reden. Insofern will ich diese Anregung
gern aufgreifen.

Abschließend zum weiteren Verfahren: Ich glaube,
wir sollten beide Gesetzesvorhaben jetzt weiter zü-
gig, ohne uns zeitlich unter Druck zu setzen - das,
glaube ich, wird aber auch nicht der Fall sein und
erforderlich sein - in den nächsten Wochen beraten.
Es gab eine umfassende Anhörung zum Vergabe-
gesetz. Diese Anhörung wird jetzt noch einmal im
Rahmen einer schriftlichen Anhörung auf der
Grundlage der eingebrachten Änderungsanträge
fortgesetzt. Es wird eine erneute getrennte Anhö-
rung zum Mittelstandsfördergesetz geben. Ich glau-
be deshalb, dass beide Gesetzesvorhaben sehr
zielgerichtet in der weiteren Beratung diskutiert
werden können und dann gemeinsam hoffentlich
mit einer großen Zustimmung des gesamten Parla-
ments spätestens in der Parlamentsberatung im
April verabschiedet werden können. Damit würden
wir gute, richtige und notwendige, teilweise auch
überfällige Weichenstellungen sowohl im Hinblick
auf die Vergaberegelung öffentlicher Aufträge tref-
fen können, aber auch mit diesem Mittelstandsför-
dergesetz die notwendigen Rahmenbedingungen
zur weiteren Entwicklung des Thüringer Mittelstan-
des treffen und die notwendigen Rahmenbedingun-
gen beschließen können. Insofern beantrage ich
ebenfalls namens meiner Fraktion die Überweisung
an den Ausschuss für Wirtschaft, Arbeit und Tech-
nologie sowie an den Ausschuss für Justiz, Bun-
des- und Europaangelegenheiten. Ich bitte dafür
um Zustimmung und bedanke mich für die Auf-
merksamkeit.
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(Beifall SPD)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Ich rufe für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN Herrn Abgeordneten Adams auf.

Abgeordneter Adams, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und
Herren, liebe Gäste, ich will, bevor ich direkt auf
das Gesetz eingehe, ganz kurz zu meinen Vorred-
nern noch etwas sagen.

Ich finde, Herr Günther hat etwas gleich am Anfang
herausgestellt, das man in diesem Zusammenhang
hier immer wieder ganz deutlich betonen muss: Die
Anhörung hat ergeben, dass die Unternehmensver-
bände gesagt haben, bitte trennt Vergaberege-
lungen von den Mittelstandsförderregelungen. Mei-
ner Erinnerung nach - das werden wir dann, wenn
wir das Protokoll haben, genau nachlesen können -
hat niemand gesagt, bitte macht ein hastiges Ge-
setz. Das, denke ich, wird hier noch einmal deutlich
in der Debatte. Wichtig finde ich auch, dass Sie
schon noch einmal dem Parlament erläutern - da
Sie ja, Herr Günther, bei der Einbringung des Ver-
gabe- und Mittelstandsfördergesetzes hier bei der
ersten Lesung vor der Anhörung sehr deutlich das
unterstützt und gesagt haben, das ist eine tolle
Idee, dass wir das so gemacht haben -, warum Sie
das damals so wollten. Wir müssen doch in der De-
batte jetzt erkennen können, wenn wir ein Gesetz
erst zusammenführen, dann wieder auseinander-
nehmen, wo der Stand Ihrer Debatte ist, um dann
auch abschätzen zu können, wie lange diese Positi-
on von Ihnen vorhalten wird.

Herr Kemmerich hat etwas zur Mittelstandslyrik ge-
sagt. Ich persönlich habe gar nichts gegen Mittel-
standslyrik. Manchmal ist es auch wichtig, in einem
Gesetz deutlich zu machen, wo man steht. Dieses
Gesetz - da, denke ich, sind wir uns sehr einig -
macht deutlich, dass der Landtag Thüringen an der
Seite der Mittelständler steht und sehr deutlich
weiß,

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

was man hier zu verdanken hat. Ich habe, wie ge-
sagt, kein Problem mit solcher Mittelstandslyrik,
aber ein ganzes Gesetz darf daraus nicht bestehen.
Es muss mehr darin sein.

Dann wende ich mich Herrn Lemb zu. Herr Lemb,
Sie haben gesagt, Sie hätten in diesem Gesetz ir-
gendwelche innovativen Regelungen getroffen, um
die Nachfolge in den Unternehmen zu verbessern.
Sie haben einfach nur gesagt, in einem bunten Pot-
pourri, dass Sie auch da fördern wollen. Aber was
der innovative Ansatz ist, die Nachfolge, die ein
großes Problem in vielen mittelständischen Betrie-

ben ist, wie Sie das jetzt neu regeln wollen oder wo
der innovative Ansatz ist, das vermisse ich in die-
sem Gesetz komplett.

Einmal noch zu Herrn Kemmerich, Sie haben ge-
sagt: Das ist ein ziemlich großer unnützer Teil im
Vergabegesetz von der Mittelstandsförderung ge-
wesen. Wir müssen aber auch wahrnehmen und
akzeptieren, dass die meisten Unternehmensver-
bände in der Anhörung gesagt haben: Wir finden
das gut. Ich finde, wenn die das gesagt haben …

(Zwischenruf Abg. Kemmerich, FDP: Das
können Sie doch nicht gelesen haben, wo
waren Sie denn?)

Lesen Sie es einfach nach, BVMW, in dem wir bei-
de uns engagieren, sie haben ganz deutlich gesagt
… Sie erzählen Quatsch, Herr Kemmerich.

(Zuruf Abg. Kemmerich, FDP: Nein, Sie er-
zählen Quatsch.)

Die Unternehmen haben alle ganz deutlich gesagt,
dass sie diese Regelung begrüßen, dass sie diese
Regelung brauchen, aber sie möchten sie nicht in
diesem Gesetz haben. Das ist Fakt, das kann man
auch in dem Protokoll nachlesen. Ich weiß jetzt gar
nicht, warum Sie sich aufregen. Wichtig ist aber,
dass wir das ernst nehmen, was uns die Unterneh-
mensverbände ins Stammbuch geschrieben haben.
Dennoch, dieses Gesetz gibt viele Fragen auf, ganz
besonders viele Fragen daher, - ich habe einmal
nachgeschaut, wie oft in den eineinhalb Jahren die-
ser neuen Legislatur das vorgekommen ist -, dass
wir ein Gesetz hier haben, das gar keine Begrün-
dung hat. Sie haben 16 Paragraphen zusammen-
gestellt, zum Teil auch relativ stark untergliedert,
und es wäre sehr wichtig gewesen für die Beratung,
später auch für die Ausführung dieses Gesetzes,
wenn die Fraktionen CDU und SPD uns ein wenig
daran hätten teilhaben lassen, was sie eigentlich
mit diesen Regelungen bewirken. Das muss man in
die Begründung schreiben.

(Beifall Bündnis 90/DIE GRÜNEN)

(Unruhe CDU)

Das wäre wichtig gewesen und bleibt offen. Im Ne-
bel bleibt auch die Motivation, warum erst zusam-
menführen, jetzt auseinandernehmen. Es ist das
Ergebnis der Anhörung. Das wollen wir gern akzep-
tieren. Das war auch unsere Forderung, das aus-
einanderzunehmen, aber es ist auch unsere Forde-
rung, ganz klar zu sagen: Dieses Gesetz ist zu ha-
stig gemacht und es ist einfach schwammig.

(Beifall Bündnis 90/DIE GRÜNEN)

Da will ich ein kleines Beispiel, um es noch ein
bisschen deutlicher zu machen, ausführen. Wir
nehmen uns einmal das jetzt geltende, wenn man
so will, alte Mittelstandsfördergesetz hier im Frei-
staat, § 1 Abs. 2 hat in einem Satz in zwei Zeilen
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ganz knapp folgende Formulierung. Ich zitiere: „Für
diese Zielsetzung bildet das Land Einrichtungen zur
Wirtschaftsförderung und stellt Mittel aus dem Lan-
deshaushalt zur Verfügung.“ Noch klarer kann man
das nicht sagen, wie das Land diese Ziele errei-
chen will. Einen solchen klaren Satz sucht man in
Ihrem Gesetz vergebens und findet dann Anhalts-
punkte in § 3, einmal in Absatz 2 und auch in Ab-
satz 3. Auch hier will ich ganz kurz zitieren: „Die fi-
nanziellen Leistungen des Landes nach diesem
Gesetz bestimmen sich nach dem jeweiligen Lan-
deshaushaltsplan und sind grundsätzlich als befris-
tete Maßnahmen zu gestalten.“ Es gibt keinerlei
Aussagen dazu, dass das Land in jedem Fall Mittel
zur Verfügung stellt. Ich finde, das ist eigentlich ei-
ne Sache, die die Unternehmer beunruhigen wird,
und ich bin sehr gespannt, wie die Unternehmens-
verbände das in der Anhörung quittieren werden.
Ich sage auch noch etwas dazu. In Absatz 3 wer-
den die Regelungen erfasst - oder, ich denke, dass
Sie sie erfassen wollten - zum Bilden und zum Vor-
handensein von Wirtschaftsfördereinrichtungen des
Freistaats Thüringen. Es ist unendlich schwammi-
ger. Ich will nicht so weit gehen, dass Sie damit die
Rechtsgrundlage für Wirtschaftsförderinstrumente
als Institutionen hier auflösen. Ich glaube, dass es
Ihnen um einiges schwieriger fallen wird, dieses
Gesetz zur Begründung und Grundlage für die Bil-
dung und Veränderung von Wirtschaftsförderein-
richtungen so wie es, glaube ich, die FDP in einem
Antrag, den wir noch im Verlauf der Plenarsitzung
diskutieren werden, neu machen will. Bitte schauen
Sie sich das noch einmal genau an. Wir werden in
der Anhörung darauf großes Augenmerk legen.

Der Gesetzentwurf ist aber nicht nur hastig, er ist
auch eine Mischung aus Hast und einem schlech-
ten Kompromiss. Die SPD wird das mit den Ge-
werkschaften ausdiskutieren müssen, denn der § 4,
er ist hier schon benannt worden, führt dazu, dass
wir - ich bin wirklich ein Freund des Mittelstandes -
den Mittelstand auf die Ebene des Allerheiligsten
heben. Das, finde ich, kann überhaupt nicht sein.
Wenn man Formulierungen trifft, die vernünftige
Abwägung zwischen allgemeinem Interesse und
dem Interesse der mittelständischen Wirtschaft hier
nahezu ausschließen, dann ist man komplett auf
dem falschen Weg. Ich wünsche der SPD-Fraktion
viel Freude bei der Fortentwicklung des Vergabege-
setzes.

Das Schlimmste allerdings ist an diesem § 4, dass
er suggeriert, es gäbe Regelungen, die zum Teil
vollkommen klar mittelstandsfreundlich - und im
Gegensatz dazu - oder mittelstandsfeindlich seien.
Ich will Ihnen nur ein Beispiel aus der Diskussion
um das Vergabegesetz nennen. Das Vergabege-
setz ist aus der Wirtschaft häufig kritisiert worden,
aber es gab den Verband der Busunternehmen und
der Verkehrsunternehmen, die gesagt haben, die-
ses Gesetz hilft uns endlich einmal, als Unterneh-

men etwas gegen diese Dumpingkonkurrenz zu
machen. Mittelstandsfreundlich sehen die einen
das,

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

die anderen sehen das mittelstandsfeindlich. Des-
halb ist Ihr § 4 so irrgeleitet. Er unterstellt nämlich,
dass es schwarz und weiß gibt und ignoriert, dass
die Welt aus unendlich vielen grauen Tönen und
Schattierungen besteht. Das sollten Sie auch wis-
sen.

Der Gesetzentwurf ist meiner Meinung nach kein
Gewinn, er ist Ausdruck dafür, dass die SPD sich
hier in großer Schwäche, die auch mit viel Alster-
wasser und Hamburgern nicht zu tilgen sein wird,
der CDU weiter untergeordnet hat und sie ist ge-
zeichnet von der Handschrift der CDU, die mit
großer Wut darüber offensichtlich, dass sie in die-
ser Koalition ökologische Aspekte und soziale
Aspekte in ihre Wirtschaftspolitik endlich aufneh-
men muss, und deshalb hat sie versucht, dieses
Gesetz zu machen, meine sehr verehrten Damen
und Herren. Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Gentzel:

Danke, Herr Abgeordneter. Die Rednerliste der Ab-
geordneten ist nun abgearbeitet. Der Wirtschaftsmi-
nister hat um das Wort gebeten.

Machnig, Minister für Wirtschaft, Arbeit und
Technologie:

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und
Herren, der Wirtschaftsminister in Thüringen ist Mit-
telstandsminister aus einem ganz einfachen Grund,
99,7 Prozent unserer Wirtschaft sind kleine und mit-
telständische Unternehmen. Ich will an dieser Stelle
mal eines sagen: Diese Unternehmen haben im
Unterschied zu sehr vielen gerade in der Wirt-
schafts- und Finanzkrise eines gezeigt, sie waren
leistungsfähig, sie waren flexibel und sie haben sich
auch sozial verantwortlich benommen, zum Beispiel
dadurch, dass sie die Kurzarbeiterregelung

(Beifall CDU, DIE LINKE)

genutzt und damit sichergestellt haben, dass Be-
schäftigung in den Betrieben aufrechterhalten wor-
den ist. Damit haben sie klargemacht, sie stehen zu
ihrer Verantwortung und sie stehen zu einem star-
ken Wirtschaftsstandort Thüringen. Ich war gerade
einige Tage in den USA, ich kann eines sagen,
wenn man eines mitbringen kann, dass man den
amerikanischen Weg gerade im Bereich von nicht
vorhandener Industriepolitik nicht gehen darf, die
Abhängigkeit z.B. von der Finanzbranche dort uner-
träglich ist. Deswegen ist es für uns von entschei-
dender Bedeutung, dass wir die industrielle Sub-
stanz und Basis hier in Thüringen halten.
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89.800 Unternehmen, das ist der Stand 2010, hat
Thüringen. Damit werden 650.000 sozialversiche-
rungspflichtige Beschäftigungsverhältnisse gegrün-
det, ein Umsatz von 40 Mrd. € erzielt, und das Ent-
scheidende, und das ist auch der Strukturunter-
schied zwischen Thüringen und dem Rest der Wirt-
schaft, ist das Folgende: 76 Prozent aller steuer-
pflichtigen Umsätze in Thüringen werden in kleinen
und mittelständischen Unternehmen erwirtschaftet;
bundesweit sind das nur 36 Prozent.

(Beifall CDU)

Das heißt, unsere Wirtschaft ist in einem hohen
Maße abhängig von der Leistungskraft dieser Un-
ternehmen. Sie sind Rückgrat unserer Wirtschaft
und deswegen muss alles, was wir tun, auch darauf
ausgerichtet sein, diese Unternehmen zu unterstüt-
zen.

Jetzt zum Gesetzentwurf: Zunächst einmal, ich bin
an einer Stelle bekennender Anhänger von Helmut
Kohl, nur an einer Stelle, ich sage auch an welcher.

(Beifall CDU)

Entscheidend ist, das wusste schon Helmut Kohl,
was hinten rauskommt.

(Heiterkeit und Beifall DIE LINKE)

Und ich sage, entscheidend ist, dass diese Koaliti-
on beim Thema Vergabegesetz und Mittelstandspo-
litik ihre Handlungsfähigkeit gezeigt hat. Das ärgert
viele hier in diesem Saal,

(Beifall CDU, SPD)

trotzdem ist das die Wahrheit. Und entscheidend,
was ist hinten herausgekommen? Zwei Dinge sind
herausgekommen. Erstens - auch das gilt, das
kann man von Gerhard Schröder im Übrigen ler-
nen, Gerhard Schröder war ein lernendes System -:
Diese Koalition ist auch ein lernendes System. Und
das lernende System hat Folgendes zur Kenntnis
genommen - ihr müsst noch viel mehr lernen, bevor
ihr regierungsfähig seid, das dauert noch ein paar
Jahre. Deswegen sage ich hier eines mit großem
Nachdruck: Es war richtig, diese beiden Gesetze zu
trennen. Ich sage mal offen, ich sehe das …

(Heiterkeit und Beifall BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Das gibt es doch wohl nicht.)

Habt ihr es jetzt oder soll ich noch ein bisschen
warten? Ich sage noch einmal, warum das richtig
ist. Das war im Übrigen auch immer meine Position,
damit es da kein Missverständnis gibt. Was richtig
ist, dass in den jeweiligen Gesetzen das geregelt
werden soll, was geregelt werden muss. In einem
Mittelstandsgesetz muss etwas anderes geregelt
werden als in einem Vergabegesetz. Trotzdem ge-
hören Mittelstands- und Vergabegesetz zusammen,

weil - und das ist entscheidend - Mittelstands- und
Vergabegesetz zwei Seiten der gleichem Medaille
sind. Sie sind beide Seiten, die eines sagen, sie
sind soziale Marktwirtschaft konkret auf sehr unter-
schiedlichen Feldern und das will ich begründen.
Sie wissen nicht, was soziale Marktwirtschaft ist,
Sie leben in einer anderen Welt, das weiß ich. Jetzt
will ich aber begründen, warum wir ein solches Ge-
setz brauchen und was das Gesetz eigentlich ist.

Das, was wir heute verabschieden - und ich bin den
Fraktionen sehr dankbar für Ihre Initiativen -, ist das
Grundgesetz der Thüringer Wirtschaft, das wir heu-
te verabreden. Dieses Grundgesetz ist ein Rah-
mengesetz, in dem Prinzipien, Grundsätze der Wirt-
schaftsförderung in den nächsten Jahren verab-
schiedet werden. Und nur das kann das Gesetz. Ich
mache eines gern mit, ich weiß nicht, ob meine Kol-
legen aus der Landesregierung das mitmachen und
ob der Gesetzgeber das mitmacht, wir können gern
eines tun: Alle Förderprogramme meines Hauses
qua Gesetz in das Mittelstandsfördergesetz. Dann
brauche ich keine Haushaltsverhandlungen mehr
zu führen, dann weiß ich, was wir in den nächsten
Jahren an Geldern bekommen. Ich bin dazu gern
bereit. Ich weiß nicht, ob das Parlament dazu bereit
ist. Ich mache das gern, also ich warte auf entspre-
chende Änderungsanträge z.B. von Ihnen, Herr
Adams. Dann bin ich gern bereit, die aufzunehmen.
Dann können die Wirtschaftspolitiker während der
Haushaltsverhandlungen etwas anderes machen
und haben uns viel Arbeit gespart, weil - und das ist
der große Unterschied, das haben Sie gar nicht
verstanden - wir nicht Mittelstandspolitik allein über
das Mittelstandsfördergesetz machen, sondern das
Mittelstandsfördergesetz hat einen Auftrag, es soll
den Rahmen definieren und diesen Rahmen müs-
sen wir dann ausfüllen durch entsprechende Ge-
setzgebung.

Jetzt will ich mal ein paar Beispiele sagen. Die Thü-
ringer Gründerinitiative z.B. - die haben wir aus der
Taufe gehoben, da stellen wir seed capital zur Ver-
fügung für junge Unternehmensgründungen. Wir
haben Technologiescouts auf den Weg gebracht,
die z.B. helfen sollen, dass sich technologieorien-
tierte Unternehmen am Markt richtig präsentieren
und identifizieren können, welche technologischen
Herausforderungen kommen. Wir haben PET-2-
Fonds, wir haben Liquiditätshilfen, wir machen
Technologieförderung, wir helfen über die GRW-
Förderung usw. Dazu will ich Ihnen mal die Zahlen
sagen. Damit Sie ein bisschen auch wissen, wor-
über Sie an der einen oder anderen Stelle geredet
haben. Wir haben in den letzten Jahren 20.000 In-
vestitionsprojekte der gewerblichen Wirtschaft in
Thüringen gefördert, 20.000, mit Mitteln aus der
GRW und EFRE in der Größenordnung von
7,5 Mrd. € und haben darüber 35 Mrd. € an Investi-
tionen ausgelöst. Das heißt, 1 € den ich über den
Landeshaushalt einsetze, bringt 5 € private Investi-
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tion. So macht man Wirtschaftspolitik und nur so
macht man Wirtschaftspolitik. Das heißt, wir brau-
chen Mittel, die auch private Investitionen in den
nächsten Jahren anschieben. Das hat zu
260.000 Arbeitsplätzen geführt. Auch das hätten wir
in das Gesetz schreiben können, dass wir das so
weitermachen wollen. Ob die Mittel allerdings in der
Höhe in den nächsten Jahren zur Verfügung ste-
hen, das ist dann die Frage, die es zu entscheiden
gilt.

70 Prozent des Gesamtinvestitionsvolumens,
73 Prozent der GRW- Zuschüsse und 80 Prozent
der Arbeitsplätze sind über diese Wirtschaftspolitik
bei kleinen und mittelständischen Unternehmen
entstanden. Das ist das Volumen und da lasse ich
mir eines nicht sagen, dass hier nicht mittelstands-
freundliche Politik gemacht worden ist. Genau die-
sen Rahmen definiert das Gesetz und das halte ich
auch insgesamt für richtig. Das ist auch die Aufga-
be eines solchen Gesetzes.

Jetzt will ich noch mal zu zwei, drei Bemerkungen
etwas sagen, die mich schon ein bisschen erstaunt
haben. Ich habe dann von Herrn Adams gelesen,
wir müssen jetzt Sorge haben vor den Gewerk-
schaften wegen § 4. Ich weiß nicht, ob Sie Gewerk-
schaftsmitglied sind. Ich bin eins und ich habe vor
der Debatte überhaupt keine Angst, denn was steht
in § 4? Da steht nur eines drin, dass wir natürlich
nicht nur in der Gesetzgebung, sondern bei den
Richtlinien überprüfen müssen, ob denn jede ein-
zelne Formulierung in jeder Richtlinie eigentlich not-
wendig ist, wir produzieren doch an der einen oder
anderen Stelle Vorgaben, von denen wir wissen,
dass sie eine Einzel- und eine Detailregelung vor-
nehmen, die natürlich zu Bürokratie führt.

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Das ist eine Selbstverständlich-
keit.)

Das zu überprüfen ist eine Selbstverständlichkeit.
Es hat ganze Kommissionen gegeben im Bund und
in den Ländern, die über Bürokratiekosten gespro-
chen haben. Warum wir darüber nicht auch nach-
denken müssen, dass jede einzelne Regelung auch
mal auf die Frage hin geprüft werden soll, ob sie
denn notwendig ist, ist für mich nicht nachvollzieh-
bar. Deswegen sage ich, nichts davon war hastig,
überhaupt gar nichts. Das haben wir in aller Ruhe
vorbereitet und in aller Substanz haben wir Ihnen
einen Gesetzentwurf vorgelegt.

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Nur für die Begründung hat es
nicht gereicht.)

Wenn etwas schwammig war, dann war es nicht
das Gesetz, sondern dann waren es Ihre Ausfüh-
rungen. Denn außer Allgemeinplätzen habe ich von
Ihnen in dieser Debatte hier nichts gehört.

(Beifall CDU)

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Erklären Sie doch bitte mal Ihre
Grundlagen.)

Ich habe Ihnen auch zugehört. Ich könnte Ihnen die
einzelnen Förderprogramme, da wird aber meine
Redezeit noch länger, hier gern erläutern. Aber das
möchte ich auch gern im Wirtschaftausschuss tun,
denn darüber machen wir dann Wirtschaftspolitik
konkret. Deswegen komme ich zu dem Schluss,
das ist ein gutes Gesetz.

Jetzt will ich noch mal die Handlungsfelder sagen,
die über das Gesetz definiert werden, das ist näm-
lich das Entscheidende. Wir fordern einen Vorrang
für Investitionen in dem Gesetz. Darum geht es. Wir
brauchen in den nächsten Jahren gerade ange-
sichts der Wirtschafts- und Finanzkrise Investitions-
offensiven. Wir brauchen Innovation, die wir an-
schieben müssen. Dazu brauchen wir sehr unter-
schiedliche Instrumente. Wenn man das alles in
das Gesetz hätte schreiben wollen, wäre das ein
umfassendes Werk geworden, da hätte ich wahr-
scheinlich meine Arbeit aufgeben müssen, weil
dann darin alles geregelt wäre. Es wird über Fach-
kräfte, über die Beratung und die Professionalisie-
rung von Beratung geredet und wir definieren auch
Grundsätze der Standortpolitik. Deswegen komme
ich zu dem Schluss, dass das richtig war, dass das
gut war, dass das gezeigt hat, dass wir in der Lage
sind, Dinge aufzunehmen aus der Diskussion und
vor allen Dingen, dass wir immer nur das regeln,
was auch geregelt werden muss. Auch das ist ein
ganz wichtiger Grundsatz, den man zur Kenntnis
nehmen sollte.

Ich will mich ausdrücklich bedanken, das will ich an
dieser Stelle auch tun, bei den Fraktionen, ich will
mich bei dem Kollegen Günther bedanken, beim
Kollegen Lemb, beim Kollegen Heym und beim Kol-
legen Weber, das muss ich mal sagen, die Zusam-
menarbeit war beispielhaft,

(Beifall CDU)

denn da wurde nicht viel gegackert, da wurde gear-
beitet, und zwar so, dass es nicht jeden Tag in den
Zeitungen stand, sondern am Ende wurde ein gutes
Ergebnis präsentiert. Ich glaube, so kann man Poli-
tik machen, dafür will ich mich ganz herzlich bedan-
ken.

Zum Schluss will ich einen Firmenchef zitieren, der
mal den folgenden Satz gesagt hat, den ich für rich-
tig halte: „Ein Unternehmer ist kein Unternehmer,
sondern ein Verwalter, wenn er nicht den Mut hat,
Fehler zu machen.“ Das stimmt. Das gilt im Übrigen
auch für die Politik. Deswegen sage ich, wir können
Unternehmer nur ermutigen, unternehmerisch tätig
zu werden mit allen Risiken, die damit auch verbun-
den sind. Politik hat eine Aufgabe, das kann sie tun,
Rahmenbedingungen zu definieren, unter denen
Unternehmer ihre Geschäftsinteressen und ihre
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Geschäftsmodelle entwickeln können. Dabei muss
es sowohl unternehmerisches als auch soziales
Denken in der Sache geben. Beides tun wir mit ei-
nem Mittelstandsgesetz und mit einem Vergabege-
setz. Damit sind zwei wichtige Grundlagen für die
Wirtschaftspolitik in den nächsten Jahren in Thürin-
gen geschaffen und ich hoffe, dass wir in den wei-
teren Beratungen alle miteinander noch klüger wer-
den, dass die Gesetze so gut sind, dass wir sie
durchs Parlament bringen und damit eine gute Ba-
sis haben für die weitere Arbeit hier in Thüringen.
Herzlichen Dank.

(Beifall CDU, SPD)

Vizepräsident Gentzel:

Werte Kolleginnen und Kollegen, mir liegen keine
weiteren Wortmeldungen vor. Doch, es gibt eine
Wortmeldung des Abgeordneten Adams.

(Zwischenruf aus der Fraktion der CDU)

Abgeordneter Adams, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und
Herren, ich bedanke mich zunächst für das Kompli-
ment, das gerade aus der CDU-Fraktion gesagt
wurde.

Ich bin hier noch mal an das Mikrofon gegangen,
weil natürlich ein paar Sachen nach der Rede von
Herrn Minister so nicht stehen bleiben können. Zum
einen möchte ich Sie darauf hinweisen, dass Sie in
Ihrer Rede immer wieder von „wir“ gesprochen ha-
ben. Mir ist nicht bekannt, dass Sie Mitglied der
Fraktionen hier sind. Ich mache eines deutlich,
wenn Sie sagen, dass es ein gutes Gesetz war
oder ist, was Sie mit dem Mittelstandsfördergesetz
und Vergabegesetz hier vorgebracht haben, dann
müssen Sie auch akzeptieren, dass, glaube ich, in
dieser Legislatur noch kein Gesetz so auseinander-
genommen wurde. Das gehört zur Ehrlichkeit dazu.

Dann möchte ich noch eines sagen, weil Sie das so
mit viel Engagement vorgetragen haben: Sie haben
hier vorn gestanden und Ihre Mittelstandsförderpoli-
tik gerechtfertigt und dargelegt. Ich würde mich
überhaupt nicht dazu versteigen, Sie darin verbes-
sern zu wollen. Aber Sie haben damit doch deutlich
gemacht, dass Sie dieses Gesetz, von SPD und
CDU vorgelegt, eigentlich gar nicht brauchen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Diese Mittelstandsförderpolitik haben Sie doch ge-
macht, ohne dieses Gesetz zu haben.

Ich will Ihnen auch sagen, ich lasse das nicht so im
Raum stehen, etwa wie, da hat sich mal jemand et-
was ausgedacht. Das Problem mit den Gewerk-
schaften können Sie gestern in der TLZ nachlesen.
Wenn Sie sagen, Sie haben tolle Regelungen ge-

schaffen, dann dürfen Sie nicht vergessen, dass ab
sofort in Ihrem Vergabegesetz steht, dass erst ab
einer Betriebsgröße von 25 Mitarbeiterinnen Bil-
dungsanstrengungen, Ausbildungsanstrengungen
honoriert werden. Das ist ein Schlag in das Gesicht
der Handwerker, die eigentlich darauf vertraut hat-
ten, dass sie einen Pluspunkt in der Ausschreibung
bekommen. Vielen Dank.

Vizepräsident Gentzel:

Es gibt eine weitere Wortmeldung durch den Wirt-
schaftsminister.

Machnig, Minister für Wirtschaft, Arbeit und
Technologie:

Herr Adams, ich will nur eine kurze Bemerkung zu
dem machen, was Sie dort ausgeführt haben. Im
Unterschied zu Ihnen habe ich mit Frau Licht ge-
sprochen. Ich kann Ihnen berichten, es gibt dort
einen großen Konsens, auch was das Vergabege-
setz angeht. Machen Sie sich darüber also keine
Gedanken. Ich kann Ihnen sagen, es gibt einen
großen Konsens. Nicht immer ist alles richtig, was
in den Zeitungen steht. Von daher suchen Sie ein-
mal das Gespräch mit ihr. Ich kann sagen, wir ha-
ben das in den letzten Tagen getan.

In der Anhörung, bei der Sie ja dabei waren, haben
uns viele kleine und mittelständische Unternehmen
gerade beim Thema mittelstandsfreundliche Ausge-
staltung des Vergabegesetzes gesagt, dass es eine
Reihe von Regelungen gibt, die schwierig zu erfül-
len sind für kleine und mittelständische Unterneh-
men. Da haben wir gesagt, bei diesen Kriterien, die
sich nicht auf den Kernbereich des Gesetzes, näm-
lich Tarifbindung, Kernarbeitsnormen und Ähnliches
beziehen, kommen wir diesen kleinen und mittel-
ständischen Unternehmen entgegen.

Wenn Sie das Gesetz richtig kennen würden, wüss-
ten Sie, dass schon in der ersten Fassung, die von
meinem Haus vorgelegt wurde, stand, dass diese
Vergabekriterien ohnehin nur zum Zuge gekommen
wären, wenn zwei vergleichbare Angebote vorgele-
gen hätten. Nur dann hätten sie herangezogen wer-
den können. Insofern haben wir eines gemacht, wir
haben es präzisiert, damit das in der Auslegung
und der Umsetzung des Gesetzes auch vernünftig
für kleine und mittelständische Unternehmer ver-
handelbar ist und aufgenommen werden kann.

Ich will noch einmal sagen und das ist für mich sehr
wichtig: Mit dem 01.05. wird sich noch einmal der
Arbeitsmarkt verändern, auch in Thüringen. Deswe-
gen kommt es bei dem Vergabegesetz darauf an,
dass wir in den Kernbereichen Tariforientierung und
Kernarbeitsnormen klare Regelungen haben. Das
nehme ich für das Gesetz in Anspruch, das steht
darin und ist eine gewichtige Grundlage, dass wir
Unternehmen schützen, dass wir Arbeitnehmerin-

4202 Thüringer Landtag - 5. Wahlperiode - 46. Sitzung - 24.02.2011

(Minister Machnig)



nen und Arbeitnehmer schützen vor einem Lohn-
dumpingwettbewerb, der zulasten aller Beteiligten
geht, vor allen Dingen auch zulasten des Standorts
Thüringen. Ich bin selten zufrieden, aber Sie sehen
mich heute hier zufrieden über den Stand der De-
batte, den wir erreicht haben. Ich finde, das muss
man auch einmal sagen dürfen. Wenn die SPD und
die CDU sich auf etwas verständigen, dann können
Sie doch nicht immer den Grundsatz unterstellen,
das sei schlecht. Ich sage, das ist eine falsche Prä-
misse. Die Prämisse lautet vielmehr, wir haben gu-
te Regelungen gefunden, die haben wir intern mit-
einander beraten. Ich sage noch einmal, das war
ein guter Prozess. Genau so macht man Politik.
Was Sie ärgert, ist, dass Sie nicht mitspielen dür-
fen.

(Beifall CDU)

Aber das wird sich vielleicht in den nächsten Jahren
irgendwann einmal ändern. Nur nach Ihrem Debat-
tenbeitrag heute, glaube ich, dass es eher länger
als kürzer dauern wird. Herzlichen Dank.

(Beifall CDU, SPD)

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Kommen Sie herunter vom hohen
Ross.)

Vizepräsident Gentzel:

Danke, Herr Minister. Ich frage jetzt noch einmal,
ob es den Wunsch auf weitere Redebeiträge gibt.
Das ist nicht der Fall. Ich schließe die Aussprache
und eröffne die Abstimmung.

Wir stimmen ab über das „Thüringer Gesetz zur
Förderung und Stärkung kleiner und mittlerer Unter-
nehmen und der Freien Berufe“, einem Gesetzent-
wurf der Fraktionen von CDU und SPD in der
Drucksache 5/2302. Es ist Überweisung an den
Ausschuss für Wirtschaft, Technologie und Arbeit
und an den Ausschuss für Justiz, Bundes- und
Europaangelegenheiten beantragt worden. Darüber
stimmen wir jetzt ab.

Wer diesen Gesetzentwurf an den Ausschuss für
Wirtschaft, Technologie und Arbeit überweisen
möchte, den bitte ich jetzt um sein Handzeichen.
Danke. Gegenstimmen? Stimmenthaltungen? Ich
stelle Einstimmigkeit fest.

Wir stimmen jetzt darüber ab, ob der Gesetzentwurf
an den Ausschuss für Justiz, Bundes- und Euro-
paangelegenheiten überwiesen werden soll. Wer
dem zustimmt, den bitte ich jetzt um sein Handzei-
chen. Danke. Gegenstimmen? Danke. Stimment-
haltungen? Auch nicht. Auch hier stelle ich Einstim-
migkeit fest.

Wir müssen jetzt noch über die Federführung der
Ausschüsse abstimmen. Vorgeschlagen ist der
Ausschuss für Wirtschaft, Technologie und Arbeit.
Wer diesem Ausschuss die Federführung für die-

sen Gesetzentwurf geben möchte, den bitte jetzt
um sein Handzeichen. Danke. Gegenstimmen?
Stimmenthaltungen? Auch hier stelle ich Einstim-
migkeit fest.

Ich schließe hiermit den Tagesordnungspunkt.

Wir treten jetzt in die verabredete Mittagspause ein.
Wir machen weiter um 14.30 Uhr. Ich möchte noch
einmal eindringlich daran erinnern, dass wir dann
mit der Nachwahl eines stellvertretenden Mitglieds
des Verfassungsgerichtshofs beginnen. Ich soll
auch noch einmal daran erinnern, dass sich der
Ausschuss für Justiz, Bundes- und Europaangele-
genheiten in 10 Minuten trifft.

Präsidentin Diezel:

Meine sehr geehrten Damen und Herren Abgeord-
neten, wir setzen unsere Sitzung fort. Ich rufe auf
den Tagesordnungspunkt 21

Nachwahl und ggf. Ernennung
eines stellvertretenden Mit-
glieds des Thüringer Verfas-
sungsgerichtshofs
Wahlvorschlag der Fraktion der
SPD
- Drucksache 5/2300 -

Das bisherige stellvertretende Mitglied mit Befähi-
gung zum Richteramt, Herr Thomas Notzke, hat mit
Schreiben vom 14. Dezember 2010 um Entlassung
aus diesem Amt gebeten. Mit Schreiben vom
22. Dezember 2010 bin ich als Landtagspräsidentin
diesem Wunsch gemäß § 6 Abs. 2 Satz 2 des Thü-
ringer Verfassungsgerichtshofsgesetzes nachge-
kommen. Gemäß Artikel 79 Abs. 2 Satz 3 der Ver-
fassung des Freistaats Thüringen und § 3 Abs. 1 in
Verbindung mit § 2 Abs. 2 des Thüringer Verfas-
sungsgerichtshofsgesetzes wählt der Landtag die
Mitglieder des Thüringer Verfassungsgerichtshofs
und deren Stellvertreter mit der Mehrheit von zwei
Dritteln seiner Mitglieder für die Dauer von fünf Jah-
ren. Die Wahl erfolgt in geheimer Wahl ohne Aus-
sprache.

Als Nachfolger für Herrn Thomas Notzke wurde
Frau Petra Reiser-Uhlenbruch, Richterin am Amts-
gericht Mühlhausen, vorgeschlagen. Der Wahlvor-
schlag liegt Ihnen in der Drucksache 5/2300 vor.

Wir werden wie folgt verfahren: Im Falle der Wahl
werde ich Frau Petra Reiser-Uhlenbruch die Ernen-
nungsurkunde überreichen und sie wird den Eid vor
dem Landtag leisten.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir kom-
men nun zur Wahl. Für die Wahl erhält jeder Abge-
ordnete einen Stimmzettel. Es kann entweder Ja,
Nein oder Enthaltung angekreuzt werden. Als
Wahlhelfer bitte ich die Abgeordneten Dr. Voigt,
Frau Hennig und Herrn Recknagel zu fungieren. Ich
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eröffne den Wahlvorgang und bitte die Schriftführer,
die Namen zu verlesen.

Abgeordneter Kowalleck, CDU:

Adams, Dirk; Augsten, Dr. Frank; Bärwolff, Matthi-
as; Barth, Uwe; Baumann, Rolf; Bergemann, Gus-
tav; Bergner, Dirk; Berninger, Sabine; Blech-
schmidt, André; Carius, Christian; Diezel, Birgit; Dö-
ring, Hans-Jürgen; Doht, Sabine; Eckardt, David-
Christian; Emde, Volker; Enders, Petra; Fiedler,
Wolfgang; Gentzel, Heiko; Grob, Manfred; Günther,
Gerhard; Gumprecht, Christian; Hartung, Dr. Tho-
mas; Hauboldt, Ralf; Hausold, Dieter; Hellmann,
Manfred; Hennig, Susanne; Hey, Matthias; Heym,
Michael; Hitzing, Franka; Höhn, Uwe; Holbe, Gud-
run; Holzapfel, Elke; Huster, Mike; Jung, Margit;
Kanis, Regine; Kaschuba, Dr. Karin; Keller, Birgit;
Kellner, Jörg; Kemmerich, Thomas; Klaubert, Dr.
Birgit; König, Katharina; Koppe, Marian; Korschew-
sky, Knut; Kowalleck, Maik.

Abgeordnete König, DIE LINKE:

Krauße, Horst; Krone, Klaus von der; Kubitzki, Jörg;
Künast, Dagmar; Kummer, Tilo; Kuschel, Frank;
Lehmann, Annette; Lemb, Wolfgang; Leukefeld,
Ina; Lieberknecht, Christine; Lukin, Dr. Gudrun;
Marx, Dorothea; Matschie, Christoph; Meißner,
Beate; Metz, Peter; Meyer, Carsten; Mohring, Mike;
Mühlbauer, Eleonore; Pelke, Birgit; Pidde, Dr. Wer-
ner; Primas, Egon; Ramelow, Bodo; Recknagel,
Lutz; Reinholz, Jürgen; Renner, Martina; Rothe-
Beinlich, Astrid; Scherer, Manfred; Schröter, Fritz;
Schubert, Jennifer; Sedlacik, Heidrun; Siegesmund,
Anja; Sojka, Michaele; Stange, Karola; Tasch,
Christina; Taubert, Heike; Untermann, Heinz; Voigt,
Dr. Mario; Walsmann, Marion; Weber, Frank; Wet-
zel, Siegfried; Wolf, Katja; Worm, Henry; Wucher-
pfennig, Gerold; Zeh, Dr. Klaus.

Präsidentin Diezel:

Konnte jeder Abgeordnete seine Stimme abgeben?

Ich sehe, jeder Abgeordnete konnte seine Stimme
abgeben. Ich schließe damit den Wahlgang und bit-
te um Auszählung.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, mir liegt
das Wahlergebnis der Nachwahl eines stellvertre-
tenden Mitglieds des Thüringer Verfassungsge-
richtshofs vor: abgegebene Stimmzettel 81, ungülti-
ge Stimmzettel 0 und gültige Stimmzettel 81. Für
den Wahlvorschlag Frau Petra Reiser-Uhlenbruch
stimmten 77 Abgeordnete, mit Nein stimmten 3 Ab-
geordnete, 1 Abgeordneter enthielt sich. Damit ist
die Zweidrittelmehrheit erreicht.

(Beifall im Hause)

Ich frage Frau Petra Reiser-Uhlenbruch: Nehmen
Sie die Wahl an?

(Zuruf Petra Reiser-Uhlenbruch: Ja.)

Ich bedanke mich und gratuliere Ihnen zur Wahl.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir kom-
men nun zur Ernennung und Vereidigung eines
stellvertretenden Mitglieds des Thüringer Verfas-
sungsgerichtshofs. Nach § 5 in Verbindung mit § 2
Abs. 2 des Thüringer Verfassungsgerichtshofsge-
setzes ist vorgesehen, dass die Mitglieder und die
stellvertretenden Mitglieder des Thüringer Verfas-
sungsgerichtshofs eine von der Präsidentin des
Thüringer Landtags unterzeichnete Ernennungsur-
kunde erhalten und vor dem Landtag den Eid leis-
ten. Ich bitte das stellvertretende Mitglied des Thü-
ringer Verfassungsgerichtshofs, Frau Petra Reiser-
Uhlenbruch, nach vorn. Die Anwesenden bitte ich,
sich von den Plätzen zu erheben.

Sehr geehrte Frau Reiser-Uhlenbruch, ich händige
Ihnen zuerst die Ernennungsurkunde aus und ver-
lese Ihnen dann den in dem Thüringer Verfas-
sungsgerichtshofsgesetz enthaltenen Text der Ei-
desformel. Sie können diese Eidesformel anschlie-
ßend mit den Worten „Ich schwöre es, so wahr mir
Gott helfe.“ oder „Ich schwöre es.“ bekräftigen.

Die Eidesformel lautet: Ich schwöre, dass ich das
mir übertragene Amt nach bestem Wissen und
Können verwalten, Verfassung und Gesetze befol-
gen und verteidigen, meine Pflichten gewissenhaft
erfüllen und Gerechtigkeit gegen jedermann üben
werde.

Frau Petra Reiser-Uhlenbruch:

Ich schwöre es.

Präsidentin Diezel:

Ich danke Ihnen. Ich gratuliere Ihnen recht herzlich
im Namen des Hohen Hauses und wünsche Ihnen
immer ein gutes Amt.

Frau Petra Reiser-Uhlenbruch:

Danke schön.

(Beifall im Hause)

Vizepräsident Gentzel:

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 7

Gemeinsame Bildungsverant-
wortung für gute Schulen und
Hochschulen - Für eine Ab-
schaffung des Kooperations-
verbotes zwischen Bund und
Bundesländern
hier: Nummer II
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Antrag der Fraktion BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN
- Drucksache 5/1544 -
dazu: Beschlussempfehlung des

Ausschusses für Bildung,
Wissenschaft und Kultur
- Drucksache 5/2325 -

dazu: Alternativantrag der Frak-
tionen der CDU und der
SPD
- Drucksache 5/2333 -

Zunächst hat der Abgeordnete Metz aus dem Aus-
schuss für Bildung, Wissenschaft und Kultur das
Wort zur Berichterstattung.

Abgeordneter Metz, SPD:

Vielen Dank, Herr Präsident. Meine sehr geehrten
Damen und Herren, durch Beschluss des Landtags
vom 19. Januar 2011 ist die Nummer II des Antrags
an den Ausschuss für Bildung, Wissenschaft und
Kultur überwiesen worden. Nach kurzer Debatte zur
Berichterstattung des Thüringer Ministeriums für
Bildung, Wissenschaft und Kultur in öffentlicher Sit-
zung wurde die Nummer II in nichtöffentlicher Sit-
zung diskutiert. Der Ausschuss für Bildung, Wissen-
schaft und Kultur hat die Nummer II in seiner
21. Sitzung am 17. Februar 2011 beraten und ge-
langt zu folgender Beschlussempfehlung: Die Num-
mer II des Antrags wird abgelehnt.

Vizepräsident Gentzel:

Danke, Herr Abgeordneter. Wünscht der Antrag-
steller des Alternativantrags das Wort zur Begrün-
dung? Ich sehe, das ist nicht der Fall. Damit eröffne
ich die Aussprache. Als Erste hat das Wort die Ab-
geordnete Hitzing von der FDP-Fraktion.

Abgeordnete Hitzing, FDP:

Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Herren,
wir haben gehört, dass im Ausschuss der Antrag
abgelehnt wurde. Nun haben wir es mit einem Al-
ternativantrag der Regierungskoalition zu tun. Dazu
hätte ich ganz gern noch einige Worte gesagt. Im
Grundsatz möchte ich erst einmal betonen, dass
mir und meiner Fraktion schon sehr viel daran liegt,
das Kooperationsverbot zwischen Bund und Län-
dern wieder aufzuheben.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Deshalb tendieren wir natürlich dazu, dem Antrag
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zuzustim-
men, weil hier ausdrücklich gesagt wird, dass man
dieses Kooperationsverbot hinterfragen muss und
es abschaffen sollte. Das ist auch die Intention der
FDP, weil Kooperation zwischen Bund und Ländern
für uns nicht zwingend nachteilig, sondern von Vor-
teil ist.

(Beifall FDP)

Das ist sogar im Alternativantrag zu lesen, denn
hier steht noch einmal ausdrücklich unter Punkt 1:
„Die Unterstützung der Länder durch den Bund mit
den Investitionsprogrammen ‚Zukunft Bildung und
Betreuung’ sowie ‚Kinderbetreuungsfinanzierung’
und dem Hochschulpakt 2020 wird als zielgenaue
Stärkung der finanziellen Aufwendungen der Län-
der durch den Bund ausdrücklich begrüßt.“ Warum
sollte nun das Kooperationsverbot nicht außer Kraft
gesetzt werden, wo es doch an bestimmten Stellen
tatsächlich helfen kann, dass Zukunftsinvestitionen
für Schulen und Bildungseinrichtungen getätigt wer-
den können, die wirklich nicht dazu beitragen, dass
der Bildungsföderalismus damit ausgehebelt wird.
Das ist auf keinen Fall Ziel dieser Maßnahme und
das ist auch nicht das Ziel der FDP. Das möchte ich
auch ausdrücklich betonen. Bildungsföderalismus
hat seine Existenzberechtigung, aber trotzdem
muss es die Möglichkeit geben, dass Bund und
Länder miteinander kooperieren können. Denn Ko-
operation bedeutet ja auch ein gewisses Miteinan-
der und heißt nicht, dass vollkommen alles ausge-
hebelt wird, was Autonomie der einzelnen Bundes-
länder betrifft.

Ich würde gern gleich zum Alternativantrag noch
ein paar Worte verlieren. In Punkt 3 des Alternativ-
antrags geht es darum, dass eine ausreichende
und nachhaltige Finanzausstattung der Länder
durch den Bund sichergestellt werden soll und die
Landesregierung gebeten wird, über den Bundesrat
eine höhere Beteiligung der Länder am Umsatz-
steueraufkommen anzustreben. Ich glaube, wir
müssen den Schwerpunkt genau betrachten und
die Schwerpunkte auch richtig setzen. Wir wollen
nicht, dass der Bund die Länder finanziert, auf kei-
nen Fall. Wir wollen, dass ein Kooperationsverbot
ausgehebelt wird. Aber der Bund kann natürlich
nicht die Länder komplett mitfinanzieren in einem
maßgeblich hohen Prozentsatz, denn das würde
natürlich auch bedeuten, dass tatsächlich der Bil-
dungsföderalismus eventuell Schaden nimmt und
darunter leidet, denn derjenige, der die Musik be-
zahlt, der hat natürlich auch maßgeblich zu bestim-
men, welche Musik gespielt wird. Das ist der Punkt.

(Zwischenruf Abg. Blechschmidt, DIE LINKE:
Das war früher so.)

Nein, das ist auch heute noch so, dass derjenige,
der die Musik bezahlt, bestimmt, welche kommt.
Daran wird sich wohl auch nichts ändern. Aber ich
möchte noch einmal ausdrücklich sagen, Kooperati-
onsverbot an bestimmten Stellen, um Zukunftsin-
vestitionen in den Ländern voranzutreiben, unter-
stützen wir in jedem Fall. Vielen Dank.

(Beifall FDP, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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Vizepräsident Gentzel:

Danke, Frau Abgeordnete. Das Wort hat jetzt der
Abgeordnete Dr. Voigt von der CDU-Fraktion.

Abgeordneter Dr. Voigt, CDU:

Sehr geehrter Herr Präsident, werte Kollegen, Ko-
operationsverbot per Bundesratsinitiative, das war
der Antrag, der im Ausschuss vorgelegen hat. Das
lehnen wir ab, bieten aber, denke ich, einen sehr
differenzierten Gegenvorschlag mit unserem Alter-
nativantrag, der auch den Gegebenheiten der auf
dem Bildungsgipfel 2008 und später doch deutli-
cher definierten Ziel, nämlich 10 Prozent des deut-
schen Bruttoinlandsprodukts in Bildung und For-
schung fließen zu lassen, an. Gleichzeitig gilt natür-
lich, obwohl der Bund und die Bundesregierung den
Bundeshaushalt im Bildungsbereich 2006 von
8 Mrd. € auf 11 Mrd. € zum aktuellen Haushalt ge-
steigert und damit für einen gewaltigen Aufwuchs
gesorgt hat, dass auf der einen Seite hochgesto-
chene Bildungsziele, also eine qualitativ hochwerti-
ge Bildung, häufig auch klammen Länderhaushal-
ten gegenüberstehen und deswegen diese Ziele
nicht immer eindeutig zu erreichen sind. Deswegen
ist eine hohe Qualität in der Bildung auch gleichzei-
tig eine echte Gemeinschaftsaufgabe zwischen
Bund, Ländern und Kommunen.

(Beifall SPD)

Jetzt ist natürlich die Frage, ob das Kooperations-
verbot eine zentrale bildungspolitische Fragestel-
lung bei der Lösung dieser Problematik ist. Ich
glaube, dass es darum gehen muss, sich nicht im-
mer in Zuständigkeitsdebatten, in Diskussionen um
Strukturfragen zu verlieren, sondern die Frage dar-
auf zu lenken, wie wir qualitativ hochwertige Bil-
dung erreichen können. Da ist natürlich klar, dass
im Wettbewerbsföderalismus Bildung weiterhin Auf-
gabe zuvorderst der Länder bleiben muss und na-
türlich auch bleiben sollte. Die umfassende Be-
trachtung dieser teilweise divergierenden Zielset-
zungen haben wir versucht, in unserem Alternativ-
antrag der Koalitionsfraktionen abzubilden, weil uns
klar ist, dass es mindestens drei Ziele braucht, um
die qualitativ hochwertige Bildung sicherzustellen.
Dafür braucht es erstens eine sinnvolle Zusammen-
arbeit, zweitens eine gute Finanzierung und drittens
klare Maßstäbe. Diese Leitgedanken finden Sie
auch im Alternativantrag der Koalition vor:

Zum Ersten keine erzwungene Eigenbrötlerei der
Länder, aber auch kein bundesstaatlicher Zentralis-
mus. Bund und Länder sollten zum Wohle der
Schulen und Universitäten pragmatisch zusammen-
arbeiten. Deswegen setzen wir uns in unserem Al-
ternativantrag auch dafür ein, dass die Landesre-
gierung sinnvolle Wege prüfen soll, auf welchen
Feldern der Bildungs- und Wissenschaftspolitik die
Zusammenarbeit mit dem Bund intensiviert werden
kann. Gerade die guten Erfahrungen mit dem

Hochschulpakt 2020 und den Investitionsprogram-
men „Zukunft Bildung und Betreuung“ sowie „Kin-
derbetreuungsfinanzierung“ haben gezeigt, dass
der Bund an wichtigen Fragestellungen auch finan-
zielle Unterstützung liefern kann.

Der zweite Aspekt, die gute Finanzierung, steht
auch im Antrag sehr deutlich formuliert. Den hohen
Ansprüchen an Qualität und Umfang von Bildung
nachzukommen, bedeutet natürlich auch, dass dies
nur gelingen kann, wenn der Bund auch für eine so-
lide Finanzausstattung Sorge trägt. Deswegen
glauben wir, dass es darum gehen muss, dass der
Bund zielgenau auch den Ländern mit mehr Mitteln
zur Seite steht. Da kann es nicht darum gehen, im-
mer nur neue, kleine Förderprogramme zu machen,
sondern auch größere Pakete zu definieren, nicht
immer nur Einzelmaßnahmen, sondern natürlich
auch klare Pakete. Dazu muss man nicht notwendi-
gerweise die Zuständigkeiten ändern. Am besten ist
es, wenn der Bund Umsatzsteuerpunkte auf die
Länder überträgt und man vertraglich festlegt, diese
Summe für Bildungspolitik auszugeben. Das ist ein
Teil der Initiative, die wir im Alternativantrag formu-
liert haben. Ich will gestehen, dass es auch im Rah-
men meiner Fraktion und meiner Partei durchaus
breite Diskussionen zu dem Thema gibt, auch was
das Kooperationsverbot an sich angeht. Ich glaube
aber, dass wir gerade auch hier mit der Vorstellung
zukünftiger Finanzierungsströme, denke ich, auch
einen sehr praktikablen und sinnvollen Weg gefun-
den haben.

Gleichzeitig gilt es, auf lange Sicht zu klären - und
das ist auch ein Prüfungsauftrag, der im Alternativ-
antrag formuliert ist -, ob Bund und Länder in Sicht
des Artikels 91 b Abs. 2 des Grundgesetzes zu-
künftig die Leistungsfähigkeit des Bildungssystems
nicht nur gemeinsam feststellen, sondern vor allen
Dingen auch sicherstellen dürfen.

Dann bleibt noch der dritte Bereich, nämlich über
die Maßstäbe zu sprechen. Da gilt natürlich für uns
auch, Länder behalten Hoheit über Bildungspolitik,
aber trotz dieser klaren Länderzuständigkeit hat der
Bund z.B. auch bei überregional bedeutsamen For-
schungseinrichtungen oder -projekten natürlich
einen Förderauftrag. Ich habe es gestern in der De-
batte schon deutlich gemacht, hier schwankt der Fi-
nanzierungsanteil des Bundes teilweise zwischen
50 und 90 Prozent. Und solche Einrichtungen wie
das Max-Planck-Institut oder Helmholtz-Gemein-
schaft, Deutsche Forschungszentren, Fraunhofer-
Gesellschaft, ich glaube, hier einen einheitlichen
Maßstab zu finden, kann durchaus auch ein sinn-
voller Auftrag sein, der auch in unserem Antrag for-
muliert ist.

Dementsprechend gilt unser Plädoyer, einerseits
die Kompetenzen der Länder in Bildungsfragen
ernst zu nehmen, aber andererseits natürlich auch
dafür Sorge zu tragen, dass länderübergreifende
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Standards, Regelungen und Aufgaben zu definie-
ren sind und das im engen Zusammenspiel mit der
Bundesebene. Wenn das erfolgreich funktionieren
soll, muss man natürlich auch über die Rolle der
KMK in Zukunft nachdenken. Hier, glaube ich, kann
man auch im Rahmen einer gemeinsamen Bil-
dungskonferenz mit dem Bund sehr viel stärker sol-
che gemeinsamen Standards, Regelungen und
Aufgaben definieren. Das ist aus Sicht unserer Ko-
alitionsfraktionen kooperativer Föderalismus und
der kann am Ende trotzdem zu mehrheitlich binden-
den Entscheidungen führen. Denn nicht nur das
Recht, sondern auch die Pflicht der Länder für eine
qualitativ hochwertige Bildung sollte im Vorder-
grund stehen und das macht unser Antrag zu sei-
nem Thema. Thüringen bietet in der frühkindlichen
Bildung, in Schulen und Hochschulen exzellente
Bedingungen. Das ist in den letzten 20 Jahren er-
folgreich aufgebaut worden und wird weiter erfolg-
reich fortgesetzt. Deswegen lohnt es sich gerade
aus Thüringer Sicht, genau zu überlegen und klug
abzuwägen, wie eine Kooperation, wie eine Zusam-
menarbeit zwischen Bund und Ländern aussehen
kann. All dies nimmt unser Alternativantrag in den
Blick und daher werbe ich für die Zustimmung.
Recht herzlichen Dank.

(Beifall CDU)

Vizepräsident Gentzel:

Danke, Herr Abgeordneter. Für die Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN spricht jetzt Abgeordnete
Astrid Rothe-Beinlich.

Abgeordnete Rothe-Beinlich, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN:

Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr geehrten
Damen und Herren, liebe interessierte Zuhörerin-
nen und Zuhörer, der eine oder die andere der oder
die sich vielleicht noch an gestern erinnert, hat ge-
hört, dass wir heute hier die intensive Debatte zum
Kooperationsverbot führen wollen. Darauf ist ja
gestern in der Aktuellen Stunde immer wieder, und
zwar von allen Fraktionen, übergreifend hingewie-
sen worden.

Wenn wir uns nun den gestern Abend in unseren
Postfächern angelandeten Alternativantrag der
Fraktionen der SPD und der CDU anschauen, dann
bin ich fast geneigt, die Redewendung von Herrn
Primas von vorhin wieder aufzugreifen, der einer
anderen Fraktion Papierverschwendung vorwarf,
als es darum ging, einen Entschließungsantrag zur
Debatte eines Gesetzes hier im Parlament zu dis-
kutieren. Denn, Herr Dr. Voigt, darüber haben auch
all Ihre schönen Umschreibungen nicht hinwegtäu-
schen können, in dem Alternativantrag von Ihnen
kommt aus unserer Sicht nur eines sehr deutlich
hervor, nämlich dass Sie irgendeinen Weg gesucht
haben, das Kooperationsverbot weder an- noch

aussprechen zu müssen und trotzdem drei eigene
Sätze sagen zu können, damit man Ihnen nicht vor-
werfen kann, Sie seien hier nur die Dagegen-Frak-
tion oder -Koalition, denn leider sind Sie das unterm
Strich. Denn liest man Ihre drei Punkte - ich werde
auch gleich noch im Einzelnen darauf eingehen -,
dann liest man genau aus diesen, dass Sie sich
einmal mehr nicht einig sind in Ihrer Koalition, zu-
mindest wenn man ernst nimmt, was es ansonsten
für Anträge und Reden zu diesem Thema gab oder
gibt. Ich möchte an dieser Stelle nur auf zwei Anträ-
ge der SPD-Bundestagsfraktion verweisen, das
sind die Anträge in der Drucksache 17/1957 bzw.
17/1973. Die sind erst im Sommer letzen Jahres, im
Juni genau genommen, im Bundestag eingebracht
worden und hatten zum Inhalt, das Kooperations-
verbot abzuschaffen. Sie haben gesagt, Sie hätten
für Ihren Antrag so lange gebraucht, nämlich bis
gestern Abend. Ich nehme nun an, dass es so we-
nig Einigkeit in der Koalition gibt, dass unterm
Strich nur drei Punkte übrig bleiben, wo ich zumin-
dest bei den ersten zwei Punkten sagen muss,
mehr als Blabla steht da nicht wirklich drin. Verzei-
hen Sie mir bitte, dass ich das so deutlich sagen
muss. Natürlich war das Investitionsprogramm „Zu-
kunft Bildung und Betreuung“ für mehr Ganztags-
schulen eine sehr sinnvolle Initiative. Niemand wird
das hier bestreiten. Zur Wahrheit gehört aber auch,
zu sagen, dass es ein solches Programm aufgrund
des Kooperationsverbotes zwischen Bund und Län-
dern so heute nicht geben kann, jedenfalls nicht,
wenn man es nicht geschickt um alle rechtlichen
Vorgaben herum strickt. Der erste Punkt sagt: Wir
begrüßen genau diese zwei hier genannten Pro-
gramme, nämlich „Zukunft Bildung und Betreuung“
bzw. „Kinderbetreuungsfinanzierung“. Dazu muss
ich Ihnen sagen, Begrüßungen helfen uns nicht
wirklich weiter, wir brauchen entschlossenes Han-
deln.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wenn ich gerade von SPD und CDU immer höre,
dass wir uns angesichts der Debatten rund um die
Föderalismusreform unsere ureigene Kompetenz
im Bildungsbereich nicht nehmen lassen wollen,
dann hätte ich schon ein paar konkrete Antworten
oder Vorschläge erwartet. Die finde ich aber eben
nicht in Ihren Punkten, beispielsweise Vorschläge,
damit der flächendeckende Ausbau der Ganztags-
schulen, für frühkindliche Bildung oder aber auch
Schulsozialarbeit tatsächlich vorankommt. Dass
CDU und SPD nun den Hochschulpakt 2020 als
zielgenaue Stärkung der finanziellen Aufwendun-
gen beschreiben und begrüßen, ist schon interes-
sant, schließlich sind die Gelder, wir erinnern uns
vielleicht alle noch an die Haushaltsdebatte un-
längst, eigentlich genau dafür gedacht, dass die
Studienkapazitäten in den neuen Ländern trotz der
demographischen Entwicklung aufrechterhalten
werden. Wir wissen allerdings auch, dass die Lan-
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desregierung die Gelder nutzt, um ihre eigenen
Kürzungen im Hochschulbereich durch Bundesmit-
tel aufzufangen. Die Mittel aus dem Hochschulpakt
2020 waren aber immer als zusätzliche Mittel des
Bundes für bessere Bildung in den Hochschulen
gedacht.

Wenn wir uns dann Punkt 2 Ihres Alternativantrags
anschauen, lesen wir darin, dass die Landesregie-
rung gebeten wird zu prüfen, wo die Zusammenar-
beit in der Bildungs- und Wissenschaftspolitik mit
dem Bund intensiviert werden kann. Offenkundig
haben CDU und SPD selber keine Ideen oder keine
Vorschläge, sonst hätten Sie die wahrscheinlich
hineingeschrieben. Ich habe jedenfalls keine gefun-
den oder Sie waren nicht in der Lage, sich zu eini-
gen, ich weiß es nicht. Beides ist schlecht und bei-
des steht nicht für einen selbstbewussten und über-
greifenden Antrag, schon gar nicht derart groß an-
gekündigt wie gestern und heute, wenn es eigent-
lich um die Frage des uns alle hemmenden Koope-
rationsverbotes, das wir abschaffen wollen, geht.

Ich gebe gern ein paar kleine Denkanstöße. Wir
meinen, es braucht gemeinsame Bildungsprogram-
me und Investitionen für das allgemeine Schulwe-
sen, die brauchten wir auch für beispielsweise die
gute und gemeinsame Förderung von Kindern aus
Familien mit Migrationshintergrund. Wir brauchen
Unterstützung des Bundes bei der Lehrerinnen-
und Lehrerfortbildung gerade im Hinblick auf die in-
dividuelle Förderung von Schülerinnen und Schü-
lern, wenn wir uns den Rechtsanspruch im neuen
Gesetz anschauen und diesen auch ernst meinen.
Die gemeinsame Umsetzung des aus der UN-Be-
hindertenrechtskonvention einhergehenden Rechts
auf inklusive Bildung, die Vertiefung der UN-Deka-
de „Bildung für eine nachhaltige Entwicklung“, Bau-
programme zur räumlichen Umgestaltung von
Schulen aufgrund neuer pädagogischer Konzepte,
gemeinsame Initiativen im Hochschulbau, eine ge-
meinsame Strategie für gute Lehre und Forschung.
Ich sage ganz deutlich, genau solche Vorschläge
hätte ich von Ihnen erwartet und nicht: Die Landes-
regierung wird gebeten zu prüfen, wie und was und
ob. Das ist mir zu wenig. Deswegen werden wir zu
solchen Nullaussagen auch Nein sagen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dass die Länder in die Lage versetzt werden müs-
sen, ihre Kernaufgaben in der Bildungs- und Wis-
senschaftspolitik eigenverantwortlich und auf ho-
hem Niveau zu erfüllen, das sehen wir natürlich
ebenso. Dass es dazu einer ausreichenden und
nachhaltigen Finanzausstattung der Länder durch
den Bund bedarf, ist auch richtig, immer aber im
Blick behaltend die Schwierigkeiten, da muss ich
meiner Kollegin Hitzing durchaus recht geben, dass
wir, wenn wir uns dafür entscheiden, dass Bil-
dungspolitik weiterhin Ländersache ist, in der inhalt-
lichen Ausgestaltung natürlich auch Freiräume er-

halten, was beispielsweise das eigenständige Profil
von Schulen, die Ausgestaltung auch von unserer
Schulgesetzgebung etc. anbelangt. Wir sagen aber
sehr deutlich, dass dauerhafte Aufgaben auch eine
dauerhafte Finanzierung brauchen, gerade für eine
gesamtstaatliche Bildungsstrategie, die aus unserer
Sicht umgehend umgesetzt werden muss. Folge-
richtig und eigentlich hätte man das auch anneh-
men müssen, wenn man zumindest gestern die Re-
debeiträge allesamt ernst genommen hat, die hier
gehalten wurden und die sehr deutlich gemacht ha-
ben, dass eine Aufhebung des Kooperationsverbots
aus unserer Sicht, aber auch aus Sicht aller ande-
ren, der richtige und wichtige Schritt ist, dann
bräuchten wir jetzt hier die Entscheidung, was Thü-
ringen tut. Wir haben einen konkreten Vorschlag
gemacht. Wir haben den Vorschlag gemacht, eine
Bundesratsinitiative auf den Weg zu bringen, um
das sogenannte Kooperationsverbot für die Bildung
abzuschaffen. Da muss ich auch nichts prüfen. Ich
glaube, die Argumente sind hinlänglich ausge-
tauscht. Herr Minister Matschie, ich bin wirklich ge-
spannt auf Ihre hoffentlich gleich folgenden Erklä-
rungen, da auch Sie eigentlich bislang dafür be-
kannt waren, sich für die Aufhebung des Kooperati-
onsverbots stark zu machen. Ich sage Ihnen sehr
deutlich, dieser Alternativantrag der Koalitionsfrak-
tionen entlässt Sie nicht aus der Verantwortung,
sich zu der Frage des Kooperationsverbots zu posi-
tionieren,

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

denn das kommt darin überhaupt nicht vor. Wenn
wir uns Punkt 3 genauer anschauen - ich bin wirk-
lich immer bereit, konstruktiv zu sein, und wir haben
in der Pause noch mal länger mit Bildungspolitikern
der unterschiedlichen Fraktionen diskutiert -, muss
ich Ihnen sagen, immer nur zu sagen, der Bund
muss jetzt das Geld geben und die Landesregie-
rung wird jetzt gebeten, im Bundesrat eine höhere
Beteiligung der Länder am Umsatzsteueraufkom-
men anzustreben, das mag ein richtiger Weg sein,
auch das einzufordern, aber das ist ganz gewiss
nicht alles. Vor allen Dingen geht es nicht an das
eigentliche Problem heran, nämlich an das Koope-
rationsverbot, was eine gute Zusammenarbeit von
allen Ebenen im Moment hemmt bzw. sogar un-
möglich macht. In diesem Sinne muss ich Ihnen sa-
gen zum Alternativantrag, wir werden Punkt 1 und
Punkt 2 mit Nein versehen, wir werden uns bei
Punkt 3 enthalten und wir hoffen natürlich darauf,
wenn Sie es ernst meinen mit der Abschaffung des
Kooperationsverbots, dann machen Sie hier keine
Umwege, sondern stimmen Sie unserem Antrag zu,
auch wenn sich der Ausschuss mehrheitlich anders
entschieden hat. Vielen herzlichen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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Vizepräsident Gentzel:

Danke, Frau Abgeordnete. Das Wort hat jetzt der
Abgeordnete Metz von der SPD-Fraktion.

Abgeordneter Metz, SPD:

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und
Herren, man kann sich sicherlich darüber echauffie-
ren und auch darüber streiten, dass es ganz offen-
sichtlich bei vielen Fragen auch unterschiedliche
Ansichten zwischen zwei Koalitionsparteien gibt,
aber was ich zu Beginn der Diskussion erlebt habe,
dass es innerhalb einer kleinen Fraktion nach dem
gestrigen Redebeitrag von Herrn Barth heute eine
ganz gegenteilige Position von Frau Hitzing gibt,
kommt auch nicht so häufig vor. Das fand ich schon
sehr spannend, wie die FDP seit gestern komplett
ihre Überzeugung ausgetauscht hat.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, das Ko-
operationsverbot zwischen Bund und Ländern ist im
Zuge der Föderalismusreform III entstanden. Die
Thüringer SPD hat seinerzeit bereits auf die Negati-
vauswirkungen der Verfassungsänderung aufmerk-
sam gemacht, auch gegenüber der eigenen Partei
im Bund. Wir haben deshalb auf die Negativauswir-
kung aufmerksam gemacht, weil ab sofort kaum
noch Möglichkeiten für eine Bund-Länder-Vereinba-
rung für Bildungsinvestitionen wie etwa das Ganz-
tagsschulprogramm möglich waren, weil oft der
Wegfall der gemeinsamen Bildungsplanung von
Bund und Ländern entstanden ist und eben auch
kaum noch einheitliche Bundesvorgaben mehr für
die Studienzeit dauern und Studienabschlüsse etc.
möglich waren. Inzwischen teilt auch die Bundes-
SPD unsere Position und setzt sich öffentlich für ei-
ne Aufhebung des Kooperationsverbots ein. Ent-
sprechend stößt also der Antrag der GRÜNEN in
diese Richtung. Das ist auch durchaus zu begrü-
ßen.

Das Kooperationsverbot bietet natürlich ein Hemm-
nis für die Entwicklung gerade der zentralen Institu-
tion in Bildungsbereichen. Im Sinne der Bildungsge-
rechtigkeit müssen eigentlich Mittel gebündelt wer-
den zwischen Bund und Ländern, nicht als eine Art
gnädiger Scheinmonarch à la Römisch-Deutsches
Reich, den Untergebenen mal eine oder die andere
Investition zu geben mit einem viel ausgearbeiteten
Programmchen. Nein, was wir brauchen, das sind
Investitionen in Struktur und Institution und auch
nicht in private Parallelsysteme, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren. Genau deshalb bin ich froh,
dass sich der Minister in der Vergangenheit hier
klar positioniert hat und auch die Debatte bundes-
weit parteiübergreifend gerade in eine andere Rich-
tung sich entwickelt.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Bildungs-
politik ist eine durchaus zarte Pflanze, die man
auch entwickeln muss und bei der man auch die
gesamte Gesellschaft mitnehmen muss und vor al-

len Dingen auch die Position der Länder mitneh-
men muss. Ich finde, dass die Positionierung von
Frau Schavan vom November 2010 hervorragend
ist, die sich kritisch zum Kooperationsverbot äußert
und auch mehrere andere Presseberichterstattun-
gen auch aus der aktuellen Presse, wie man heute
entnehmen konnte, von Experten, die die Bundes-
regierung beraten, da sicherlich auch in die richtige
Richtung gehen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Politik ist
dann aber auch immer sehr konkret und findet nicht
auf einer Metaebene statt. Meine sehr geehrten Da-
men und Herren, Frau Rothe-Beinlich, Sie haben
angesprochen das Thema Schulsozialarbeit. Da
habe ich doch einen kleinen Aufreger auch noch
einmal in mir gespürt. Wenn die GRÜNEN bei den
aktuellen Verhandlungen auf Bundesebene nämlich
aus den Verhandlungen ausgestiegen sind, hat die
SPD auf Bundesebene unter anderem dafür ge-
sorgt, dass für Thüringen beispielsweise mehr als
70 Schulsozialarbeiterinnen und Schulsozialarbeiter
mehr eingestellt werden können in Zukunft. Das ist
eine konkrete Art und Weise, Politik zu machen.

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Die Hartz- IV-Debatte be-
antwortet doch nicht die Frage nach der
Sinnhaftigkeit des Kooperationsverbots!)

Genau das, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren, werden wir auch mit dem Alternativantrag ver-
suchen. Herr Voigt hat die Punkte 1 und 3 sehr
ausführlich dargestellt. Ich will auf einen Punkt noch
einmal eingehen, das ist der Punkt 2, bei dem for-
muliert wurde, dass die Landesregierung gebeten
wird, zu prüfen, auf welchen Feldern der Bildungs-
und Wissenschaftspolitik die Zusammenarbeit mit
dem Bund intensiviert werden kann. Wir werden als
SPD-Fraktion an dieser Stelle auch nicht locker las-
sen, da tatsächlich die Landesregierung auch in die
Verantwortung zu nehmen und natürlich auch den
Koalitionspartner, weil das nämlich ein Beschluss
ist, der dazu führt, dass Schritt für Schritt und Feld
für Feld Themen besetzt werden, bei denen sicher-
lich auch in Zukunft vielleicht einmal einige Wider-
sprüche aufgedeckt werden. Ich will ein Beispiel
nennen: Die Frage des Sanierungsstaus in den
Hochschulen können wir in Thüringen nicht damit
beantworten, dass wir hier weiterhin Abbau betrei-
ben, sondern die müssen wir auch damit beantwor-
ten oder uns die Frage ernsthaft stellen, ob wir den
Bund tatsächlich mehr in die Verantwortung neh-
men wollen. Die Frage, die auch Herr Emde als bil-
dungspolitischer Sprecher oft thematisiert gemein-
sam mit uns, nämlich der Ausbau von Ganztags-
schulen, der sicherlich von Thüringen aufgrund der
Finanzknappheit, die wir hier in Thüringen haben,
nicht allein bewältigt werden kann, müssen da
Schritt für Schritt thematisiert und auch abgearbei-
tet werden. Da werden wir Sie, da werden wir auch
das Finanzministerium in den Debatten in die
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Pflicht nehmen, Schritt für Schritt für konkretes Pro-
jekt in die Richtung gehen, die die GRÜNEN sicher-
lich auch mit ihrem Antrag hier thematisiert haben.
Die Zeit wird aus meiner Sicht in Zukunft auch dafür
bereit sein, dass das Kooperationsverbot fällt. Wir
werden in Thüringen gemeinsam - CDU und SPD -
Schritt für Schritt die Felder ausfindig machen, bei
denen die Breite der Landespolitik und die Breite
auch der Länder gerade in Ostdeutschland die Un-
terstützung des Bundes benötigt.

(Beifall CDU, SPD)

Vizepräsident Gentzel:

Danke, Herr Abgeordneter. Für die Fraktion DIE
LINKE spricht jetzt Abgeordnete Frau Dr. Kaschu-
ba.

Abgeordnete Dr. Kaschuba, DIE LINKE:

Herr Präsident, meine Damen und Herren, ich
möchte an dieser Stelle sagen, nachdem mir das
Wort erteilt wurde, ich bin ein bisschen sprachlos
nach der Rede von Herrn Metz. Wir haben zwei An-
träge vorliegen, den der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, der heißt „Gemeinsame Bildungsverant-
wortung für gute Schulen und Hochschulen - Für ei-
ne Abschaffung des Kooperationsverbotes zwi-
schen Bund und Bundesländern“ und wir haben
den Alternativantrag von CDU und SPD, der die
gleiche Überschrift trägt und dann heißt „Für eine
intensive Zusammenarbeit von Bund und Ländern
in der Bildungs- und Wissenschaftspolitik“. In dem
Alternativantrag kommt an keiner Stelle das Wort
Kooperationsverbot vor, auch nicht in der Begrün-
dung. Er behandelt sozusagen sogar einen ande-
ren Sachverhalt auf der inhaltlichen Seite. Er hat
andere Finanzierungsvorstellungen. Da hätte man
zumindest noch einmal - ich will es sagen - auch ei-
ne Diskussion führen können, ob es nicht besser
gewesen wäre, einen eigenen Antrag zu stellen,
der einen anderen Sachbezug hat. Also so ganz
kann ich den Zusammenhang nicht herstellen, aber
Sie werden das sicher können. Außerdem hatten
wir am vergangenen Donnerstag die Ausschuss-
Sitzung, in der der Antrag der GRÜNEN behandelt
wurde. Es ist schon erstaunlich, dass weder die
SPD noch die CDU dort in der Lage waren, ihre Al-
ternativen vorzustellen. Das müssen Sie nicht, aber
man kann es ja machen, im gemeinsamen Ge-
spräch skizzenweise darzustellen und zu sagen, wir
wollen vielleicht eine Lücke finden, durch die wir
durchsegeln können zwischen Kooperationsverbot
aufheben und Kooperationsverbot beibehalten. Die-
se Lücke haben Sie nun mit einem Alternativantrag
gedeckt. Das ist ein Ausweichmanöver, um die Fra-
gestellung nicht beantworten zu müssen. Das ist
umso erstaunlicher, da Ihre Partei - also die der
SPD auf der Bundesebene, das haben Sie gesagt
Herr Metz - das Kooperationsverbot aufheben

möchte. Sogar Frau Schavan diskutiert darüber,
das Kooperationsverbot aufzuheben. Die Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat Anträge gestellt,
meine Partei hat im Deutschen Bundestag Anträge
gestellt und Sie segeln hier sozusagen um die Ecke
mit einem plakativen Antrag. Ich will jetzt auf Ihren
Antrag im Konkreten eingehen.

In Punkt 1 begrüßen Sie erst einmal alles, was bis-
her passiert ist, Zukunft Bildung und Betreuung so-
wie Kinderbetreuungsfinanzierung, Hochschul-
pakt 2020. Sie bezeichnen das, ich zitiere: „als ziel-
genaue Stärkung der finanziellen Aufwendungen
der Länder durch den Bund“ und begrüßen es aus-
drücklich. Das können Sie ja tun, aber diese zielge-
naue Finanzierung hat zumindest im Hochschulbe-
reich - Herr Voigt, Sie haben ja noch einmal unter-
strichen, wie positiv sich der Pakt 2020 auf die Fi-
nanzierung der Hochschulen auswirkt, das haben
wir erlebt, Sie haben dieses Jahr die Mittel benutzt,
um Mittel, die den Hochschulen eigentlich schon
zugesichert waren, damit wieder aufzufüllen und
dann fehlten immer noch ca. 2,2 Mio. €. Also da
müssen Sie schon mal darüber nachdenken, was
Sie denn eigentlich wollen. Aber „begrüßen“ ist ja
immer gut.

In Punkt 2 sagen Sie, ich zitiere wieder: „Die Lan-
desregierung wird gebeten zu prüfen, auf welchen
Feldern der Bildungs- und Wissenschaftspolitik die
Zusammenarbeit mit dem Bund intensiviert werden
kann.“ Das begrüße ich, dass Sie die Landesregie-
rung dazu auffordern. Ich stelle allerdings die Fra-
ge: Was hat denn die Landesregierung bisher ge-
tan, wenn Sie die jetzt erst einmal aufrufen müssen,
sich mit dem Thema zu beschäftigen?

(Beifall DIE LINKE)

Also da müssten Sie sich mal mit der Landesregie-
rung verständigen als Koalition. Das ist nicht durch-
schaubar, was Sie da eigentlich wollen.

In Punkt 3, das ist dann das klassische Ausweich-
manöver, wo Sie an der eigentlichen Fragestellung
vorbeisegeln. Da möchten Sie, Zitat: dass „die Län-
der … in die Lage versetzt werden, ihre Kernaufga-
ben in der Bildung- und Wissenschaftspolitik eigen-
verantwortlich und auf hohem Niveau zu erfüllen.
Hierzu bedarf es einer ausreichenden und nachhal-
tigen Finanzausstattung der Länder durch den
Bund. Die Landesregierung wird gebeten, über den
Bundesrat eine höhere Beteiligung der Länder am
Umsatzsteueraufkommen anzustreben.“ Das ist si-
cher erst einmal nicht falsch, aber das hat mit dem
Kooperationsverbund gar nichts zu tun. Sie wollen
eine andere Finanzierung zwischen Bund und Län-
dern haben. Insofern sage ich einfach, das ist nicht
so direkt sachbezogen, was den Antrag der GRÜ-
NEN anbelangt.

(Beifall DIE LINKE)
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Sie verweisen in der Begründung auch noch einmal
darauf, dass 2015 10 Prozent des Bruttoinlandspro-
dukts für Bildung investiert werden sollen, klagen
dann anschließend über die demographische Ent-
wicklung und dass es deshalb sehr schwierig sein
wird, in Thüringen dieses 10-Prozent-Ziel zu errei-
chen. Ja, da muss man vielleicht einmal darüber
nachdenken, wo die Ursachen für das eine oder
das andere liegen. Das hätten Sie auch hier vorn
tun können. Sie reden auch immer über die Wich-
tigkeit von Bildung, über Innovation, über Wettbe-
werb und über Fachkräftemangel und wie man das
alles verändern könnte. Man könnte positive Vor-
aussetzungen schaffen. Wenn man auch dem An-
trag der GRÜNEN zugestimmt hätte, dann hätte
man eine gemeinsame Finanzierungsgrundlage.
Das haben Sie nicht getan in diesem Zusammen-
hang.

Herr Dr. Voigt, eines möchte ich Ihnen noch sagen,
Sie haben noch einmal ganz ausdrücklich auf die
Vorzüge des Wettbewerbsföderalismus hingewie-
sen, wir haben in der letzten Plenardebatte uns
schon einmal zum Kooperationsverbot verständigt.
Sie müssten ja wissen, welche Vorteile der Wettbe-
werbsföderalismus hat und wo er seine Engstellen
hat, die durchaus in der öffentlichen Diskussion und
in der öffentlichen Kritik sind. Die beziehen sich vor-
rangig auf den Artikel 104 und den Artikel 91 b des
Grundgesetzes und das waren eigentlich die Ge-
genstände, über die wir hier heute diskutieren woll-
ten.

Kollege Metz hat noch gesagt, dass Bildungspolitik
eine zarte Pflanze ist, die man hüten muss. Da
stimme ich Ihnen durchaus zu. Aber mittlerweile
blüht die Bildungspolitik in allen Bereichen: Schule,
Kita, Hochschule - 20 Jahre. Da ist die Pflanze
schon relativ groß und die Föderalismusreform II
hat keinen Beitrag dazu geleistet aus unserer Sicht,
dass das Wachstum dieser Pflanze gestärkt wird.
Wir wollen eine dauerhafte Absicherung der Bil-
dungshaushalte in der Kooperation von Bund und
Ländern. Wir werden deshalb dem Antrag der
GRÜNEN auch zustimmen. Wir sind auch der Auf-
fassung, dass das Kooperationsverbot, der Wettbe-
werbsföderalismus und auch die Exzellenzinitiative
ihre Ziele nicht erreicht haben im Bildungsbereich.

Die gestrige Debatte zur Bildung von Bundesuni-
versitäten oder einer Bildungsuniversität hat ge-
zeigt, dass es zig Ideen gibt, um Ausweichmöglich-
keiten zu finden, wie man Spitzenleistungen platzie-
ren kann und Bildung irgendwie finanzieren kann,
aber es gibt kein gemeinsames Konzept. Ich hätte
eigentlich gedacht, dass wir hier mit aller Vernunft
und aller Ernsthaftigkeit auch über das Kooperati-
onsverbot reden, weil es auch auf der Bundesebe-
ne z.B. von der SPD genauso thematisiert wird und
wir hier zu dem Ergebnis kommen, da auch der Mi-
nister sich schon in der Weise geäußert hatte, dass
das Land Thüringen eine Initiative ergreift im Bun-

desrat, um dieses Kooperationsverbot aufzuheben.
Danke.

(Beifall DIE LINKE)

Vizepräsident Gentzel:

Danke, Frau Abgeordnete. Nachdem die Rednerlis-
te der Abgeordneten abgearbeitet ist, hat Herr Mini-
ster Matschie um das Wort gebeten.

Matschie, Minister für Bildung, Wissenschaft
und Kultur:

Herr Präsident, werte Kolleginnen und Kollegen, al-
le, die sich ein bisschen mit dem Thema beschäftigt
haben, wissen, die Debatte um die Zusammenar-
beit von Bund und Ländern in der Bildungspolitik,
speziell auch die Frage, in welchen Feldern das
möglich sein soll und in welchen nicht, die Frage
des Kooperationsverbots, das ist eine Debatte, die
quer durch die Parteien geht. Manchmal hängt der
Standpunkt auch davon ab, ob man gerade im
Land oder gerade im Bund Verantwortung trägt. An
Frau Schavan kann man das sehr schön sehen, die
ja als zuständige Landesministerin damals vehe-
ment für eine Stärkung der Länder in der Bildung
eingetreten ist, aber jetzt nach ihren Erfahrungen,
die sie als Bundesministerin gemacht hat, sagt, wir
brauchen eine stärkere Zusammenarbeit zwischen
den Ländern und dem Bund und wir müssen über
das Kooperationsverbot neu nachdenken.

Im Kern muss es uns eigentlich um zwei Themen
gehen. Deshalb will ich noch einmal ein bisschen
ausholen und nicht sofort auf die Verfassungsrege-
lung kommen, nämlich um die Frage, wie viel Ge-
meinsamkeit brauchen wir im Bildungssystem und
wie finanzieren wir ein leistungsfähiges Bildungs-
system. Beide Fragen sind, glaube ich, gleicherma-
ßen wichtig.

Viele Bürgerinnen und Bürger erwarten zu Recht,
dass wir alle Anstrengungen unternehmen, um
mehr gemeinsame Linien im deutschen Bildungs-
system zu haben, mehr Gemeinsamkeit, gleiche
Standards, Vergleichbarkeit. Das ist eine Aufgabe,
die mit der Frage der Finanzierung noch gar nicht
gelöst ist, sondern die extra davon zu betrachten
ist. Hier wissen Sie, dass die Bundesländer auf
dem Weg sind, z.B. bei gemeinsamen nationalen
Bildungsstandards. Aber schon wenn wir in die Um-
setzung dieser Standards schauen, die ja für einige
Bereiche jetzt schon vorliegen, stellen wir fest, eini-
ge Bundesländer haben diese Standards - so wie
Thüringen - in die Lehrpläne eingearbeitet und füh-
ren sie in den Schulen ein. Andere Bundesländer
haben sich in dieser Frage noch nicht bewegt. Des-
halb bin ich in der Vergangenheit immer dafür ein-
getreten, darüber zu reden, wo sind gemeinsame
Regelungen in der Bildungspolitik, die besser beim
Bund angesiedelt sind, als dass sich 16 Bundeslän-
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der verständigen müssen über die Regelung und
über die Umsetzung der Regelung. Ich glaube, das
ist eine Aufgabe, die uns in den nächsten Jahren
auch noch beschäftigen wird, genau zu definieren,
wo wir gemeinsame Standards setzen wollen und
in welcher Verantwortung dies zu geschehen hat.
Und das ist keine Frage, die anhand von Par-
teigrenzen zu diskutieren ist, sondern über Par-
teigrenzen hinweg brauchen wir Offenheit, um gute
Lösungen zu finden.

Ich habe vorhin Frau Schavan angesprochen, ich
könnte genauso Beispiele aus der eigenen Partei
nehmen, auch in der SPD gibt es unterschiedliche
Auffassungen zu der Frage Verfassungsregelung
und Kooperationsverbot. Wir haben gestern die
Vorlage des neuen Gutachtens der Expertenkom-
mission Forschung und Innovation gehabt. Eine Ex-
pertenkommission, die die Bundesregierung einbe-
rufen hat und die die Bundesregierung berät. Die
haben gestern ihr Gutachten der Presse vorgestellt.
Auch die Expertenkommission Forschung und Inno-
vation beschäftigt sich natürlich mit diesem Thema:
Wie gut ist der Föderalismus in der Lage, für ein
forschungsstarkes innovatives Land zu sorgen?
Hier kommt natürlich auch die Bildungslandschaft in
den Blick, denn die Expertenkommission sagt zu
Recht, ein innovatives forschungsstarkes Land ist
darauf angewiesen, ein hervorragendes Bildungs-
system zu haben. In der Zusammenfassung heißt
es da, ich darf Ihnen das mal zitieren: „Mit der Fö-
deralismusreform 2006 wurde der kooperative Fö-
deralismus im Bereich Bildung durch einen Wettbe-
werbsföderalismus ersetzt. Die gemeinsame Bund-
Länder-Kommission für Bildungsplanung und For-
schungsförderung wurde aufgelöst. Darüber hinaus
besteht nun ein Kooperationsverbot zwischen Bund
und Ländern im Bereich der Investitionen. Nicht zu-
letzt die dringend gebotene quantitative und qualita-
tive Weiterentwicklung von Ganztagsschulangebo-
ten ist damit gerade in finanzschwachen Bundes-
ländern infrage gestellt.“ Und dann heißt es weiter:
„Nach Ansicht der Expertenkommission hat der
Wegfall der Gemeinschaftsaufgabe Bildungspla-
nung Folgen, die dem Aufbau eines leistungsfähi-
gen Bildungssystems abträglich sind. Der Bereich
Forschungsförderung zeigt, dass ein kooperativer
Föderalismus bei gleichzeitiger Leistungs- und Effi-
zienzsteigerung möglich ist. Die Expertenkommissi-
on empfiehlt daher die Rücknahme des Kooperati-
onsverbots und ein Anknüpfen an den vor der Fö-
deralismusreform erreichten Status eines kooperati-
ven Föderalismus im Bildungsbereich.“

Die Expertenkommission der Bundesregierung zu
Forschung und Innovation gibt hier eine sehr klare
Zielrichtung für die weitere Entwicklung vor. Aber
natürlich, und das will ich hier an dieser Stelle auch
deutlich sagen, ist damit noch keine neue Regelung
geschaffen. Hier liegt auch die große Schwachstel-
le des vorliegenden Antrags von BÜNDNIS 90/DIE

GRÜNEN, in dem es nämlich einfach heißt, die Re-
gelungen des Grundgesetzes zum sogenannten
Kooperationsverbot abzuschaffen. Wer sich mal die
Verfassung anschaut, der weiß, dort steht nicht der
Satz, Bund und Länder dürfen nicht kooperieren
und den streichen wir einfach und dann ist alles ge-
regelt, sondern in der Verfassung ist positiv defi-
niert, in welchen Feldern Bund und Länder zusam-
menarbeiten dürfen und damit sind andere Felder
ausgeschlossen. Das heißt, die Aufgabe, Frau Ro-
the-Beinlich, besteht jetzt nicht darin, irgendein Ver-
bot zu streichen, sondern die Aufgabe besteht dar-
in, gemeinsam zu definieren, in welchen Feldern
wollen wir denn zukünftig die Zusammenarbeit zwi-
schen Bund und Ländern haben. Deshalb kann
man auch nicht einfach sagen, hier ist nichts zu
prüfen, sondern der Antrag, den CDU und SPD hier
vorgelegt haben, trifft genau den richtigen Punkt.
Wir müssen gemeinsam mit den anderen Ländern,
wir müssen gemeinsam mit dem Bund prüfen, wel-
che Aufgaben sollen denn das konkret sein, in wel-
chen Aufgaben wollen wir eine stärkere Mitfinanzie-
rung des Bundes oder eine stärkere Verantwortung
des Bundes definieren. Denn nur wenn wir positiv
formulieren, was wir wollen, und wenn wir dafür
Zweidrittelmehrheiten in Bundestag und Bundesrat
gewinnen können, können wir doch am Ende auch
etwas ändern. Deshalb sage ich, wir nehmen die-
sen Auftrag sehr ernst, den die Fraktionen hier ge-
stellt haben, genau mit den anderen Ländern, mit
der Bundesebene darüber zu reden, was im Einzel-
nen ganz konkret in diesem Feld passieren soll und
passieren muss.

Natürlich kann man sich das einfach machen und
sagen: Kooperationsverbot abschaffen, nun sagt
mal endlich Ja dazu. Damit ist überhaupt nichts ge-
wonnen, sondern es geht darum - Herr Voigt hat es
in seiner Rede auch noch mal angesprochen -, klug
abzuwägen, was wir inhaltlich konkret haben wol-
len. Das werden wir in den kommenden Monaten
tun.

Am Ende, und das will ich hier noch mal deutlich
machen, geht es darum, die Bildungslandschaft in
Deutschland, die Innovationskraft, die Forschungs-
leistung weiter zu verbessern und dafür geeignete
Wege der Zusammenarbeit zwischen Bund, Län-
dern und Kommunen zu finden. Nach meiner Über-
zeugung haben wir hier keine optimale Lösung mit
den jetzigen Verfassungsregelungen; in dieser Fra-
ge folge ich der Expertenkommission „Forschung
und Innovation“, die die Bundesregierung eingerich-
tet hat. Aber auch die Expertenkommission hat
noch keine Positivempfehlung gemacht, wie eine
neue Regelung denn im Einzelnen aussehen soll.
Genau um diese neue Regelung müssen wir rin-
gen.
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Vizepräsident Gentzel:

Herr Minister, es gibt den Wunsch auf eine Zwi-
schenfrage. Lassen Sie die zu?

Matschie, Minister für Bildung, Wissenschaft
und Kultur:

Ja.

Abgeordnete Dr. Kaschuba, DIE LINKE:

Herr Minister, da Sie jetzt gesagt haben, die GRÜ-
NEN gehen nur auf das Kooperationsverbot und
definieren es nicht, hätte ich jetzt gern Ihre Position
zu den Regelungen, die nach der Föderalismusre-
form II bezüglich des Hochschulbaus getroffen wur-
den, wo also die Gemeinschaftsaufgabe Hoch-
schulbau weggefallen ist, und hätte gern gewusst,
wie Sie dazu stehen, dass 30 Prozent der bisheri-
gen Gemeinschaftsaufgabe jetzt vorrangig in den
Bereich Forschungsförderung und Realisierung der
Exzellenzcluster gehen. Vielleicht könnten Sie auch
noch etwas sagen zu den bundesweiten Rege-
lungen, was die Abschlüsse anbelangt, und dass es
durchaus möglich ist, dass einzelne Länder Son-
derregelungen treffen und auch ein Veto einlegen.

Matschie, Minister für Bildung, Wissenschaft
und Kultur:

Das sind ja Punkte, die alle in der Föderalismus-
kommission ausführlich diskutiert worden sind. Ich
kann Ihnen hier nur meine persönliche Meinung zu
diesen Punkten sagen. Ich habe damals die Positi-
on vertreten, vertrete die auch heute, dass wir klug
beraten sind, wenn Bund und Länder intensiver in
Bildungs- und Forschungsfragen zusammenarbei-
ten. Ich nehme mal das Beispiel Hochschulbau. Auf
der einen Seite ist es natürlich so, dass es ein sehr
kompliziertes Verfahren war, die gemeinsame För-
derung von Bund und Ländern im Hochschulbau.
Das heißt, es hat oft mehrere Jahre in Anspruch
genommen, bis bestimmte Projekte umgesetzt wer-
den konnten. Das stand auf der einen Seite. Auf
der anderen Seite stand aber, dass wir durch die
Zusammenarbeit von Bund und Ländern auch eine
gegenseitige Verpflichtung aufgebaut haben, ein
bestimmtes Volumen für den Hochschulbau zur
Verfügung zu stellen. Diese Mittel sind den Ländern
nicht verloren gegangen, sondern die gehen an die
Länder. Aber ich höre zum Beispiel auch mit Sorge,
dass in der Finanzministerkonferenz darüber disku-
tiert wird, diese Mittelbindung zukünftig aufzuhe-
ben. Deshalb bin ich der Überzeugung, wir müssen
noch mal überlegen, ob die Aufteilung dieser Auf-
gaben am Ende immer die richtige Lösung ist oder
ob wir nicht mit einer gemeinsamen Verantwortung
angesichts auch der ständigen Auseinandersetzun-
gen, in welchen Schwerpunkten werden denn Mittel
ausgegeben, mit so einer gemeinsamen Verantwor-

tung eine stabilere Finanzierung sicherstellen kön-
nen.

Frau Kaschuba, Sie kennen auch meine Position
zur Frage von Hochschulzulassungen und -ab-
schlüssen. Ich bin der Überzeugung, es wäre gut,
wenn das bundeseinheitlich geregelt ist und hier
nicht zu viele unterschiedliche Regelungen entste-
hen. Am Ende wird es nicht nur darauf ankommen,
welche einzelne Position hier im Haus einzelne Ab-
geordnete oder Mitglieder der Landesregierung ver-
treten, sondern es wird darauf ankommen, eine De-
batte der Länder untereinander und gemeinsam mit
dem Bund zu führen und zu schauen, gibt es denn
Mehrheiten, Zweidrittelmehrheiten im Bundestag
und Bundesrat, um auch andere Regelungen mög-
lich zu machen. Das ist eine Debatte, die wir inner-
halb der SPD führen. Das ist eine Debatte, die wir
zwischen Bund und Ländern zu führen haben, mit
den Parteien untereinander. Deshalb sage ich an
dieser Stelle, man muss da gar nicht hämisch sein,
wenn es vielleicht keine gemeinsame Auffassung
zu diesem Punkt bisher gibt. Wir sind noch nicht an
dem Punkt, wo man inhaltlich diese Gemeinsamkei-
ten formulieren kann, die dann am Ende auch
durchsetzbar wären.

Ich freue mich auf eine spannende Debatte in die-
sem Bereich innerhalb der Parteien, mit den Partei-
en untereinander und zwischen Bund und Ländern.
Ich sage es noch einmal: Am Ende werden wir nur
etwas bewegen können, wenn wir ausreichende
Mehrheiten dafür organisieren können. Deshalb bin
ich dafür, dass wir nicht vorschnelle Festlegungen
in diesem Bereich treffen, sondern zunächst einmal
die Zeit nutzen zu sondieren, welche Bewegungen
mit einer Mehrheit der Länder und mit dem Bund
gemeinsam möglich sind. Ich freue mich über jede
Unterstützung, die es auf diesem Weg gibt. Herzli-
chen Dank.

(Beifall CDU, SPD)

Vizepräsident Gentzel:

Danke, Herr Minister. Die Abgeordnete Rothe-Bein-
lich hat noch einmal um das Wort gebeten.

Abgeordnete Rothe-Beinlich, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN:

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrter Herr
Minister Matschie, meine sehr geehrten Damen und
Herren, ich habe sehr genau Ihren doch sehr detail-
lierten Ausführungen soeben gelauscht, auch natür-
lich dem Bericht über die Ergebnisse der Experten-
kommission der Bundesregierung, die gestern vor-
gestellt wurden. Ich bin dennoch besonders hellhö-
rig geworden an der Stelle, als Sie uns quasi vorge-
halten haben, dass die Formulierung, die wir getrof-
fen haben, es Ihnen verunmöglicht zuzustimmen,
da es Ihnen zu einfach oder zu schlicht gestrickt
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sei, das Kooperationsverbot, von dem ich durchaus
weiß, wie es sich im Grundgesetz ausgestaltet, ein-
fach abschaffen zu wollen. Ich möchte Sie direkt
fragen: Wenn die Formulierung „Gemeinsame In-
itiative zur Überwindung des verfassungsrechtli-
chen Kooperationsverbots im Grundgesetz“ lauten
würde, wäre dies zustimmungsfähig für Sie? Ich sa-
ge Ihnen auch, warum ich das frage. Das ist gar
kein Hintergedanke, sondern das ist wörtlich das Zi-
tat aus dem Antrag, wie ihn Ihre Bundestagsfraktion
im Juni gestellt hat.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Insofern frage ich mich, ob auch Ihre Bundestags-
fraktion ggf. vielleicht zu einfach gedacht hat oder
ob es nur eine Formulierungsfrage ist. Denn wenn
es nur eine Formulierungsfrage wäre, hätte ich kein
Problem für unsere Fraktion - und das ist ja möglich
bis zum Ende der Aussprache, das wissen wir alle
in diesem Hause - zu einem Tagesordnungspunkt
einen Antrag ggf. in diese Form zu bringen. Wenn
das die Zustimmung aller Fraktionen mit sich brin-
gen würde, wäre ich da jetzt sehr schnell sehr krea-
tiv. Vielen herzlichen Dank.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsident Gentzel:

Danke, Frau Abgeordnete. Der Minister möchte di-
rekt antworten.

Matschie, Minister für Bildung, Wissenschaft
und Kultur:

Ich will einer Antwort gar nicht ausweichen. Ich fin-
de, hier liegt ein guter Antrag der Koalitionsfraktio-
nen vor.

(Beifall CDU)

Ich habe Ihnen eben auch erläutert, weshalb genau
dieses Vorgehen richtig ist. Wenn Sie etwas bewe-
gen wollen, stimmen Sie doch dem Antrag der Ko-
alitionsfraktionen zu.

(Heiterkeit DIE LINKE)

(Unruhe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Gentzel:

Es gibt noch eine Wortmeldung durch den Abge-
ordneten Zeh.

Abgeordneter Dr. Zeh, CDU:

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und
Herren, ich bin nun nicht ausgewiesener Bildungs-
politiker, deswegen will ich mich als solcher hier gar
nicht äußern. Aber als ich den Antrag gelesen ha-
be, war mir von vornherein klar, dass man diesem
Antrag so nicht zustimmen kann. Ich will das auch

begründen: Man kann eine Verfassung nicht, wenn
man diese vor drei Jahren geändert hat, was nach
langen Jahren in einer Diskussion, die sehr schwie-
rig war, endlich dann mit Zweidrittelmehrheit zu-
stande gekommen ist, drei Jahre nach diesem Zu-
standekommen bereits wieder ändern. Was geben
wir denn für ein demokratisches Bild nach außen,
wenn wir glauben machen, dass man die Verfas-
sung jeweils nach Zeitgeist mal so oder mal so än-
dern kann? Ich denke, das geht nicht,

(Beifall CDU)

das ist keine demokratische Kultur. Deswegen bin
ich aus prinzipiellen Erwägungen gegen eine sol-
che Änderung. Als Beispiel kann man nur sehen:
Die amerikanische Verfassung wurde in 200 Jahren
insgesamt zwei- oder, glaube ich, dreimal - da bin
ich mir nicht ganz sicher - geändert. Die Verfassung
wurde einfach nicht geändert, weil man sie nicht
dem Zeitgeist unterstellen will. Das ist sinnvoll. Man
kann eine Verfassung nicht nach Beliebigkeit ein-
fach mal nebenbei ändern. Das ist ein langer Pro-
zess der Diskussion. Ich denke, wir haben nach
drei Jahren diese Änderung. Im Übrigen, Frau Hit-
zing, ich nehme jetzt Bezug auf Ihre Einführung: Ich
denke, wenn man einmal auf der schiefen Ebene ist
und nur einmal das Kooperationsverbot fällt, dann
wird die schiefe Ebene nicht mehr zu halten sein.
Dann rutschen wir ab. Sie hatten selbst gesagt:
Wer die Musik bestellt und bezahlt, der bestimmt
sie am Ende auch. Das wird dann einsetzen. Wir
haben es bei Schavan gemerkt. Sie ist Landespoli-
tikerin gewesen, sie war die glühendste Verfechte-
rin des Bildungsföderalismus und als sie Bundesmi-
nisterin war, war die Sicht eine völlig andere. Ich
bin ganz sicher, wenn wir einmal dieses preisge-
ben, dann sitzen wir auf der schiefen Ebene. Dann
wird der Bildungsföderalismus einem Bildungszen-
tralismus weichen. Dem kann man einfach nicht zu-
stimmen. Vielen Dank.

(Beifall CDU)

Vizepräsident Gentzel:

Danke, Herr Abgeordneter. Ich hatte bei der Anrede
den „Dr.“ vergessen. Dafür will ich mich entschuldi-
gen. Es ist in der heutigen Zeit besonders wichtig,
denjenigen, die rechtmäßig den Doktortitel erwor-
ben haben, das auch zuzugestehen.

(Beifall SPD)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die Red-
nerliste ist erschöpft. Deshalb schließe ich die Aus-
sprache und wir kommen zur Abstimmung.

Wir stimmen zunächst ab über die Nummer II des
Antrags der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN in
der Drucksache 5/1544. Ich frage: Wer möchte die-
ser Nummer II in diesem Antrag zustimmen, den
bitte ich jetzt um sein Handzeichen. Das sind die
Stimmen der Fraktion DIE LINKE, von BÜNDNIS
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90/DIE GRÜNEN und der FDP. Wer stimmt gegen
diesen Antrag? Das sind die Stimmen von SPD und
CDU. Wer enthält sich? Keine Enthaltung. Damit ist
der Antrag abgelehnt.

Wir kommen zur Abstimmung über den Alternativ-
antrag. Ich stelle zunächst fest, dass für den Alter-
nativantrag keine Ausschussüberweisung beantragt
worden ist. Das ist richtig so. Frau Abgeordnete Ro-
the-Beinlich, ich nehme Ihren ersten Redebeitrag
als Antrag auf Teilung der Frage. Sie hatten da-
rüber gesprochen, über welche einzelnen Punkte
Sie wie abstimmen wollen. Deshalb muss ich zu-
nächst nach dem Antrag fragen auf Teilung der
Frage - widerspricht dem jemand? Es gibt Wider-
spruch von dem Antragsteller. Dann entscheidet
auch der Antragsteller, ob die Frage geteilt werden
kann. Es gibt den logischen Schluss, dass Sie die
Teilung der Frage ablehnen. Gut.

Deshalb stimmen wir dann über den Alternativan-
trag der Fraktionen von CDU und SPD in der
Drucksache 5/2333 insgesamt ab. Ich frage: Wer
möchte diesem Alternativantrag seine Zustimmung
geben, den bitte ich jetzt um das Handzeichen. Das
sind die Stimmen von den Fraktionen der CDU und
der SPD. Wer ist dagegen? Das sind die Fraktionen
der FDP, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und DIE LIN-
KE. Wer enthält sich? Es gibt keine Enthaltungen.
Damit ist der Alternativantrag angenommen und ich
schließe den Tagesordnungspunkt.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 8 a

Vorlage eines Subventionsbe-
richts
Antrag der Fraktion BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN
- Drucksache 5/1825 -
dazu: Beschlussempfehlung des

Haushalts- und Finanzaus-
schusses
- Drucksache 5/2308 -

Zunächst hat der Abgeordnete Baumann aus dem
Haushalts- und Finanzausschuss das Wort zur Be-
richterstattung.

Abgeordneter Baumann, SPD:

Sehr geehrter Herr Präsident, meine Damen und
Herren, durch Beschluss des Landtags vom 28. Ja-
nuar 2011 sind der Antrag der Fraktion BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN „Vorlage eines Subventionsbe-
richts“ und ein inhaltlich im Wesentlichen entspre-
chender Alternativantrag der Fraktion der FDP an
den Haushalts- und Finanzausschuss überwiesen
worden. Der Haushalts- und Finanzausschuss hat
beide Anträge in seiner 27. Sitzung am 17. Februar
2011 beraten. Vonseiten der Fraktionen von CDU
und SPD wurde zu dieser Ausschuss-Sitzung zu
dem Antrag von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ein

Änderungsantrag vorgelegt, der eine Neufassung
des Antrags empfiehlt. Die Änderung wurde damit
begründet, dass eine Präzisierung der begrifflichen
Abgrenzung bei der Erarbeitung des Subventions-
berichts die Vergleichbarkeit des Berichts mit den
Berichten anderer Länder und dem Bund vereinfa-
che. Gleichzeitig wurde durch den Änderungsan-
trag ein neues Datum für die Vorlage des Subventi-
onsberichts vorgeschlagen. Dies wurde damit be-
gründet, dass die derzeit noch nicht vorliegenden
Zahlen des Jahresabschlusses 2010 im Subventi-
onsbericht Berücksichtigung finden sollen. In der
Beratung wurde auf die Bedeutung der Informatio-
nen zu den EU-Subventionen im Zusammenhang
mit den anstehenden Entscheidungen zur Förde-
rung des Landes nach Auslaufen der derzeitigen
Förderperiode hingewiesen. Deshalb sei für diesen
Teil des Subventionsberichts eine frühere Bericht-
erstattung erforderlich.

Das Finanzministerium sagte deshalb den Aus-
schussmitgliedern zu, unabhängig von der Subven-
tionsberichterstattung über die EU-Mittel der laufen-
den Förderperiode und deren Verwendung zu be-
richten. Die Mitglieder des Ausschusses zeigten
sich mit dieser Verfahrensweise einverstanden.
Mehrheitlich schlägt der Haushalts- und Finanzaus-
schuss dem Thüringer Landtag die Annahme des
Antrags in folgender Form vor: Die Landesregie-
rung wird aufgefordert, einen Subventionsbericht
für den Freistaat Thüringen für die Jahre 2008 bis
2010 vorzulegen. Darin ist in der begrifflichen Ab-
grenzung des Bundes zu Subventionen über die Fi-
nanzhilfen der EU, des Bundes und des Freistaats
getrennt nach Aufgabenbereichen und Einzelplä-
nen Auskunft zu geben. Zu den einzelnen Finanz-
hilfen sind die jeweiligen Rechtsgrundlagen und die
Zielsetzung der Hilfen anzugeben sowie eine Be-
wertung vorzunehmen. Der Subventionsbericht ist
im 1. Halbjahr 2012 vorzulegen. Ich danke für die
Aufmerksamkeit.

(Beifall SPD)

Vizepräsident Gentzel:

Danke, Herr Abgeordneter. Ich eröffne die Ausspra-
che und als Erster hat das Wort Herr Abgeordneter
Meyer von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN.

Abgeordneter Meyer, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und
Herren, nach dem vorangegangenen Tagesord-
nungspunkt erwarte ich mir hier eigentlich keine
längere Debatte und auch keine Debatte, die weit
über das eigentliche Thema hinausgeht. Mal sehen,
dann melde ich mich noch mal. Ich möchte eigent-
lich nur zu dem eigentlichen Bereich jetzt sprechen,
und das auch nicht lange.
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Wir haben eine Aufgabe erfüllt, die bis dahin immer
die regierungstragenden Fraktionen gehabt haben,
konkret die CDU, die sich ein Jahr lang nicht um
das Thema gekümmert hatte und eigentlich alle
zwei Jahre einen Subventionsbericht wollte. Nicht
so schlimm, wir haben eine große Einigkeit im
Haushalts- und Finanzausschuss dazu erzielt mit
zwei Anmerkungen, die ich doch wenigstens ins
Protokoll geschrieben haben möchte für die Ewig-
keit.

Die Erste bedeutet, es ist natürlich kein vernünfti-
ges Argument, zu sagen, wir wollen das Jahr 2010
mit aufgenommen haben, damit wir aktuell sind. Es
ist nicht logisch, wenn man im Jahr 2012 das
Jahr 2010 diskutiert, aber nicht meint, dass man im
Jahr 2011 das Jahr 2009 diskutieren könnte, wenn
man im Zweijahresrhythmus bleiben wollte und das
Jahr 2008 und 2009 diskutieren möchte - insofern
vorgeschobenes Argument. Egal, entscheidend ist,
Herr Machnig, was hinten rauskommt. Er ist ja Fan
von Helmut Kohl, hat er uns heute Morgen erzählt.

(Beifall FDP)

Das habe ich mir gemerkt. Ich würde das so nie for-
muliert haben,

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

aber bitte, der Inhalt stimmt schon. Und dass die
Änderungen unseres Antrags durch die Koalitions-
fraktionen eine Präzisierung sind, die dafür sorgt,
dass das Ganze vergleichbarer wird mit Subventi-
onsberichten anderer Länder, meine sehr geehrten
Damen und Herren, da bräuchte man jetzt wahr-
scheinlich einen Doktor in Germanistik, um das zu
beweisen oder auch zu widerlegen, das spare ich
mir jetzt an dieser Stelle auch.

Lange Rede, kurzer Sinn, die Koalitionsfraktionen
wollten nicht einfach einem GRÜNEN-Antrag zu-
stimmen, das kann ich gut verstehen. Wir allerdings
haben nichts dagegen, einem guten Änderungsan-
trag der Koalitionsfraktionen zuzustimmen, vor al-
lem dann nicht, wenn der Finanzminister uns den
eigentlichen Punkt zugestanden hat, nämlich dass
wir die Europastrukturfonds dieses Jahr bereits be-
kommen, damit wir mit denen auch diskutieren kön-
nen, denn das ist das eigentliche Thema. Wir müs-
sen die Europastrukturfonds in diesem Jahr disku-
tieren, weil ansonsten die Diskussion sinnlos ge-
worden ist. Vielen Dank für die strukturierte und
konstruktive Debatte im Haushaltsausschuss.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Rothe-Beinlich:

Vielen herzlichen Dank, Herr Abgeordneter Meyer.
Das Wort hat jetzt die Abgeordnete Lehmann für
die CDU-Fraktion.

Abgeordnete Lehmann, CDU:

Frau Präsidentin, sehr geehrte Kolleginnen und
Kollegen, wie Sie an dem Bericht vom Kollegen
Baumann schon erkennen konnten, hat sich unser
Ausschuss in der Tat sehr zügig mit den beiden An-
trägen hier befasst. Sehr geehrte Frau Präsidentin,
ich gehe mal davon aus, dass wir die Tagesord-
nungspunkte 8 a und b hier auch gemeinsam be-
handeln können, weil eben nur die 8 a aufgerufen
wurde. Ich spreche auf jeden Fall gleich zu beiden.

(Zwischenruf Abg. Dr. Pidde, SPD: Punkt b
ist zurückgezogen.)

Vizepräsidentin Rothe-Beinlich:

Punkt b wurde zurückgezogen, wenn ich das gera-
de sagen darf.

Abgeordnete Lehmann, CDU:

Entschuldigung, das hatte ich nicht wahrgenom-
men.

Ich hatte in der letzten Debatte dazu bereits gesagt,
dass unsere Fraktion die Vorlage des Subventions-
berichts begrüßt, wir allerdings eine andere Vorstel-
lung von der Zeitschiene haben und so haben wir
dann im Ausschuss auch gemeinsam dazu beraten
und einen Antrag der Koalitionsfraktionen dort ein-
gebracht. Insofern darf ich Sie alle herzlich bitten,
dieser Beschlussempfehlung aus dem Haushalts-
und Finanzausschuss in der Drucksache 5/2308
dann auch zuzustimmen. Wie es eben auch bereits
zur Sprache kam, es wird dann so sein, da die Ist-
zahlen 2010 mit eingearbeitet und berücksichtigt
werden sollen bei dem Subventionsbericht, dass
der Bericht an sich dann erst in der ersten Hälfte
2012 vorliegen wird. Da wir aber auch zwischen-
zeitlich mit der Haushaltsaufstellung 2012 uns be-
fassen werden, hatten wir die Landesregierung ge-
beten, uns dann auch im Ausschuss zu einzelnen
Fragen von Subventionen auf dem Laufenden zu
halten. Insofern wird das Thema nicht bis Mitte
2012 vertagt werden, sondern auch eher wieder im
Ausschuss aufgerufen und von uns beraten wer-
den.

Abschließend darf ich Ihnen noch diese Lektüre
empfehlen. Wir hatten alle vor einiger Zeit eine Bro-
schüre in unseren Postfächern „Subventionsabbau
in Deutschland“, ein Gutachten des Instituts für
Weltwirtschaft an der Universität Kiel. Ich fand das
sehr interessant. Hier geht es zwar überwiegend
natürlich um die Bundesmittel, aber nichtsdestotrotz
denke ich, dass wir das auch bei unserer Weiterbe-
ratung zu den Subventionen verwenden können.
Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit und werbe, wie
gesagt, für die Beschlussempfehlung aus dem
Haushalts- und Finanzausschuss. Vielen Dank.

(Beifall CDU, SPD)
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Vizepräsidentin Rothe-Beinlich:

Vielen herzlichen Dank, Frau Abgeordnete Leh-
mann. Das Wort hat jetzt der Abgeordnete Reckna-
gel für die FDP-Fraktion.

Abgeordneter Recknagel, FDP:

Frau Präsidentin, sehr verehrte Damen und Herren,
ich bin froh, wenn es jetzt endlich dazu kommt,
dass wir einen Subventionsbericht bekommen, und
ich bin ganz besonders traurig darüber, dass das
erst im 1. Halbjahr 2012 der Fall sein wird.

(Beifall FDP)

Bisher, Herr Meyer hat es schon erwähnt, wollte die
CDU das eigentlich immer regelmäßig. Die Tatsa-
che, dass sie das jetzt nicht aus eigenem Antrieb
beantragt hat, spricht Bände, vielleicht auch zum
Zustand der Koalition. Mein Wunsch wäre es gewe-
sen, das Ergebnis, den vorliegenden Subventions-
bericht schon bei den Haushaltsberatungen für
2012 verwenden zu können. Ich glaube, das hätte
unserem Finanzminister in der Beratung dann auch
ein wenig Hilfe und Rückenstärkung, Rückenwind
möglicherweise verschaffen können.

In unserem Alternativantrag waren wir darauf ein-
gegangen, dass man auch auf die Allokation von
Fremd- und Eigenmitteln in den Förderprogrammen
eingehen möge. Das ist durch die Ausschussmehr-
heit so nicht gewollt worden, als man die Be-
schlussempfehlung entsprechend ausgesprochen
hat. Das heißt, wir werden nicht so viel darüber er-
fahren, wie es sich denn verhält mit der Verdrän-
gung von Eigenmitteln durch Subventionen. Wir
werden nicht so viel darüber hören, wie denn die
Risikobewertung eines Unternehmers, der ein Inve-
stitionsvorhaben realisieren möchte, wie die sich
denn anders darstellt mit Subventionen oder mit ge-
ringeren oder gar ohne Subventionen. Genauso
werden wir dann nichts darüber erfahren, ob es ein
Rationalisierungskonzept der Landesregierung oder
eine Neukonzeption der Fördermittel in der Zukunft
geben wird, zumindest nicht in diesem Rahmen,
insbesondere auch angesichts des Wegfalls dieser
Ziel-1-Förderung, des Ziel-1-Fördergebiets in Thü-
ringen. Die Vergleichbarkeit dieses zu erstellenden
Subventionsberichtes mit denen anderer Länder
und des Bundes ist hier eigentlich kein Argument,
denn wir hätten gern zusätzliche Daten gewusst.

Insgesamt können wir mit einem Subventionsbe-
richt, so wie er hier vorzulegen ist, wenn er denn al-
les akribisch auflistet, durchaus leben und können
uns mit dem Antrag dann auch anfreunden. Danke
schön.

(Beifall FDP)

Vizepräsidentin Rothe-Beinlich:

Vielen herzlichen Dank, Herr Abgeordneter Reck-
nagel. Das Wort hat jetzt Abgeordnete Birgit Keller
für die Fraktion DIE LINKE.

Abgeordnete Keller, DIE LINKE:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Da-
men und Herren, heute soll über die Vorlage des
Subventionsberichts entschieden werden. Meine
Fraktion wird sich dem Antrag der CDU/SPD an-
schließen. Wir haben zwar ursprünglich andere
zeitliche Vorstellungen gehabt zur Vorlage des Be-
richts, aber wenn es bedeutet, dass wir nicht nur
ein Zahlenwerk vorgelegt bekommen, sondern tat-
sächlich auch inhaltliche Aussagen in dem Subven-
tionsbericht, dann soll die Zeit so also auch noch
gegeben sein. Wir freuen uns auf die Vorlage Mitte
des Jahres 2012. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE)

Vizepräsidentin Rothe-Beinlich:

Vielen herzlichen Dank, Frau Keller. Das Wort hat
jetzt der Abgeordnete Pidde für die SPD-Fraktion.

Abgeordneter Dr. Pidde, SPD:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, die
bisherige Subventionsberichterstattung in Thürin-
gen hat sich bewährt. Wir haben eine aktuelle Be-
standsaufnahme bei den Subventionen gehabt und
wir konnten die Effizienz der Fördermittelvergabe
aus diesen Berichten herauslesen und das war gut
so. Wir hatten bisher drei Subventionsberichte in
Thüringen seit dem Jahr 2000 und jeweils hat eine
Fraktion, SPD- oder CDU-Fraktion, das so bean-
tragt. Daraufhin kam es zur Anfertigung des Be-
richts. Diesmal war das die Fraktion BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN, die den Antrag gestellt hat, der
hätte auch von jeder anderen Fraktion hier gestellt
werden können. Es ist okay, dass Sie es gemacht
haben, finden wir doch gut.

Die FDP-Fraktion hat drei Wochen später auch
einen Antrag gestellt; Sie springen auf jeden Zug
auf, der hier so durch den Thüringer Landtag fährt.
Ihr Antrag selber ist total überfrachtet. So kann ein
Bericht überhaupt nicht gemacht werden. Sie ha-
ben ihn zurückgezogen; ich sage, das ist gut so.

Wir haben in der ersten Lesung beide Anträge an
den Haushalts- und Finanzausschuss überwiesen,
um die Details und Modalitäten zu klären. Hier sei
mir noch eine Anmerkung an die FDP-Fraktion ge-
stattet: Herr Recknagel, wenn Sie persönlich zur
Sitzung des Haushalts- und Finanzausschusses
nicht anwesend sein konnten, weil vielleicht andere
terminliche Verpflichtungen Sie daran gehindert ha-
ben, dann ist es legitim. Dass aber überhaupt kein
Vertreter Ihrer Fraktion in der Sitzung des Haus-
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halts- und Finanzausschusses war, so etwas habe
ich noch nicht erlebt. Ich bin jetzt 17 Jahre Mitglied
des Landtags und in dieser Zeit ist es mir noch
nicht passiert, dass im Haushalts- und Finanzaus-
schuss eine Fraktion es nicht nötig hatte, zu einer
Pflichtsitzung zu kommen, obwohl der Termin seit
einem halben Jahr feststeht - vom Ältestenrat im
August oder September festgelegt worden ist - und
Ihre Fraktion hat es nicht nötig, eine Vertretung da-
für zu organisieren. Das ist auch eine Frage der
Achtung vor dem Ausschuss, aber auch eine Frage
der Achtung vor der Arbeit des Landtags. Das
möchte ich Ihnen hier einmal ins Stammbuch
schreiben.

Im Haushalts- und Finanzausschuss haben wir nun
den Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN beraten und, ich sage mal aus meiner Sicht,
rund gemacht im Hinblick, was die zeitliche Schiene
angeht. Natürlich möchte man so einen Bericht so-
fort haben, weil man daraus Schlussfolgerungen
ableiten kann. Aber es nützt uns überhaupt nichts,
wenn man mit unrealistischen Zeitvorstellungen
hineingeht. Zum einen braucht die Erstellung des
Berichts natürlich ihre Zeit und wir wollen auch eine
gute Grundlage für die Diskussion haben. Dann
macht es natürlich nur Sinn, wenn man jetzt auch
noch die Istausgaben 2010 abwartet und nicht kurz
bevor diese kommen, einen Bericht anfertigt. Des-
halb ist die jetzige Zeitschiene gut und dieser Be-
richt wird uns dann auch weiterhelfen. Er wird uns
auch deshalb weiterhelfen, weil wir diese klare be-
griffliche Abgrenzung der Subventionen noch ein-
mal in den Antrag hineingeschrieben haben, gerade
auch deshalb, damit wir das vergleichen können mit
dem, was andere Bundesländer machen und was
der Bund macht. Wir haben auch gesagt, wir wollen
zu den einzelnen Finanzhilfen, die geleistet werden,
die jeweils rechtlichen Grundlagen haben. Wir wol-
len die Zielsetzung haben und wir wollen von der
Landesregierung eine Bewertung haben, wie sie
diese Ziele umgesetzt sieht. Mit so einem Bericht
kann man dann auch wirklich etwas anfangen und
wichtige Schlussfolgerungen für die zukünftige För-
derpolitik gewinnen. Deshalb bitte ich um Zustim-
mung zu dem vorliegenden Antrag. Vielen Dank.

(Beifall SPD)

Vizepräsidentin Rothe-Beinlich:

Vielen herzlichen Dank, Herr Abgeordneter Pidde.
Uns liegen keine weiteren Wortmeldungen aus den
Reihen der Abgeordneten vor, aber Herr Minister
Voß hat um das Wort gebeten.

Dr. Voß, Finanzminister:

Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen und Herren,
ich stelle fest, dass es überwiegender oder sogar
einheitlicher Wille der Mitglieder des Hohen Hauses
ist, einen Subventionsbericht in den Händen zu hal-

ten. Ich begrüße das ausdrücklich, begrüße auch
den Änderungsantrag der Fraktionen. Sie haben
die Dinge etwas präzisiert, einmal in zeitlicher Hin-
sicht, aber sehr wichtig ist es für unsere Arbeit jetzt
im Ministerium, dass auch der Subventionsbegriff,
der hier verwendet werden soll, klar ist und dass es
hier nicht zu Abgrenzungsproblemen kommt. Inso-
fern werden wir auch im 1. Halbjahr 2012 einen sol-
chen Bericht vorlegen. Ich begrüße das ausdrück-
lich. Schönen Dank.

(Beifall CDU)

Vizepräsidentin Rothe-Beinlich:

Vielen herzlichen Dank, Herr Minister. Es liegen
keine Wortmeldungen vor. Damit kommen wir zur
Abstimmung zu dem Antrag und stimmen ab über
die Neufassung des Antrags in der Beschlussemp-
fehlung des Haushalts- und Finanzausschusses.
Wer stimmt diesem so zu, den bitte ich jetzt um das
Handzeichen. Das ist Zustimmung aus den Fraktio-
nen FDP, CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der Fraktion DIE LINKE. Gibt es Gegenstim-
men? Das ist nicht der Fall. Gibt es Enthaltungen?
Das ist auch nicht der Fall. Damit ist dieser Antrag
einstimmig von allen Fraktionen so angenommen.

Ich komme jetzt zum Aufruf des Tagesordnungs-
punkts 9

„Mittelstandsbericht 2010“
Antrag der Fraktionen der CDU
und der SPD
- Drucksache 5/2180 -
dazu: Unterrichtung durch die

Landesregierung
- Drucksache 5/2194 -

Wünscht jemand der Antragsteller das Wort zur Be-
gründung? Das ist nicht der Fall. Die Landesregie-
rung erstattet einen Sofortbericht zu dem Antrag
und für die Landesregierung erteile ich das Wort
Herrn Minister Machnig.

(Heiterkeit im Hause)

Er hat sich so angemeldet. Gibt es eine spontane
Vertretung vonseiten der Landesregierung? Herr
Staschewski eilt herbei. Dann erteile ich das Wort
dem Herrn Staatssekretär Staschewski.

Staschewski, Staatssekretär:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren Abgeordneten, verzeihen Sie, aber ich war
jetzt etwas überrascht, dass es so schnell mit dem
Punkt zu Ende ging und war nur kurz um die Ecke
draußen.

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Kei-
ne Einzelheiten.)
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Keine Einzelheiten, genau. Es geht jetzt um den
Mittelstandsbericht. Wir wissen, dass gemäß § 19
des Mittelstandsfördergesetzes die Landesregie-
rung dem Landtag in regelmäßigen Abständen über
die Entwicklung der mittelständischen Wirtschaft
Thüringens berichten soll. Das machen wir sehr
gern.

Der Mittelstandsbericht, der vorliegt, erstreckt sich
auch auf die in der letzten Legislaturperiode getrof-
fenen Fördermaßnahmen und Vorschläge für deren
Verbesserung. Wie Ihnen bekannt sein dürfte, ist er
erstellt worden vom HWWI.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich finde,
es ist schon wichtig, dass wir immer wieder auf den
Bereich des Mittelstands schauen, denn Thüringen
ist ein Mittelstandsland. Der Anteil der mittelständi-
schen Unternehmen beträgt in Thüringen fast
100 Prozent, 99,9 Prozent.

Wie hat sich also der Thüringer Mittelstand ent-
wickelt? Ich werde das gern mit den entsprechen-
den Zahlen unterstreichen und ich denke, dass der
eine oder andere Abgeordnete dann auch heute
noch die eine oder andere Ergänzung hat. Aber auf
ein paar konkrete Zahlen würde ich gern eingehen.

Der dominierende Wirtschaftssektor ist der Dienst-
leistungsbereich bei uns. Dieser hatte 2008 einen
Anteil von 65,5 Prozent an der Bruttowertschöp-
fung. Aber auch das produzierende Gewerbe hat
sich in dem Zeitraum 2000 bis 2008 sehr dyna-
misch entwickelt. Das Wachstum der Bruttowert-
schöpfung, ohne die Bauwirtschaft hier, beläuft sich
im genannten Zeitraum 2000 bis 2008 auf 54 Pro-
zent. Zum Vergleich: Das Wachstum in Gesamt-
deutschland lag nur bei 25 Prozent und in den
westdeutschen Ländern bei 22 Prozent, den ost-
deutschen Ländern im Schnitt bei 46 und wir noch
mal 8 Prozent mehr, 54 Prozent.

Auch hinsichtlich der Beschäftigungsentwicklung in
der Industrie ist Thüringen überdurchschnittlich.
Hier steht einem Plus von 1,7 Prozent hierzulande
ein gesamtdeutsches Minus von 8,4 Prozent ge-
genüber. Auch die Selbstständigenquote steigt, und
zwar von 1,8 Prozent im Jahr 1998, was nicht ver-
wundert, dass die Selbstständigenquote damals so
gering war, auf 10,2 Prozent im Jahr 2008. Wichtig
ist, dass mit dieser Zahl von 10,2 Prozent im
Jahr 2008 wir ganz nah am bundesdeutschen
Durchschnitt sind, denn der bundesdeutsche
Durchschnitt ist 10,7 Prozent. Uns fehlt also gerade
mal noch ein halber Prozentpunkt.

Zum Thema Gründungen ist zu sagen, dass hier
der Handel und klassische Dienstleistungen domi-
nieren. High-Tech-Gründungen sind leider nicht so
häufig. Sie machen lediglich 1 Prozent der Grün-
dungen aus. Das gilt jedoch nicht nur für Thüringen,
sondern das ist auch eine Problematik, die wir ins-
gesamt in Deutschland haben. Das bedeutet aber

auch im weiteren Verfahren, dass wir schauen
müssen, inwieweit wir wissensintensive High-Tech-
Gründungen mit voranbringen können.

Ich bin damit jetzt schon bei den Herausforderun-
gen des Mittelstandes. Unsere Unternehmen, mei-
ne Damen und Herren, sind dynamische Unterneh-
men. Das hat sich gezeigt auch in der Zeit der Kri-
senjahre 2008/2009. Unser Problem ist aber, dass
wir langfristig zu wenig Masse haben. Der Anteil
der KMU, das heißt der Unternehmen mit einem
Umsatz unter 50 Mio. €, liegt in unserem Freistaat
bei 76 Prozent. Wir haben immer gesagt, das ist
Fluch und Segen zugleich. Diese relativ kleinen Un-
ternehmen konnten sich sehr flexibel in der Krise
einrichten, aber es ist natürlich auch für uns wichtig,
dass wir ein Größenwachstum hinbekommen. Wie
wichtig das ist, zeigen die Zahlen.

In Ostdeutschland insgesamt ist der Anteil der KMU
bei 59 Prozent, während er bei uns in Thüringen bei
76 Prozent liegt und in Deutschland insgesamt so-
gar nur bei 36 Prozent.

Zum Export ist zu sagen, dass wir allein in den Jah-
ren 2005 bis 2008 eine Exportsteigerung um
40 Prozent haben. Dabei gingen zwei Drittel aller
Exporte in die EU, vor allem nach Frankreich und in
die osteuropäischen Staaten. Allerdings, auch
wenn die Wachstumszahlen sehr erfreulich sind,
haben wir auch einen dramatischen Nachholbedarf.
Die Exportquote in der üblicherweise exportstarken
Industrie liegt in Thüringen bei 30,3 Prozent, damit
knapp unter dem ostdeutschen Wert von 30,9 Pro-
zent, aber weit unter der deutschen Quote von
42,8 Prozent.

Meine sehr geehrten Damen und Herren Abgeord-
neten, nicht nur der hiesige Arbeitsmarkt, auch der
Thüringer Mittelstand stellt sich in gewisser Weise
sehr gespalten dar. Einerseits gibt es in Thüringen
eine breit diversifizierte Gruppe äußerst erfolgrei-
cher Mittelständler, die dynamisch wachsen, ver-
stärkt international agieren, innovative Produkte ha-
ben, Verfahren und Dienstleistungen entwickeln
und in ihren Branchen teilweise sogar Marktführer
sind. Andererseits gibt es aber auch eine Gruppe
von weniger erfolgreichen Unternehmen, deren
Kernprobleme die Folgenden sind: geringe Be-
triebsgröße und zu geringe Eigenkapitaldecke so-
wie - und das kommt mehr und mehr dazu, wir de-
battieren über diese Frage sehr häufig in den letz-
ten Monaten - ein Mangel an qualifizierten Fach-
kräften, der natürlich noch durch die weitere Ab-
wanderung verstärkt wird.

Kommen wir zu den Zukunftsmärkten, den wis-
sensintensiven Gütern. Diese sind von erheblicher
Bedeutung, um zukünftig im nationalen und interna-
tionalen Standortwettbewerb bestehen zu können.
Wir haben ja mit den Universitätsstandorten in Je-
na, in Ilmenau, in Weimar, mit den Fachhochschul-
standorten Nordhausen, Schmalkalden wirklich
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auch Standorte, wo Wissen produziert wird, Wissen
entsteht. Deshalb ist es auch wichtig, dass wir noch
einmal auf den Punkt bringen, dass die regionale
Innovationsdynamik dabei eng verknüpft ist mit For-
schung und Entwicklung FuE, ein Bereich, in dem
wir, so meine ich, doch noch deutlich Luft nach
oben haben. Der zentrale Indikator in diesem Be-
reich ist die Patentintensität, die sich aus den Pa-
tentanmeldungen je 100.000 Einwohner ergibt. Da
sind wir im Jahr 2008 als Thüringer Freistaat mit
nur 26 Patentanmeldungen zwar an der Spitze der
ostdeutschen Länder zusammen mit Berlin, aber
weit, weit abgeschlagen hinter den Werten der Süd-
länder. Bayern hat z.B. 108 Patentanmeldungen,
Baden-Württemberg sogar 140 und übrigens auch
deutlich unter der gesamtdeutschen Patentintensi-
tät von 60 Anmeldungen pro 100.000 Einwohner.

Allerdings gibt es auch in diesem Bereich etwas Er-
freuliches zu verkünden. Die Zahl der Beschäftigten
in wissensintensiven Industrien ist in Thüringen
deutlich angestiegen. Im Zeitraum von 1999 bis
2007 ist hier ein Anstieg von 20,3 Prozent zu ver-
zeichnen, während man in Gesamtdeutschland le-
diglich auf ein Plus von 0,2 Prozent kommt. Insge-
samt ist der Anteil der Beschäftigten in wissensin-
tensiven Industrien an der Gesamtbeschäftigung
bei uns von 34,9 auf 40,5 Prozent angestiegen,
während sich in Deutschland der Wert im gleichen
Zeitraum von 47,2 auf 50,9 Prozent nur erhöhte; al-
so die Schere haben wir hier etwas schließen kön-
nen.

Die Branchenschwerpunkte liegen hier bislang im
Maschinenbau, in der Medizintechnik, der Herstel-
lung von Kraftwagen und -teilen sowie bei der Her-
stellung von Geräten der Elektrizitätserzeugung.
Thüringen ist außerdem in den für Ostdeutschland
als Zukunftsfelder identifizierten Bereichen Photo-
voltaik, Biotechnologie und Optik gut vertreten.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, der Mittel-
standsbericht 2010 zeigt, dass der Thüringer Mittel-
stand über ein hohes Innovationspotenzial verfügt,
dieses teilweise auch zeigt, dass es an vielen Stel-
len jedoch noch deutlich besser werden kann und
muss. Das HWWI empfiehlt die Stärkung der wis-
sensbasierten Industrie und in diesem Zusammen-
hang die Schwerpunktverlagerung von der allge-
meinen Förderung der gewerblichen Wirtschaft hin
zu einer stärkeren Förderung von Technologie und
FuE in den Unternehmen sowie wissensbasierten
Dienstleistungen. Damit fühlen wir uns auch als
Wirtschaftsministerium bestätigt, dass wir den rich-
tigen Weg eingeschlagen haben, denn nach HW-
WI-Angaben geht vor allem unser neues Förderpro-
gramm „Thüringen-GreenTech“ in die richtige Rich-
tung und auch der Zukunftsatlas 2020 wird als Ent-
wicklung einer umfassenden Strategie begrüßt. Ins-
gesamt unterstreichen die Empfehlungen des HW-
WI unser Bestreben, in Zukunft eine stärkere so-
wohl räumliche als auch sachliche Priorisierung

vorzunehmen. Genau in diese Richtung geht ja z.B.
auch unsere Potenzialanalyse zur Kreativwirtschaft
Thüringens oder unsere Bemühungen, die Vernet-
zung von KMU noch stärker zu unterstützen. Die
Verstärkung von Clustern, Netzwerken und Unter-
nehmensverbünden sind wichtig, ebenso wie die
Stärkung der überregionalen Ausrichtung und mehr
internationale Kooperation. Bei der Förderung von
Gründungen, Selbstständigkeit und der Festigung
der jungen Unternehmen im Wachstum sind vor al-
lem auch Beratungsangebote und eine stärkere
Zielgruppenorientierung notwendig. Unsere Maß-
nahmen zur Bündelung und Koordinierung der An-
gebote für Beratung und Förderung werden des-
halb ausdrücklich vom HWWI gewürdigt.

Durch die neue Thüringer Wirtschaftspolitik, meine
Damen und Herren, kann der Thüringer Mittelstand
die neuen Herausforderungen meistern und erfolg-
reich auch im internationalen Wettbewerb beste-
hen. Diese Auffassung wird durch den Mittelstands-
bericht gestärkt und unterstützt. Nun ist es zentrale
Aufgabe der Thüringer Wirtschaftspolitik, den Mit-
telstand auf dem Weg der Erschließung seiner Po-
tenziale zu unterstützen. KMUs müssen in Thürin-
gen bestmögliche Wachstums- und Entwicklungs-
bedingungen vorfinden. Sie haben heute Vormittag
schon über das neue Mittelstandsförderungsgesetz
gesprochen, das bietet auch den Rahmen für eine
wirksame, auf den Bedarf der Thüringer Unterneh-
men zugeschnittene, Förderung. Insofern, denke
ich, sind wir hier auf einem guten Weg und können
in der Analyse durch das HWWI auch noch mal
nachweisen, dass wir unsere Ansätze vernünftig
koordiniert und in die richtige Richtung gestaltet ha-
ben. Herzlichen Dank.

(Beifall CDU, SPD)

Vizepräsidentin Rothe-Beinlich:

Vielen herzlichen Dank, Herr Staatssekretär. Da
uns Wortmeldungen aus allen Fraktionen vorliegen:
Gehe ich richtig in der Annahme, dass alle Fraktio-
nen die Aussprache zum Sofortbericht wünschen?
Das ist der Fall. Dann eröffne ich auf Verlangen al-
ler Fraktionen die Beratung zum Sofortbericht und
darf zuerst Herrn Abgeordneten Heym von der
CDU-Fraktion das Wort erteilen.

Abgeordneter Heym, CDU:

Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen!
Zunächst, Herr Staatssekretär, vielen Dank für die
Vorlage dieses Mittelstandsberichts. Er beschreibt,
und das konnten wir jetzt auch noch mal nachvoll-
ziehen, anschaulich und fundiert die Lage des Thü-
ringer Mittelstands und die Entwicklung, die er in
den letzten Jahren genommen hat, und ist damit
ein fundiertes und solides Komplement zu einer
ganzen Anzahl anderer Berichte in den vergange-
nen Jahren. Jeder weiß, unsere Thüringer Wirt-
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schaft ist sehr kleinteilig, aber das ist gerade der
Grund dafür, dass durch die hohe Flexibilität, die
hohe Leistungsbereitschaft und Innovationsfähig-
keit unserer Unternehmen in den letzten 20 Jahren
ein so erfolgreicher Weg zurückgelegt werden
konnte.

Der Staatssekretär hat schon einige Zahlen aus
dem Bericht zitiert. Ich will das gar nicht groß weiter
ergänzen, aber man darf an der Stelle noch mal er-
wähnen, wir haben die größte Betriebsdichte aller
Länder. Eine Vielzahl positiver Zahlen könnte an
dieser Stelle noch aufgezählt werden. Unterm
Strich bestätigt uns der Bericht eine positive und ro-
buste Entwicklung des Thüringer Mittelstands. Wir
sind gut durch die Wirtschafts- und Finanzkrise ge-
kommen, gerade auch weil in den letzten 20 Jahren
eine Wirtschaftspolitik gemacht wurde, die die rich-
tigen Schwerpunkte gesetzt, an den richtigen Stel-
len gefördert und die richtigen Rahmen definiert
hat. Darüber darf man sich auch mal freuen und
Danke sagen. Zuerst natürlich unseren Unterneh-
men in den vielen Branchen. Ein Stück weit ist die-
ser Erfolg aber auch das Ergebnis einer mit Weit-
blick angelegten Wirtschaftspolitik in den letzten
20 Jahren, die die entsprechenden Weichen ge-
stellt hat. Wie heißt es da im Bericht: Durch eine
insgesamt erfolgreiche Förderpolitik hat der Frei-
staat hinsichtlich seiner industriellen Basis gegen-
über den westlichen Ländern erheblich aufgeholt,
auch im Bereich des Innovationspotenzials steht
Thüringen unter den ostdeutschen Ländern ausge-
sprochen gut da.

Unser Wirtschaftsminister Machnig konnte also
2009 ein Ressort übernehmen, das ein gutes, soli-
des Fundament gelegt hat, um sich erfolgreich den
Herausforderungen der nächsten Jahre stellen zu
können. Bei seinem Engagement, da beziehe ich
das ganze Haus mit ein, und unserem Flankieren
und Begleiten durch die Koalition werden wir den
guten Weg auch in den nächsten Jahren weiterge-
hen können.

Aber natürlich bedeutet diese grundsätzlich positive
Bilanz des Berichts nicht, dass alles geregelt ist.
Herr Staatssekretär ist auch schon auf einige
Aspekte eingegangen. Einer ganz beachtlichen
Zahl von innovativen Mittelständlern, die mitunter
Weltmarktführung in ihren Branchen haben, steht
eine sehr große Zahl an Klein- und Kleinstbetrieben
gegenüber. Die Eigenkapitalbasis vieler unserer
Betriebe ist noch zu klein, was ihnen erschwerte
Bedingungen bei den Investitionen beschert.

Auch der Feststellung auf Seite 116 im Bericht, den
überwiegenden Teil der Bürokratiekosten in der
Wirtschaft trägt der Mittelstand, Verringerung büro-
kratischer Auflagen und Entschlackung der Rege-
lungsdichte ist eine permanente Herausforderung
der politischen Akteure auf allen Ebenen, ist nichts
hinzuzufügen. Deshalb müssen wir unsere Wirt-

schaftspolitik auf sich verändernde Entwicklungen
einstellen. Der Prozess, die für die Zukunft notwen-
digen Weichenstellungen vorzunehmen, ist bereits
auch eingeleitet. Das neue Thüringer Mittelstands-
fördergesetz wird eine zielgerichtete Hilfestellung
und Unterstützung für Investitionsförderung, Ver-
netzung und Kooperation, Fachkräftesicherung und
Beratung. Ziel dieser Förderung soll sein, zum
einen Schwerpunkte zu setzen, die zukunftsträchtig
sind, die aber auch dazu dienen, dass unser Frei-
staat, unsere Wirtschaft mehr und mehr auf eige-
nen Beinen stehen kann. Wir werden es auch in
den nächsten Jahren so halten, dass wir unsere
Stärken weiter ausbauen. Dafür müssen wir auch in
Zukunft die Gegebenheiten unseres Landes optimal
nutzen. Da heißt es im Bericht: „Thüringens klein-
gliedrige Struktur, seine lebenswerten Städte und
sein reichhaltiges Kulturangebot bedeuten hier
einen Standortvorteil, der im Wettbewerb um die
besten Köpfe genutzt werden sollte.“ Das war
schon in den zurückliegenden Jahren das Anliegen
Thüringer Wirtschaftspolitik, denn Wirtschaftspolitik
ist auch Strukturpolitik. Eine strukturpolitische Her-
ausforderung ist z.B. die Herstellung einer vernünf-
tigen Breitbandversorgung im ganzen Freistaat.
Das ist inzwischen kein weicher Standortfaktor
mehr, sondern ein maßgebliches Entscheidungskri-
terium für eine Standortansiedlung für ein Unter-
nehmen. Strukturpolitik hat für mich auch noch eine
andere Dimension; sie ist Rahmenbedingung für
die wirtschaftliche Attraktivität eines Landes und da
fällt mal mein Blick zur Fraktion der GRÜNEN. Eini-
ge Kollegen von Ihnen waren in der vergangenen
Woche in Meiningen, haben demonstriert gegen
den Bau der B 87 neu, die Verbindung Meiningen-
Fulda.

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Vollkommen falsche Verbindung.)

Ich möchte Ihnen sagen, ich finde es gut, wenn Sie
in Meiningen vor Ort sind. Ihrem von mir hoch ge-
schätzten Kollegen Uli Töpfer tun Sie damit poli-
tisch nicht so einen großen Gefallen. Ich möchte
schon noch mal den Blick darauf lenken, liebe Kol-
leginnen und Kollegen - und das ist überhaupt kein
Vorwurf: Sie bewegen sich meistens von der Her-
kunft her in Städten. Da fahren Straßenbahnen, da
ist eine öffentliche Infrastruktur, da ist alles gere-
gelt.

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Erzählen Sie uns mal, woher die
Bürgerinitiativen kommen! Das sind alles
Städter.)

Aber es gibt eben auch solche ländlichen Räume
wie die Rhön. Die ist eben nicht nur Biosphärenre-
servat, nicht nur Lebensraum für Schmetterlinge
oder Fledermäuse, sie ist auch Lebensraum für
Menschen, Menschen, die es schwer genug haben,
wirtschaftlich dort ihr Auskommen zu bestreiten, die
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darauf angewiesen sind, eine vernünftige Verkehrs-
infrastruktur zu haben. Deshalb geht es nicht dar-
um, ob diese Straße gebaut wird oder nicht, son-
dern es kann nur darum gehen, dass sie vernünftig
und klug gebaut wird. Da bin ich bei Ihnen. Aber wir
werden uns auch in den nächsten Jahren dafür ein-
setzen, dass insbesondere diese Verbindung Ful-
da-Meiningen, dass die Verbindung dieser Wirt-
schaftsräume kommt und dass sie auch mit Nach-
druck vorangetrieben wird.

(Beifall CDU)

(Zwischenruf Abg. Schubert, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Nein, Frau Schubert, die Rhön ist eben nicht nur
Kulisse für Wochenendbesuche oder Urlaubsreisen
und dass es dort eine schöne Landschaft gibt. Dort
müssen Menschen auskommen und müssen leben
können. Da braucht es ein bisschen mehr, als dass
Leute von außerhalb kommen und sagen: Hier darf
nichts verändert werden. Die Rhön ist strukturell
benachteiligt. Dieser Nachteil muss unter anderem
auch durch eine vernünftige Verkehrsanbindung
ausgeglichen werden.

Eine weitere Herausforderung ist die Fachkräftesi-
cherung, wo Wirtschaft und Politik enger zusam-
menarbeiten müssen. Qualifizierte Fachkräfte sind
schlechthin die Basis für einen erfolgreichen Mittel-
stand und wir haben das Thema ja gestern Abend
zum parlamentarischen Abend gemeinsam erörtert.
Denn im Zuge der fortschreitenden Technisierung
von Produktionsprozessen werden es immer weni-
ger Arbeitsplätze sein, die noch im Bereich der
niedrig qualifizierten Tätigkeiten angesiedelt sind.
Unser Landesarbeitsmarktprogramm muss so aus-
gerichtet sein, dass wir mit dem Landesgeld keine
Parallelförderung zu Bundesprogrammen fahren.
Man darf an der Stelle noch mal daran erinnern:
Wir haben den niedrigsten Stand der Arbeitslosig-
keit seit Wiederentstehen unseres Freistaats und
nicht nur die demographische Entwicklung ist dafür
die Ursache. Unsere Wirtschaft ist gestärkt aus der
Krise hervorgegangen.

Was wir als Politik noch leisten können, ist, dafür
Sorge zu tragen, dass wir es im Freistaat unterlas-
sen, unseren Unternehmen bürokratische Lasten
aufzubürden. Im Gegenteil, wir sollten es endlich
einmal angehen, wirkliche Entlastung zu schaffen
und nicht immer nur davon zu reden. Da nehme ich
überhaupt keine Fraktion, die hier in dem Haus ver-
treten ist, aus dieser Verantwortung heraus. In der
Vergangenheit ist viel geredet worden, aber effektiv
ist da wenig zustande gekommen.

(Beifall CDU)

Natürlich komme ich an der Stelle auch nicht um-
hin, das geplante Vergabegesetz mit in den Blick zu
nehmen. Wir haben uns den Argumenten der Ange-
hörten nicht verschlossen. Es ist vorhin an anderer

Stelle schon einmal über das Thema geredet wor-
den. Aber entgegen allen Unkenrufen der vergan-
genen Monate haben es diese Koalitionsfraktionen
gemeinsam mit dem Wirtschaftsminister, gemein-
sam mit seinem Haus geschafft, die sicherlich ganz
unterschiedlichen Positionen zu harmonisieren und
einen Gesetzentwurf nun vorgelegt, von dem die
Wirtschaft sagt, dass sie damit gut leben und um-
gehen kann. Selbst die Fraktion DIE LINKE sollte
uns das - zumindest in Teilen - auch bestätigen.

(Zwischenruf Abg. Blechschmidt, DIE LINKE:
Mal sehen.)

Zumindest im Ausschuss, Herr Hausold, hat das ja
schon einmal geklappt. Vielleicht haben Sie die
Größe, das noch einmal auf dieser offenen Bühne
hier zu zelebrieren.

(Zwischenruf Abg. Hausold, DIE LINKE: Das
hat nicht viel mit dem Bericht zu tun, Herr
Heym, den Sie hier so schön erklären, das
muss ich Ihnen sagen, aber da kommen wir
ja noch hin.)

Natürlich werden wir, das war auch eine Diskussion
in den vergangenen Wochen, gerade von dem aus
Thüringen heraus initiierten Bauforderungssiche-
rungsgesetz festhalten. Wir sind unseren kleinen
mittelständischen Betrieben, den kleinen Bau- und
Handwerksbetrieben verpflichtet und deshalb er-
warten wir von unserer Landesregierung auch,
dass sie sich in Berlin ganz klar für den Fortbestand
dieses Gesetzes einsetzt. Dazu besteht auch mit
der Landesregierung Einvernehmen.

Natürlich sind wir in Zukunft als Wirtschaftsstandort
auch nur attraktiv, wenn man mit dem Einkommen
auch ein vernünftiges Auskommen hat. Noch im Ja-
nuar hatte meine Fraktion auf ihrer Klausur be-
schlossen, sich für den Mindestlohn im Bereich der
Zeitarbeit einzusetzen. Seit dieser Woche nun ist er
in Berlin vereinbart und wird im Zusammenhang mit
dem Hartz-IV-Paket verabschiedet. Man könnte al-
so sagen, der Impuls kam aus Thüringen und die
Berliner konnten sich diesem guten Vorschlag nicht
verwehren.

(Beifall CDU)

Was Herr Staatssekretär auch schon angesprochen
hat, die weitere Spezialisierung auf wissensintensi-
ve Industriebereiche und auf die mit diesen verbun-
denen Dienstleistungsbranchen ist eine Strategie,
die dazu beiträgt, dass unsere Unternehmen im
Wettbewerb erfolgreich bleiben. Ich denke da ins-
besondere an die Technologien in der Energieer-
zeugung - das ist auch schon ausgeführt worden -
Stichwort Solarbranche, die Speicherung von Ener-
gie, die optische Industriemedizintechnik, die Her-
stellung von Gummi und Kunststoffwaren, alles was
mit der Entwicklung neuer Stoffe zusammenhängt,
neben solchen etablierten Bereichen, wie Automo-
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bilzulieferindustrie, Maschinenbau - um nur bei-
spielhaft ein paar Branchen zu nennen.

Auf der Seite 55 des Berichts kann jeder einsehen,
welche Branchen bei uns einen bemerkenswert gu-
ten Aufschwung genommen haben und welche
eben keine mehr so bedeutende Rolle in Thüringen
spielen, so z.B. das Bekleidungsgewerbe, das Tex-
tilgewerbe oder auch das Ledergewerbe.

Durch die gezielte Förderung, durch GAW-, ESF-
und EFRE-Mittel müssen wir, so lange das noch
geht, die zukunftsträchtigen Branchen unterstützen.
Das schließt ebenso die wirtschaftsnahen For-
schungseinrichtungen mit ein. Dazu kam heute ja
von Minister Machnig auch schon eine eindeutige
Aussage.

Der Bericht des HWWI empfiehlt uns in diesem Zu-
sammenhang, solche Kriterien, wie Innovationspo-
tenzial, Ausbildungsgrad oder die Fähigkeit zu Ko-
operationen mit anderen KMU noch stärker als För-
derkriterien in den Blick zu nehmen. Diese Kriterien
haben auch schon Eingang in den Entwurf unseres
Mittelstandsfördergesetzes gefunden. Das alles
steht aber dennoch unter der großen Herausforde-
rung, dass wir unseren Haushalt konsolidieren
müssen. Wenn wir uns nicht auf den Weg machen,
unsere Ausgaben den sinkenden Einnahmen anzu-
passen, dann wird eine effektive zielgerichtete För-
derpolitik in den nächsten Jahren nicht mehr mög-
lich sein. Die Konsolidierung unseres Landeshaus-
halts ist eine immer wieder formulierte Forderung
aus der Wirtschaft. Unsere Unternehmen - das ha-
be ich selbst in vielen Gesprächen erleben dürfen -
sind auch bereit, Einschnitte hinzunehmen, aber wir
müssen diesen Prozess intensiv im Austausch mit
der Wirtschaft führen, damit wir nicht an den
falschen Stellen das Erreichte aufs Spiel setzen.
Nach Auslaufen von Ziel-1-Förderung und Phasing
Out muss es in diesem Land gelungen sein, durch
z.B. revolvierende Fonds auch noch in der Lage zu
sein, jungen, innovativen Unternehmen zu helfen,
sie zu unterstützen und einen wettbewerbsfähigen,
sich selbst tragenden Mittelstand zu etablieren. Die
Chancen dazu haben wir. Wir wollen sie klug nut-
zen und den erfolgreichen Weg unseres Mittel-
stands weiter unterstützen. Danke.

(Beifall CDU, DIE LINKE)

Vizepräsidentin Rothe-Beinlich:

Vielen herzlichen Dank, Herr Abgeordneter. Das
Wort hat jetzt der Abgeordnete Hausold für die
Fraktion DIE LINKE.

Abgeordneter Hausold, DIE LINKE:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, Kolle-
ge Heym, ich nehme gerne Ihre Reflexion aus der
Ausschuss-Sitzung auf. Ich kann Ihnen schon sa-
gen, dass wir bei sehr vielem, bei Weitem noch

nicht allem, dazu sind wir noch mit Änderungsanträ-
gen bekanntermaßen unterwegs, was die Gesetz-
gebung zum Vergabegesetz betrifft und - das habe
ich heute Vormittag schon einmal gesagt - auch
was das Mittelstandsfördergesetz betrifft, der Mei-
nung sind, ja, das ist die richtige Richtung und das
ist eine vernünftige Herangehensweise insgesamt.
Ich muss Ihnen natürlich - und das sehen Sie mir
aber auch nach - genauso sagen, möglich gewor-
den ist der Weg erst nach den zurückliegenden
Landtagswahlen und dem Umstand geschuldet,
dass Ihre Partei nicht mehr allein in Thüringen re-
gieren kann.

(Beifall DIE LINKE, SPD)

Insofern hält sich natürlich mein Lob dann auch
wieder etwas in Grenzen, das werden Sie mir
durchaus nachsehen. Was nun den Bericht betrifft,
über den wir heute debattieren, hatten wir das The-
ma am Vormittag auch schon einmal gehabt. Ich
glaube, es waren sowohl Kollege Günther als auch
die Kollegen der FDP-Fraktion, die uns mit unse-
rem Wunsch, häufiger einen solchen Bericht zu ha-
ben, ein bisschen in die Schranken gewiesen ha-
ben, weisen wollten, also solche Berichte sind kein
Allheilmittel und man kann sie nicht so oft abverlan-
gen und sie sind dann auch mit bürokratischem
Aufwand verbunden. Da stimme ich Ihnen natürlich
zu. Ich muss Ihnen allerdings sagen, ich glaube,
diese Gedanken heute früh hatten Sie dann viel-
leicht auch, was nicht Gegenstand Ihrer Rede war,
Herr Heym, als Sie diesen vorliegenden Bericht ge-
lesen haben. Denn da muss ich Ihnen sagen, mei-
ne Damen und Herren, all das, was der Herr
Staatssekretär hier vorgetragen hat, und das mei-
ste von dem, Herr Heym, was Sie hier vorgetragen
haben, hätten Sie und andere Politiker aus dem
Haus getrost auch konstatieren können, ohne dass
Ihnen dieser Bericht vorgelegen hätte. Deshalb sa-
ge ich eigentlich ein bisschen zugespitzt: Auf den
Bericht hätten wir, ich komme in einigen Punkten
darauf, im Grunde genommen ganz verzichten kön-
nen, meine Damen und Herren.

Ich will auch vorausschicken, und da stimme ich mit
dem, was Herr Staatssekretär Staschewski vorge-
tragen hat, durchaus überein und mit dem, was der
Wirtschaftsminister heute früh gesagt hat, selbst-
verständlich haben wir einen äußerst aktiven, in
vielen Bereichen unter den gegebenen Bedingun-
gen erfolgreichen Mittelstand in den letzten 20 Jah-
ren hier in Thüringen, der das Rückgrat unserer
Wirtschaft darstellt. Das ist auch von uns unbestrit-
ten. Allerdings braucht dieser Mittelstand, darin sind
wir uns dann sicher noch einig, nehme ich an, für
die Zukunft auch noch mehr und in mancher Hin-
sicht ganz andere politische Unterstützung, die Her-
beiführung politischer Rahmenbedingungen im Be-
reich der Innovation, in anderen Bereichen, als das
gegenwärtig schon der Fall ist. Deshalb stimme ich
an der Stelle auch nicht Ihrer ganz positiven Bilanz
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zu den ganzen zurückliegenden Jahren zu, Herr
Heym. Dazu leistet der vorliegende Bericht außer-
ordentlich wenig, wenn nicht nichts. Gestatten Sie
mir den Exkurs: Das Institut, das ihn vorgelegt hat,
das noch nicht einmal in der Lage gewesen ist, we-
nigstens einige der vorliegenden 2010er Daten et-
was mit einzuarbeiten, wenn man den Bericht jetzt
vorlegt, das hat natürlich eine Geschichte. Das Vor-
gängerinstitut ist - übrigens ganz interessant - 2006
schon einmal wegen schlechter Evaluationsergeb-
nisse von der öffentlichen Förderung ausgeschlos-
sen worden und zum gleichen Zeitpunkt aus dem-
selben Grund erkannte damals die Bundesregie-
rung den Status des beratenden Wirtschaftsinstituts
ab. Das ist natürlich nicht völlig ungewöhnlich, aber
man muss schon mal sagen, Herr Straub hat sich
dann in den nächsten Jahren mit seinen Wirt-
schaftstheorien auch weiter in Szene gesetzt, aber
der hier vorliegende Bericht ist meiner Meinung
nach schon ein Zeichen von fehlender Kompetenz
in vielen Bereichen. Selbst wenn man das unvor-
eingenommen sehen würde und wenn ich jetzt
nicht nur von den vorgelegten Zahlen und Bilanzen
des Mittelstands ausgehe, muss ich natürlich sa-
gen, das merkt man auch schon an den Formulie-
rungen, die getroffen werden.

Ich zitiere dann mal einige. Es geht darum, Bedin-
gungen zu schaffen, welche eine allmähliche
Schwerpunktverlagerung in der Förderung herbei-
führen, eine allmähliche Schwerpunktverlagerung.
Andere Formulierung: Es ist eine gewisse Konzen-
tration der Investitionsförderung auf einem Sektor
vorzunehmen, also eine gewisse. Dann wird gedeu-
tet, es wird formuliert: „Es deutet manches darauf
hin, dass“

Ich bitte Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen, solche
Formulierungen in einem derartigen Bericht, insbe-
sondere unter dem Gesichtspunkt Handlungsemp-
fehlungen, machen doch schon deutlich, dass es
hier offensichtlich mehr um Traumdeutungen, min-
destens aber um Stochern im Nebel geht und nicht
um die Frage klarer und eindeutiger Empfehlungen
für die Landespolitik in Thüringen.

(Beifall DIE LINKE)

Ich will noch mal an drei Punkten sagen, wo ich da
vor allen Dingen Probleme sehe. Was die Innovati-
on betrifft, so wird sie zwar genannt, aber es wird
nicht wirklich auf die Problematik eingegangen, mit
der wir uns konfrontiert sehen. Die Mittel für die In-
dustrieforschung in Thüringen sind immer noch viel
zu gering und im aktuellen Haushalt - das haben
wir ja auch debattiert - des Ministeriums wurden
diesbezügliche Mittel auch erneut gekürzt. Seit
2003 wurden jährlich zwischen 10 und 15 Prozent
gestrichen und so wird diesem Zukunftsfeld aus un-
serer Sicht durchaus noch nicht die notwendige Be-
achtung zuteil und ist ihr vor allen Dingen im zu-
rückliegenden Zeitpunkt nicht zuteil geworden, also

in den zurückliegenden Jahren, aber darauf geht
der Bericht nicht ein. Wir haben durch die Finanz-
krise noch zu verzeichnen, dass teilweise die Un-
ternehmen auch zurückschrauben mussten. Inso-
fern ist es zwar okay, auf die Notwendigkeit ver-
stärkter Innovationsförderung zu verweisen, aber
im Grunde genommen zur Richtung und zum Detail
überhaupt nichts auszuweisen, das ist doch keine
Handlungsunterstützung für Politik in diesem Land,
die dieser Bericht hier hätte leisten müssen.

Zur Krise will ich übrigens noch eine Bemerkung
machen, ich glaube, das war auch eine Aussage
vom Kollegen Heym, aber die höre ich auch an vie-
len anderen Stellen: Die Thüringer Unternehmen,
die Thüringer Wirtschaft ist gestärkt aus der Krise
hervorgegangen. Das ist eine höchst strittige Frage,
die gar nichts damit zu tun hat, dass unsere Unter-
nehmen nicht hervorragende Leistungen unter die-
sen Bedingungen erbracht haben. Das ist unbestrit-
ten. Aber im Übrigen, da kann man nun selbst aus
diesem Bericht einmal etwas Positives an der Stelle
herauslesen: Wir haben lange nicht den Vorkrisen-
stand in diesen Entwicklungen erreicht. Ob das ge-
lingen wird, das steht erst noch aus und das hängt
unter anderem auch damit zusammen, wie wir Wirt-
schaftspolitik zukünftig ausrüsten in diesem Land
und gestalten und Rahmenbedingungen herbeifüh-
ren.

Ein zweiter Punkt, das ist auch ein bisschen ein
Thema, was ich gern verwende, aber wo ich leider
auch in diesem Bericht mehr Kritikwürdiges sehe.
Der Energiebereich, da wissen wir alle und sind uns
einig, hat ein riesiges Potenzial für Nachhaltigkeit
und damit für ein qualifiziertes Wachstum. Aber
auch hier sind wir seit Jahren in der Debatte und
sehen das kritisch, dass wir in der Gesamtheit von
Wind- und Wasserkraft, Biomasse, Solartechnik,
dem Holzreichtum des Landes und der Geothermie
noch nicht das allumfassende Konzept haben, um
Thüringen zu dem Energieland der Zukunft, zu dem
nachhaltigen Energieland zu machen. Auf eine sol-
che wichtige Frage, auf Denkanstöße in diese Rich-
tung, vielleicht auch auf eine Stück weit kritische
Bewertung verzichtet der Bericht ebenfalls völlig.
Und da, das sage ich nicht mit Blick auf die heutige
Regierung, scheint mir vor allen Dingen immer wie-
der der Blick zurück für die Autoren wichtig gewe-
sen zu sein, nämlich das zu liefern, was insbeson-
dere die CDU für die letzten Jahre gern für Thürin-
gen reklamiert, was sich aber in der Praxis an vie-
len Stellen anders darstellt.

Herr Staatssekretär hatte zu den Fragen der Krea-
tivwirtschaft Stellung genommen. Hier bin ich auch
wiederum ganz bei Ihnen und bei Ihrer Position,
Herr Staschewski. Auch das ist aber ein Punkt, der
in diesem Bericht nicht nur deutlich unterbelichtet,
sondern im Grunde genommen sogar verschlafen
worden ist. Ein so wichtiger Sektor, der für die Zu-
kunft mitentscheidend sein wird, darüber gibt es
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viele Expertisen, wird nur sehr stiefmütterlich be-
handelt. Das ändert auch nichts daran, Sie haben
das richtigerweise anders dargestellt, aber der Be-
richt ist eigentlich hier nicht Grundlage und Hand-
lungsempfehlung für eine zukunftsfähige Politik.

Insofern, meine Damen und Herren, komme ich
wieder zum Ausgangspunkt, wir haben allen Grund,
gut und vernünftig zu den wirtschaftspolitischen
Grundlagen für den Mittelstand in Thüringen zu de-
battieren. Wir tun das selbstverständlich gemein-
sam im Zusammenhang mit Vergabegesetz und
Mittelstandsfördergesetz. Aber für zukünftige Be-
richte, meine Damen und Herren, brauchen wir eine
ganz andere Qualität, wenn wir den Herausforde-
rungen gerecht werden wollen, die wir hier ver-
schiedenerseits beschrieben haben. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE)

Vizepräsidentin Rothe-Beinlich:

Vielen herzlichen Dank, Herr Abgeordneter
Hausold. Das Wort hat jetzt der Abgeordnete Kem-
merich für die FDP-Fraktion.

Abgeordneter Kemmerich, FDP:

Sehr verehrte Frau Präsidentin, meine Damen und
Herren, ja wir sind zu gleichem Thema wieder hier
versammelt in der Runde und reden über das
Rückgrat der Thüringer Wirtschaft, den Mittelstand.
Ich bin selten einig mit den Kollegen der Linkspar-
tei, aber der Vortrag von Herrn Staschewski hat
jetzt nicht viel Erhellendes gebracht, was wir in Zu-
kunft umsetzen wollen. Erlaubt wäre auch die Fra-
ge, Herr Staschewski, vielleicht können Sie mir da
später noch Auskunft geben, wann wurde denn der
Bericht erstellt und wann lag er dem Ministerium
vor, denn es ist die Frage wichtig, reflektierte der
Bericht wirklich nur auf die Phase vor oder inner-
halb der Finanz- und Wirtschaftskrise oder reflek-
tierte er auch auf das abgelaufene Jahr. Ein intensi-
ver Punkt, der diskutiert wird und auch richtig disku-
tiert wird, ist der, dass festgestellt wird, das verar-
beitende Gewerbe ist der Motor der Thüringer Wirt-
schaft. Das sind Automobilzulieferer, Elektrotech-
nik, Medizintechnik und anverwandte Gewerbe-
zweige. Wir sagen immer, wir brauchen wettbe-
werbsfähige Unternehmen. Was ist denn das Pro-
blem, dass sie im Wettbewerb nicht vorn stehen?
Sie stehen nämlich hinten, oftmals hinten in der
Wertschöpfungskette. Wir produzieren Güter, die
im globalisierten Wettbewerb am Ende der Wert-
schöpfungskette eingesetzt werden, die oft substi-
tuierbar sind und deshalb am Weltmarkt einen er-
setzbaren Preis und einen vielleicht nicht so hohen
Preis erzielen. Insofern müssen wir Tätigkeiten,
Fördertätigkeiten, Wissenschaft fördernde Tätigkei-
ten, Verbindungstätigkeiten darauf richten, dass wir
die Fertigungstiefe dieser Unternehmungen erhö-
hen können bzw. denen helfen können, diese zu er-

höhen. Das heißt, dass wir auf die Unternehmen
zugehen, ganz konkret mit diesen Unternehmungen
sprechen und sagen, okay, was braucht ihr in punk-
to Ausbildungsreife der Lehrlinge, was braucht ihr
im Sinne von Qualifikation der Mitarbeiter, was
braucht ihr im Sinne von Forschungsleistungen der
Universitäten, der universitären Einrichtungen, um
uns auf diesem Weg zu helfen, im globalisierten, im
Weltwirtschaftswettbewerb ein Stück nach vorn zu-
rück in der Kette der Wertschöpfung zu kommen,
um höhere Erträge zu erzielen. Höhere Erträge
werden uns wiederum helfen, den Kreislauf nach
oben in Gang zu setzen und am Ende auch im
Wettbewerb national, international, europäisch und
global höhere Löhne zahlen zu können. Da sind die
Aussagen sehr schwammig, die ich vom Ministeri-
um jetzt gehört habe. Insofern sollten wir uns da
noch mehr Zeit nehmen, aber das wird auch bei der
Diskussion um das Mittelstandsfördergesetz sicher-
lich noch Platz haben, hier wirkliche Lösungen her-
beizuführen.

Ich habe es heute Morgen schon mal formuliert:
Der hehre Ansatz ist sehr lobenswert und von uns
nur zu begrüßen. Allerdings brauchen wir wirklich
konkrete Taten, um den Unternehmungen Hilfe zu-
kommen zu lassen. In einem anderen Fazit des Be-
richts wird davon gesprochen, zukünftig räumliche
und sachliche Schwerpunktbildung bei der Investiti-
onsförderung und Innovationsförderung vorzuberei-
ten. Auch das ist sehr wichtig und es ist auch sehr
schwierig. Das gilt für alle, die hier im Parlament sit-
zen. Das heißt im Umkehrschluss, wenn wir räumli-
che Schwerpunkte bilden, dass wir nicht mehr je-
den Raum, jede Situation erfassen, fördern und be-
rücksichtigen können. Da ist es sicherlich auch
manchmal schmerzhaft zu sagen, ich muss mich
für a oder b entscheiden. Da ist jetzt Politik gefragt,
konkret zu werden und zu sagen, ich richte meine
Förderpolitik an Leuchttürmen aus, an Sachen, wo
wir sehr erfolgreich sind. Die Universitäten sind ge-
nannt worden, da sind auch industrielle Schwer-
punkte wie z.B. das Erfurter Kreuz. Ich denke, da
muss man auf Gutes Gutes koppeln und das be-
deutet, an anderen Stellen auch mal Nein sagen zu
können.

Wir sind bei einem Haushaltsproblem, wir können
uns nicht alles Wünschenswerte mehr leisten. Das
gilt auch für Förderpolitik. Wir müssen da Schwer-
punkte setzen und die stärker machen, die stark
sind und auch den Rest ein bisschen mitziehen
können. Es steht auch in dem Bericht drin, dass wir
den unternehmerischen Strategien Vorrang ein-
zuräumen haben. Wir sollten nicht selber Industrie-
politik in dem Sinn machen, dass wir in Entschei-
dungen reinreden oder sie sogar vorwegnehmen
oder bestimmen. Wir sollen den Unternehmer und
damit die Entscheidung fördern und fordern, dass
er die Strategien entwickelt, in zukünftigen Märkten
zu bestehen. Hier wird ausdrücklich auch genannt,
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Vorrang unternehmerischer Strategien zur Deckung
des Fachkräftebedarfs. Die Unternehmen müssen
entscheiden können, die Unternehmen müssen uns
formulieren, wo müsst ihr uns helfen.

Ich habe heute Vormittag auch schon mal gesagt,
es geht bei der Ausbildungsfrage darum, vollzeitbe-
rufliche Schulungen abzubauen zugunsten der dua-
len Ausbildung in Unternehmen. Es geht um Zweit-
ausbildung, es geht darum, lebenslanges Lernen zu
fördern. Das muss aus den Unternehmen heraus-
kommen. Die Unternehmen müssen formulieren,
was Schule leisten muss. Wir kennen die Diskussi-
on als Unternehmer, wenn sie mit der Berufsschule
im Klinsch sind, um festzulegen, was ist denn wirk-
lich Gegenstand der schulischen Unterrichtung? Da
graust es vielen Unternehmern, wenn Englischun-
terricht und anderes dann noch mal gelehrt wird,
das muss vorausgesetzt werden, das muss abver-
langt werden vom Lehrling, dass er sich dort auch
selber weiterqualifiziert.

Wir brauchen die Dienstleistung, wir brauchen die
Fähigkeiten, die uns im Wettbewerb weiterbringen,
da muss mehr mit Unternehmen gesprochen wer-
den und nach deren Gespräch muss eben auch
wirklich eine Tat folgen oder Taten folgen, die bei
der Umsetzung der Wünsche der Unternehmen
dann berücksichtigt werden. Eine gute Idee ist in
unseren Augen die Nutzung der überbetrieblichen
Ausbildungsstätten, die irgendwann einfach leerer
werden mangels Nachwuchs für Weiterbildung, für
das Thema lebenslanges Lernen.

Ein Punkt, der angesprochen wird, ist die Verbes-
serung des Standortmarketings. Herr Machnig hat
uns vor Monaten erläutert, dass er wenig von der
Denkfabrik hält. Ich kann nur sagen, es war immer
eine Kampagne, die wirkte; zurzeit haben wir näm-
lich gar keine. Neben den großen Worten der An-
kündigung ist auch hier noch keine Tat erfolgt, aber
wir werden sicher wieder was hören. Auch da den-
ke ich, der Thüringer Mittelstand braucht konkrete
Unterstützung. Wenn Sie dann mit anderen Vertre-
tern in der Thüringer Wirtschaft reden, die sich frü-
her auf Messen innerhalb des deutschen Landes
mit Unterstützung des Freistaats präsentieren
konnten, deren Mittel in dem Haushalt jetzt gestri-
chen worden sind, dann tun wir hier etwas fehl.

Bei der Automobilzulieferindustrie, die nachweislich
Schüsseltechnologie in Thüringen ist, ist es wichtig,
dass wir uns in Frankfurt und in Hannover präsen-
tieren. Mit die weltgrößten Messen finden da in
Deutschland statt. Es ist wenig hilfreich, dass wir
sagen, wir fördern nur noch Messeauftritte im Aus-
land, weil wir damit die zwei stärksten Messen in
Europa zumindest nicht mehr von der Thüringer
Politik her fördern.

(Beifall FDP)

Verbesserung des Gründungsklimas, Förderung ei-
nes positiven Unternehmerbildes einschließlich der
sozialen Funktion - auch das ist eine sehr wohlklin-
gende Ankündigung. Wir werden sehr genau hier
verfolgen, dass dies auch geschieht. Auch da kann
ich nur noch mal betonen: Wir brauchen ein Grün-
derklima, wir brauchen eine Nachfolgegeneration
von jungen Menschen, die sich der Aufgabe stellen.
Wir haben immer wieder die Situation, dass die
nachfolgende Generation, auch diejenigen, die sich
vor 20 Jahren oder vor 40 Jahren selbstständig ge-
macht hat, oftmals sagt: Was sich Vater und Mutter
angetan haben, also was die Unternehmensgrün-
der sich angetan haben, wollen die jungen Leute
nicht mehr. Sie sagen, sie gehen in andere ver-
meintlich ruhigere Jobs, gehen in andere Gefilde
leider oftmals auch, dass sie sagen, okay, wir ver-
lassen Thüringen, wir verlassen auch Deutschland.
Dem ist entgegenzuwirken. Da ist ein Prozess in
Gang zu setzen, der über Jahre in die falsche Rich-
tung gelaufen ist. Da ist unheimlich viel zu tun.

Zusammengefasst: Wir brauchen ein wirtschafts-
freundliches Klima in Thüringen, wir brauchen re-
gional abgestimmte Konzepte zur Standortentwick-
lung. Wir brauchen eine wirklich effektive Senkung
von Bürokratiekosten, das heißt regelmäßige Über-
prüfung aller Verwaltungsvorschriften. Da ist mir
gestern Abend wieder beim parlamentarischen
Abend des Handwerks ein immer wiederkehrender
Sachverhalt entgegengetreten. Wenn ein Hand-
werksbetrieb aus dem Bereich, in dem die Hygiene-
vorschriften eine Rolle spielen, nach zehn Jahren
sagt, okay, ich verlängere meinen Mietvertrag und
fange wieder an, bringe mein Unternehmen auf den
modernsten Stand der Technik, dann ist es nach
wie vor in Thüringen so, dass dann die Behörden
kommen in breitester Basis und sagen, Sie haben
den Bestandsschutz verloren, Sie fangen von vorn
an. Da wird alles an Vorschriften durchgedrückt,
was es da nur gibt. Auf die Nachfrage des Unter-
nehmers, was wäre denn passiert, wenn ich meine
zehn Jahre alte Fleischtheke, meine zehn Jahre al-
te Dunstabzugshaube im Bäckerhandwerk, meine
zehn Jahre alte Einrichtung behalten hätte? Da be-
kommt er lapidar die Antwort, dann hätten Sie Ihren
Bestandsschutz und es wäre nichts passiert. Das
ist nicht wirtschaftsfreundlich, unternehmerfreund-
lich und innovationsfreundlich. Das konterkariert
das Bemühen des Unternehmers, zu sagen, ich
stelle mich der modernen Zeit. Ich will auch etwas
Modernes für meine Kunden tun, ich will für mein
modernes Thüringen stehen.

Servicequalität der Verwaltungen erhöhen, auch da
will ich jetzt gar nicht gegen die Verwaltungsmitar-
beiter reden. Aber auch da sind sicherlich ein paar
Abläufe zu optimieren, die es wirklich ermöglichen,
dass ein besseres Hand-in-Hand-Gehen von Ver-
waltung und Unternehmerschaft passiert, oftmals
und nach wie vor fühlt sich der Unternehmer nicht
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als derjenige, der auch daran mitwirkt, die Verwal-
tungen zu bezahlen, dieses Gemeinwohl zu organi-
sieren, sondern eher Bittsteller ist für Almosen aus
dem Staatsapparat.

Letztlich und schließlich ein wirklich nachhaltiges
und ernsthaftes Überlegen, E-Government einzu-
führen im Sinne von Bürgern, aber natürlich auch
im Sinne von Unternehmen. Dass Abläufe verein-
facht werden, auf den technischen Standard des
Möglichen gebracht werden, auch hier sind wirklich
Bürokratiekosten zu sparen. Denn auch Bürokratie
bindet Mittel, bindet Geld und verhindert am Ende,
auf Möglichkeiten, Lohngestaltung oder Wettbe-
werbssituationen einzugehen.

Lebensqualität, Kulturangebot, Familienfreundlich-
keit, auch das bloße Pochen auf Tatbestände, die
sagen, okay, unsere Kinder sind betreut, werden
nicht nur dazu beitragen, dass wir einen guten Be-
treuungsschlüssel haben. Wir brauchen auch eine
gelebte Betreuung. Da ist es nach wie vor schwie-
rig, wenn ich um 16.50 Uhr in eine Kita komme und
die Kinder schon angezogen vor der Tür stehen,
wenn Kinder aufgrund von Krankheit von Lehrern
mal außerhalb der Zeit nach Hause kommen - Gott
sei Dank -, aber wie soll eine Mutter sich darauf
einstellen, wenn das Mädchen oder der Junge hier
mal zwei Stunden zu früh da sind, da brauchen wir
noch neue Konzepte, um wirklich etwas für Thürin-
gen zu tun. Vielen Dank so weit. Herr Staschewski,
vielleicht bekomme ich noch die Auskunft, wie lan-
ge der Bericht schon bei Ihnen war.

Vizepräsidentin Rothe-Beinlich:

Vielen Dank, Herr Abgeordneter Kemmerich. Das
Wort hat jetzt der Abgeordnete Dirk Adams für die
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Abgeordneter Adams, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und
Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen, sehr ver-
ehrte Gäste, ich will eine Sache noch einmal sagen,
die vielleicht eine Selbstverständlichkeit ist, aber
zumindest am Ende der Debatte zeigt sich eines,
dass der Mittelstand - für meine Fraktion kann ich ja
hier sprechen - eine außerordentlich große Wert-
schätzung in diesem Parlament hat und dass wir
das hier auch in dieser Diskussion ausdrücken wol-
len. Ich kann das auch ganz klar sagen. Ich will in
der Debatte einfach einmal unterstellen, dass alle
Vorrednerinnen und Vorredner viel Richtiges ge-
sagt haben und ich mich als Letzter darauf be-
schränken kann, da, wo ich abweiche, das noch
einmal deutlich zu machen. Ich will an der Stelle
vielleicht eine Sache vorwegstellen zu dem, was
Herr Kollege Kemmerich gesagt hat. Sie haben
mehrfach das Muster in Ihrer Rede beschrieben,
wenn der Staat - also das Parlament oder die Lan-

desregierung - nur zu den Unternehmern gehen
würde und sagen würde, sagt uns mal, was ihr ha-
ben wollt und dann tun wir das und dann wird alles
gut. Also was braucht ihr an Ausbildung, da ma-
chen wir mehr Ausbildung, dann haben wir genug
qualifizierte Fachkräfte. Ich habe meinen Zweifel,
ob die Welt so einfach ist. Das ist ja die große
Schwierigkeit, herauszufinden, was jetzt wirklich
den Unternehmen hilft. Die Landesregierung kann
ja nicht zu jedem einzelnen Unternehmer gehen
und fragen, was brauchst du, und dann machen wir
das, und was ist finanzierbar dabei. Das alles müs-
sen wir in Einklang bringen und das stellt ja die
große Schwierigkeit in der Wirtschaftspolitik dar.
Sonst wäre es ja relativ einfach.

(Zwischenruf Abg. Kemmerich, FDP: Sie
können ja den Fachverband fragen.)

Vielleicht möchte ich eines noch voranstellen: Auch
dieser Bericht enthält viel Richtiges, ist als Material-
sammlung, als Datenerhebung wichtig, man kann
nachlesen und sich in Diagrammen das noch mal
sehr gut vor Augen führen, wo steht der Thüringer
Mittelstand, wo haben wir Innovationspotenziale
und wo haben wir Probleme. Auch viele Vorredner
haben das gesagt, es findet sich natürlich viel Be-
kanntes darin. Ich will nur verweisen auf das Akti-
onsprogramm für Qualifikation und Fachkräftesi-
cherung, das vorgestellt wurde. Hier kann man
große Parallelen zu diesem Mittelstandsbericht fin-
den. Der Mittelstand - so würde ich es einmal zu-
sammenfassen und das ist meiner Meinung nach
das Ergebnis dieses Berichts - in Thüringen ist eta-
bliert, aber er ist immer noch fragil. Kleine Krisen
können dazu führen, dass diese Unternehmen in
Schwierigkeiten kommen. Ausschlaggebend dafür
sind eine geringe Eigenkapitaldecke und Ähnliches,
was alles hier schon richtig gesagt wurde.

Ich will einen Aspekt exemplarisch herausgreifen.
Und zwar beschreibt der Bericht, dass wir immer
weniger Gründungen in Thüringen haben und dass
wir seit Ende 2006 sogar ein Negativsaldo bei den
Gründungen haben. Das muss ich jetzt hier ganz
klar in Richtung der CDU sagen: Das ist ein Zeit-
punkt, an dem Sie Verantwortung lange schon ge-
tragen haben. Wenn Sie, Herr Heym, in Ihrer Rede
so ungefähr dargestellt haben, das haben wir alles
ganz super gemacht, dann muss man eine Sache
ganz klar sehen, die Frage besonders der innovati-
ven und technologieorientierter Gründungen ist ein
Riesenproblem in Thüringen. Da müssen Sie auch
ein Stück Verantwortung annehmen und Selbstkritik
üben und einmal schauen, was man da machen
kann.

Schauen wir einmal darauf - nur ganz kurz als Ab-
riss -, was empfiehlt die Wirtschaftsliteratur, was
empfehlen die Leute, wenn man Innovationen und
Gründungen, speziell innovative Gründungen, för-
dern will. Da gibt es immer wieder drei Dinge. Das
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Erste ist, man muss Migration fördern, zweitens
man muss die Frauen fördern, die ein enormes In-
novationspotenzial haben. Man muss die Migranten
fördern, weil sie einen extremen Leistungswillen ha-
ben, um hier voranzukommen, und sie sind mutig
und risikobereit und gehen diesen ersten Schritt zur
Gründung. Da müssen wir fördern und man muss
Bildung fördern. Man muss die Bildung fördern. Da
will ich mal eine Sache sagen: Gestern Abend hatte
ich manchmal ein kleines Schütteln, wenn ich diese
hausbackenen Vorstellungen, die da durch den
FDP-Fraktionsvorsitzenden dargelegt wurden, so-
zusagen als Proklamation für Thüringen gelten soll-
ten; wir wollen keine Innovationen im Bildungssys-
tem, wir wollen keine neuen Wege ausprobieren.
Das ist wirklich kein Beitrag dazu, Thüringen voran-
zubringen, das will ich Ihnen ganz deutlich sagen.

(Zwischenruf Abg. Kemmerich, FDP: Haben
Sie auch mit den Handwerkern gesprochen?)

Ich spreche regelmäßig mit Handwerkern. Ich will
aber auch eine Sache noch einmal ganz deutlich
machen, wenn ich über Migration spreche. Wir ha-
ben ja in der letzten Zeit - besonders auch hier im
Bildungsausschuss und durch die Initiativen von
Herrn Geibert, unserem Innenminister - eine Dis-
kussion zunehmend bekommen, nämlich die Aner-
kennung ausländischer Abschlüsse.

(Zwischenruf Abg. Koppe, FDP: Das war un-
ser Antrag.)

Ja, klar. Ich kritisiere Sie ja trennscharf an manchen
Stellen. Wo es um die Bildung geht, da finde ich, da
hat Herr Barth gestern keine gute Figur gemacht.
Das können Sie sich auch mal so anhören. Jetzt
komme ich zur CDU, lobe Sie erst einmal, dass
Herr Geibert mit dabei ist, um dann aber eines
deutlich zu machen: Die CDU hat es bis heute ab-
solut versäumt, das Bekenntnis zu Deutschland als
einem Einwanderungsland abzugeben und sich
darauf einzustellen,

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

unmissverständlich klarzumachen, dass wir Ein-
wanderung brauchen. Wenn man das einmal klar
hat, dann weiß man nämlich auch, dass man sol-
che Verfahren, solche Institutionen braucht, die uns
bei so einfachen Sachen wie dem Anerkennen von
Abschlüssen helfen müssen. Das kann die Hand-
werkskammer in Erfurt nicht selber machen. Die
können nicht den malischen Maurer anerkennen
und prüfen, was der für eine Qualifikation hat. Das
muss anders organisiert werden. Das haben Sie
versäumt. Wir wissen das alle noch aus dem An-
fang des Jahrtausends, als Rot-Grün einen großen
Schritt vorwärtsgegangen ist mit doppelter Staats-
bürgerschaft.

(Beifall SPD)

Da haben Sie demonstriert gegen uns, sprechen
vom Abendland, das untergehen wird, und heute
hoffe ich, erkennen Sie, dass wir ohne eine gute
Migrationspolitik keine gute Wirtschaftspolitik für
den Thüringer Mittelstand hinbekommen.

Ich will einen weiteren Punkt nur noch einmal ex-
emplarisch herausgreifen. Ich glaube, bei Ihnen,
Herr Heym, klang das schon mal an. In dem
Punkt 5.4 geht es um die Förderung der Wirt-
schaftsinfrastruktur. Man findet in diesem Bericht
jede Menge über A 38, 71, 72, über Ihre geliebte
Rhöntrasse, die Bundesstraßen, das alles findet
man darin, aber wir finden nichts über Breitband
darin, wir finden nichts über schnelle Netze. Ich sa-
ge nur eines: Wenn es die Politik der Thüringer
Landesregierung sein soll, dass die Leute im Alten-
burger Land den USB-Stick ins Auto packen und
dann schnell in eine Stadt fahren, die ein schnelles
Netz hat, um dann eine E-Mail abzusenden, dann
sind Sie auf dem Holzweg. Hier müssen wir ganz
klar sagen, weniger Beton, weniger Investitionen in
Beton und mehr Investition in das Breitband, das ist
Infrastrukturpolitik, die wir GRÜNEN meinen.

(Zwischenruf Abg. Heym, CDU: Da sind wir
miteinander.)

Herr Heym, da sind wir ja schon wieder einer Mei-
nung. Da komme ich noch einmal ganz kurz auf die
Rhöntrasse zurück. Ich glaube auch, eine Sache
muss man sehr deutlich noch einmal diskutieren:
Da sind Sie in einer Argumentationsfalle, wenn Sie
vorhin gesagt haben, es geht nicht darum, dass
fremde Leute mal in die Rhön kommen und sagen,
hier soll alles so bleiben wie es ist. Wenn man so
denkt, dann ist man latent immer in der Abwehr,
hier soll keiner herkommen. Wir wissen schon, wie
das hier gut geht. Wir brauchen aber ein ganz offe-
nes Klima,

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

ein Klima zu mehr Internationalität hin. Da hilft es
nicht viel, wenn man Leuten, nur weil sie 50 km ent-
fernt leben, abspricht, über die Rhön sich ein Urteil
zu erlauben, zumal sie Abgeordnete des Thüringer
Landtags sind. Das passt nicht, das passt eigentlich
auch nicht zu Ihnen. Sie sind doch Weltmann hoch
zehn und das passt nicht zu Ihnen.

(Heiterkeit im Hause)

(Zwischenruf Machnig, Minister für Wirt-
schaft, Arbeit und Technologie: So weit wür-
de ich nicht gehen.)

Herr Minister, ich wollte, nachdem wir uns vorhin so
angelegt haben, jetzt auch einmal eine Lobrunde
machen. Ich schaue mal, ob ich noch zu Ihnen
komme. Ja, ich weiß nicht, ob das noch dahin
kommt.

4228 Thüringer Landtag - 5. Wahlperiode - 46. Sitzung - 24.02.2011

(Abg. Adams)



(Zwischenruf Machnig, Minister für Wirt-
schaft, Arbeit und Technologie: Habe ich was
falsch gemacht?)

Zur Infrastruktur habe ich etwas gesagt. Ich glaube,
wenn man versucht, etwas zusammenzufassen,
dann müssen wir, und das ist mir hier noch nicht
deutlich genug geworden, den demographischen
Wandel betrachten. Nicht nur wenn wir über Ge-
bietsreform in Thüringen streiten, auch wenn wir
über wirtschaftliche Entwicklung streiten, müssen
wir das im Blick haben. Wir müssen den Blick dar-
auf wenden, dass wir Regionen haben, wenn wir
dort heute große Industriegebiete ausweisen, ob
wir morgen überhaupt noch genug Arbeitskräfte
dort vor Ort haben. Darauf müssen wir schauen. Es
hilft auch nichts, diesen demographischen Wandel
immer wieder vorzuschieben und zu sagen, ah, da-
rüber wollen wir nicht reden, es ist so unangenehm,
zu erklären, dass wir Gebiete haben, in denen wir
die Infrastruktur, die wir im Augenblick uns leisten,
uns in Zukunft nicht mehr leisten können. Dieses
Eingeständnis wäre ganz wichtig am Anfang. Ich
finde auch, und das ist bei vielen deutlich gewor-
den, Kreativität und Innovation - dazu habe ich et-
was gesagt - hier sind Frauen, Migranten und Bil-
dung unglaublich wichtig. Das müssen wir voran-
stellen. Ich will an der Stelle noch einmal etwas zur
Frauenförderung sagen. Wir haben hier im Parla-
ment ganz toll schon darüber diskutiert, aber wir
müssen jetzt auch in die Puschen kommen, dass
wir wirklich Programme bekommen, in denen wir
jungen Frauen die Chance geben, wieder einzustei-
gen, wo wir unterstützend tätig werden, dass diese
Frauen Verantwortung bekommen, dass sie eine
besondere Unterstützung bekommen bei Gründun-
gen, um hier Innovation und eine stabile mittelstän-
dische Wirtschaft aufbauen zu können.

Eine Sache möchte ich noch sagen, das fand ich
interessant. Ich bemerke, ich beziehe mich auf
Herrn Heym. Sie haben eine Sache herausgefun-
den, was ich ganz toll fand - die Kleingliedrigkeit
des Thüringer Mittelstands, der Thüringer Wirt-
schaft. Sie fanden eine Textstelle, wo das als posi-
tiv dargestellt wird. Interessant ist, ich habe die
Kleingliedrigkeit auch gefunden und darüber nach-
gedacht. Ich finde aber eine Textstelle, die das sehr
ambivalent sieht, und zwar auf der Seite 38 wird
hier geschrieben in dem Gutachten: „Die Kleinteilig-
keit der Thüringischen Wirtschaft kann sowohl als
Problem als auch als Chance verstanden werden.“
Ich glaube, dass diese Verliebtheit in die Kleinglied-
rigkeit ein falscher Weg ist. Ich glaube, dass diese
Verliebtheit in die Kleingliedrigkeit außer Acht lässt,
dass es mehr ein Problem ist. Die kleinen Unter-
nehmen haben ein Riesenproblem, sich am Markt
zu behaupten mit zu wenig Eigenkapital, zu wenig
Möglichkeit, FuE zu betreiben und zu wenig Mög-
lichkeit, auch selbst auszubilden. Das muss man
hier ganz klar sagen. Ich glaube, natürlich hat jedes

Ding eine Chance, aber diese Kleingliedrigkeit ist
mehr ein Problem.

Internationalität - habe ich schon gesagt - nach de-
mographischen Wandel beachten, kreativ und inno-
vativ sein, international sein, dazu habe ich alles
gesagt. Die CDU muss hier mal aufhören, die Da-
gegenpartei zu sein, raus aus der Blockade und
dann kommen wir gut voran. Wir können unseren
Mittelstand gemeinsam gestalten und dann wird der
Mittelstand weiter das kräftige Rückgrat der Thürin-
ger Wirtschaft sein. Vielen Dank.

Vizepräsidentin Rothe-Beinlich:

Vielen herzlichen Dank, Herr Adams. Das Wort hat
jetzt der Abgeordnete Lemb für die SPD-Fraktion.

Abgeordneter Lemb, SPD:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen
und Kollegen, ich weiß nicht, Kollege Adams, ob es
wirklich eine Verliebtheit in die Kleingliedrigkeit gibt.
So würde ich zumindest den Mittelstandsbericht
auch nicht bewerten, sondern ich finde, der Mittel-
standsbericht, der jetzt dankenswerterweise vorge-
legt worden ist, zeigt ja im Prinzip, und da darf ich
auch zitieren, eines deutlich auf: „Auf dem Weg
zum Innovationsmotor und zur Quelle des sozialen
Zusammenhaltes?“ Das ist, glaube ich, die ent-
scheidende Beschreibung in einem Satz für die
Frage der zukünftigen Ausrichtung. Denn darum
genau geht es. Wirtschaftspolitik, Unternehmertum,
wirtschaftlicher Erfolg sind ja an sich kein Selbst-
zweck für sich, sondern aktive Wirtschaftspolitik
und vorausschauende Sozialpolitik bilden zumin-
dest aus der Sicht meiner Fraktion eine unauflösba-
re Einheit und, es kommt ein Drittes hinzu, da glau-
be ich, Kollege Adams, sind wir uns sehr einig, das
Dritte ist die Nachhaltigkeit in der wirtschaftlichen
Ausrichtung, die Nachhaltigkeit als die notwendige
Komponente für zukünftigen gesellschaftlichen
Fortschritt. Nur wenn wir dies beachten, nur wenn
wir die Rahmenbedingungen hierfür entsprechend
ausgestalten, dann können wir das, was der Mittel-
standsbericht auch in 2010 deutlich gemacht hat,
die notwendigen Veränderungen im Steuern der
Wirtschaftspolitik weiter vorantreiben. Der Mittel-
standsbericht 2010 hat auch sehr deutlich gemacht,
dass es dringend erforderlich war - und das setzen
wir ja seit 2009 konsequent um -, ein Umsteuern in
der Wirtschaftspolitik in Thüringen zu veranlassen.
Hier wird sehr deutlich, dass Herr Kemmerich viel-
leicht an der einen oder anderen Stelle den Mittel-
standsbericht nicht richtig ausgelegt hat, weil ich
glaube, und das zeigt ja die praktische Wirtschafts-
politik in Abwandlung eines anderen Zitats: Noch
nie war Wirtschaftspolitik so konkret wie heute in
Thüringen. Das zeigt sich auch durch eine Vielzahl
der entsprechenden Maßnahmen.
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Der Titel des Berichts zeigt, in welche Richtung es
gehen muss. Innovation ist das Stichwort, Innovati-
on ist die Herausforderung für die künftige Entwick-
lung. Auch hier will ich noch mal deutlich machen,
ohne aus Zeitgründen näher darauf einzugehen,
dass unter diesem Gesichtspunkt der Verknüpfung
der kleinteiligen Thüringer Wirtschaft, der Verknüp-
fung zwischen Mittelstand und Innovation auch im
Koalitionsvertrag zwischen CDU und SPD im
Jahr 2009 die notwendigen Schritte festgeschrie-
ben sind und die notwendigen Handlungsoptionen
miteinander vereinbart wurden.

Der Mittelstandsbericht 2010 bestätigt uns, bestä-
tigt die Regierungskoalition in der wirtschaftspoliti-
schen Ausrichtung nachdrücklich sowohl in der
Analyse als auch in der Ausrichtung der Wirt-
schaftspolitik. Die Basis ist in Ordnung, das bele-
gen die Zahlen. Die Thüringer Wirtschaft wächst,
der Industrieumsatz stieg innerhalb eines Jahres
um fast 15 Prozent. Auch der Arbeitsmarkt hat sich
in Teilbereichen erholt, allerdings, das will ich an
der Stelle nicht unerwähnt lassen, natürlich nicht
ohne darauf hinzuweisen, dass der Arbeitsmarkt
nach wie vor leider von einer hohen Pendlerquote
profitiert und leider auch von einer deutlich gewach-
senen Zahl an Leiharbeitnehmerinnen und Leihar-
beitern. Insofern hat Kollege Heym natürlich recht,
wenn er die Mindestlohnregelung im Rahmen der
Hartz-IV-Gesetzgebung lobt. Allerdings will ich
auch darauf hinweisen, dass das natürlich keines-
falls ausreichend ist, sondern der Grundsatz „Glei-
cher Lohn für gleiche Arbeit“ also Equal Pay muss
auch im Rahmen der Leiharbeit gelten. In diesem
Zusammenhang wird der eine oder andere festge-
stellt haben, dass die Gewerkschaften dazu heute
einen bundesweiten Aktionstag durchführen.

Der Aufschwung, liebe Kolleginnen und Kollegen,
ist damit zum Teil auch ein Beschäftigtenauf-
schwung. 3,6 Prozent höher war die Beschäftigung
im Dezember 2010 im Vergleich zum Vorjahr. Eini-
ge haben die Krise genutzt und ihre Unternehmen
neu ausgerichtet. Das gilt insbesondere für den Mit-
telstand. Andere, auch das belegen die Zahlen des
Mittelstandsberichts, brauchen weitere Hilfen, um
dies zu meistern. Das bedeutet, Wirtschaftspolitik in
Thüringen muss flexibel ausgerichtet sein, um die
notwendigen entsprechenden Weichenstellungen
politisch zu flankieren. Gerade diese Situation er-
laubt es uns, nicht nur zu handeln, sie erfordert es
geradezu, so dass wir am Ende des Prozesses
deutlich machen können und müssen: Der Mittel-
stand wird neu ausgerichtet. Neu ausgerichtet heißt
für uns insbesondere, neu ausgerichtet an den grü-
nen Märkten der Zukunft. Unser Ziel ist und bleibt,
Thüringen als grünen Motor zu vermarkten. So wie
„Made in Germany“ überall auf der Welt nach wie
vor einen guten Ruf hat, so wollen wir, so will meine
Fraktion, dass Thüringen untrennbar mit dem
GreenTech verbunden wird.

(Beifall SPD)

Diese Potenziale, liebe Kolleginnen und Kollegen,
zu nutzen, dazu brauchen wir verlässliche Rahmen-
bedingungen. Wir müssen dazu die einen oder an-
deren Hindernisse, die noch da sind, aus dem Weg
räumen. Das bedeutet insbesondere, dem Mittel-
stand den notwendigen Zugang an Kreditlinien zu
gewähren und damit - das ist bereits angesprochen
worden - die notwendige Eigenkapitalbasis zur Ver-
fügung zu stellen.

Wir brauchen vor allen Dingen aber die richtigen
Rahmenbedingungen für Forschung und Entwick-
lung. Nicht nur die Betriebsdichte ist für die Weiter-
entwicklung der Thüringer Wirtschaft entscheidend,
wir brauchen auch ein höheres Innovationspotenzi-
al. Wir brauchen mehr Patentanmeldungen, wir
brauchen mehr Investitionen in Forschung und Ent-
wicklung. Da ist Stillstand kein guter Ratgeber für
die weitere Entwicklung. Nichts anderes als die Be-
schleunigung des Strukturwandels in der Wissens-
gesellschaft auch durch wissensintensive Dienst-
leistungen liegt vor uns. Da haben die Klein- und
Kleinstbetriebsstruktur unserer Thüringer Wirtschaft
einen erheblichen Nachholbedarf, den wir aufholen
wollen und müssen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, nicht zuletzt - auch
das ist bereits angesprochen worden - brauchen wir
qualifizierte Fachkräfte, um all diese Herausforde-
rungen auch in Zukunft bestreiten zu können. Auch
das belegt der Mittelstandsbericht: Die Stärkung
des Humankapitals, die Bekämpfung des Fachkräf-
temangels sieht er ebenso notwendig an wie eine
klare Profilierung bei der Innovationsförderung.
Deshalb müssen sich Unternehmen selbst und wir
als Politik bei der Mittelstandsförderung stärker dar-
auf konzentrieren, dass wir qualitativ hochwertige
Beschäftigung schaffen. Gefordert wird deshalb
richtigerweise im Mittelstandsbericht neben einer
Verbesserung des Lohnniveaus auch die Intensivie-
rung der betrieblichen Weiterbildung vor allem älte-
rer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Auch dazu ist
gestern sehr ausführlich im Rahmen des parlamen-
tarischen Abends mit den Handwerkern diskutiert
worden.

Die Deckung des Fachkräftebedarfs ist demnach
die Schüsselfrage für die weitere ökonomische Ent-
wicklung im Freistaat. Wir müssen deshalb, Kolle-
ginnen und Kollegen, das, was mit dem Aktionspro-
gramm „Fachkräftesicherung und Qualifizierung“
ins Leben gerufen worden ist, auf den Weg ge-
bracht worden ist, weiterentwickeln. In diesen fünf
Leitlinien des Programms sind die notwendigen
Maßnahmen für die weiteren politischen Weichen-
stellungen und damit auch die konkrete Hilfestel-
lung des Freistaats für den Mittelstand in Thüringen
untersetzt.

Auch hinsichtlich der innovativen Profilierung be-
grüßt der Mittelstandsbericht die mit dem Förder-
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programm „Thüringen-GreenTech“ begonnene
Schwerpunktsetzung und im Rahmen des Energie-
effizienzprogramms die Ausrichtungen, die dazu
dienen werden, letztendlich auch Kosten für die Un-
ternehmen einzusparen. Das alles wird gebündelt
werden im Zukunftsatlas 2020. Hierfür liefert der
Mittelstandsbericht auch die notwendigen Eckda-
ten. Der Bericht zeigt letztlich vor allem, die seit
2009 eingeschlagene Richtung in der Wirtschafts-
politik stimmt. Auf diesem Weg müssen wir weiter
vorangehen. Mit diesen Maßnahmen, die wir auf
den Weg gebracht haben, stärken wir den Mittel-
stand und können damit die weitere Entwicklung
der wirtschaftlichen Entwicklung in Thüringen posi-
tiv begleiten. Herzlichen Dank für die Aufmerksam-
keit.

(Beifall SPD)

Vizepräsidentin Rothe-Beinlich:

Vielen herzlichen Dank, Herr Abgeordneter Lemb.
Es hat sich jetzt noch einmal Staatssekretär Sta-
schewski zu Wort gemeldet.

Staschewski, Staatssekretär:

Danke schön. Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr
geehrte Damen und Herren Abgeordnete, da ich an
der einen oder anderen Stelle direkt angesprochen
worden bin, doch noch ein oder zwei kleine Hinwei-
se. Es ist ein Bericht, der beschreibt auch eine Ent-
wicklung über einen gewissen Zeitraum. Sie kön-
nen davon ausgehen, wenn wir über den Zukunfts-
atlas diskutieren, dass da sehr detailliert und sehr
gut in die Zukunft geschaut wird und die Perspekti-
ven für unser Land, für unseren Freistaat herausge-
arbeitet werden. Darüber hinaus möchte ich auch
noch einmal sagen, hätten wir den Bericht ge-
macht, hätte er vielleicht auch ein bisschen anders
ausgesehen. Das kann man dann bei dem nächs-
ten Bericht sicherlich beurteilen und gern stellen wir
uns dann auch der Diskussion. Herzlichen Dank.

(Beifall SPD)

Vizepräsidentin Rothe-Beinlich:

Vielen herzlichen Dank, Herr Staatssekretär. Ge-
statten Sie eine Nachfrage vom Abgeordneten
Kemmerich, der sich soeben gemeldet hat?

Staschewski, Staatssekretär:

Ja, Herr Kemmerich.

Abgeordneter Kemmerich, FDP:

Ganz konkret, Herr Staschewski: Von wann ist der
Bericht? Er hat ja ein Erstellungsdatum oder ein
Abgabedatum, wann er im Ministerium eingegan-
gen ist. Das muss sich doch feststellen lassen.

Staschewski, Staatssekretär:

Es war so: Der Bericht ist noch von der alten Lan-
desregierung in Auftrag gegeben worden, dann gab
es einen Entwurf, der uns im Herbst oder im No-
vember vorgelegt wurde und dieser ist dann noch
einmal überarbeitet worden. Entsprechend zügig ist
er dann von uns nach dem Regierungswechsel
auch veröffentlicht worden. Im Übrigen verweise ich
auf § 19 im Mittelstandsfördergesetz. Da ist klar de-
finiert, dass mindestens alle fünf Jahre, in ange-
messenen Zeitabständen so ein Bericht gegeben
werden muss. Wir sind da, glaube ich, gut in der
Zeit.

Vizepräsidentin Rothe-Beinlich:

Vielen herzlichen Dank, Herr Staatssekretär. Ich
sehe keine weiteren Wortmeldungen. Kann ich da-
von ausgehen, dass das Berichtsersuchen erfüllt ist
oder erhebt sich Widerspruch? Das ist nicht der
Fall, dann schließe ich diesen Tagesordnungs-
punkt.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 10

Lockerung bzw. Abschaffung
der räumlichen Beschränkung
nach dem Asylverfahrensge-
setz und dem Aufenthaltsge-
setz
Antrag der Fraktion der FDP
- Drucksache 5/2273 -

Wünscht die Fraktion der FDP das Wort zur Be-
gründung? Ja. Herr Bergner, Sie haben das Wort.

Abgeordneter Bergner, FDP:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. Meine sehr verehr-
ten Kolleginnen und Kollegen, wir hatten, wie Sie
sich sicherlich erinnern, im vergangenen Jahr einen
Antrag zur Residenzpflicht eingebracht. Sie finden
das unter den Drucksachennummern 5/981 und
5/1343. Dieser Antrag wurde, wie Sie sich erinnern,
abgelehnt. Die Landesregierung hatte versprochen,
bis Oktober 2010 eine Lösung zu präsentieren, die
zumindest eine Lockerung der Residenzpflicht be-
deuten würde. Wie Sie wissen, ist das bislang eine
Fehlanzeige. Wir haben Februar 2011 und das Ver-
sprechen für Oktober 2010 ist bislang nicht einge-
löst. Im Januar, meine Damen und Herren, habe ich
von dieser Stelle aus versprochen, dass wir an dem
Thema dranbleiben werden und es weiter nach
vorn bringen wollen. Das tun wir mit diesem Antrag,
der sich in zwei Teile unterteilt: Erstens die Auffor-
derung zu einer Lockerung oder Abschaffung der
Residenzpflicht mit einer konkreten Fristsetzung,
weil wir meinen, dass es notwendig ist, hier einen
gewissen Nachdruck zu bringen und zweitens der
Antrag auf Berichterstattung zur aktuellen Situation,
weil wir meinen, dass es notwendig ist, sich auch in
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diesem Hause ein umfassendes Bild zu verschaf-
fen.

Meine Damen und Herren, ich bitte Sie um Zustim-
mung zu unserem Antrag und freue mich auf die
Debatte.

(Beifall FDP)

Vizepräsidentin Rothe-Beinlich:

Vielen herzlichen Dank für die Einbringung, Herr
Bergner. Die Landesregierung erstattet einen So-
fortbericht zu Nummer 2 des Antrags. Für die Lan-
desregierung darf ich Herrn Minister Geibert das
Wort erteilen.

Geibert, Innenminister:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. Sehr geehrte Da-
men und Herren Abgeordnete, die Thematik
„Lockerung bzw. Abschaffung der Residenzpflicht“
wurde letztmals in der Landtagssitzung am 8. De-
zember 2010 erörtert. Im Rahmen dieser Plenarsit-
zung hatte ich bereits darauf hingewiesen, dass die
Meinungsbildung innerhalb der Landesregierung
noch nicht abgeschlossen sei und deshalb ein ge-
nauer Termin für den Erlass einer Rechtsverord-
nung noch nicht genannt werden könne. Diese Aus-
führungen gelten nach wie vor. Lassen Sie mich
nach dieser Vorbemerkung zu dem Berichtsersu-
chen unter Ziffer 2 des Antrags kommen. Für die
geduldeten Ausländer stellt sich die Rechtslage in
Thüringen wie folgt dar: Nach der Verwaltungsvor-
schrift „Handakte für die Ausländerbehörden“ sind
für Geduldete grundsätzlich die gleichen räumli-
chen Beschränkungen zu verfügen wie bei Asylbe-
werbern. Das heißt, in der Regel wird ihr Aufenthalt
räumlich auf das Gebiet des zugewiesenen Land-
kreises oder der kreisfreien Stadt beschränkt. Aus-
nahmen davon können nach § 61 Abs. 1 Satz 3
Aufenthaltsgesetz zum Beispiel bei langjährig Ge-
duldeten zugelassen werden, damit sie überregio-
nal einer Beschäftigung nachgehen können. Da-
rüber hinaus besteht nach § 12 Abs. 5 Aufenthalts-
gesetz bei Geduldeten die Möglichkeit, ihnen im
Einzelfall zu erlauben, vorübergehend den Aufent-
haltsbereich der räumlichen Beschränkung zu ver-
lassen. Dies kann zum Beispiel zum Besuch von
Familienangehörigen oder Freunden oder zum Auf-
suchen von Betreuungsorganisationen der Fall
sein. Die Vorschrift entspricht inhaltlich weitgehend
den Regelungen für Asylbewerber in § 58 Asylver-
fahrensgesetz. Ich gehe davon aus, dass bei den
Ausländerbehörden in Thüringen entsprechend der
Erlasslage verfahren wird. Jedenfalls liegen mir kei-
ne gegenteiligen Erkenntnisse vor. Insbesondere
auch nicht über eine besonders restriktive Handha-
bung der Anordnung nach § 61 Abs. 1 Aufenthalts-
gesetz.

(Zwischenruf Abg. Berninger, DIE LINKE:
Nichts sehen, nichts hören, nichts sagen.)

Es ist beabsichtigt, auch künftig im Erlassweg si-
cherzustellen, dass für Geduldete grundsätzlich die
gleichen räumlichen Beschränkungen gelten wie für
Asylbewerber. Vielen Dank für Ihre Aufmerksam-
keit.

(Beifall CDU)

Vizepräsident Gentzel:

Danke, Herr Minister, für den Sofortbericht. Ich er-
öffne die Aussprache. Ich gehe einmal aufgrund der
vorliegenden Rednerliste davon aus, dass die Aus-
sprache von allen Fraktionen gewünscht wird. Das
Wort hat die Abgeordnete Rothe-Beinlich von der
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Abgeordnete Rothe-Beinlich, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN:

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrter Herr
Minister, meine sehr geehrten Damen und Herren,
vielen Dank zunächst für den Sofortbericht. Vor al-
lem aber ein ganz herzliches Dankeschön an dieser
Stelle der FDP für die Beharrlichkeit - das will ich
ganz deutlich sagen -, zu diesem Thema „Resi-
denzpflicht“ immer wieder bei der Landesregierung
nachzuhaken. Denn ich hatte ein wenig den Ein-
druck, als ich soeben den Bericht von Ihnen gehört
habe, dass dieser doch relativ wenig mit der Reali-
tät der Betroffenen in Thüringen zu tun hat und wir
mitnichten erleben, dass sich tatsächlich etwas mit
Ausnahme von Ankündigungen getan hat. Wie wir
als Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zum The-
ma „Residenzpflicht“ stehen, haben wir schon sehr
oft und auch sehr deutlich klargemacht. Ich kann es
aber auch gern noch einmal wiederholen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Möglicherweise erreicht man bei der Landesregie-
rung nur durch ständige Wiederholungen von For-
derungen das Ziel, dass diese auch irgendwann -
so will ich es einmal benennen - Wirklichkeit wer-
den oder ernst genommen werden. Ich habe den
Eindruck - zumindest habe ich das so bei Herrn
Bergner herausgehört, der diesen Antrag erneut
eingebracht hat -, dass offenkundig keine Bewe-
gung bisher in diese Thematik gekommen ist, zu-
mindest nicht in dem Sinne, wie wir sie uns erhofft,
wie es sich die Betroffenen erhofft haben. Ich wer-
de nachher auch noch einmal kurz auf diejenigen
eingehen, die in Thüringen schon sehr lange in die-
ser Frage aktiv sind.

Wir wünschen uns ein grundsätzliches Umdenken
in diesem Parlament, was die Frage der Residenz-
pflicht, sprich, die Einschränkung der Bewegungs-
freiheit, nur um das noch einmal deutlich zu ma-
chen, anbelangt. Wir schließen uns in der Hinsicht
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auch der Forderung der FDP an, die Abschaffung
der Residenzpflicht für Asylbewerberinnen und
Asylbewerber bis zum 30. April 2011 zu erlassen.

(Beifall DIE LINKE)

Eine Lockerung der Residenzpflicht wäre in unse-
ren Augen, das will ich auch ganz deutlich sagen,
nicht konsequent genug, aber ein erster Schritt in
die richtige Richtung.

(Beifall FDP)

Auch das haben wir bereits im September und bei
der erneuten Debatte im Dezember zu dieser The-
matik herausgestellt.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, versetzen
wir uns doch noch einmal in die Lage der Asylsu-
chenden und derjenigen, die von der Residenz-
pflicht betroffen sind. Ganz alltägliche Dinge - wir
haben das hier schon häufiger diskutiert - wie den
Gang zum Supermarkt, ein Arztbesuch oder ein-
fach nur eine Fahrt, um Verwandte oder Freunde in
einer anderen Stadt zu besuchen oder einen Got-
tesdienst oder eine andere religiöse Veranstaltung,
eine Sportveranstaltung oder was auch immer, ist
aufgrund der Residenzpflicht nicht einfach möglich,
dafür brauchen Menschen einen so beschönigt be-
zeichneten Urlaubsschein, der sie zum Verlassen
des Landkreises ermächtigt.

Mobilität, meine sehr geehrten Damen und Herren
von der Landesregierung, ist ein Menschenrecht.
Und gegen dieses Menschenrecht wird durch die
absurde Regelung der Residenzpflicht aus unserer
Sicht tagtäglich verstoßen. Nicht selten entscheiden
über die Genehmigung des sogenannten Urlaubs-
scheins Willkür und Bürokratie, auch diese Fälle
sind hier schon häufiger vorgetragen worden.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Wer ohne Genehmigung die Grenze eines Land-
kreises übertritt und dabei - ich nenne es jetzt ein-
mal so - erwischt wird, hat mit harten Sanktionen zu
rechnen und wird auch gleich in der Statistik derje-
nigen mit aufgenommen, die Gesetzesüberschrei-
tungen begehen. Können Sie sich, können wir uns
in diese Lage hineinversetzen? Wir meinen, dass
das mit Menschenwürde und mit dem Recht auf
Mobilität und freie Bewegung tatsächlich nichts zu
tun hat.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Warum aber wollen wir in Thüringen nicht den In-
itiativen anderer Bundesländer folgen? In Berlin
und Brandenburg gibt es Vereinbarungen, Asylsu-
chenden und geduldeten Flüchtlingen unter be-
stimmten Voraussetzungen Dauererlaubnisse für
den Aufenthalt im jeweils anderen Land zu erteilen;
ich rede jetzt vom anderen Bundesland.

Am 15. Juli 2010 hat der Landtag Nordrhein-West-
falen - das ist im Übrigen das größte Bundesland,
so groß wie alle neuen Bundesländer von der Flä-
che her gemeinsam - einen Antrag verabschiedet,
wonach Asylbewerberinnen und Asylbewerber so-
wie Geduldete - gestatten Sie, dass ich zitiere aus
der Landtagsdrucksache 15/32, Herr Präsident -
„sich erlaubnisfrei im gesamten Gebiet des Bundes-
landes Nordrhein-Westfalen aufhalten zu dürfen.“
So lautet das Zitat. Zur Erinnerung: Nordrhein-
Westfalen ist ein sehr viel größeres Bundesland als
Thüringen.

Warum, das frage ich mich, haben wir in Thüringen
gegebenenfalls Angst davor, ohne Residenzpflicht
die Kontrolle über unsere Asylsuchenden zu verlie-
ren? Das Argument, dass die Asylbewerberinnen
und Asylbewerber aufgrund der Residenzpflicht
besser erreichbar seien, wird doch mit diesem Bei-
spiel ad absurdum geführt. Vielleicht sollten die Da-
men und Herren der Landesregierung hier mal
einen Informationsaustausch mit Nordrhein-Westfa-
len oder den anderen Bundesländern starten, die
die Residenzpflicht bereits auf die Landesgrenzen
ausgeweitet haben.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Auch in Bayern übrigens, meine sehr geehrten Da-
men und Herren insbesondere von der CDU, wur-
den die zugewiesenen Aufenthaltsbereiche für
Asylsuchende von den Landkreisen auf Regie-
rungsbezirke erweitert.

Ich möchte an dieser Stelle auch noch einmal auf
den Aufruf der Evangelischen Kirchen Mittel-
deutschlands aufmerksam machen, die die Ab-
schaffung der Residenzpflicht gefordert haben.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Es gab außerdem, das möchte ich auch noch ein-
mal erwähnen, eine Online-Petition auf Bundesebe-
ne, die 11.000 Unterzeichnerinnen und Unterzeich-
ner gefunden hat, die sich für die Aufhebung der
Residenzpflicht stark machen. Weiterhin hat das
Katholische Büro hier in Thüringen beispielsweise
unterstützt, dass - gestatten Sie, dass ich zitiere,
Herr Präsident - „die Residenzpflicht konsequenter-
weise auf ganz Thüringen ausgeweitet werden soll-
te.“ Es gibt in Thüringen eine breite Unterstützung
für die Forderung nach der Abschaffung der Resi-
denzpflicht.

Sehr geehrte Damen und Herren der Landesregie-
rung, springen Sie über Ihren Schatten, kommen
Sie dieser Forderung endlich und so schnell wie
möglich nach

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

und folgen Sie insofern dem Anliegen der FDP und
anderer Fraktionen hier im Hause, die schon lange
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für die Abschaffung der Residenzpflicht werben.
Vielen herzlichen Dank.

(Beifall DIE LINKE, FDP, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Gentzel:

Danke, Frau Abgeordnete. Das Wort hat jetzt Abge-
ordnete Holbe von der CDU-Fraktion.

Abgeordnete Holbe, CDU:

Sehr geehrter Herr Präsident, meine Damen und
Herren, auch ich begrüße den Antrag der FDP-
Fraktion, der uns in Drucksache 5/2273 vorgelegt
wird, weil er uns hilft, dass wir das Thema Locke-
rung der Residenzpflicht mit der räumlichen Be-
schränkung nach dem Asylverfahrensgesetz und
Aufenthaltsgesetz nicht aus dem Blick verlieren.
Die letzte Befassung - das ist hier schon benannt
worden - war im Mai 2010. Danach haben wir eine
umfängliche Befassung im Innenausschuss gehabt
und dann die Plenarsitzung hier schlussendlich
zum 10.09. Sowohl der damalige Innenminister
Prof. Dr. Huber als auch der jetzige Innenminister
Jörg Geibert haben die Rechtsverordnung ange-
kündigt, die eine maßvolle Lockerung für die Resi-
denzpflicht hier in Thüringen vorsieht. Aus den
durchgeführten Anhörungen konnten Hinweise und
Anregungen eingearbeitet werden durch das Innen-
ministerium und der Verordnungsentwurf sieht nun-
mehr vor, dass sich ein Asylbewerber in dem Be-
reich, der ihm von der zuständigen Ausländerbe-
hörde zugewiesen worden ist, erlaubnisfrei bewe-
gen darf und darüber hinaus weiterhin erlaubnisfrei
im Bezirk der angrenzenden Gebiete mit minde-
stens einer kreisfreien Stadt aufhalten darf. Für je-
de Gebietskörperschaft wurden die räumlichen
Grenzen festgelegt. Wir sehen darin eine maßvolle
Erweiterung und haben diesen Entwurf mit Freude
zur Kenntnis genommen. Er befindet sich in der
Ressortabstimmung, und das seit Monaten. Ich ha-
be vorhin die Befassung genannt, die letzte im No-
vember, das heißt, seit einem halben Jahr ist dieser
Entwurf im Justizministerium.

Mit dem Entwurf sehen wir die Umsetzung der im
Koalitionsvertrag festgelegten Festlegungen erfüllt.
Diese lautet, dass die Residenzpflicht für Asylbe-
werber im räumlichen Bezug erweitert wird. Nun
sind wir in der CDU-Fraktion durchaus daran inter-
essiert, dass hier diese Lockerung möglichst zeit-
nah erfolgt, und es erschließt sich mir nicht, wes-
halb im Justizministerium hier schon so lange ge-
prüft und gearbeitet wird, ohne dass diese Res-
sortabstimmung erfolgt. Insofern bitte ich im Namen
meiner Fraktion, dass wir das, was auf den Weg
gebracht worden ist, den Entwurf, endlich vorgelegt
bekommen, dass dieser umgesetzt wird. Denn
wenn es nicht passiert, bleibt es bei der alten Lö-
sung, bei der alten Gesetzeslage und ich glaube,

wir haben uns auch da im Ausschuss dazu be-
kannt, diese maßvolle Lockerung in unserem Land
umzusetzen. Man kann das Sprichwort, was ja oft
genommen wird „Was lange währt, wird gut“, hier
nicht unbedingt heranziehen. Deswegen plädiere
ich hier im Namen meiner Fraktion für eine zügige
Umsetzung und, ich denke, eine weitere Behand-
lung im Innenausschuss ist nicht nötig. In Punkt 2
ist mit dem gegebenen Sofortbericht der aktuelle
Stand der Behandlung vorgetragen worden. Dieser
ist erfüllt und den Antrag in Punkt 1 lehnen wir ab.
Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall CDU)

Vizepräsidentin Rothe-Beinlich:

Vielen Dank, Frau Abgeordnete Holbe. Das Wort
hat jetzt die Abgeordnete Berninger für die Fraktion
DIE LINKE.

(Zwischenruf Abg. Emde, CDU: Freie Rede.)

Abgeordnete Berninger, DIE LINKE:

Irgendwer sagte jetzt „freie Rede“. Ich verspreche
es, bis auf die Zitate, Herr Emde, die ich anführen
werde.

(Zwischenruf Abg. Ramelow, DIE LINKE:
Aber die bitte korrekt angeben.)

Wo soll ich denn die Quellenangaben hinschreiben,
unten an den Rand oder?

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Frau Hol-
be, es ist schon ungeheuerlich, was man sich hier
anhören muss. Sie haben a) Ihre Rede vom
10. September letzten Jahres ein bisschen umfor-
muliert, aber ansonsten im Prinzip dasselbe gesagt,
aber ungeheuerlich finde ich schon diesen Vorwurf,
dass es jetzt am Justizministerium läge, dass die
Verordnung, von der wir ja damals im August schon
im Innenausschuss gehört hatten, noch nicht verab-
schiedet ist. Wenn der Kenntnisstand, den ich ha-
be, richtig ist, war in der Kabinettsberatung, in der
letzten zu dieser Verordnung, die das Innenministe-
rium vorgelegt hatte, mit den von Ihnen beschriebe-
nen Prämissen, ein Entwurf, ein etwas veränderter
Entwurf des Justizministers eingebracht worden.
Daraufhin hat dann der Innenminister, wenn das
stimmt, was ich gehört habe, seinen Entwurf zu-
rückgezogen und im Moment haben wir überhaupt
keinen Diskussionsstand

(Zwischenruf Geibert, Innenminister: Das
stimmt doch gar nicht.)

oder Sie müssten mal informieren, Herr Minister,
und dann eben offen und ehrlich.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, DIE LIN-
KE ist und bleibt dabei, das wird Sie nicht überra-
schen, die Residenzpflicht gehört abgeschafft.
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(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Solange die Residenzpflicht nicht auf Bundesebene
im Asylverfahrensgesetz § 58 abgeschafft ist, sind
wir dafür, ebenso wie viele Flüchtlingsorganisatio-
nen, Wohlfahrtsorganisationen, Kirchen - Frau Ro-
the-Beinlich hat sie erwähnt -, dass wenigstens auf
der Ebene der Bundesländer die Residenzpflicht
auf das Gebiet des Bundeslandes ausgeweitet wird
und Möglichkeiten geschaffen werden,

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

wie sie beispielsweise Berlin und Brandenburg mit-
einander vereinbart haben, dass Asylsuchende mit
einer Aufenthaltsgestattung und auch geduldete
Flüchtlinge auch länderübergreifend sich frei bewe-
gen können.

Ich muss mich einfach dem Dank an die FDP-Frak-
tion anschließen. Genau das Wort beharrlich, was
Frau Rothe-Beinlich verwendet hat, wollte ich auch
verwenden. Ich bin wirklich dankbar, dass Sie an
dem Thema drangeblieben sind und dass Sie auch,
das wird aus Ihrem Antragstext nicht deutlich, of-
fensichtlich die Debatte auf Bundesebene verfolgt
haben. Herr Pidde hat vorhin, glaube ich, im Tages-
ordnungspunkt 8, zu einem Antrag gesagt, der hät-
te von jeder anderen Fraktion auch kommen kön-
nen, das gilt für dieses Thema ganz genauso mei-
nes Erachtens. Die FDP hat die bundespolitische
Debatte verfolgt und sie war schneller, das muss
man neidlos anerkennen. Vielen Dank. Selbstver-
ständlich unterstützt die Fraktion DIE LINKE die In-
tention dieses Antrags.

Die Residenzpflicht schränkt die Rechte von Flücht-
lingen ein. Sie ist eine Einschränkung des Arti-
kels 13 der Allgemeinen Erklärung der Menschen-
rechte der da heißt - ich zitiere -: „Jeder Mensch hat
das Recht auf Freizügigkeit und freie Wahl seines
Wohnsitzes innerhalb eines Staates.“ Die Resi-
denzpflicht schränkt die Bewegungsfreiheit der
Menschen ein. Ich möchte mit den Argumenten des
Flüchtlingsrates Thüringen argumentieren, der die
Residenzpflicht für verfassungsrechtlich höchst be-
denklich hält, ich zitiere - der Flüchtlingsrat Thürin-
gen sagt: „Der ‚Residenzpflicht’ des Asylverfahrens-
gesetzes liegt kein zu schützendes und der Freizü-
gigkeit gleichwertiges Rechtsgut zu Grunde. Weder
ist die verfassungsmäßige Ordnung durch das kurz-
zeitige Verlassen des Landkreises gestört noch
werden Rechte anderer dabei verletzt, woraus
schlussfolgernd die Einschränkung des allgemei-
nen Grundrechts auf Freizügigkeit gerechtfertigt
werden könnte.“

Die Einschränkung der Bewegungsfreiheit führt für
gestattete und geduldete Flüchtlinge zu sozialer
Ausgrenzung und Isolation und es erschwert diesen
Menschen die Teilhabe am kulturellen und gesell-

schaftlichen Leben, deshalb ist sie abgelehnt. Wir
haben bereits in 2010 hier in diesem Haus über den
Antrag der FDP-Fraktion debattiert, der aus dem
Mai 2010 datiert war. Wir hatten eine schriftliche
Anhörung im August hier im Innenausschuss. In der
Beratung des Antrags im September im Innenaus-
schuss wurde mit Mehrheit der Stimmen der Regie-
rungsfraktionen eine Beschlussempfehlung verfasst
und beschlossen, die diesen Antrag ablehnt, ob-
wohl in der schriftlichen Anhörung sich 12 von
16 anzuhörenden Expertinnen und Experten für die
Abschaffung der Residenzpflicht auf Bundesebene
ausgesprochen haben, mindestens aber für die
Ausweitung der Bewegungsfreiheit, also die Locke-
rung der Residenzpflicht, auf das Gebiet des Frei-
staates Thüringen.

Die Argumente der Regierungsfraktionen im Innen-
ausschuss damals waren - ähnlich wie Frau Holbe
eben schon gesagt hat -, die Erweiterung, die
Lockerung sei ohnehin geplant und außerdem,
wenn Flüchtlinge rechtzeitig einen Antrag stellen,
dann würde man ohne große Umstände und pro-
blemlos als Flüchtling einen Urlaubsschein erhal-
ten.

In der Landtagsdebatte im September 2010 hat
sich dann, wie ich finde, Ungeheuerliches zugetra-
gen. Da hat die Abgeordnete Kanis für die SPD-
Fraktion die Nachteile für Flüchtlinge, die sich aus
der Residenzpflicht ergeben, aufgeschrieben. Das
möchte ich auch zitieren. Es ist zitiert aus der Sit-
zung des Thüringer Landtags am 10. September
2010. Frau Abgeordnete Kanis sagte: „Ja, es gibt
die soziale Ausgrenzung und Isolation durch die
strikte Grenzsetzung. Ja, es gibt Kriminalisierung
und Stigmatisierung durch sehr häufige polizeiliche
Kontrollen von allen Menschen, die anders ausse-
hen und die Einhaltung der Regelung zur Überwa-
chung. Ja, es gibt auch den hohen Bürokratieauf-
wand. Durch das Antragsverfahren und zum Teil
willkürliche Entscheidung der Ausländerbehörde
haben wir Probleme in den einzelnen Landratsäm-
tern, die nach Gesprächen sehr unterschiedlich be-
wertet werden.“ Und Frau Kanis weiter: „Es ist auch
eine Tatsache, dass es eine Erschwernis der Su-
che nach Ausbildung und Arbeit ist, da viele Verfah-
ren eben mehr als nur ein Jahr dauern.“ Auf ihren
Hinweis mit den Problemen in den Ausländerbehör-
den und zum Teil willkürliche Praxis wurde sie dann
vom Innenminister Huber darauf folgend in seinem
Redebeitrag kritisiert, ähnlich wie das Herr Innenmi-
nister Geibert eben in diesem Sofortbericht gesagt
hat, es gäbe keine Probleme in den Ausländerbe-
hörden. Da muss ich sagen, schon allein die Hand-
akte für die Ausländerbehörden ist ein restriktives
Mittel, mit dem die Landratsämter, also die Auslän-
derbehörden in den Landkreisen, zu restriktivem
Handeln angehalten werden.

Ich möchte einmal ein paar Beispiele vorstellen,
über die der Flüchtlingsrat Thüringen im letzten
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Sommer informiert hat. Zum Beispiel im Landkreis
Sonneberg gibt es im Quartal für maximal zehn Ta-
ge Verlassenserlaubnisse, die gewährt werden kön-
nen. Bei Menschen, die erwerbstätig sind, wird im
Landkreis Sonneberg für eine Verlassenserlaubnis
eine Gebühr in Höhe von 10 € erhoben. Im Ilm-
Kreis wird ebenfalls eine Gebühr erhoben, nämlich
wenn man eine Verlassenserlaubnis beantragt für
einen privaten Besuch. Da ist es unerheblich, ob
derjenige, der den Antrag stellt, erwerbstätig ist
oder nicht, die Gebühr beträgt im Ilm-Kreis 10 €.
Das heißt, bei einem Flüchtling, der auf seine 40 €
Taschengeld angewiesen ist, haben wir damit auch
automatisch eine Begrenzung auf maximal vier Ur-
laubsscheine im Monat. Im Landkreis Hildburg-
hausen gibt es pro Quartal Verlassenserlaubnisse
für maximal 14 Tage. Im Weimarer Land wird eine
Gebühr erhoben, wenn die Behörde den Antrag
sachlich prüfen muss. Im Landkreis Greiz wird die
Verlassenserlaubnis zum Teil auf bestimmte Ta-
geszeiten oder sogar stundenweise gewährt. Das
sind die restriktiven Dinge, mit denen Frau Kanis
recht hatte im September und die einfach zu kriti-
sieren sind.

Was aber das Ungeheuerliche an dem Vorgang im
September war, ist, dass die Abgeordnete der
SPD-Fraktion die Einschränkungen durch die Resi-
denzpflicht anerkennt, kritisiert und dann aber in
der Abstimmung zu dem Ergebnis kommt, alles
nicht so schlimm, wir lehnen die Lockerung, die
Ausweitung der Residenzpflicht trotzdem ab. Das,
obwohl in ihrem Wahlprogramm zur Landtagswahl
noch drinstand, die Residenzpflicht schaffen wir ab
sinngemäß. Ganz folgerichtig hat dann auch die
SPD-Fraktion im Thüringer Landtag vom Flücht-
lingsrat Thüringen im letzten Oktober den Preis für
die größtmögliche Gemeinheit des Flüchtlingsrats
„verliehen bekommen“.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

In der Debatte im Landtag am 10. September war
dann das Hauptargument - sowohl Frau Holbe hat-
te das im September angebracht als auch Innenmi-
nister Prof. Dr. Huber -, dass eine Erweiterung der
Residenzpflicht auf das gesamte Gebiet des Frei-
staats Thüringen nicht zulässig sei nach Auslegung
des Wortlauts von § 58 Abs. 6 Asylverfahrensge-
setz, dass dort nämlich nur steht, dass mehrere
Landkreise umfasst sein dürfen, und es stünde dort
nicht alle. Herr Huber hat das auch in Bezug auf die
Anhörung und die Stellungnahmen aus Bayern und
Hessen klar festgestellt - Zitat: „dass eine generelle
Aufhebung der Residenzpflicht in einem Land ge-
gen Bundesrecht verstößt und somit nicht zulässig
ist“. Dass Herr Prof. Dr. Huber, damals Innenminis-
ter, entweder im Ausländerrecht nicht sonderlich
kompetent gewesen ist oder aber bewusst falsche
Aussagen getroffen hat, belegt seine Aussage in
derselben Debatte vielleicht drei Minuten früher. Da

hat er nämlich gesagt - Zitat: „Die Residenzpflicht
gilt während des Schwebezustands und für diejeni-
gen, die ausreisepflichtig sind.“ Dem ist nicht so.
Für die Ausländerinnen und Ausländer, die vollzieh-
bar ausreisepflichtig sind, gilt § 61 Abs. 1 des Auf-
enthaltsgesetzes. Den muss ich erneut zitieren,
dort steht geregelt - Zitat: „Der Aufenthalt eines voll-
ziehbar ausreisepflichtigen Ausländers ist räumlich
auf das Gebiet des Landes beschränkt.“ Nicht auf
das Gebiet der Ausländerbehörde, sondern auf das
Gebiet des Landes. Satz 2 dieses Absatzes 1 ist:
„Weitere Bedingungen und Auflagen können ange-
ordnet werden.“ Wenn nun aber der Innenminister
argumentiert, dass diese Auflage, geduldete Flücht-
linge dürften sich auch nur im Gebiet des Landkrei-
ses bewegen, mit dem Argument „gerechtfertigt“
wird, dass die geduldeten mit den gestatteten, also
den Asyl suchenden Flüchtlingen gleich behandelt
werden müssen, dann ist das aus unserer Sicht
nicht eine Ausnahmeregelung, wie eigentlich nach
Gesetzestext vorgeschrieben, sondern hier wird
das Regel-Ausnahme-Verhältnis umgedreht in aus
meiner Sicht rechtlich unzulässiger Weise und es
wird die Ausnahme zur Regel gemacht für ganz
Thüringen und für alle geduldeten Flüchtlinge, bis
auf einzelne Flüchtlinge. Wir haben Einzelfälle
schon erlebt, wo auch der Flüchtlingsrat Thüringen
Flüchtlingen geholfen hat, von dieser Regel befreit
zu werden. Aber das sind dann Kämpfe, die die
Flüchtlinge selbst einzeln mit den Behörden aus-
fechten müssen. Das kann nicht sein, es muss in
dem Fall das Bundesgesetz tatsächlich gelten. Der
Aufenthalt eines vollziehbar ausreisepflichtigen
Ausländers ist räumlich auf das Gebiet des Landes
beschränkt.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, das
Hauptargument, die bundesgesetzliche Regelung
verbietet die Ausweitung auf das ganze Land Thü-
ringen, ist durch die von mir schon eingangs er-
wähnte Debatte auf Bundesebene, nämlich im Bun-
desrat und in der Bundesregierung, entkräftet. Es
gibt einen Gesetzentwurf der Bundesregierung, der
in § 58 Abs. 6 eine Ergänzung vorsieht, nämlich die
Möglichkeit, ländergrenzenüberschreitende Auswei-
tung der Residenzpflicht einzufügen. Es gibt einen
Beschluss des Bundesrats in der Drucksache 704
aus 2010, da möchte ich zitieren. Hier soll in § 58
Abs. 6 Asylverfahrensgesetz in Artikel 3 Nr. 2 er-
gänzt werden „dem Gebiet des Landes“ und ich will
die Begründung des Bundesrats zitieren, der da
sagt: „Es soll darüber hinaus klargestellt werden,
dass die Landesregierungen berechtigt sind, die
vorübergehende Aufenthaltsgestattung auch auf
das gesamte Gebiet ihres Landes zu erweitern. Ob
bereits die bisherige Regelung diese Ermächtigung
einschließt, wird aufgrund des einengenden Wort-
lauts nicht hinreichend deutlich.“ Zum Schluss der
Begründung noch mal ein kurzes Zitat: „Der Rege-
lungsspielraum der Verordnungsgeber soll daher
rechtssicher erweitert werden.“ Der Bundesrat ge-
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steht demnach zu, dass die bisherige Formulierung
nicht eindeutig gewesen ist, dass sie Raum gab für
Auslegungen. Wir haben Sie immer schon so aus-
gelegt, dass das gesamte Gebiet des Landes mög-
lich sei. Die Gegner der Lockerung der Residenz-
pflicht sagen, das sei nicht so. Jetzt soll die Formu-
lierung rechtssicher erfolgen. Ihr Hauptargument ist
damit vom Tisch. Selbst wenn das noch nicht im
Gesetzeswortlaut geändert ist, steht meines Erach-
tens einer Regelung in diesem Sinne für Thüringen
nichts im Weg. Der Antrag, meine Damen und Her-
ren, hätte also von jeder der Fraktionen hier im
Landtag kommen können, auch von einer der bei-
den Regierungsfraktionen. Die SPD-Fraktion hätte
mit einem solchen Antrag wieder ein wenig mehr
Glaubwürdigkeit zurückgewinnen können. Aber,
meine Damen und Herren, die Chance besteht im-
mer noch, und zwar indem Sie dem Antrag der FDP
zustimmen. Ich bin sehr gespannt auf Ihr Abstim-
mungsverhalten bzw. wie Sie jetzt gleich argumen-
tieren werden. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE)

Vizepräsidentin Rothe-Beinlich:

Vielen herzlichen Dank, Frau Abgeordnete Bernin-
ger. Das Wort hat jetzt die Abgeordnete Kanis für
die SPD-Fraktion.

Abgeordnete Kanis, SPD:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren, das Thema Residenzpflicht oder Ein-
schränkung der Bewegungsfreiheit von Asylsu-
chenden und der analogen Anwendung auf gedul-
dete Ausländer nach § 61 Abs. 1 beschäftigt uns,
wie wir es bereits gehört haben, ja seit längerer
Zeit. Ein Antrag der FDP wurde im September nach
einer mehrheitlichen Empfehlung des Innenaus-
schusses hier im Plenum abgelehnt. Frau Bernin-
ger, meine Argumentation vom September 2010
hat weiterhin Bestand.

(Zwischenruf Abg. Berninger, DIE LINKE: Ja,
Sie sind total aktiv.)

Dem habe ich im Grunde nichts hinzuzufügen, da
ich mir sicher bin, dass ja alle Argumente im Prinzip
doch vorgetragen wurden. Ich hatte eigentlich noch
eine Unmenge an Zahlenmaterial erwartet und
nicht nur Zitate, aber Sie haben, denke ich, uns
auch so die Schwächen des Gesetzes sehr klar
verdeutlicht. Wie vereinbart, hat der damalige In-
nenminister Prof. Huber eine neue Verordnung ins
Kabinett eingebracht und in dieser steht, wie ver-
einbart, eine Ausweitung der Residenzpflicht. Beim
Gespräch mit Prof. Huber am 11. November wurde
nach Berichten eine Einigung schon skizziert. Da-
durch sollte in jeden der 23 Aufenthaltsbezirke der
Stadt die Stadt Erfurt und Jena mit einbezogen wer-
den.

(Beifall SPD)

Nach dem Wechsel im Ministerium wurde vom jetzi-
gen Minister eine andere Strategie verfolgt mit der
Begründung, dass die CDU-Fraktion diese weitere
Öffnung nicht mitträgt. So kam es bisher noch zu
keinem Fortschritt. Das heißt aber nicht, dass
nichts passiert ist. Wir als SPD, die sich für eine
weitgehendere Veränderung als die, die das Innen-
ministerium vorgeschlagen hat, einsetzt, wurden in
der Zwischenzeit mit einem Preis - Sie haben es er-
wähnt - ausgezeichnet. Sicher, Frau Berninger,
gleich erwarte ich noch Ihren Zwischenruf, ich sollte
mich schämen. Aber ehrlich gesagt, so richtig weiß
ich immer noch nicht, für was ich mich jetzt schä-
men soll,

(Zwischenruf Abg. Berninger, DIE LINKE:
Das habe ich mir gedacht …)

dass ich mich bei Gesprächen vor Ort nicht nur mit
Ausländern, Asylsuchenden, sondern auch mit Leu-
ten unterhalte, die diese Regelung durchsetzen
müssen, dass ich Gespräche mit den Ministern,
Vertretern der Kirchen, Vereinen oder Organisatio-
nen führe? Bei den Gesprächen vor Ort zeigt sich
keine einheitliche Meinung zur Residenzpflicht und
das hat nichts mit dem Parteibuch der Menschen,
die vor Ort Verantwortung tragen, zu tun.

(Beifall SPD)

Residenzpflicht ist in meinen und auch in den Au-
gen meiner Fraktion eine Einschränkung der Frei-
zügigkeit,

(Beifall SPD)

aber ich muss auch sagen, eine durch den Staat
gewollte und durch das Gesetz festgelegte. Dass
diese Regelung generell verändert werden soll, da
sage ich jetzt hier nichts Neues. Auch heute stehe
ich ganz klar dazu, dass die Verordnung der Lan-
desregierung, die nicht vom Parlament, sondern
von der Regierung beschlossen wird und somit
auch nicht die Zustimmung der Fraktion zur Bedin-
gung hat, schnellstmöglich mit den am weitestmög-
lichen Erleichterungen verabschiedet wird.

(Beifall SPD)

Das Problem der eingeschränkten Bewegungsfrei-
heit ist dadurch leider nicht gelöst. Vielleicht sollte
die FDP im Bund bei ihrem Koalitionspartner anfra-
gen, wie diese denn zu einer Gesetzesänderung
stehen. Damit bekommen die Länder eine klare
Vorgabe und der Ermessensspielraum für die Bun-
desländer wird klar geregelt. Ich sehe das Berichts-
ersuchen - wenn auch ein sehr knapper Bericht -
als erfüllt an. Dem Punkt 1 stimmen wir sicher, wie
Sie das von uns erwarten, Frau Berninger, nicht zu,
denn wir werden uns weiter dafür einsetzen, dass
die Verordnung nicht erst am 30.04., sondern mög-
lichst früher in Kraft tritt und damit durch die Regie-
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rung die versprochene räumliche Ausweitung als
erster Schritt endlich vollzogen wird.

(Beifall SPD)

Vizepräsidentin Hitzing:

Danke, Frau Abgeordnete Kanis. Das Wort hat jetzt
der Abgeordnete Bergner für die FDP-Fraktion.

Abgeordneter Bergner, FDP:

Vielen Dank, Frau Präsidentin, meine sehr verehr-
ten Kolleginnen und Kollegen! Herr Minister, ich
danke Ihnen für Ihren Bericht zur Situation. Es wird
Sie aber vielleicht nicht überraschen, wenn ich et-
was enttäuscht bin über die sportliche Kürze. Ich
denke,

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

da hätten schon ein paar Informationen mehr hin-
eingehört. Frau Kollegin Berninger und auch ande-
re Kollegen haben in der Debatte schon etwas
mehr erläutert, wie es vor Ort läuft, was etwa an
Gebühren anfällt, welche Regelungen unterschiedli-
cher Art in den Kreisen getroffen werden zur Länge
der Verlassenserlaubnis und dergleichen mehr.
Das hätte uns schon interessiert, und das hätte uns
vom zuständigen Minister interessiert.

Trotzdem, meine Damen und Herren, zeigt die De-
batte, dass Handlungsbedarf besteht. Die Situation,
die wir hier in Thüringen haben in Sachen Resi-
denzpflicht, ist für einen freiheitlich-demokratischen
Staat beschämend.

(Beifall DIE LINKE, FDP, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wir meinen, wenn Geduldete genauso behandelt
werden wie Asylsuchende, dann ist das schon eine
Restriktion und wir meinen, dass die Art und Weise,
wie sie hier in der Debatte geschildert worden ist,
schon eine restriktive Art und Weise ist. Mit unse-
rem Antrag drängen wir deshalb auf das Einlösen
des Versprechens der Landesregierung. Der zweite
Teil des Berichtsersuchens war ja nicht zuletzt auch
angelegt im Wissen darum, dass in Sachsen gedul-
dete Ausländer sich seit dem 17. Januar 2011 im
gesamten Freistaat ohne gesonderte Erlaubnis be-
wegen können, und zwar durch einen Erlass des
CDU-Innenministers. Frau Kollegin Kanis, das ist
die FDP als Koalitionspartner, die sich dort eben-
falls dafür eingesetzt hat. Ich denke, wir sollten -
auch da wiederhole ich mich - Politik dort machen,
wo wir das Mandat dafür erhalten haben. Und
Sachsen, meine Damen und Herren, liegt in keiner
anderen Bundesrepublik als Thüringen. Ich denke,
was dort rechtlich möglich ist, muss auch hier recht-
lich möglich sein.

(Beifall FDP)

Meine Damen und Herren, sehr verehrte Kollegin-
nen und Kollegen, ich möchte mich ausdrücklich
bedanken für die zahlreichen unterstützenden Bei-
träge hier in dieser Debatte. Frau Kollegin Holbe,
bei aller Sympathie, Ihr Beitrag war in meinen Au-
gen ein Widerspruch in sich selbst. Sie haben ein-
leitend unseren Antrag begrüßt und dann haben
Sie gesagt, Sie stimmen nicht zu und Sie wollen es
auch nicht im Ausschuss haben. Das, meine Da-
men und Herren, ist Politik, die Menschen im Land
zu Recht nicht verstehen.

(Beifall FDP)

Ich sage Ihnen, Abbügeln wird nicht helfen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich verspreche Ihnen an dieser Stelle, Sie werden
das Thema nicht los, so lange es nicht eine deutli-
che Verbesserung für die betroffenen Menschen
gibt.

(Beifall DIE LINKE, FDP)

Ein Dank an Frau Kollegin Berninger für das Lob an
die FDP, dass wir schneller waren, aber darum
geht es uns nicht. Es geht nicht darum, mit einer In-
itiative schneller gewesen zu sein, sondern es geht
uns darum, gemeinsam - dafür werbe ich ausdrück-
lich - eine menschliche Lösung für die Betroffenen
zu erreichen.

Wir appellieren, meine Damen und Herren, an die
Landesregierung, sich im Interesse der Menschlich-
keit zu einigen und werben in dieser Runde, wir bit-
ten Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen, sich für ei-
ne Regelung in Thüringen einzusetzen, die einer
freien Gesellschaft würdig ist. Ich danke Ihnen.

(Beifall DIE LINKE, FDP)

Vizepräsidentin Hitzing:

Vielen Dank, Herr Abgeordneter Bergner. Mir liegt
jetzt keine Redemeldung mehr vor. Ich frage in das
Plenum: Kann ich davon ausgehen, dass das Be-
richtsersuchen erfüllt ist? Erhebt sich Widerspruch?
Nein, das sehe ich nicht. Ich habe auch keinen An-
trag auf Ausschussüberweisung gehört. Dann kom-
men wir direkt zur Abstimmung über den Antrag,
und zwar über die Nummer 1 des Antrags der Frak-
tion der FDP in der Drucksache 5/2273. Wer für die
Annahme des Antrags in Nummer 1 ist, den bitte
ich jetzt um sein Handzeichen. Das sind die Stim-
men der Fraktionen DIE LINKE, der FDP und
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Gegenstimmen? Das
sind die Stimmen der Fraktionen CDU und SPD.
Gibt es Enthaltungen? Das sehe ich nicht. Damit ist
die Nummer 1 des Antrags nicht angenommen.

Ich schließe den Tagesordnungspunkt und rufe auf
den Tagesordnungspunkt 11
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Sicherheit auf Thüringer Bahn-
strecken
Antrag der Fraktion der FDP
- Drucksache 5/2274 -

Wünscht die Fraktion das Wort zur Begründung?
Das ist der Fall. Das Wort hat der Abgeordnete Un-
termann.

Abgeordneter Untermann, FDP:

Verehrte Frau Präsidentin, meine Damen und Her-
ren, nach dem schweren Zugunglück in Sachsen-
Anhalt wollen wir hier keine alten Wunden aufrei-
ßen. Was wir wollen, ist, dass alles, aber auch alles
unternommen wird, dass sich so etwas in Thürin-
gen nicht wiederholen kann. Wir wollen keine
Schuldfragen stellen oder klären, das machen an-
dere. Wir wollen aber nicht gleich wieder zur Ta-
gesordnung übergehen. Den Faktor Mensch - wie
auch in unserer Begründung, im Antrag stand -
kann man nicht ausschließen, den kann man aber,
den muss man so klein wie möglich halten.

Wir haben dieses Problem schon im Ausschuss be-
sprochen, sicher, aber nach reiflichen Überlegun-
gen - wir hatten übrigens diesen Antrag schon
gleich, als das passierte, im Auge - haben ich mir
noch einmal überlegt, beim Nachlesen auch im Pro-
tokoll: Es gibt hier Punkte, die wir unbedingt noch
mal ansprechen müssen - das werde ich dann auch
in der Aussprache tun -, die mir nicht gefallen. Auch
die ganze Begründung ist etwas - nicht lapidar, das
ist übertrieben, aber es gefällt uns nicht. Es gibt ei-
nige Sachen, die ich speziell ansprechen werde.
Deshalb nur noch mal die Worte von mir jetzt zur
Begründung. Die eigentliche Begründung haben
Sie auf unserem Antrag. Alles andere möchte ich
dann in der Aussprache machen. Danke.

(Beifall FDP)

Vizepräsidentin Hitzing:

Danke, Herr Abgeordneter Untermann. Die Landes-
regierung erstattet einen Sofortbericht zu Num-
mer 1 des Antrags und das Wort hat Herr Minister
Carius.

Carius, Minister für Bau, Landesentwicklung
und Verkehr:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und
Herren, es ist klar, das Zusammenwirken von
Mensch und Technik hat in den vergangenen
175 Jahren Eisenbahn in Deutschland zu immer
besseren Sicherungssystemen geführt und die
Bahn insgesamt zum sichersten Verkehrsmittel ge-
macht. Trotzdem haben wir solche tragischen Un-
fälle wie letztens in Sachsen-Anhalt immer mal wie-
der zu beklagen, sehr schwere Unfälle mit Toten
und Verletzten. Den Angehörigen der Toten und

auch den Verletzten gehört unser tiefes Mitgefühl.
Zugleich schulden wir diesen Menschen natürlich
eine Auseinandersetzung über bessere Möglichkei-
ten der Unfallvermeidung, wie wir sie bereits im
Ausschuss durchgeführt haben. Es ist besonders
tragisch, dass gerade die zum Teil eingleisige
Strecke Halberstadt-Magdeburg im Laufe des Jah-
res 2011 vollständig mit einem Zugbeeinflussungs-
system ausgestattet werden sollte. Sicher, auch
technische Sicherheitssysteme bieten keine absolu-
te Garantie gegen Unfälle dieser Art, insbesondere
dann, wenn wie hier menschliches Versagen die
Fehlerquelle ist. Trotzdem hätte der Unfall unter
Umständen vermieden werden können oder wäre
glimpflicher verlaufen, wenn der Güterzug nach
dem Überfahren des Hauptsignals automatisch
zwangsgebremst worden wäre. Der vom Fahr-
dienstleiter per Bahnfunk angeordnete Nothalt hat
zwar noch zu einer spürbaren Verringerung der Ge-
schwindigkeit des Personenzuges von fast 100 auf
66 km/h geführt, doch für die große Masse des Gü-
terzugs kam der Nothalteaufruf viel zu spät. Da hilft
es wenig, wenn in der Pressemitteilung der Deut-
sche Bahn AG vom 31. Januar hingewiesen wurde,
dass die Strecke Halberstadt-Magdeburg den gülti-
gen Sicherheitsstandards entsprach, deren rechtli-
che Grundlage die Eisenbahn-Bau- und Betriebs-
ordnung (EBO) ist.

Lassen Sie mich zum vorliegenden Antrag kom-
men. Das Eisenbahnnetz in Thüringen umfasst ein
Streckennetz von 1.553 km. Davon sind 1.338 km
bundeseigene Eisenbahnstrecken, von denen
889 km nur eingleisig ausgebaut sind. Die 215 km
nicht bundeseigene Eisenbahnstrecken in Thürin-
gen sind auch eingleisig ausgebaut.

Aufsichtsbehörde für die bundeseigenen Strecken
ist das Eisenbahnbundesamt, während die nicht
bundeseigenen Strecken der Aufsicht des Landes
unterfallen.

Nach Angaben der DB AG sind seit 1990 auf bun-
deseigenen Strecken im Freistaat drei Ereignisse
zu verzeichnen, die alle auf menschliches Versa-
gen zurückzuführen sind. In Auswertung der Ereig-
nisse in Holzdorf hatte die DB Netz-AG auf der
Strecke Weimar-Berka-Kranichfeld ein modernes
Sicherungssystem des Achszählverfahrens zusätz-
lich installiert, mit dessen Hilfe Zugkollisionen ver-
hindert werden. Auf nicht bundeseigenen Strecken
gab es keine erwähnenswerten besonderen Ereig-
nisse.

Auf den bundeseigenen Strecken mit Streckenge-
schwindigkeiten von über 100 km/h werden über-
wachende Systeme, wie die punktförmige Zugbe-
einflussung, die Linienzugsbeeinflussung (LZB), die
Geschwindigkeitsüberwachungseinrichtung für Nei-
getechnikzüge (GNT), das Europäische Zugkon-
trollsystem (European Train Control System - ET-
CS) eingesetzt. Auf bundeseigenen Strecken im
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Freistaat werden bisher Punktförmige Zugbeeinflus-
sungssysteme (PZB) und Geschwindigkeitsbeein-
flussungssysteme für Neigetechnik eingesetzt. Die
im Bau befindliche Hochgeschwindigkeitsstrecke
Leipzig-Halle-Erfurt-Nürnberg wird mit ETCS-Sys-
temen ausgerüstet.

Die Deutsche Bahn betreibt ein Streckennetz von
rund 33.700 km Länge, von denen ca. 29.500 km
mit Zugbeeinflussungssystemen ausgestattet sind.
Laut Eisenbahnbau und Betriebsordnung sind auf
Strecken, die für eine Geschwindigkeit bis zu
100 km/h zugelassen sind, keine zusätzlichen Si-
cherungssysteme vorgeschrieben. In den zurücklie-
genden Jahren hat die Deutsche Bahn in umfas-
senden Programmen zahlreiche Strecken über die
Vorschriftanforderungen hinaus mit Punktförmiger
Zugbeeinflussung ausgerüstet. So wurden seit En-
de der 90er-Jahre mehrere Tausend Streckenkilo-
meter in den neuen Ländern mit der Punktförmigen
Zugbeeinflussung ausgestattet, einem System, das
Züge beim Überfahren eines auf Halt stehenden Si-
gnals automatisch bremst. So sind heute von insge-
samt rund 6.000 km Streckennetz in Sachsen,
Sachsen-Anhalt und Thüringen bereits 4.000 km im
zusätzlichen Sicherungssystem ausgestattet. Nicht
in allen Fällen ist für die restlichen 2.000 km eine
Nachrüstung sinnvoll, zum Beispiel bei Strecken mit
einem Einzugbetrieb.

(Zwischenruf Abg. Meyer, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Sie meinen die Ohratalbahn.)

Nein, das ist kein Einzugssystem. Deshalb stellt die
DB Netz-AG derzeit für das gesamte Streckennetz
alle relevanten Informationen zur Ausstattung mit
zusätzlichen Sicherheitssystemen zusammen. Hier-
bei muss jede einzelne Strecke auf ihre spezifi-
schen Ausstattungsmerkmale hin überprüft und in
Bezug auf die bereits laufenden PZB-Programme
bewertet werden. Auf Basis dieser laufenden Analy-
se werden die weiteren Investitionsschwerpunkte
festgelegt werden. In Thüringen sind nach Angaben
der Deutschen Bahn von den ca. 800 km eingleisi-
gen Streckenabschnitten, die mit bis zu 100 Stun-
denkilometer befahren werden, ca. 43 Prozent mit
der Punktförmigen Zugbeeinflussung ausgerüstet.
Dieser Anteil wird sich durch bereits geplante In-
vestitionen bis 2013 auf mehr als 60 Prozent erhö-
hen, im Segment zwischen 80 und 100 km/h sogar
auf mehr als 90 Prozent.

Auf Streckenabschnitten nachfolgend genannter
Strecken sollen nach Angaben der Deutschen Bahn
bis 2013 in Thüringen Ausrüstungen mit PCB erfol-
gen. Das sind die Strecken Eisenach-Eisfeld, Leip-
zig-Gera-Saalfeld-Probstzella, Wolkramshausen-
Erfurt, Gera-Lebschütz-Walschlitz. Weiterer zwei-
gleisiger Ausbau ist auf der MDV in den Strecken-
abschnitten Weimar-Großschwabhausen und Neue
Schänke-Stadtroda bis 2015 geplant. Damit verblei-
ben folgende Strecken mit regelmäßigem

Schienenpersonennahverkehr und Mehrzugbetrieb
ohne Punktförmige Zugbeeinflussung. Das sind die
Strecken Glauchau-Gößnitz, Zella-Mehlis-Werns-
hausen, Kühnhausen-Bad Langensalza, Vockero-
da-Blankenstein und Plaue-Ilmenau. Es ist mir ein
wichtiges Anliegen, dass auch auf diesen Strecken
eine schrittweise Nachrüstung mit punktförmiger
oder achszählgesteuerter Zugbeeinflussung erfolgt.
Hierauf werde ich die Bahn immer wieder anspre-
chen.

Die der Landesaufsicht unterstehenden 215 km öf-
fentliche nicht bundeseigene Strecken werden nur
mit Geschwindigkeiten bis zu 100 km/h befahren.
Folglich besteht hier keine rechtliche Verpflichtung,
nach der Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung zu-
sätzliche Sicherungssysteme vorzuhalten. Trotz-
dem wurden in der Vergangenheit im Rahmen kom-
plexer Baumaßnahmen zusätzliche Sicherungssys-
teme installiert. So wurden zum Beispiel mit Förde-
rung durch das Land ca. 60 km Strecke der Thürin-
ger Eisenbahn GmbH mit moderner Achszähltech-
nik ausgerüstet, die durch menschliches Fehlver-
halten verursachte drohende Zugkollisionen verhin-
dern kann; 33 km Strecke im Sonneberger Netz mit
moderner Stellwerkstechnik ausgerüstet und die
Hauptsignale am Sonneberger Hauptbahnhof mit
Punktförmigen Zugbeeinflussungssystemen ausge-
rüstet; 9 km Strecke der Thüringer Eisenbahn
GmbH von Sömmerda bis Kölleda mit Sicherungs-
technik, also Hauptsignale, und 14 km Strecke der
Harzer Schmalspurbahn mit einem elektrischen
Stellwerk mit entsprechenden Signalen ausgestat-
tet. Damit sind auf allen der Aufsicht des Landes
unterstellten Strecken mit vom Land bestelltem
Schienenpersonenverkehr moderne Sicherungsan-
lagen vorhanden. Auf dem verbleibenden Strecken-
netz sind gegenwärtig keine zusätzlichen Siche-
rungssysteme geplant. Dabei ist auch anzumerken,
dass beispielsweise auf Stichstrecken, auf denen
jeweils immer nur ein Zug unterwegs ist, dies nicht
zu einer Verbesserung der Sicherheit führen würde.

Lassen Sie mich abschließend festhalten: Im ge-
samten Streckennetz Thüringens werden die Eisen-
bahnvorschriften im Eisenbahnbetrieb eingehalten.
Auf zahlreichen eingleisigen Strecken sind zusätzli-
che Sicherungssysteme vorhanden bzw. deren Bau
geplant. Im Zuständigkeitsbereich der Eisenbahn-
aufsicht des Landes konnten durch die Bereitstel-
lung von Fördermitteln im Rahmen des ÖPNV-Inve-
stitionsprogramms die Voraussetzungen für einen
Ausbau der Sicherungstechnik geschaffen werden.
Wir werden uns auch zukünftig für die zügige und
umfassende Ausstattung von Bahnstrecken und
Zugbeeinflussungssystemen in Thüringen einset-
zen. Vielen Dank.

(Beifall CDU)
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Vizepräsidentin Hitzing:

Vielen Dank, Herr Minister Carius. Ich frage Sie:
Wer wünscht die Beratung zum Sofortbericht? Ja?
Ist das ein Nicken bei der CDU? Danke. Auf Verlan-
gen aller Fraktionen eröffne ich jetzt die Ausspra-
che zu Nummer 2 des Antrags und zum Sofortbe-
richt. Das Wort hat Abgeordnete Frau Dr. Lukin für
die Fraktion DIE LINKE.

Abgeordnete Dr. Lukin, DIE LINKE:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Da-
men und Herren, das Zugunglück von Hordorf am
29. Januar hat auch in Thüringen tiefe Betroffenheit
ausgelöst. Zugleich wurde die Frage laut, wie es
auf Thüringens eingleisigen Bahnlinien um die Ver-
kehrssicherheit bestellt ist. Deswegen haben wir
heute diesen Antrag „Sicherheit auf Thüringer
Bahnstrecken“ auf dem Tisch. Ich will gleich sagen,
positiv am Antrag der FDP ist, dass die Landesre-
gierung noch einmal öffentlich über die Sicherheits-
standards auf Thüringer Strecken berichtet und die
geplanten Nachrüstungsmaßnahmen darstellt. Ich
sage noch einmal, weil wir in der vergangenen Wo-
che am 16.02.11 im Ausschuss für Bau, Landesent-
wicklung und Verkehr auf Antrag der LINKEN sowie
der CDU und SPD darüber informiert wurden. Ich
bitte aber nicht um Häme seitens der anderen Frak-
tionen. Wenn Sie auf unseren Vorschlag eingegan-
gen wären und eingewilligt hätten, die Ausschuss-
arbeit generell öffentlich zu machen, hätten wir uns
sicherlich diese Doppelung ersparen können. Dann
hätte auch der Minister nicht seinen Vortrag vom
16.02.11 noch einmal in dieser Form mit einigen
Variationen vortragen müssen.

Wir haben also gehört, welche Strecken im Frei-
staat bereits mit dem Punktförmigen Zugbeeinflus-
sungssystem ausgestattet sind und welche
Strecken erst bis 2013 nachgerüstet werden. Dabei
sind auch - wir haben es gerade im Bericht vernom-
men - solche viel befahrenen Strecken wie die
Strecke Leipzig-Gera-Saalfeld-Probstzella. Auch
wenn in diesem Zusammenhang auf meine Frage
im Ausschuss nach existierenden Unfallschwer-
punkten eine negative Antwort gegeben wurde, es
bleiben trotzdem einige Probleme und Fragestellun-
gen offen. Einmal an die Einreicher des Antrags:
Warum haben Sie die Landesregierung nicht aufge-
fordert, sich für eine bessere Finanzierung der
Schienenstruktur bei der Bundesregierung einzu-
setzen? Soweit ich weiß, ist die FDP dort regie-
rungsseitig mit vertreten.

(Beifall DIE LINKE)

Oder haben Sie sich entmutigen lassen, weil be-
reits die bescheidene Thüringer Landesverkehrsmi-
nisterbitte, wenigstens der Bahn keine 500 Mio. €
für den Bundeshaushalt abzuknöpfen, null Erfolg
hatte. So ist auch Ihr Punkt 2, dass die Landesre-
gierung Einfluss nehmen möchte auf die

DB Netz AG, um eine bestmögliche Sicherheitsaus-
stattung zu erzielen, zwar nicht falsch, aber in ge-
wisser Weise ein zahnloser Tiger, weil es finanziell
nicht untersetzt wird und lediglich eine Deklaration
darstellt. Wir alle wissen, dass es um die Infrastruk-
tur der Bahn seit Jahren nicht zum Besten bestellt
ist. Schuld ist eine chronische Unterfinanzierung.
Das haben wir bereits mehrfach hier debattiert.
Man muss dem Bund jedes Mal vor Augen führen,
dass er Verantwortung hat und Finanzen bereitstel-
len sollte und eine Prioritätenliste für die Verbesse-
rung der Schieneninfrastruktur in der Bundesrepu-
blik und auch im Freistaat erstellen muss. Da ha-
ben wir zwar beim jetzigen Verkehrsminister relativ
wenig Hoffnung, wenn beispielsweise die Mautein-
nahmen nur für Straßenbau jetzt noch genutzt wer-
den sollen, aber man kann es ja wenigstens immer
wieder versuchen, auch von dieser Stelle aus.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Eine andere Frage geht an die Landesregierung: Ist
die nur schrittweise bessere Sicherheitsausstattung
eingleisiger Strecken ausreichend oder müsste sie
forciert werden? Und dann stellt sich gleich die Fra-
ge: Warum wurden 4 Mio. € Landesmittel aus dem
Verkehrshaushalt für die allgemeine Schuldentil-
gung ausgegeben? Dafür hätten wir auch im Frei-
staat wesentliche Infrastruktur- und Sicherheits-
maßnahmen im Rahmen des ÖPNV-Investitions-
programms mitfinanzieren können, zumal - Sie ha-
ben es jetzt auch gehört - die Strecke Glauchau-
Gößnitz ohne PZB weiterhin bestehen soll. Gespart
wurde hier am falschen Ende. Es reicht eben nicht,
wenn, wie vorgetragen, die Bahn lediglich vom Mi-
nister angesprochen wird. Ich denke, hier muss es
auch zu konkreten Vereinbarungen, auch zu ge-
meinsamen Finanzierungen kommen.

Und zu guter Letzt: Wie forcieren Sie den zweiglei-
sigen Ausbau der Mitte-Deutschland-Verbindung
vor allen Dingen zwischen Weimar und Gera? Es
ist nicht nur eine verkehrstechnisch notwendige
Maßnahme, sondern auch ein Beitrag zur Erhö-
hung der Sicherheitsstandards im Freistaat. Hier
ganz konkret: Wie beschleunigen Bahn und Frei-
staat die Vorbereitungsmaßnahmen? Schließlich
will die Bundesregierung erst nach Vorliegen des
Baurechts die Finanzierung, das heißt auch die
50 Mio. €, überhaupt mit bereitstellen. Diese Fra-
gen sollten wir im Verlauf der Debatte noch beant-
worten.

(Beifall DIE LINKE)

Vizepräsidentin Hitzing:

Danke, Frau Dr. Lukin. Es hat jetzt das Wort Abge-
ordnete Doht für die SPD-Fraktion.
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Abgeordnete Doht, SPD:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, auch
wir waren alle schockiert von dem schweren Zug-
unglück in Sachsen-Anhalt und unser Mitgefühl gilt
den Angehörigen und Familien der Opfer.

Nichtsdestotrotz, das Thema Sicherheit auf Bahn-
strecken hat hier in diesem Parlament schon öfter
eine Rolle gespielt und es gab in der Vergangenheit
auch zu diesem Thema schon entsprechende An-
träge aus allen Fraktionen. Da ging es nicht nur um
die technische Sicherheit, da ging es um die Si-
cherheit in Zügen, entsprechende Ausbildung der
Lokführer. All diese Dinge spielen hier zusammen
und es wurde ja hier schon erwähnt, CDU- und
SPD-Fraktion haben im letzten Verkehrsausschuss
einen entsprechenden Antrag gestellt, haben den
Minister um Bericht gebeten zum Thema Sicher-
heitsmaßnahmen in Thüringen. Wir waren natürlich
auch interessiert zu wissen, ob sich ein Unglück
dieses Ausmaßes auch in Thüringen wiederholen
könnte.

In der 16. Sitzung am 16. Februar wurde dann das
Thema ausgiebig erörtert. Der Minister hat den Be-
richt erstattet, den er heute hier auch noch einmal
öffentlich erstattet hat. Er ist im weiteren Verlauf
auch noch auf das Thema Winter und Schwierigkei-
ten bei der Deutschen Bahn eingegangen und ich
sage mal, Herr Untermann, da waren Sie sehr zu-
rückhaltend. Sie hätten dort auch die Möglichkeit
gehabt, entsprechend nachzufragen. Nicht jedes
Thema wird unbedingt besser beraten, wenn es in
der Öffentlichkeit diskutiert wird. Aber sei es drum,
wir haben heute nun diesen Antrag von Ihnen noch
einmal. Wir haben den Bericht noch mal gehört und
Minister Carius hat ja deutlich gemacht, dass sei-
tens der Deutschen Bahn in den letzten Jahren viel
getan wurde, um die Sicherheit im Schienensystem
zu verbessern. So wurden seit 1990 mehrere Tau-
send Zugkilometer mit Sicherheitseinrichtungen
ausgestattet, welche einen Zug beim Überfahren ei-
nes Haltesignals dann automatisch abbremsen.
6.000 Zugkilometer in Sachsen, Sachsen-Anhalt
und Thüringen sind in der Regie der Deutschen
Bahn, 4.000 wurden mit zusätzlichen Sicherungs-
systemen ausgestattet und für die restlichen
2.000 Kilometer gibt es entsprechende Prioritäten-
setzung bis 2013; auch das hat der Minister er-
wähnt. Die 215 Kilometer, die unter Landesaufsicht
stehen, werden nur mit Geschwindigkeiten unter
100 km/h befahren, eigentlich wäre hier gesetzlich
keine entsprechende Sicherheitsvorrichtung vorge-
schrieben, aber auch hier sind in der Vergangenheit
zusätzliche Sicherungssysteme installiert worden.
Das heißt, es ist hier auf allen Ebenen schon viel
geschehen, um solche Unglücke zu vermeiden.
Ganz ausschließen wird man sie nie können. Tech-
nisches oder menschliches Versagen ist sicherlich
immer möglich, aber wir hoffen, dass uns in Thürin-
gen entsprechende Unglücke nicht ereilen.

Zu Punkt 2 des Antrags der FDP-Fraktion muss ich
allerdings sagen - da gebe ich Frau Dr. Lukin recht
-, der hätte sich mal lieber an Ihre Parteifreunde im
Bund richten sollen, die mit ihren Steuersenkungs-
orgien mit dazu beitragen, dass der Verkehrshaus-
halt chronisch unterfinanziert ist, dass die Deutsche
Bahn chronisch unterfinanziert ist.

(Unruhe FDP)

Hier den Minister aufzufordern, er solle gegenüber
der Bahn vorstellig werden, das hat er bereits ge-
tan, das müssen wir nicht noch mal beschließen.
Also bringen Sie die Dinge da an, wo die Probleme
auch erzeugt werden und dann werden wir so ei-
nem Antrag vielleicht auch zustimmen, den hier leh-
nen wir ab.

(Beifall CDU, SPD)

Vizepräsidentin Hitzing:

Danke, Frau Abgeordnete Doht. Das Wort hat jetzt
Abgeordnete Frau Schubert für die Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN.

Abgeordnete Schubert, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Frau Tasch, Sie sagten schon, jetzt geht es wieder
los, ja richtig, das tut es. Nein, nicht um den ICE.

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, aus
unserer Sicht ist dieser Antrag unvollständig.
Warum? Er behandelt nur den kleineren Teil der
Problematik, die wir in diesem Freistaat bereden
müssen und das ist Sicherheit auf Thüringer Ver-
kehrswegen. Gestern erst haben wir die neue Stati-
stik bekommen, die erfreulich ist, wenn man sich
den Trend anschaut, 120 Verkehrstote im letzten
Jahr, noch mal weniger als in 2009. Gleichzeitig
heißt das aber, wenn man sich über diesen Trend
freut, dass wir akzeptieren, dass wir in den nächs-
ten Jahren Hunderte von Verkehrstoten zu bekla-
gen haben. Das steht mehr oder weniger fest. Es
ist vielleicht psychologisch zu erklären, warum wir
den Unfall in Hordorf so anders wahrnehmen als
die Verkehrsunfälle. Man rechnet nicht damit, weil
die Bahn nun einmal ein relativ sicheres Verkehrs-
mittel ist, viel sicherer als der motorisierte Indivi-
dualverkehr. Aber es ist hier eine große Schieflage
und, Herr Carius, wenn Sie das Mitgefühl ausspre-
chen für diese Angehörigen, wo ist dann das Mitge-
fühl für die Angehörigen der 120 Toten in Thürin-
gen, die 120 Toten auf den Straßen. Das habe ich
an dieser Stelle nicht gehört und ich vermisse es.
Ich glaube, das ist ein guter Punkt, um uns über
diese Schieflage in der Wahrnehmung mal klar zu
werden.

Die FDP schreibt in der Begründung Ihres Antrags,
sie will das Risiko des Faktors Mensch so weit wie
möglich minimieren und somit menschliches Leben
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besser schützen. Wie wollen Sie das denn tun oder
sind Sie ehrgeizig genug, das auch für den Stra-
ßenverkehr zu versuchen? Ich habe schon ausge-
führt, dass die Tendenz dazu geht, dass es immer
weniger Verkehrstote gibt, aber es gibt sie noch.
Wir müssen auch daran denken, dass wir in Thürin-
gen bei den Verkehrstoten, gerechnet auf 1 Mio.
Einwohner, immer noch über dem Bundesdurch-
schnitt liegen. Es wäre so einfach, hier noch mehr
zu tun. Es wäre so einfach. Ich möchte jetzt nicht
die Debatte wiedergeben, wir haben das im letzten
Ausschuss kurz gehabt zur Frage Tempolimit. Die-
se Reaktionen, die dann kommen, sind irrational
und emotional.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das möchte ich uns im Plenum ersparen. Aber den-
ken Sie an die Unfälle auf der A 73, da sind Men-
schen gestorben im Winter. Denken Sie an die vie-
len Unfälle, die auf der B 247 - auch als Horror-
strecke in einer Zeitung genannt - passieren oder
nehmen Sie wahr, dass es durch nur fünf Ge-
schwindigkeitskontrollen zwischen Gotha und Bad
Langensalza dazu gekommen ist, dass die Unfall-
zahlen drastisch zurückgegangen sind. Wissen Sie
worum es dabei ging? Es ging um eine Begrenzung
auf Tempo 100. Ich glaube, das ist für Menschen
keine Zumutung. Es sind sehr einfache Maßnah-
men und es sind auch sehr kostengünstige Maß-
nahmen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die Hauptursache für die Unfälle in Thüringen im
Straßenverkehr ist überhöhte Geschwindigkeit. Ich
glaube, vielmehr muss ich nicht dazu sagen und
meine Ausführung sieht die Begründung dafür,
warum wir, wenn dieser Antrag im Plenum abge-
stimmt werden sollte, uns enthalten. Wir wären
aber durchaus dafür, den Antrag zu überweisen
und dann die Problematik Verkehrsunfälle in Thü-
ringen in Gänze zu beraten. Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Hitzing:

Danke, Frau Abgeordnete Schubert. Es hat jetzt
das Wort Frau Abgeordnete Tasch für die CDU-
Fraktion.

Abgeordnete Tasch, CDU:

Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen,
es ist schon mehrfach gesagt worden, das Zugun-
glück in Sachsen-Anhalt hat sicher alle betroffen
gemacht und bei so vielen Toten ist das auch
selbstverständlich. Aber jeder Todesfall, Frau Schu-
bert, macht auch jemanden betroffen. Trotzdem
möchte ich noch mal sagen, dass auch wir den An-
gehörigen der Opfer unser tiefes Beileid und Mitge-
fühl aussprechen wollen, das ist auch eine Frage

des Anstands. Aus diesem Grund hat sich auch für
uns die Frage gestellt, wie es auf den Thüringer
Strecken mit der Sicherheit im Eisenbahnverkehr
aussieht. Unmittelbar nach dem Unglück konnte die
Deutsche Bahn AG zu den sicherheitstechnischen
Bewertungen des Eisenbahnnetzes in Thüringen
keine Aussage treffen, das haben wir auch in den
Zeitungen und in den Nachrichten so lesen können.
Deshalb haben wir sofort reagiert und gemeinsam
mit unserem Koalitionspartner einen Antrag schon
am 07.02. gestellt im zuständigen Ausschuss für
Bau, Landesentwicklung und Verkehr, damit uns
Minister Carius berichtet, und zwar zu mehreren
Punkten: Er sollte eingehen auf den Anteil der ein-
gleisigen Strecken an den Gesamtstrecken in Thü-
ringen, den Ausrüstungsstand der Strecken mit zu-
sätzlicher Sicherungstechnik, den Handlungsbedarf
beim Ausbau der Sicherungssysteme, Bewertung
der geltenden Sicherheitsvorschriften, Einschät-
zung der dafür erforderlichen Investitionen. Im Aus-
schuss, das hat Frau Doht als Ausschussvorsitzen-
de eben ausgeführt, wurden alle Punkte vollum-
fänglich erörtert. Darüber hinaus unterstrich der Mi-
nister, dass die Landesregierung und er in Person
als zuständiger Minister alles in seiner Macht Ste-
hende tut, um bei der Deutschen Bahn für die best-
mögliche Sicherheitsausstattung und Zuverlässig-
keit zu werben. Er hat das hier in seinem Sofortbe-
richt noch mal alles ganz genau erläutert.

(Beifall CDU)

Es gab eine Nachfrage von Ihnen, Frau Dr. Lukin,
zu Unfallschwerpunkten oder Problembereichen auf
Thüringer Schienennetzen, das hat der Minister
verneint. Sie haben eben noch Fragen angeführt,
dazu muss ich sagen, die hätten wir letzte Woche
Mittwoch - es ist erst eine Woche her - auch alle
dort stellen können, denn das Thema stand von Ih-
nen und von uns auf der Tagesordnung. Es sind
aber keine Fragen gestellt worden.

Sehr geehrte Frau Schubert, wir haben hier einen
Antrag der FDP zum Thema „Sicherheit auf Bahn-
strecken“. In der Schule wäre Ihr Vortrag eben be-
notet worden mit dem Satz: Thema verfehlt.

(Beifall CDU)

(Unruhe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Es ging eben nicht um Unfälle auf Straßen oder um
Flugzeugabstürze, überall, wo Menschen zu Scha-
den kommen, die auf dem Weg sind, egal wie, auch
mit dem Fahrrad. Es gibt auch Tote beim Fahrrad-
verkehr, das ist bedauerlich. Da muss man überall
schauen, wie man die Sicherheitsmaßnahmen ver-
bessern kann. Aber heute sprechen wir zum Antrag
der FDP-Fraktion. Die haben nur einen Antrag ge-
stellt zum Thema „Sicherheit auf Bahnstrecken“,
deshalb habe ich vorhin gerufen, aha, jetzt ist der
ICE oder sind die ICE-Strecken wieder daran
schuld, weil Sie alles vermischen und vermengen
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und dann alles zusammenpacken. Wenn wir über
die andere Frage reden wollen, das können wir im
Ausschuss machen. Stellen Sie einen Antrag und
dann sprechen wir darüber. Heute sprechen wir
über den Antrag der FDP-Fraktion und nicht über
andere Dinge.

Ich muss noch einmal sagen, es gab keine weiteren
Fragen, nicht eine Frage wurde dem Minister ge-
stellt. Das heißt, alle Fragen unter Ziffer 1 des An-
trags der FDP in der Drucksache 5/2274 wurden
umfänglich im Ausschuss am 16.02. behandelt.
Deshalb können wir nicht erkennen, warum wir das
heute noch einmal hier im Plenum behandeln sol-
len. Es gibt vom letzten Mittwoch bis heute keine
neuen Erkenntnisse. Deshalb werden wir diesen
Antrag ablehnen. Vielen Dank.

(Beifall CDU)

Vizepräsidentin Hitzing:

Danke, Frau Abgeordnete Tasch. Das Wort hat
jetzt der Abgeordnete Untermann für die FDP-Frak-
tion.

Abgeordneter Untermann, FDP:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, ich
möchte, bevor ich mit meinen Ausführungen begin-
ne, erst einmal Stellung nehmen zu den Gedanken,
die meine Vorredner hier hatten. Frau Schubert, ich
habe jetzt richtige Angst, einen Antrag über den
Straßenverkehr zu stellen. Da sagen Sie wieder,
ich habe bei Ihnen abgeschrieben, also ich werde
es sein lassen. Machen Sie es und wir diskutieren
darüber, da haben wir das Problem schon einmal
gelöst.

(Zwischenruf Abg. Schubert, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Das nehme ich gerne an.)

Gut, okay. Frau Dr. Lukin, ich gebe Ihnen vollkom-
men recht, solche Sachen müssen finanziert wer-
den. Wir haben da natürlich in dieser Sache auch
schon Verbindung mit den zuständigen Leuten auf-
genommen. Ich kann Ihnen verraten, dass wir Mitte
März unseren Staatssekretär im Verkehrsministeri-
um hier eingeladen haben und da spielt die Mitte-
Deutschland-Verbindung, die sich breit erstreckt, ei-
ne große Rolle. Wir werden natürlich darauf drän-
gen, dass hier auch etwas gemacht werden kann.
Denn mir ist ein Zug, der nicht ganz so modern ist,
lieber als eine Sicherung, die dann irgendwo fehlt.
Da sollte man die Sicherung an die erste Stelle stel-
len, bevor man andere Projekte einnimmt.

Zu Ihnen noch, Frau Tasch, ich werde es dann aber
noch einmal genau sagen, es hatten sich ein paar
Erkenntnisse ergeben, deshalb habe ich vorhin
schon gesagt, als ich das Protokoll erhielt, da neh-
me ich dann gleich noch einmal dazu Stellung.

(Beifall FDP)

Die Verkehrssicherheit auf Thüringens Schienen
und Straßen ist für Bahnfahrer wie für alle Kraftfah-
rer auf Straßen auch von großer Bedeutung, also
waren meine Gedanken eigentlich schon in der
Richtung da. So macht uns das verheerende Zug-
unglück in Sachsen-Anhalt betroffen, gibt Anstoß
darüber nachzudenken, wie sieht es auf Thüringer
Schienen aus? Schließlich gab es in der Vergan-
genheit schon in Thüringen zwei Bus- und Bahnun-
glücke. Dass sich zukünftig die Zahl nicht erhöhen
muss, muss unser aller Anliegen sein. Nach dem
Unfall in Sachsen-Anhalt stand für die FDP-Fraktion
fest, einen Antrag in dieses Haus einzubringen,
denn solche Ereignisse kann und darf man nicht
gleichgültig hinnehmen und gegenüberstehen.

Einzig wichtig muss sein, dass wir uns dafür einset-
zen, dass die Thüringer Schienenstrecken optimale
Sicherheit gewährleisten, oder wollen Sie das
nicht? Deshalb fordern wir die Landesregierung mit
unserem Antrag auf, sich bei der DB Netz AG dafür
einzusetzen, das gesamte Thüringer Trassennetz
mit modernsten Sicherheitssystemen, vorzugswei-
se mit dieser PZB - Punktförmigen Zugbeeinflus-
sung - auszustatten.

Hier komme ich zum ersten Punkt, was mir nicht so
gefallen hat im Protokoll. Herr Carius ist noch da?
Ja. Ihre Aussage, hiermit wolle er weiterhin auch
die Bahn ansprechen, Zitat aus dem Protokoll. Das
reicht mir nicht „ansprechen“. Wir müssen das for-
dern.

(Beifall FDP)

Ansprechen kann ich das heute, kann ich das mor-
gen, kann ich das in einem Jahr. Aber ich möchte
das heute haben, damit das auch aktuell bleibt und
es verpflichtet uns auch dazu der Sicherheit gegen-
über. Nach unseren Recherchen kommt das Näch-
ste. In Auswertung der Sitzung für Bau, Landesent-
wicklung und Verkehr habe ich mir die Mühe ge-
macht, die Angaben der Strecken, die noch nicht
oder bereits mit PZB ausgerüstet sind, mit dem ver-
öffentlichten Schiennetzfahrplan 2011 der DB Netz
AG zu vergleichen. Die Angaben stimmen teilweise
nicht mit der wirklichen Ausstattung der Schiennet-
ze überein. Ich habe mir den Artikel in der TA ein
oder zwei Tage nach dem Unglück durchgelesen.
Da war die Überschrift sinngemäß - keiner weiß Be-
scheid. Ich habe erst gedacht, in der Schnelle der
Aktion könnte dieses oder jenes natürlich mal dane-
bengegangen sein. Aber es scheint doch etwas
daran zu sein, dass hier nicht alles so ist, wie es
sein muss.

Zur Erklärung in diesem Netzfahrplan sind alle
Trassen mit PZB und ohne PZB gekennzeichnet.
Laut Netzfahrplan 2011 sind die Strecken im Proto-
koll festgehalten: Glauchau-Gößnitz, Kühnhausen-
Bad Langensalza, Teilstrecken Arnstadt-Saalfeld,
um nur einige zu nennen, bereits mit dem Sicher-
heitssystem PZB ausgestattet. Das heißt, sie sind
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grün gefärbt und nicht schwarz auf der Karte. Ich
habe die Karte mit, die könnte ich Ihnen auch noch
zeigen.

Im Bericht des Bauministeriums in der Bauaus-
schuss-Sitzung am 16.02.2011 wurde uns mitge-
teilt, dass diese Strecken bzw. die Streckenab-
schnitte mit regelmäßigem Schienenpersonennah-
verkehr auch nach 2013 ohne PZB-Systeme ver-
bleiben. Also was ist jetzt hier richtig? Das wäre
dann zu erklären. Ich stehe da gern mit zur Verfü-
gung und stelle Ihnen die Unterlagen zur Verfü-
gung. Das meine ich damit, hier müssen wir viel
sorgfältiger umgehen. Machen wir hier nur einen
Fehler, machen wir uns jahrelang Vorwürfe, hier
nicht gehandelt zu haben. Das möchte ich nur ein-
mal betonen.

(Beifall FDP)

Das macht mich eben stutzig und verwundert mich,
weiß die Deutsche Bahn nicht, was auf ihren Tras-
sen los ist? Das bestärkte die Fraktion, die Landes-
regierung um einen realistischen Bericht zur wirkli-
chen Streckenausstattung zu bitten. Ich will nie-
mandem unnötig Arbeit aufdrängen oder kleinka-
riert wirken, aber in punkto Ausstattung mit oder oh-
ne Sicherheitssystem bedarf es einer dringenden
Erklärung.

Der tragische Unfall in Sachsen-Anhalt zeigt uns
doch, dass der Mensch als Unfallfaktor nie auszu-
schließen ist, wie hier schon richtig bemerkt. Um
das durch einen Menschen verursachte Risiko so
gering wie möglich zu halten, dürfen keine Kosten
und Mühen gescheut werden.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich bin der Überzeugung, dass dieser Antrag in un-
ser aller Interesse liegt und die Abgeordneten die-
ses Hohen Hauses dem Bericht und unserer Forde-
rung an die Landesregierung zustimmen. Die Thü-
ringer Trassen müssen auf den tatsächlichen Si-
cherheitsstand überprüft und mit den neuesten Si-
cherheitssystemen alsbaldigst ausgestattet werden.
Ich danke Ihnen.

(Beifall FDP)

Vizepräsidentin Hitzing:

Danke, Herr Abgeordneter Untermann. Es hat jetzt
das Wort der Abgeordnete Meyer für die Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Abgeordneter Meyer, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren, drei Vorbemerkungen. Zum Ersten, Herr
Carius, Entschuldigung, die Ohratalbahn sollte Ein-
zugbetrieb haben können, wenn sie schneller wäre.
Sie haben völlig recht, es fahren zwei Züge, Frött-

stedt-Friedrichroda wäre ein besseres Beispiel ge-
wesen.

Zweite Bemerkung: Frau Tasch, wenn alle im enge-
ren Sinne immer nur zu den Themen reden würden,
die hier auf den Anträgen stehen würden, dann wä-
ren wir heute bei Tagesordnungspunkt 35 ungefähr.
Das mal so ganz nebenbei bemerkt. Das ist ein -
wenn Sie so wollen - lästiges Vergehen aller, die
wir hier vorn stehen, da nehme ich mich selber
auch nicht aus, Sie allerdings auch nicht und nie-
manden von denen, die hier heute geredet haben.

Dritte Bemerkung: Herr Untermann, wenn Sie das
wirklich ernst meinen, dann sind Sie in der FDP
wieder völlig falsch, weil ich immer dachte, die FDP
könnte rechnen. Dann geht das „für jedes Leben ist
uns nichts zu teuer“ vollständig an der Realität vor-
bei, weil es darum geht, mit möglichst wenig Auf-
wand möglichst viele Leben zu retten.

Kommen wir mal zum Thema. Ich möchte Frau
Doht ganz öffentlich und offensiv recht geben. Ge-
nau dieses Thema hier dürfte auf diese Art und
Weise nicht in der Öffentlichkeit diskutiert werden.
Wenn wir in der Öffentlichkeit über das Thema Bah-
nunfälle diskutieren in Thüringen, dann heißt das
Motto: Bei uns sind die Bahnen so sicher, bei uns
passiert nichts! Die Bahn ist das sicherste Ver-
kehrsmittel im Freistaat. Darauf sind wir alle stolz
und vielen Dank Deutsche Bahn AG, dass wir das
so hinbekommen haben.

(Beifall SPD)

Das ist erst einmal eine Tatsache, die ich hier be-
hauptet habe, denn in den letzten zehn Jahren ha-
ben wir auf der Deutschen Bahn oder auf den
Bahnstrecken insgesamt meines Wissens leider
zwei Tote zu verzeichnen gehabt. Aber allein im
letzten Jahr waren es auf den Straßen 114 Tote
und nebenbei noch 6.000 Verletzte. Wenn Sie auch
nur ansatzweise das Thema ernst nehmen und sa-
gen würden, es ist uns kein Geld zu teuer dafür,
dann wäre das erste Thema meiner Ansicht nach,
festzustellen, dass wir bei so einer Debatte hier das
sowieso schon verquere Risikobewusstsein in der
Bevölkerung noch einmal weiter verqueren.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die Leute denken, Bahn fahren sei unsicher. Nein,
Bahn fahren ist das sicherste - dann kommt das
Flugzeug und dann kommt irgendwann mal das Au-
to -, was man überhaupt nur tun kann. Ob es um
Reisegeschwindigkeit geht, um Reiseleistungen
geht, um Menschen pro beförderten Kilometer geht,
in jeder Beziehung kommt als unsicherstes Ver-
kehrsmittel der Pkw. Warum ist das so? Völlig rich-
tig bemerkt von einigen von Ihnen, weil es um das
Thema persönliches und menschliches Versagen
geht. Auch dort bemühen sich die Straßenverkehrs-
ämter und alle damit Beschäftigten natürlich darum,
möglichst dafür zu sorgen, dass es wenige Unfälle
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gibt. Das Resultat davon ist ja auch die Tatsache,
dass wir immer weniger Unfälle zu verzeichnen ha-
ben und Gott sei Dank immer weniger getötete
Menschen. Ich kann mich noch erinnern, dass wir
allein in Westdeutschland teilweise 12.000 Tote auf
den Straßen im Jahr hatten.

(Zwischenruf Abg. Schubert, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: 20.000.)

20.000 ist eine Horrorzahl, die habe ich Gott sei
Dank nicht mehr erleben müssen. Bei mir waren es
12.000, heute reden wir, glaube ich, von 4.000 im
Jahr. Das ist ein Riesenerfolg. Aber das Risikobe-
wusstsein in der Bevölkerung bei der Frage, wie
bewege ich mich sicher von A nach B, wie bringe
ich meine Kinder sicher von A nach B zur Schule
z.B., ist offensichtlich auf diesem Auge blind. Wenn
das nämlich nicht so wäre, würden die Menschen
nicht mit dem Auto ihre Kinder zur Schule bringen,
weil sie Angst davor haben, dass ihre Kinder vom
Auto überfahren werden. Das ist kein Risikobe-
wusstsein, das ist Fehlverhalten. Um das zu än-
dern, sorgt man dafür, dass man Radverkehrswege
baut in den Städten. Dafür zu sorgen, dass gute
Nahverkehrsnetze da sind, sorgt dann unter ande-
rem dafür, dass man weniger Auto fährt. Das hat
dann wiederum zur Folge, dass man nicht hingehen
und sagen muss, die Bahn ist unsicher, sondern
man muss hingehen und sagen, wer mehr Bahn
fährt, rettet mehr Leben.

(Beifall DIE LINKE)

Jeder, der nicht Auto fährt, ist ein potenzieller Nicht-
verursacher von Unfällen.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Das will keiner von denen. Aber noch einmal, die
meisten Unfälle werden durch menschliches Versa-
gen verursacht. Wenn Sie jetzt da hingehen und
Sie möchten nur ein bisschen Geld dafür ausge-
ben, dass Sie weniger Tote haben im Verkehr,
dann gibt es eine einfache Lösung, Tempolimit auf
der Autobahn.

(Beifall DIE LINKE)

Das wissen wir alle, das möchten Sie nicht hören,
Frau Tasch sowieso nicht. Ich gestatte Ihnen auch
die Zwischenfrage, wenn die Präsidentin das auch
gestattet.

Vizepräsidentin Hitzing:

Ich frage Sie, ob Sie die Zwischenfrage gestatten
und die Antwort kenne ich schon. Bitte, Herr Abge-
ordneter Recknagel.

Abgeordneter Recknagel, FDP:

Sie haben eben ganz schön dargestellt die Rangfol-
ge der Risikoträchtigkeit einzelner Verkehrsmittel.

Die erste Frage: Wo ordnen Sie da das Fahrrad
ein? Vielleicht, wenn ich die zweite Frage noch an-
schließen darf: An wie viel Stellen in Thüringen
können Sie den Schulweg, den Sie eben angespro-
chen haben, statt mit dem Auto mit der Bahn zu-
rücklegen und welche Bedeutung hat da das Tem-
polimit von 100 km/h auf Autobahnen beim Schul-
weg?

Abgeordneter Meyer, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Was die Radverkehrsunfälle angeht, ist es schwie-
rig, da muss man mit Verkehrsfällen rechnen, also -
wegen, nicht Kilometerleistung. Da ist das Fahrrad-
fahren völlig sicher, da gibt es gar keine Diskussi-
on. Bei den Verkehrswegen ist das Fahrrad meiner
Ansicht nach auch noch deutlich sicherer als der
Pkw. Verkehrswege mit der Bahn zurückzulegen zu
Schulen kann man z.B. im Unstruttal nicht mehr,
was ich sehr bedaure. Ansonsten kann man es an
relativ vielen Stellen, wenn die Bahn mehr Züge
hätte. Das heißt, wir sollten nicht in Signalanlagen
investieren, sondern in Züge. Das war ja gerade
mein Argument. Mehr Geld in Züge heißt, weniger
Leben auf Straßen verloren. Dazu stehe ich auch.
Das Thema Tempolimit hat mit dem Thema Schul-
weg überhaupt nichts zu tun. Das habe ich auch
nicht behauptet, sondern damit, dass man Kinderle-
ben rettet auf der Autobahn, damit allerdings sehr
wohl. Dazu stehe ich auch wiederum. Die Tempo-
differenz zwischen Tempo 220 km/h und Tempo 80
km/h eines Lkw ist eines der großen Probleme für
menschliches Versagen. Das ist uns allen bekannt.

Ich wollte, um die Zeit nicht überzustrapazieren, Ih-
nen ein Beispiel dazu sagen, wie dieses falsche Ri-
sikobewusstsein, das hier auch zementiert wird, da-
für sorgt, dass gerade die gute Möglichkeit über die
Bahn, sicher von A nach B zu kommen, gerade
nicht funktioniert. Nur weil formal auf der Strecke
Weimar-Kranichfeld die Sicherungstechnik nicht
mehr den neusten formellen Ansprüchen genügt
hat, hat dort die Bahn respektive das aufsichtfüh-
rende Gremium zwei Wochen lang die Bahn voll-
ständig stillgelegt. Das wäre ungefähr so, als wenn
man eine Autobahn, sagen wir mal die A 71, stillle-
gen würde, weil irgendwo ein 3 cm hoher Absatz
drin ist, der meines Wissens auch nicht rechtmäßig
ist und eigentlich eine Reparatur braucht. Kein
Mensch würde auf den Gedanken kommen. Zwei
Wochen lang sind alle auf dieser Bahnstrecke - und
dies ist eine relativ gut befahrene Strecke - darauf
angewiesen gewesen, Auto zu fahren oder sich in
den sogenannten Schienenersatzverkehr zu zwän-
gen. Wie viele Menschen Sie dadurch von dem si-
cheren Verkehrsmittel Bahn auf das unsichere Ver-
kehrsmittel Auto gebracht haben, das ist gar nicht
abzuschätzen.

Deshalb noch einmal: Diese Debatte hier heißt, die
Bahn ist das sicherste Verkehrsmittel, das wir ha-
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ben, darauf sind wir stolz, das kann man immer
noch verbessern, aber bei knappen Mitteln eines
Freistaats lohnt es sich, jeden Euro zu investieren,
dass man auf Autoverkehrsstraßen Tempolimit ein-
führt und mehr Radwege baut, um dafür zu sorgen,
dass die Leute weniger Auto fahren, denn das rettet
Leben. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Hitzing:

Danke, Herr Abgeordneter Meyer. Das Wort hat
jetzt der Abgeordnete Untermann für die FDP-Frak-
tion.

Abgeordneter Untermann, FDP:

Ich muss hier noch einmal etwas geradestellen.
Den schwarzen Peter der Bahn zuzuschieben, das
habe ich hier nicht gemacht, noch einmal eindeutig.
Ich habe bei der Eisenbahn gelernt vier Jahre. Ich
weiß, was es heißt, dort zu arbeiten, und weiß
auch, was Sicherheit bedeutet.

(Beifall FDP)

Aber es kann kein Grund sein, hier den Straßenver-
kehr zu verteufeln. Ich bin für beides gleichmäßig.
Ich weiß auch, dass die Bahn sicher ist und dass
das Flugzeug sicherer ist als das Auto, das wissen
wir alle. Ich mache hier noch einmal ganz deutlich,
ich mache der Bahn keinen Vorwurf, dass sie Feh-
ler gemacht hat, außer demjenigen, der wahr-
scheinlich den Fehler dort gemacht hat, ist der Fak-
tor Mensch. Aber man kann alles auch noch ver-
bessern. Ich weiß nicht, welcher Geschäftsmann
seine Arbeit gut macht, der wird nie sagen, der wird
nie böse sein, wenn ich zu ihm komme und sage,
das könntest du doch noch besser machen. Dafür
sollten wir eigentlich kämpfen. Das ist meine Mei-
nung und ich will niemanden verteufeln.

(Beifall FDP)

Vizepräsidentin Hitzing:

Danke, Herr Abgeordneter Untermann. Es liegt mir
jetzt keine Wortmeldung mehr vor. Kann ich davon
ausgehen, dass das Berichtsersuchen zu Num-
mer 1 des Antrags erfüllt ist? Regt sich Wider-
spruch? Nein. Außerdem habe ich auch keinen An-
trag auf Überweisung vernommen.

Also kommen wir jetzt direkt zur Abstimmung über
Nummer 2 des Antrags der Fraktion der FDP in
Drucksache 5/2274. Wer dem Antrag zustimmen
kann, den bitte ich jetzt um sein Handzeichen. Das
sind die Stimmen der Fraktion der FDP und einzel-
ne Stimmen aus der Fraktion DIE LINKE. Gibt es
Gegenstimmen? Das sind die Stimmen aus den
Fraktionen CDU und SPD. Gibt es Enthaltungen?
Aus der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und

der Fraktion DIE LINKE. Damit ist der Antrag abge-
lehnt.

Ich schließe den Tagesordnungspunkt und wir kom-
men zum Tagesordnungspunkt 12

„Grünes Band“ als „Nationales
Naturmonument“ ausweisen
Antrag der Fraktion BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN
- Drucksache 5/2279 -

Gibt es den Wunsch zur Begründung? Ja. Herr
Dr. Augsten, bitte.

Abgeordneter Dr. Augsten, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, alle
Fraktionen sind übereingekommen, diesen Antrag
ohne Aussprache und ohne Einbringung an den
Umweltausschuss zu überweisen. Danke schön.

Vizepräsidentin Hitzing:

Vielen Dank für die Doch-Begründung oder Einbrin-
gung. Das bedeutet, wir kommen sofort dazu, die-
sen Antrag an den Ausschuss für Landwirtschaft,
Forsten, Umwelt und Naturschutz zu überweisen,
um das noch mal gesagt zu haben. Wer dieser
Ausschussüberweisung folgen kann, den bitte ich
jetzt um sein Handzeichen. Das ist eine riesige
Mehrheit. Gibt es Gegenstimmen? Nein. Gibt es
Enthaltungen? Also ist es eine Einstimmigkeit. Vie-
len herzlichen Dank.

Ich schließe an dieser Stelle den Tagesordnungs-
punkt 12 und rufe auf den Tagesordnungs-
punkt 13

Rechtssicherheit schaffen: Re-
gionale Raumordnungspläne
in Kraft setzen
Antrag der Fraktion BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN
- Drucksache 5/2280 -

Ist das Wort zur Begründung gewünscht? Ja, das
ist der Fall. Das Wort hat Frau Abgeordnete Schu-
bert.

Abgeordnete Schubert, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, wir ha-
ben ja gestern schon durch die Aktuelle Stunde ei-
niges dazu gehört und Herr Carius war auch nicht
müde zu betonen, dass man alles gründlich prüfen
müsste. Frau Tasch sagte, hier sei alles nach
Recht und Gesetz in einem ganz normalen Verfah-
ren gelaufen. Ich möchte Ihnen mal wiedergeben,
was ein Landrat in dieser Debatte gesagt hat, und
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zwar in der Debatte Ausweisung von Windkraftge-
bieten, darum geht es uns ja vor allem neben der
Frage Energien insgesamt. Der sagte: Solange ich
Landrat bin, wird es in meinem Kreis keine neuen
Windkraftanlagen geben.

(Beifall CDU)

(Unruhe FDP)

(Zwischenruf Abg. Tasch, CDU: Sehr gut.)

Ideologie. Jetzt ist sie auch noch mal an die Ober-
fläche gekommen und Sie können jetzt aufhören,
den …

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Frau Tasch, Sie sind gegen die
CDU.)

(Zwischenruf Abg. Tasch, CDU: Ach ja.)

(Heiterkeit im Hause)

Genau. Die Oberfläche des Landrats bei der Be-
gründung, wir müssen das alles in Ruhe machen
und rechtssicher, ist bei ihm durchgebrochen durch
dieses Zitat und bei Ihnen jetzt auch, vielen Dank.
Das hat gezeigt, wie Sie mit dieser Frage umgehen,
nämlich ideologisch.

(Unruhe CDU)

Wir gehen damit nicht ideologisch um, sondern
pragmatisch und vor allem fühlen wir uns offen-
sichtlich den Zielen des Koalitionsvertrags mehr
verpflichtet als Sie. Das nehme ich auch zur Kennt-
nis.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wenn man auf die Homepage der Regionalen Pla-
nungsgemeinschaft Ostthüringen geht, dann gibt es
dazu Informationen zum integrierten Energiekon-
zept. Da ist schon auffällig, dass für erneuerbare
Energien dort die Potenziale zu finden sind, Daten
zu den Potenzialen, aber zur Windkraft nicht. Das
ist mir aufgefallen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Auffällig ist auch, dass die regionalen Planungsstel-
len regelmäßig mehr Windkraftgebiete ausgewie-
sen haben als die Planungsgemeinschaften. Und
das lässt in mir doch Zweifel aufkeimen, ob wirklich
sachgerecht abgewogen wurde oder ob es nicht
auch teilweise tatsächlich etwas um Verhinderungs-
planung geht.

(Zwischenruf Abg. Tasch, CDU: Kennen Sie
den Bürger vor Ort? Die haben die Nase von
Windrädern voll.)

Ich habe gestern schon den Landesentwicklungs-
plan angesprochen. Da wurde klar, dass das 10-
Prozent-Ziel, was mal formuliert wurde von einem
nicht mehr im Kabinett ansässigen Minister, schon
längst überschritten wurde. Wir haben hier veraltete

Planungsinstrumente. Im Moment ist die Landesre-
gierung dabei, Regionalpläne zu genehmigen, die
auf diesen völlig veralteten Planungsinstrumenten
beruhen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das heißt, dass die neuen Regionalpläne im Be-
reich Energie schlecht sind, sie sind schlecht, aber
- und das ist auch der Sinn unseres Antrags - es ist
immer noch besser, sie zu genehmigen und die we-
nigen Windkraftgebiete, die dort ausgewiesen sind,
endlich zu nutzen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Deswegen plädieren wir auch dafür, dass die um-
gehend genehmigt werden und nicht mehr hin- und
hergeschoben werden im Kabinett. Man hört Ge-
rüchte, dass es heute eine Genehmigung gegeben
habe. Vielleicht wird Herr Carius dazu etwas aus-
führen und auch sagen, was dann speziell mit dem
Teil Energie passiert ist.

Bei unserer Windkrafttagung ist sehr deutlich ge-
worden, dass sowohl Landräte als auch Investoren
händeringend gesagt haben: Wir hoffen auf den
neuen Landesentwicklungsplan, wir brauchen end-
lich klare, bessere Vorgaben. Liebe Landesregie-
rung, das ist genau Ihre Aufgabe, bitte legen Sie
einen Zahn zu!

(Unruhe CDU)

(Zwischenruf Abg. Tasch, CDU: Jetzt spre-
chen Sie doch mal zur Begründung.)

Das ist alles die Begründung dafür, warum diese
Regionalpläne schnellstens genehmigt werden soll-
ten. Frau Tasch, hören Sie sich einfach den Rest
an, ich habe sowieso nur noch eine Minute und
dann können Sie gern nach vorn gehen. Ich kann
dann später noch mal reden.

Ich habe mich in dem Regionalplan Südwestthürin-
gen umgesehen. Da werden Kriterien genannt, die
man als restriktiv auffassen kann, restriktiv im Hin-
blick darauf, dass sie dazu geeignet sein können,
Windkraftanlagen nicht zu genehmigen. Eines zum
Beispiel ist die Nichtausweisung in unzerschnitte-
nen, störungsarmen Räumen ab 50 km². Das finde
ich schon interessant. Wenn man die gleichen Kri-
terien mal für Straßenverkehrswege anwenden
würde,

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

dann würden wir aber mit der Straßenverkehrspla-
nung in Thüringen ganz woanders landen.

Letzter Punkt: Der Finanzminister hat heute davon
gesprochen, dass Gründlichkeit vor Schnelligkeit
geht. Da ging es um den Finanzausgleich, wo die
Kommunen ja keinen Schaden genommen haben.
Hier ist es ganz anders, hier haben die Kommunen
nämlich Schaden genommen. In jedem Jahr, in
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dem keine neuen Windkraftanlagen mehr gebaut
werden konnten - man geht von 100.000 € Wert-
schöpfung pro Windkraftanlage aus -, sind wir pro
Jahr bei 10 Mio. €, die den Kommunen entgangen
sind an regionaler Wertschöpfung. Das ist schade.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Hitzing:

Danke, Frau Abgeordnete Schubert. Als Erster hat
Minister Carius um das Wort gebeten, um gleich zu
dem Antrag Stellung nehmen zu können. Bitte, Herr
Minister.

Carius, Minister für Bau, Landesentwicklung
und Verkehr:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und
Herren! Frau Schubert, jetzt ist mir einiges klarer
geworden, vor allen Dingen, dass eine Klarheit in
manchen Teilen bei Ihnen nicht ganz besteht,

(Beifall CDU, FDP)

vor allen Dingen darüber, dass Regionale Raum-
ordnungspläne deutlich mehr regeln als nur die Fra-
ge von Windenergie- oder nicht Windenergienut-
zung.

(Beifall CDU)

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Schön, dass Sie es uns erklären.)

Ja, das ist so. Da ist im Grunde tatsächlich die Fra-
ge, welche Ansprüche wir an den Raum stellen.
Das ist die Aufgabe, die wir zunächst abstrakt im
LEP formulieren und dann im Regionalen Raum-
ordnungsplan herunterbrechen auf die jeweiligen
Regionen und dort eben nicht abstrakt, sondern
ganz konkret prüfen, ist dieser Nutzungsanspruch
an den Raum dort vor Ort möglich oder ist er es
nicht. Das gilt auch für die Windanlagen. Natürlich
können Sie sagen, vom Windpotenzial her gesehen
könnten wir die Windanlagen am besten auf alle
Bergkuppen stellen und auch in jeden Wald hinein-
stellen. Auf der anderen Seite müssen wir natürlich
auch die Frage beantworten, erstens - das ist jetzt
vielleicht nicht die allererste Frage - ist das gut für
unser Land? Das, glaube ich, ist nämlich nicht der
Fall. Zweitens, stoßen wir damit nicht auf andere
schützenswerte Güter? Ist es zum Beispiel sinnvoll,
dass wir mitten in den Wald so eine Windanlage
hineinstellen? Ist es sinnvoll, dass wir uns jede
Sichtachse mit Windkrafträdern verstellen? Passt
das auch zusammen mit den anderen schützens-
werten Interessen, ob nun Vogelschutz oder andere
Tiere und Pflanzen, die wir auch schützen wollen?
Das sind Dinge, die wir konkret vor Ort abwägen
müssen, weil wir natürlich letztlich auch dem Men-
schenschutz Rechnung tragen wollen, indem wir

beispielweise Korridore für bestimmte Straßenbau-
maßnahmen festlegen.

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Das
eine schließt doch das andere nicht aus.
Übertreiben Sie doch nicht!)

Was heißt, das eine schließt das andere nicht aus,
Herr Kuschel? Wir haben viele schützenswerte Gü-
ter, die müssen wir vor Ort miteinander abwägen.
Da geht es mitnichten nur um die Frage, ob die
Windenergieanlagen nun 1 Prozent oder 3 Prozent
oder 10 Prozent der Fläche dieses Landes einneh-
men.

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE:
99 Prozent.)

Ja, 90 Prozent. Das ist vielleicht eine Forderung,
die Sie für Ihre Partei erheben können. Ich glaube
aber nicht, dass Sie damit im Einklang mit den Thü-
ringerinnen und Thüringern stehen.

Ich möchte deshalb auch noch mal zur Frage der
Genehmigungsprüfung Stellung nehmen. Mein
Haus arbeitet sehr intensiv an dieser Prüfung. Es
ist mir wichtig, dass wir Zug um Zug zu Ergebnis-
sen kommen. Das heißt aber auch, dass wir uns an
Recht und Gesetz halten müssen. Das heißt, auch
hier können wir nicht einfach Genehmigungen
übers Knie brechen und einfach sagen, da oder
dort haben wir jetzt abstrakt irgendwelche Ziele
nicht erreicht, weil ein Ziel allein ist es nicht, son-
dern wir haben natürlich immer Zielkonflikte, die wir
vor Ort in den Planungsgemeinschaften ausdisku-
tieren. Dort wird grundsolide Arbeit geleistet. Das
heißt nicht, dass dann jede Abwägung immer völlig
fehlerfrei ist, das heißt auch nicht, dass vielleicht
auch der eine oder andere politische Kompromiss
da geschlossen wird, den man dann rechtlich sank-
tionieren kann oder aber den man auch aufheben
muss. Insofern haben wir hier tatsächlich eine gan-
ze Reihe von Aufgaben zu berücksichtigen.

Wenn wir bei der Windenergie sind, da stehen wir
vor der Frage, entweder wir nehmen die Privilegie-
rung, wie sie im Baugesetzbuch ist, einfach hin,
dann können die Anlagen überall hingestellt werden
- das kann der eine oder andere gut finden, ich
glaube sogar, dass der eine oder andere Zahnarzt
das bestimmt sehr gut findet, wenn man die überall
bauen kann -, oder aber wir sagen, wir wollen ganz
konkret Windvorranggebiete in der einen Region
und in der anderen Region abgewogen aufstellen.
Wir wollen diese Belastung, die das für den Raum
bedeutet, die es für den Menschen auch bedeuten
kann, ich denke beispielsweise an Emission, natür-
lich auch in Grenzen halten und das heißt, wir set-
zen uns dafür ein, wir wollen Windvorranggebiete.
Mir ist eines dabei völlig klar: Es kann hier nicht
darum gehen, dass wir vielleicht eine Verhinde-
rungsplanung, die der eine oder andere vor Ort viel-
leicht wahrhaben möchte oder gern wünscht, gut-
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heißen, sondern wir müssen vor Ort gemeinsam mit
den Planungsgemeinschaften schauen, wie kann
der Windenergienutzung sinnvoll Raum gegeben
werden. Das ist eine Frage, die muss man mit den
vielen anderen Zielen der Raumplanung überein-
bringen.

Seit dem 11. Februar 2011 liegen mit der Übergabe
der Verfahrensunterlagen zum Regionalplan Ostt-
hüringen nun alle Regionalpläne zur Genehmigung
vor. Das heißt, man kann mitnichten sagen, wir hät-
ten alle Pläne seit ewigen Zeiten, sondern es ist
einfach so, dass jetzt erst mit dem gleichzeitigen
Vorliegen aller Regionalpläne auch verbunden ist,
dass wir natürlich zeitaufwendig daran arbeiten, die
Genehmigungsprüfung und die intensive Vorprü-
fung, die nach dem Landesplanungsgesetz im Lan-
desverwaltungsamt als der oberen Landespla-
nungsbehörde durchgeführt werden muss, dass
das dann eben auch ein bisschen Zeit kostet. Der
Regionalplan Ostthüringen liegt seit rund zwei Wo-
chen vor, der Regionalplan Nordthüringen befindet
sich bereits in der Ressortabstimmung, da ist also
die Vorprüfung erfolgt durch das Landesverwal-
tungsamt. Zum Regionalplan Mittelthüringen fanden
bereits konstruktive Gespräche nach der Res-
sortabstimmung mit dem Präsidenten der Pla-
nungsgemeinschaft darüber statt, welche von den
Maßnahmen kann man womöglich noch ein
bisschen anders fassen, so dass sie genehmi-
gungsfähig sind, und welche nicht. Für den Regio-
nalplan Südwestthüringen - es freut mich an dieser
Stelle sagen zu dürfen - habe ich die Genehmigung
heute bereits erteilt.

Zur Forderung, das zukünftige Landesentwick-
lungsprogramm bereits im Juni 2011 vorzulegen
und den Energie- und Klimabestandteil bis En-
de 2011 zu verabschieden, möchte ich an dieser
Stelle auch noch einmal einiges klarstellen: Ich
glaube eben nicht, dass wir gut beraten sind, gera-
de vor den Erfahrungen, die Sie immer gern zitie-
ren, von Stuttgart 21, von höherer und besserer
Planungskultur, von der Berücksichtigung von Bür-
gerinteressen, dass wir hier einfach ein Ziel vorge-
ben und es ist uns völlig egal, was die Bürgerinnen
und Bürger, was die Gemeinden und Städte und
Landkreise oder auch Verbände und Kammern zu
diesem Thema sagen. Da sind wir überhaupt nicht
gut beraten, das zu machen. Hier, glaube ich, müs-
sen wir uns mindestens - mein Ziel ist es, auch
deutlich mehr zu erreichen - an rechtsstaatlichen
und demokratischen Grundsätzen orientieren. Das
heißt, insbesondere beim Thema Öffentlichkeits-
und Behördebeteiligung braucht das Zeit. Ich halte
es deswegen für eine sehr schlechte Idee, diese
Öffentlichkeitsbeteiligung hier zu beschneiden. Ich
glaube, es zeugt nicht gerade von einer sehr hohen
demokratischen Kultur, nur um ein Ziel von den vie-
len Zielen, die man in der Landesentwicklungspla-
nung verfolgen kann, zu verfolgen, die Bürgerbetei-

ligung komplett abzuschneiden. Ich glaube, da wä-
ren wir überhaupt nicht gut beraten. Und dann ga-
rantiere ich Ihnen, hätten wir das, was an Protesten
im Bereich von Stuttgart 21 passiert ist, flächen-
deckend. Rechtssicherheit schafft man nicht, indem
man gegen geltendes Recht verstößt. Insofern
kann ich nur davon abraten, einen so hoch ambitio-
nierten Zeitplan, wie Sie ihn jetzt fordern, hier zu
fordern.

Der erste Kabinettsdurchgang und die Freigabe für
die Beteiligung des Landesentwicklungsprogramms
ist für den Juni 2011 geplant. Die Beteiligung der
Öffentlichkeit, der Behörden und übrigens auch des
Landtags ist für den Zeitraum Juli bis Septem-
ber 2011 geplant. Möglicherweise wird sich dieser
Zeitraum auch verlängern, weil die Sommerpause
innerhalb dieser Frist liegt. Natürlich möchte ich
auch nicht der Befassung im Landtag vorgreifen
oder irgendwelche Fristen setzen, das obliegt na-
türlich völlig dem Landtag.

Wenn man eine qualifizierte Mitwirkung der Bevöl-
kerung und der betroffenen Stellen in Thüringen an-
strebt, sollte man nicht auf gesetzliche Mindestfri-
sten abstellen. Daher kommt für mich ein Fristende
vor der Sommerpause auch nicht infrage. Parallel
zur Öffentlichkeitsbeteiligung haben wir Regionalfo-
ren geplant, um mit den Interessierten vor Ort zu
den Themen des Landesentwicklungsprogramms
auch ins Gespräch zu kommen. Im Rahmen der
Beteiligung sind ohnehin über 1.300 öffentliche
Stellen einzubeziehen. Erfahrungsgemäß enthalten
die abgegebenen Stellungnahmen zahlreiche ein-
zelne Sachäußerungen, die wir dann natürlich auch
jeweils abzuwägen und zu prüfen haben. Im
Jahr 2003 waren es bei der Erstellung des letzten
Landesentwicklungsprogramms über 600 Stellung-
nahmen mit mehr als 3.000 einzelnen Sachäuße-
rungen. Nur so viel zu dem, was die Bürgerinnen
und Bürger, was auch öffentliche Einrichtungen in
unserem Freistaat an der Erarbeitung eines Lan-
desentwicklungsprogramms an Anteil nehmen, und
was wir auch vernünftig abwägen sollten und nicht
mit einem Federstrich einfach entscheiden können.

Im Ergebnis dieses Prüfungs- und Abwägungspro-
zesses wird der Entwurf des Landesentwicklungs-
programms neu erstellt. Unterscheidet sich dieser
Entwurf erheblich von der Ursprungsfassung, ist
noch einmal eine Öffentlichkeits- und Behördenbe-
teiligung durchzuführen. So sieht es das Thüringer
Landesplanungsgesetz, das Raumordnungsgesetz
des Bundes und übrigens auch das Baugesetzbuch
für vergleichbare Verfahren vor. Selbstredend wür-
de dann auch der Landtag nochmals beteiligt wer-
den. Für mich ist es selbstverständlich, dass die Öf-
fentlichkeit, die Behörden und der Landtag infor-
miert werden und Mitwirkungsmöglichkeiten be-
kommen. Mit diesem Zeitplan ist eine Fertigstellung
des neuen LEP bis Mitte 2012 möglich, aber nicht
früher. Wie sich die Neuaufstellung des Landesent-
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wicklungsprogramms zeitlich tatsächlich entwickelt,
ist maßgeblich aber vom tatsächlichen Inhalt und
auch dem Umfang der Stellungnahmen im Rahmen
der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung sowie
auch der Beteiligung dieses Hauses abhängig. Ich
erachte es daher auch nicht als zielführend, wie im
Antrag gefordert, einzelne Teile loszulösen. Das
Landesentwicklungsprogramm ist organisch ein
Ganzes, das auch so behandelt werden muss und
an den Grundsätzen der Öffentlichkeitsbeteiligung
ist ohnedies nicht zu rütteln. Insofern, hoffe ich,
dass ich zu Ihrem Antrag einige sinnvolle Ergän-
zungen und Richtigstellungen vornehmen konnte,
so dass eine Abstimmung sich darüber eher erledi-
gen sollte. Danke.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Hitzing:

Danke, Herr Minister Carius. Es hat jetzt das Wort
Frau Abgeordnete Enders für die Fraktion DIE LIN-
KE.

Abgeordnete Enders, DIE LINKE:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und
Herren! Sehr geehrter Herr Minister Carius, wir ver-
stehen den Antrag von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
mit der Forderung, Rechtssicherheit zu schaffen
und dazu die Regionalen Raumordnungspläne in
Kraft zu setzen, vor allem als Mahnung an die Lan-
desregierung, durch interne Streitigkeiten und Kom-
petenzgerangel nicht die Zukunft Thüringens zu
verschlafen.

(Beifall DIE LINKE)

Wer die Zukunft gestalten will, der braucht in einem
Rechtsstaat auch Rechtssicherheit, und wer die Kli-
maschutzziele und die daraus abgeleiteten Aufga-
ben für die Entwicklung der erneuerbaren Energie
ernst nimmt, der braucht nicht nur Ziele und Aufga-
ben, sondern auch Flächen, aber eben nicht nur
Flächen für Windkraftanlagen. Wir meinen, Politik,
insbesondere Landespolitik, ist in der Pflicht, dafür
die notwendigen Rahmenbedingungen zu schaffen.
In diesem Sinne, meine sehr verehrten Damen und
Herren, unterstützen wir den Antrag der Kollegin-
nen und Kollegen von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir ver-
stehen den Antrag aber nicht nur als Antrag, Inves-
titionsstau bei geplanten Windkraftanlagen aufzulö-
sen oder gar nicht erst zuzulassen. Grundsätzlich
gilt für uns: Die Fraktion DIE LINKE im Thüringer
Landtag steht für den vorrangigen Ausbau der er-
neuerbaren Energien, um fossile Energieträger und
vor allem gefährliche Atomenergie möglichst rasch
abzulösen. Wir stehen für einen regionalen Mix der
erneuerbaren Energieträger, den Ausbau der Wind-
kraft, der Solarenergie, von Wasserkraft, Biomas-
senutzung und Geothermie. Aber neben den Aus-

baupotenzialen der erneuerbaren Energien - das
will ich an dieser Stelle auch ganz ausdrücklich be-
tonen - gehört für uns die Steigerung der Energieef-
fizienz als untrennbarer Bestandteil dazu, wenn wir
die Energiewende erreichen wollen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dazu sind aus unserer Sicht regionale Energienut-
zungspläne erforderlich, die klare regionale Zielrich-
tungen festschreiben, denn ohne Kraft-Wärme-
Kopplung, ohne Blockheizkraftwerke, ohne
Nahwärmenetze und konkrete Reduktion des Ener-
giebedarfs wird die Energiewende nicht erreichbar
sein. Ich denke, darüber muss Klarheit herrschen.
Wer in diese Richtung geht, kann immer mit der
Unterstützung der Fraktion DIE LINKE im Landtag
rechnen.

(Beifall DIE LINKE)

Wir brauchen für all dies Rahmenbedingungen,
meine sehr verehrten Damen und Herren, die in ei-
nem Landesentwicklungsplan festgeschrieben sind.
Wir brauchen diesen Plan möglichst schnell. Inso-
fern ist die Forderung der GRÜNEN berechtigt, die
Teile des Landesentwicklungsplans, die notwendig
sind, um die Klimaschutz- und Energieversorgungs-
ziele zu erreichen, möglichst noch Ende dieses
Jahres hier im Landtag zu beschließen. Aus unse-
rer Sicht sind folgende Herangehensweisen not-
wendig:

1. Der Ausbau der erneuerbaren Energien mit kon-
kreten Ausbauszenarien muss übergeordnetes Ziel
der Raumpläne werden.

2. Im Landesplanungsgesetz ist der Ausbau der er-
neuerbaren Energien mit ganz konkreten Zielvorga-
ben als übergeordneter öffentlicher Belang aufzu-
nehmen.

(Beifall DIE LINKE)

3. Im Landesentwicklungsplan müssen konkrete
Zielstellungen verankert werden, die den Ausbau
der erneuerbaren Energien vorantreiben.

(Beifall DIE LINKE)

Dazu, meine sehr verehrten Damen und Herren,
gehört die Darstellung der möglichen Potenziale
der Nutzung regenerativer Energien.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dazu ist ein umfassendes Landeskataster für er-
neuerbare Energien zur Ermittlung des Gesamtpo-
tenzials unumgänglich sowie die Ausweisung von
Vorranggebieten. Die Landesregierung hat dies an-
gekündigt Mitte des Jahres. Ich bin gespannt, wie
dieses Landeskataster aussehen wird.

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Wir
auch.)

Thüringer Landtag - 5. Wahlperiode - 46. Sitzung - 24.02.2011 4251

(Minister Carius)



Als eine wesentliche Zielstellung im LEP muss defi-
niert sein, dass die Rekommunalisierung und Re-
gionalisierung der Energieerzeugung und -vertei-
lung als ein Instrument der Regionalentwicklungs-
politik zur Stärkung der ländlichen Räume verstan-
den wird.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

In diesem Zusammenhang möchte ich an dieser
Stelle meine Aussage von gestern wiederholen: Ab-
geleitet aus diesen Grundzügen, die landespolitisch
klar definiert und vorgegeben werden müssen,
muss es infolge Aufgabe der Regionalplanung sein,
Regionalpläne zu strategischen Erschließungsplä-
nen zu entwickeln, die alle Potenziale regenerativer
Energien entsprechend den regionalen Gegeben-
heiten aufzeigen und natürlich auch ganz klar ent-
sprechende Vorranggebiete ausweisen. Denn
Raumordnung, Landesplanung und Regionalpla-
nung müssen den Weg für erneuerbare Energien
ebnen und dürfen diesen nicht versperren.

Wer sich in der Materie auskennt, weiß - und das
ist heute hier auch im Redebeitrag von Herrn Minis-
ter Carius angesprochen worden -, dass die Errich-
tung von Windkraftanlagen, aber auch die Freiflä-
chen-Photovoltaik im großen Stil nicht unproblema-
tisch ist. Ich will das auch aus Zeitgründen nicht
weiter vertiefen. Wir alle kennen die genannten
Zielkonflikte. Worüber wir aber auch weiter nach-
denken müssen, ist die Frage: Was soll mit dieser
Energie passieren? Windenergie entsteht, wenn
Wind weht; Sonnenenergie, wenn Sonne scheint.
Da gibt es aus meiner Sicht zwei Antworten: Ers-
tens, künftiger Energieverbrauch muss der Energie-
erzeugung folgen; die Wissenschaft hat dafür den
Begriff smart grids, intelligente Netze, geprägt.
Zweitens müssen Speicherkapazitäten entwickelt
und geschaffen werden. Ich sage ganz deutlich, da-
bei kann auch die Elektromobilität eine entschei-
dende Rolle spielen.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Ich möchte auch solche Dinge nennen wie Wasser-
stoff, Salzspeicher - vieles ist hier im Fluss. Auch
diese Antworten stellen Anforderungen an die Lan-
desentwicklungsplanung, an ein zukünftiges Lan-
desentwicklungsprogramm.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, von ent-
scheidender Bedeutung für den Erfolg eines zu-
künftigen Landesentwicklungsplans ist, wie es uns
gelingt, Thüringerinnen und Thüringer auf diesem
Weg mitzunehmen. In meiner Stadt, ich bin Bürger-
meisterin von Großbreitenbach, arbeiten wir gerade
an dem Konzept „Energieautarke Stadt“. Ich bin
Herrn Minister Machnig sehr dankbar, dass er die-
ses Projekt unterstützt. Ein wichtiger Bestandteil
dieses Konzepts wird es sein, einen umfassenden

Partizipationsprozess einzuleiten. Denn ich bin der
festen Überzeugung, dass das Ziel einer energie-
autarken Stadt von Energieautonomie nur dann er-
reicht wird, wenn Bürgerinnen und Bürger, wenn In-
dustrie, Wirtschaft, Tourismusverantwortliche und
alle Akteure vor Ort in diesem Prozess mitgenom-
men werden. Ich hoffe, die hier gemachte Erfah-
rung, die wir in diesem Projekt gewinnen werden, in
einen weiteren Diskussionsprozess eines neuen
Landesentwicklungsplans mit einbringen zu kön-
nen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die Frak-
tion DIE LINKE stimmt dem vorliegenden Antrag
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zu. Danke
schön.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Hitzing:

Danke, Frau Abgeordnete Enders. Das Wort hat
jetzt Frau Abgeordnete Doht für die SPD-Fraktion.

Abgeordnete Doht, SPD:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren, verehrte Abgeordnete von BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN, als ich Ihren Antrag auf den Tisch
bekam, hat sich mir die Logik dieses Antrags nicht
erschlossen. Frau Schubert, nach Ihrer Einbrin-
gungsrede, nach Ihrer Begründung hier erschließt
sie sich mir erst recht nicht.

(Beifall CDU)

Sie bringen unter der Überschrift „Rechtssicherheit
schaffen: Regionale Raumordnungspläne in Kraft
setzen“ Ihren Antrag ein, dass alle vorliegenden
Regionalpläne unverzüglich genehmigt werden sol-
len. Sie begründen das in Ihrem Antrag mit einem
Investitionsstau bei Windenergieanlagen. Hier ha-
ben Sie vorhin einen Landrat zitiert - ich weiß nicht,
welcher es war, aber es könnten mehrere Landräte
in Thüringen gesagt haben -: Wir bauen nie Wind-
energieanlagen. Das ist nicht nur die Auffassung ei-
nes Landrates, sondern bedauerlicherweise vieler
Kommunalpolitiker. Ja, was meinen Sie,

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

was denn da teilweise in so manchem Regionalplan
jetzt drinsteht. Den kann doch das Ministerium ver-
antwortlicherweise gar nicht in Kraft setzen, weil es
eine Verhinderungsplanung ist.

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Das wird aber nicht besser da-
durch.)

Dann muss es eben Fristen geben für eine Überar-
beitung. Es nutzt uns doch nichts, wenn hier ein
Regionalplan verabschiedet wird, in Kraft gesetzt
wird, der letztendlich einer gerichtlichen Überprü-
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fung nicht standhält. Dann kommt ein Gericht, kas-
siert den ein und dann gilt letztendlich nur noch die
Privilegierung für Windenergie im Außenbereich.
Nun mag ja sein, dass Sie das vielleicht wollen,
aber da sage ich, das unterscheidet uns nun wie-
der, das wollen wir nicht. Wir wollen nicht die Wind-
räder auf den Höhen des Thüringer Waldes und an
anderen exponierten Stellen. Wir wollen sie da, wo
sie Sinn machen, wo sie sich in die Landschaft ein-
fügen, und wir wollen ganz bewusst das Instrument
der Regionalplanung und der Raumordnung für die
Steuerung nutzen. Dazu braucht man eben einen
Regionalplan, der letztendlich auch rechtssicher ist.
Deswegen ist es uns lieber, das Landesverwal-
tungsamt und das Ministerium schaut zweimal hin
und wir haben am Ende Regionalpläne, die einer
rechtlichen Überprüfung, auch einer gerichtlichen
Überprüfung standhalten, und dann haben wir die
Rechtssicherheit geschaffen, die Sie wünschen.
Dann haben wir auch die Möglichkeit, diesen Inves-
titionsstau bei Windenergieanlagen aufzulösen. So
weit zum Punkt 1.

Was den Punkt 2 Ihres Antrags betrifft, wir haben
uns als Koalitionsfraktionen das Ziel gesetzt, bis
zum 30.06.2012 das Landesentwicklungsprogramm
zu überarbeiten, und das ist ein sehr ehrgeiziges
Ziel, muss ich sagen. Wir wollen eben nicht Fristen
für die Beteiligung der Träger öffentlicher Belange,
für Bürgerbeteiligung oder letztendlich auch die
Frist, die wir dann im Landtag noch zur Beratung
haben, einengen. Ich habe das letztens schon ein-
mal gesagt, als Sie zum Landesstraßenprogramm
hier einen Antrag brachten, es mit einem Termin,
der schon hinter uns lag, zu verabschieden - ich
verstehe nicht, dass gerade die GRÜNEN, die so
für Bürgerbeteiligung, für Bürgerrechte stehen,
dann hier uns immer wieder mit Anträgen überra-
schen, in denen Sie die Fristen, die Sie von der
Landesregierung oder von anderen abfordern, so
setzen, dass eine vernünftige Bürgerbeteiligung gar
nicht mehr möglich ist.

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Regionalplanungsprozess, da gibt
es doch gar keine Bürgerbeteiligung.)

Es ist die Beteiligung der Kommunen. Wir haben
damals durchgesetzt, dass der Landtag beteiligt
wird, die Träger öffentlicher Belange werden betei-
ligt, das sind auch Bürger, ja. Gut, es ist nicht die
Bürgerbeteiligung in dem Sinne, aber Sie wollen ih-
nen diese Fristen beschneiden und das wollen wir
nicht. Wir wollen auch nicht, dass ein Teil vorab,
z.B. das Thema Energiepolitik, verabschiedet wird,
ohne dass es gegen alle anderen Belange abgewo-
gen wurde. Es wird immer Zielkonflikte geben, In-
teressenkonflikte und die müssen abgewogen wer-
den. Dieser Abwägungsprozess kann nach unserer
Auffassung nicht vernünftig stattfinden, wenn man
einen Bereich priorisiert, ihn eher verabschiedet
und alle anderen müssen sich dahinter verstecken.

Wir sind dafür, dass wir verstärkt erneuerbare Ener-
gien in Thüringen nutzen. Wir sind auch dafür, dass
Windenergie genutzt wird, aber das alles muss in
einem rechtlichen Rahmen ablaufen und es gibt
auch im Freistaat Thüringen neben dem Thema er-
neuerbare Energien noch andere Themen, z.B. der
Landschaftsschutz, der Tourismus, die Beachtung
finden müssen, und all dies wollen wir gemeinsam
abwägen. Ich denke, da ist der 30.06.2012 ein am-
bitioniertes Ziel. Deswegen werden wir Ihren Antrag
ablehnen.

(Beifall CDU)

Vizepräsidentin Hitzing:

Danke, Frau Abgeordnete Doht. Das Wort hat jetzt
der Abgeordnete Untermann für die FDP-Fraktion.

Abgeordneter Untermann, FDP:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Herr
Minister, mit Ihrer Stellungnahme könnte ich mich
fast hundertprozentig identifizieren, was die Sache
der Windkraft und der erneuerbaren Energien be-
trifft, da sind wir als FDP auf Ihrer Seite. Wir sind
auch erfreut, dass jetzt doch auch Bewegung in das
Genehmigungsverfahren kommt. Wir hoffen, dass
unsere Aktuelle Stunde hier auch ein klein wenig
dazu beigetragen hat.

(Beifall FDP)

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Das
ist aber keine Aktuelle Stunde.)

Aus diesem Grund möchte ich mich auch nur ganz
knapp zu diesem heutigen Thema äußern. Seit Au-
gust widmen wir uns kontinuierlich diesem Thema,
nicht nur vom Schreibtisch aus. Wir haben vor Ort
gemeinsam mit den Kommunen noch fehlende Ge-
nehmigungen zu den Vorrangflächen für die Wind-
energie diskutiert. Dazu zählen die Termine in der
Gemeinde Marksuhl oder in der Gemeinde Milda,
aber auch Gespräche mit den Regionalen Pla-
nungsgemeinschaften und bei Bürgermeistern ge-
hören zu meinen Terminen. So verschaffe ich mir
Sachkenntnis darüber, warum eine schnelle Ge-
nehmigung so wichtig ist. Nur eines möchte ich
noch einmal deutlich hier betonen: Windkraft um je-
den Preis nicht mit der FDP.

(Beifall CDU, FDP)

Da sind wir uns völlig einig, Frau Tasch, ein gesun-
der Energiemix und da wo es hingehört, jawohl,
aber die Menschen, die dort leben, können wir nicht
im Stich lassen.

(Beifall FDP)

Unser Ziel ist es, auf die regionalen Voraussetzun-
gen und auf die Erfordernisse abgestimmte Raum-
ordnungspläne zur Genehmigung zu bringen. Die-
sem wird durch die fachliche Kompetenz der Pla-
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nungsstellen, durch die Öffentlichkeitsbeteiligung,
durch Gutachten und durch Handlungsempfehlun-
gen, die gerade für die Ausweisung von Vorrangge-
bieten für Windenergie bestehen, Rechnung getra-
gen. Diese Tatsachen darf man nicht einfach igno-
rieren.

Zum Punkt Landesentwicklungspläne: Ich denke,
die sind notwendig, aber wenn man ein fachlich
fundiertes Konzept erstellen will, halte ich Ihre Ter-
minstellung für nicht durchführbar und nicht mög-
lich. Ich beantrage hiermit getrennte Abstimmung
der beiden Punkte 1 und 2. Ich danke Ihnen.

(Beifall FDP)

Vizepräsidentin Hitzing:

Danke, Herr Abgeordneter Untermann. Das Wort
hat jetzt Abgeordnete Frau Tasch für die CDU-
Fraktion.

Abgeordnete Tasch, CDU:

Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen,
für die Kollegen von den GRÜNEN ist nach ihren
Aussagen immer die Bürgerbeteiligung ein sehr
wichtiges Gut.

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Für
uns auch.)

Das tragt ihr immer vor euch her, vielleicht wie eine
Monstranz oder wie ein Plakat, je nachdem, wie
man es sieht. Ich habe da jetzt gerade ein Projekt
in Süddeutschland vor Augen, wo gerade die Bür-
gerbeteiligung angemahnt wird und Sie suggerie-
ren, dass es nie eine Bürgerbeteiligung gegeben
hat und dass irgendeiner vom Himmel da eine Ent-
scheidung gefällt hat und jetzt erst einmal alle mun-
ter geworden sind.

Ich möchte eigentlich nur das noch einmal wieder-
holen, was ich bereits gestern erwähnt habe, was
zu einem erfolgreichen Abwägungsprozess, den die
Genehmigungsbehörde vorzunehmen hat, erfolgen
muss. Im Sinne einer nachhaltigen Entwicklung
müssen in den Plänen die wirtschaftlichen, ökologi-
schen und sozialen Ansprüche und Bedürfnisse al-
ler Beteiligten abgewogen werden. Da - das ist jetzt
auch schon mehrfach gesagt worden - gibt es Für
und Wider. Wir müssen auch zur Kenntnis nehmen,
dass es hier widerstreitige Interessen gibt. Das ist
einfach so. Ich habe so den Eindruck, Frau Schu-
bert, dass Sie genau wissen, welche Interessen gut
sind und welche nicht und Sie dann sagen können
bei widerstreitigen Interessen, das ist ein gutes In-
teresse, das nehmen wir so und das ist nicht so ein
gutes Interesse, das nehmen wir nicht so. Darüber
haben wir als CDU-Fraktion eine ganz andere Auf-
fassung.

(Beifall CDU)

Wir sagen hier, die Genehmigung der Regionalen
Raumordnungspläne muss mit der nötigen Sorgfalt
geschehen - und das braucht Zeit. Das oberste Ziel
ist ein gutes Ergebnis, Herr Adams, rechtssichere
Regionale Raumordnungspläne, in denen sich die
Interessen der Bürger widerspiegeln. Jetzt hat Frau
Enders gerade gesagt, sie ist Bürgermeisterin,
auch ich bin Bürgermeisterin und habe eine Stel-
lungnahme abgegeben zum Regionalen Raumord-
nungsplan Nordthüringen.

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Ja, ein ganzes Jahr.)

Die habe ich selbstverständlich im Vorfeld mit mei-
nen Gemeinderäten und auch mit meinen Einwoh-
nern besprochen. Das ist eine Bürgerbeteiligung.

(Beifall CDU)

Da finden sich ja schließlich die Interessen meiner
Heimatgemeinde wieder. Die müssen nicht überein-
stimmen mit den Interessen meiner Nachbarge-
meinde, das ist bei mir auch ein konkreter Fall. Die-
se müssen da auch abgewogen werden.

(Heiterkeit und Beifall BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ich habe gesagt, was ist daran schlimm, dass es
zwei widerstreitende Interessen gibt. So ist es nun
mal. Dieses Verfahren der Bürgerbeteiligung muss
sich natürlich auch im Vorgehen des Ministeriums
wiederfinden. Wir haben gestern - das hat mich
schon sehr irritiert, Frau Schubert - gehört, dass Sie
diese widerstreitenden Interessen und auch inner-
halb von Koalitionsparteien oder auch von Gemein-
den als Gezerre bezeichnen. Das kann ich nicht
verstehen. Das ist kein Gezerre, das ist ein ganz
normaler demokratischer Meinungsbildungsprozess
und kein Gezerre. Ich möchte jetzt gar nicht einmal
auf den Sachstand eingehen, das hat der Minister
gesagt, welcher Plan wann, wo genehmigt wird.
Aber ich möchte Ihnen auch noch einmal sagen, wir
haben in Deutschland das Subsidiaritätsprinzip.
Dieses Prinzip haben wir zu achten und nicht nur
immer davon zu reden und in Anträgen davon zu
reden, sondern auch in der Praxis umzusetzen. Da
gilt auch, wer für was zuständig ist. Die Gemeinden
haben die kommunale Selbstverwaltung und die ist
hier auch mit zu beachten. Wir können nicht von
oben herunter gerade bei dem Thema Windenergie
hier gegen Bürgerwillen etwas beschließen. Ich
möchte nur ein aktuelles Beispiel ansprechen, das
sind die Aktivitäten im Bereich der Gemeinde Lim-
lingerode im Landkreis Nordhausen, wo sich die
Menschen dieser Gemeinde zu 99 oder 100 Pro-
zent dagegen ausgesprochen haben. Das interes-
siert Sie scheinbar gar nicht, warum weiß ich jetzt
auch nicht.

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Weil es dort einen rechtsgültigen
Plan gibt.)
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Ach so. Aber in dem neuen Entwurf wird es heraus-
kommen, der Standort befindet sich in einem Land-
schaftsschutzgebiet, aber das wollen Sie dann
nicht, sondern wollen den Bürgerwillen da nicht be-
achtet haben.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das gilt gleicher-
maßen auch für den zweiten Teil des Antrags. Hier
spricht sich die GRÜNE-Fraktion dafür aus, gelten-
des Recht, speziell das Raumordnungsgesetz und
das Thüringer Landesplanungsgesetz zu missach-
ten und ein Landesentwicklungsprogramm über das
Knie zu brechen. Diese Forderung verletzt in mei-
nen Augen in eklatanter Weise die Mitwirkungs-
möglichkeiten der Bevölkerung und der betroffenen
Stellen innerhalb der Verwaltung. Das ist mit uns
nicht zu machen.

(Beifall CDU)

Erwarten Sie tatsächlich, dass die Landesregierung
das LEP fernab von Recht und Gesetz par ordre de
mufti - der Minister hat recht, von oben die haben
recht, der macht das jetzt so. Ist das wirklich Ihr
Ernst, dass Sie die Rechte der Beteiligten tatsäch-
lich beschneiden wollen? Also ich habe immer ge-
dacht, das gibt es nicht, aber ausgeschlossen ist ja
hier nichts. Und wie weit und wie ideologisch gera-
de Sie sind, Frau Schubert, das haben wir ja vorhin
gehört. Gerade bei dem ganz strittigen Thema der
Windenergie argumentieren Sie ideologisch, Wind-
energie ist per se gut.

Jetzt ein Landkreis, das haben Sie gerade ange-
sprochen, ich weiß nicht, ob es der Landrat des
Landkreises Eichsfeld war, den Sie gemeint haben.
Aber da ist es auch so, dass der Landkreis Eichs-
feld sagt, wir sind mit dem großen Windpark Bütt-
stedt ausgereizt und auch bis auf eine Gemeinde
im Landkreis Eichsfeld haben alle Gemeinden ge-
sagt, wir möchten keine neuen Standorte. Das wi-
schen Sie vom Tisch, weil Windrad ist etwas Gutes,
deswegen interessiert Sie die Meinung der Ge-
meinden überhaupt nicht. Auch beim Thema Land-
schaftsschutz haben wir uns hier im Haus ganz oft
schon auseinandergesetzt, Landschaftsschutz,
380-kV-Leitung, 100 Meter hohe Masten, die wirk-
lich die Landschaft negativ beeinträchtigen. Da ge-
be ich Ihnen vollkommen recht. Aber beeinträchtigt
das Windrad mit 180 Meter Höhe nicht die Land-
schaft? Das beeinträchtigt auch die Landschaft
nachdrücklich.

(Beifall CDU)

Auch zum Thema Flächenversiegelung, ein Wind-
rad 180 Meter hoch, die neuen werden so gebaut,
dafür bedarf es 1.800 Tonnen Beton, um so ein
Windrad standfest zu machen. Das ist keine Flä-
che, die hier 10 mal 10 ist, sondern auch da findet
Flächenversiegelung statt. Auch hier muss ich mir
überlegen, ob das gut ist. Ich möchte auch mal mit
dem Märchen aufräumen, dass wir hier als CDU

nicht das Thema erneuerbare Energien im Blick ha-
ben. Erneuerbare Energien sind nicht nur Wind-
energie, es gibt viele Dinge. Es wird auch nicht nur
das eine geben, was wichtig ist. Das Allerwichtigste
ist, das haben Sie, Frau Enders, auch gesagt, wir
müssen weniger Energie verbrauchen. Das steht
erst einmal an allererster Stelle. Dort müssen wir
ansetzen. Dann gibt es im Bereich der erneuerba-
ren Energien viele andere Dinge, die auf den Weg
gebracht werden. Zum Beispiel gibt es eine Firma,
die jetzt einen Salz-Wärme-Speicher entwickelt, um
Häuser ohne Strom und ohne andere Dinge zu be-
heizen. Das ist eine ganz tolle Sache. Da gibt es
kaum Konfliktpotenzial. Bei der Geothermie gibt es
auch wenig Konfliktpotenzial. Bei der Windenergie
gibt es nun einmal viel Konfliktpotenzial. Auch der
Mensch ist ein schützenswertes Gut und das muss
dabei auch mit abgewogen werden. Wie gesagt, die
Quintessenz ist, der Minister muss rechtssichere
Pläne verabschieden, nicht von oben runter, was,
grüne Ideologen meinen, gut ist, sondern es müs-
sen sich hinterher auch alle Beteiligten wiederfin-
den. Dafür werbe ich und Ihr Antrag ist abzulehnen.
Er ist wirklich, ich sage es ungern, Quatsch.

(Beifall CDU)

Vizepräsidentin Hitzing:

Danke, Frau Abgeordnete Tasch. Das Wort hat
jetzt Abgeordnete Frau Schubert für die Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Abgeordnete Schubert, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, Frau
Tasch, auf das meiste, was Sie gesagt haben,
möchte ich erst gar nicht eingehen. Es war schon
fast unerträglich, sich das manchmal anzuhören,
auf welchem argumentativen Niveau wir uns hier
bewegen, wenn Sie das Versiegelungsproblem an-
sprechen - das ist das erste Mal, dass ich dazu von
Ihnen etwas gehört habe - und als Erstes die Wind-
kraftanlagen nennen, dabei will ich es auch belas-
sen. Das sind doch Ausweichmanöver.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das Problem ist doch, dass sich die Koalition nicht
einig ist. Sie haben ein Ziel in den Koalitionsvertrag
geschrieben und wir bezahlen Universitäten, insbe-
sondere die Fachhochschule Nordhausen, die uns
zum Thema Energie sagt, das Ziel ist nicht zu hal-
ten, wenn wir bei der Windkraft nicht zulegen. Man
kann das auch ignorieren, aber dann frage ich
mich: Wozu leisten wir uns so eine gute Wissen-
schaft, wenn wir diese Ergebnisse einfach nicht zur
Kenntnis nehmen wollen?

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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Insofern stelle ich fest, das Argument Bürgerbeteili-
gung wird immer mehr zum Totschlagargument
oder zur Ausrede, wenn die Landesregierung bei ir-
gendwas nicht vorankommt oder wenn sie sich
nicht einig ist. Das ist nämlich hier das Problem.

An den Minister möchte ich ganz klar sagen: Wir
haben den Entwurf des Landesentwicklungsplans
gefordert für 2011, nicht mehr und nicht weniger.
Was dann alles an Bürgerbeteiligung zu erfolgen
hat bis 2012, dafür ist dann ein Jahr Zeit. Mit Ver-
laub gesagt, beim Thema Energie reden wir jahre-
lang darüber und in den Kommunen wird zum Teil
einfach darauf gewartet, dass hier etwas passiert.

(Zwischenruf Abg. Tasch, CDU: Ach, so ein
Quatsch.)

Wenn wir vorschlagen, die Energieteile herauszu-
nehmen, dann heißt das, wir haben von heute an
immer noch ein Jahr Zeit, genauso viel Zeit wie Sie
dem Verfahren für das Landesentwicklungspro-
gramm zubilligen. Das müsste, glaube ich, ausrei-
chen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Noch ein letzter Punkt, wenn Sie uns vorwerfen, wir
würden die Bürgerbeteiligung nicht wertschätzen,
aber ich möchte ein aktuelles Beispiel anführen, wo
die Landesregierung das ignoriert. Im Weimarer
Land gab es einen Bürgerentscheid zum Thema Er-
weiterung Schweinemastanlage; 64 Prozent der
Bevölkerung haben sich dagegen ausgesprochen.
Jetzt bin ich gespannt, was die Landesregierung
mit diesem Entscheid macht. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Hitzing:

Danke, Frau Abgeordnete Schubert. Mir liegt kein
Redebeitragswunsch mehr vor. Dann habe ich
aber, bevor wir zur Abstimmung kommen, noch die-
sen Antrag auf getrennte Abstimmung Punkt 1 und
Punkt 2. Erhebt sich zu der getrennten Abstimmung
Widerspruch? Das ist nicht der Fall. Der Antragstel-
ler erhebt auch keinen Widerspruch dazu. Gut, dan-
ke.

Dann kommen wir jetzt zur Abstimmung, und zwar
als Erstes zur Abstimmung über den Punkt 1 des
Antrags der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN in
der Drucksache 5/2280. Wer für die Annahme des
Punkts 1 des Antrags ist, den bitte ich jetzt um sein
Handzeichen. Das sind die Fraktionen DIE LINKE,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP. Gegenstim-
men? Das sind die Fraktionen SPD und CDU. Da-
mit ist der Punkt 1 nicht angenommen.

Ich komme zur Abstimmung über den Punkt 2. Wer
dem Punkt 2 zustimmen kann, den bitte ich jetzt um
sein Handzeichen. Das sind die Fraktionen BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und DIE LINKE. Gegenstim-
men? Gegenstimmen kommen aus den Fraktionen
der SPD, der CDU und der FDP. Damit ist auch der
2. Punkt des Antrags nicht angenommen. Ich
schließe an dieser Stelle den Tagesordnungs-
punkt 13.

Sehr geehrte Damen und Herren, für heute been-
den wir die Plenarsitzung und ich wünsche Ihnen
einen angenehmen Abend.

Ende: 19.42 Uhr
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